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1 
Einführung 
Die Sozialversicherung entstand bekanntermaßen im 19. Jahrhundert als Gegenmittel 
zu einer Politikkrise, die eine Folge der Massenarmut war. Wegen der steigenden Beitrags-
belastung in der Gegenwart wird sie heute selbst als ein Faktor angesehen, der ökonomi-
sches Wachstum erschwert. Die damit verbundene drastische Kürzung der Sozialversiche-
rungsleistungen zur Entlastung der Kassen führt wiederum zu schwierigen politischen 
Verhältnissen1. 
Hinsichtlich der Finanzierungskrise der Sozialversicherung sind die demographischen 
und wirtschaftlichen Veränderungen die großen Herausforderungen des Sozialversiche-
rungssystems. Immer weniger sozialversicherungspflichtig Beschäftigten steht eine immer 
größer werdende Anzahl von Rentnern gegenüber2. Die steigende Lebenserwartung und 
die zurückgehende Geburtenentwicklung entsprechen nicht mehr den impliziten Voraus-
setzungen des umlagebasierten Versicherungssystems – dem Generationenvertrag3. Das 
geringe Wirtschaftswachstum mit einer damit einhergehenden Massenarbeitslosigkeit führt 
zu erheblichen Beitragsausfällen im sozialen Sicherungssystem. Folge ist, dass die Bei-
tragssätze stets steigen. 
4 
                                                 
1 Zu sehen ist dies beispielsweise am Misstrauen gegenüber der Arbeitsmarktpolitik der Koalition von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen und der gescheiterten Vertrauensfrage im Jahre 2005, vgl. Jesse, Zeitschrift für 
Parlamentsfragen 2005, S. 612. 
2 Ruland, VSSR 1997, S. 24; Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 97; Germis, „Arbeiten bis 67, 
aber wo?“, F.A.Z. vom 6.2.2006 Nr. 31. 
3 Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 97. 
4 Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), www.bda-online.de/www/bdaonline.nsf/id/ 
B1BE9657B44A78BCC1256DEA00596F07/$file/Beitragssatzsumme.pdf. 
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I.  Problematik der Beitragsfinanzierung in der Gegenwart 
Um die Solidargemeinschaft zu entlasten, werden die Steuerzahler zur Kasse gebeten. 
Durch die sog. Ökosteuern – die erstmalige Besteuerung von Strom5 und die Erhöhung der 
Steuersätze für Mineralöl 1999 – ist der Bundeszuschuss erhöht worden, um den Beitrags-
satz in der gesetzlichen Rentenversicherung um 0,8 Prozentpunkte zu senken6. Durch das 
Haushaltsbegleitgesetz vom 29. Juni 2006 wurde die Mehrwertsteuer zum 1. Januar 2007 
um 3% auf 19% angehoben; mit dieser Erhöhung wird auch der Beitrag zur Arbeitslosen-
versicherung von 6,5% auf 4,5% reduziert7. Mit Blick auf diese Entwicklung liegt die An-
nahme nahe, dass die Steuer in weiterem Umfang zu erhöhen wäre, wenn ein zusätzlicher 
Finanzbedarf der Sozialversicherung entstünde8. Jedenfalls erfordert die Stabilität der Bei-
tragsfinanzierung steigende Bundeszuschüsse. So ist in den vergangenen zehn Jahren der 
Bundeszuschuss im Durchschnitt um 6% gestiegen9.  
10 
Die Bundeszuschüsse im Jahr 2006 betragen 24,5% der gesamten Einnahmen der Ren-
tenversicherungsträger, während Beiträge 74,9% der Einnahmen ausmachen11. Prognosti-
ziert wird, dass der Bundeszuschuss künftig jährlich um ein Prozent steigen muss, um den 
                                                 
5 Nach dem Gesetze zum Einstieg in die ökologische Steuerreform vom 24.3.1999, BGBl. I S. 378 – Strom-
steuergesetz. 
6 Vgl. § 213 Abs. 4 SGB VI; eingefügt durch das Gesetz zur Sanierung des Bundeshaushalts vom 22.12.1999, 
BGBl. I S. 2534 (2542 f.), das vom Bundesverfassungsgericht als verfassungsmäßig angesehen wurde, vgl. 
BVerfG, Urteile vom 20.4.2004 - 1 BvR 1748/99- 1 BvR 905/00. 
7 Eine Prozentpunkt von dieser Differenz wird durch die erhöhte Mehrwertsteuer finanziert, vgl. Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU und SPD vom 11.11.2005, vgl. www.bundestag.de/aktuell/archiv/2005/ koali-
tion/vertrag.pdf, S. 68, Rn. 3353 f.; Änderungen des § 12 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetz und des § 341 Abs. 
2 SGB III, vgl. Art. 4 und Art. 7 des Haushaltsbegleitgesetz 2006 vom 29.6.2006, BGBl. I S. 1402 (1404).  
8 Kritisch zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts über die Verfassungsmäßigkeit der Ökosteuer, 
Wernsmann, NVwZ 2004, S. 819 ff. 
9 Siems, „Bundeszuschuss zur Rente steigt stetig weiter“, Die Welt vom 2.3.2006 Nr. 52-09. 
10 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung, „Die soziale Situation in Deutschland“, www.bpb.de/wissen/ 
K40VGO,0,Bundeszuschuss_zur_Gesetzlichen_Rentenversicherung.html  
11 Vgl. Gunkel, Die finanzielle Entwicklung in der gesetzlichen Rentenversicherung, S. 1. 
 
3 
Beitragssatz der Rentenversicherung knapp unter der Marke von 20% zu halten12. Im Ex-
tremfall könnte dies dazu führen, dass die Beitragsfinanzierung nicht mehr die Hauptquelle 
der Rentenversicherung darstellen könnte. Damit verbunden sind Fragen wie die, ob der 
Sozialversicherungsbeitrag verfassungsrechtlich ausreichend von der Steuer abgegrenzt 
und wie die Sozialversicherungsleistung gestaltet wird, damit das soziale Vorsorgesystem 
weiterhin funktionieren kann. Vor diesem Hintergrund erlangen finanzverfassungsrechtli-
che Überlegungen besondere Bedeutung für die Sozialversicherungsgesetzgebung. 
Die Erhöhung der Beitragssätze und der Bundeszuschüsse wird auf die hohen Ausga-
ben für versicherungsfremde Leistungen zurückgeführt. Als versicherungsfremde Leistun-
gen werden die Leistungen bezeichnet, denen keine entsprechenden Beiträge gegenüber-
stehen oder ferner Leistungen, die vorzeitig bewilligt oder vergünstigt berechnet werden13. 
Der Bundeszuschuss, der aus der Tabaksteuererhöhung im Jahre 200414 erzielt wurde, ist 
ausschließlich zur Finanzierung der versicherungsfremden Leistungen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung verwendet worden15. Die versicherungsfremden Leistungen belasten 
vor allem die Rentenkassen. Sie bestehen aus Renten vor Vollendung des 65. Lebensjah-
res16, Renten für Zeiten ohne Beitragsentrichtung17, Renten für die Kriegsfolge- und Wie-
dergutmachungslasten18 und Renten im Zusammenhang mit der Herstellung der deutschen 
Einheit19. Schließlich zahlt der Bund neben einem allgemeinen und zusätzlichen Zuschuss 
zur Rentenversicherung noch einen Erhöhungsbetrag. Der Bundeszuschuss an die allge-
meine Rentenversicherung beträgt 30,03 Milliarden Euro für das Jahr 2007 (2006: 29,47 
Milliarden Euro)20. Hinzu kommen unter anderem ein weiterer Zuschuss zur pauschalen 
Abgeltung nicht beitragsgedeckter Leistungen in Höhe von 17,68 Milliarden Euro (17,46 
Milliarden Euro), Beitragszahlungen für Kindererziehungszeiten in Höhe von 11,55 Milli-
                                                 
12 Siems, „Bundeszuschuss zur Rente steigt stetig weiter“, Die Welt vom 2.3.2006 Nr. 52-09. 
13 BSGE 81, 276 ff. = SozR 3-2600 § 158 Nr. 1, S. 4. 
14  Durch das „Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes und anderer Verbrauchsteuergesetze“ vom 
23.12.2003; BGBl. I S. 2924; vgl. Bohl/Jahn, BB 2004, S. 225 ff., S. 227. 
15 § 221 SGB V; unten 3. Kapitel II. 2. b). 
16 Wie die aufgehobene Rente für weibliche Versicherte ab dem 60. Lebensjahr nach dem Arbeiterrenten- 
und das Angestelltenversicherungs- Neuregelungsgesetz vom 23.2.1957, die Renten wegen Arbeitslosig-
keit bis 1999 und die später umgewandelte Erwerbsminderungsrente nach § 44 SGB VI., vgl. unten 4. Ka-
pitel II. 3. b) aa). 
17 Beispielsweise die Anrechnung von Ausbildungszeiten (§ 58 Abs. 1 Nr. 3a - 4 SGB VII) durch das Renten-
reformgesetz vom 1992, und Kindererziehungszeiten durch das Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszei-
ten-Gesetz von 1985, vgl. Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 97.  
18 Beispielsweise die Rentenanrechnung von Ersatzzeiten (§ 250 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII) und die Fremdren-
tenrecht. 
19 Nach dem Übergangsrecht für Renten nach den Vorschriften des Beitrittsgebiets - Art. 2 des Gesetzes zur 
Herstellung der Rechtseinheit in der gesetzlichen Renten- und Unfallversicherung (Renten-Überleitungs-
gesetz – RÜG) vom 25.7.1991, BGBl. I S. 1606. 
20 „Die Rente wird für Steuerzahler teurer“, Das Parlament vom 11.9.2006 Nr. 37, S. 5.  
 
4 
arden Euro (11,4 Milliarden Euro) sowie der Bundeszuschuss für die Ostrenten in Höhe 
von 8,17 Milliarden Euro (7,98 Milliarden Euro)21. 
Die Ausdehnung der versicherungsfremden Leistungen kennzeichnet eine weitere 
Problematik der Beitragsfinanzierung in der Gegenwart. Sie dient nicht nur zur Erfüllung 
von Aufgaben innerhalb der Versicherungsgemeinschaft, sondern auch solcher, die die All-
gemeinheit betreffen. Zugleich werden jedoch, wie gezeigt, Steuermittel eingesetzt, um Fi-
nanzierungslücken im Sozialversicherungssystem auszugleichen. In diesem Sinne finan-
ziert die Allgemeinheit in erheblichem Umfang auch die Sozialversicherungsleistungen. 
Die Vermischung einerseits hinsichtlich der Einnahmeseite – aus Mitteln der Beitragszah-
ler und aus allgemeinen Haushaltsmitteln – und andererseits hinsichtlich der Ausgabenseite 
– die Aufgaben der Sozialversicherung bzw. der Allgemeinheit betreffend – führt dazu, 
dass, wie gesagt wird, mittlerweile niemand mehr weiß, „wer welche Hand in welchen Ta-
schen hat“22. Mit Blick auf diesen Zustand steht hier die Frage nach dem verfassungsrecht-
lichen Schutz der durch „Beiträge“ finanzierten Sozialversicherungsleistungen im Zentrum 
der Untersuchung. 
II.  Drastische Kürzung der Sozialversicherungsleistungen 
Die Problematik der Beitagsfinanierung zeigt sich weiterhin bei den Leistungskürzun-
gen. Um die Beitragssysteme zu stabilisieren, sei es, so wird von Seiten der Regierung zum 
Reformkonzept vorgebracht, „nicht länger zu rechtfertigen, wenn Rentenansprüche ent-
stünden, ohne dass Beitragszahlungen erfolgen“23. Entsprechend werden die schulischen 
Ausbildungszeiten bei der Rentenhöhe seit 1. Januar 2005 nach dem Gesetz zur Sicherung 
der nachhaltigen Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung vom 11. 
März 2004 (RV-Nachhaltigkeitsgesetz)24 nicht mehr angerechnet. 
Im Februar 2006 hat die große Koalition schließlich beschlossen, dass vom Jahr 2012 
an die Regelaltersgrenze schrittweise von 65 auf 67 Jahre angehoben werden soll25. Zudem 
wurden bereits zuvor Reformen zum Umbau des Sozialstaates durchgeführt, die mit der 
Kürzung von Sozialversicherungsleistungen einhergehen:  
— in der Krankenversicherung die Ausgliederung der Zahnersatzleistungen nach dem Ge-
setzliche Krankenversicherung-Modernisierungsgesetz (GMG) vom 14. November 
                                                 
21 „Die Rente wird für Steuerzahler teurer“, Das Parlament vom 11.9.2006 Nr. 37, S. 5.  
22 Wernsmann, DRV 2001, S. 67 m. w. N. 
23 Aussage von Bundessozialministerin Ulla Schmidt, zitiert nach F.A.Z. vom 27.10.2003 Nr. 249. 
24 BT-Drucks. 15/2149, S. 24 f. 
25 Germis, „Arbeiten bis 67, aber wo?“, F.A.Z. vom 6.2.2006 Nr. 31. 
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200326;  
— in der Arbeitslosenversicherung die Verkürzung der maximalen Anspruchsdauer beim 
Arbeitslosengeld von 32 auf 18 Monate (§ 127 SGB III) durch das Vierte Gesetz für 
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24. Dezember 2003;  
— in der Rentenversicherung 
 die Aufhebung der Renten für Arbeitslose und für Frauen durch das Rentenreform-
gesetz 1999 nach einem langjährigen Anhebungsprozess des Renteneintrittsalters 
vom 60. Lebensjahr auf die Vollendung des 65. Lebensjahrs27, 
 die Berücksichtigung des Altersvorsorgeanteils (AVA) bei der Rentenanpassung für 
die Zeit vom 1. Juli 2001 bis zum 1. Juli 2011 durch die Rentenreform 200128, 
 die Aussetzung der Rentenanpassung zum 1. Juli 2004 durch das Gesetz vom 27. 
Dezember 200329, 
 die Einführung des Nachhaltigkeitsfaktors seit 1. Januar 2005 durch RV-
Nachhaltigkeitsgesetz. 
Die Änderung der Modalitäten in der Anpassungsformel infolge der letzten zwei Re-
formkonzepte führt zur Verminderung des aktuellen Rentenwertes und damit des Renten-
niveaus. Dementsprechend verlieren die durch Beiträge erworbenen Rentenansprüche an 
Wert. 
30 
                                                 
26 Vom 14.11.2003, BGBl. I S. 2190 (2201 f.).  
27 BGBl. I S. 2998. Übergangsregelungen gelten nach § 237 SGB VI für die Renten für Arbeitslose und § 
237a SGB VI für die Rente für Frauen. Zum Anhebungsprozess des Renteneintrittsalters, unten 4. Kapitel 
III. 2. e). 
28 BT-Drucks. 14/4595, S. 82. 
29 BGBl. I S. 3013. 
30  Vgl. Center for Economic Studies (CES), www.lrz-muenchen.de/~ces/l03_sozial_v06-02-Rente %20-
(Graphiken).pdf.  
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So entsteht Kritik an der Rentenkürzung durch das RV-Nachhaltigkeitsgesetz. Es wird 
bemängelt, dass sich die Rendite der gesetzlichen Rentenversicherung künftig deutlich ver-
schlechtert und folglich das System der gesetzlichen Rentenversicherung die von der Ver-
fassung gesetzte Grenze der Verhältnismäßigkeit zwischen Beiträgen und Leistungen ver-
letzen würde31. 
III.  Gegenstand und Gang der Untersuchung 
Von der dargestellten Finanzierungsproblematik ausgehend, wird mit Blick auf die 
Einbeziehung versicherungsfremder Leistungen als Ursache einerseits sowie auf die Kür-
zung von Leistungen als Symptombekämpfung anderseits mit der Arbeit hinterfragt, ob 
oder wieweit Sozialleistungen gekürzt werden können bzw. zur Disposition des Gesetzge-
bers stehen. Gegenstand der Arbeit ist damit im Wesentlichen, ob und wie ein verfassungs-
rechtlicher Bestandsschutz für den bisherigen Leistungsstandard im Sozialversicherungs-
system begründet werden kann. 
Infolge der Ausdehnung der nicht beitragsgedeckten versicherungsfremden Leistungen, 
aber auch des Einflusses der steigenden Bundeszuschüsse in der Sozialversicherung ist hier 
die zentrale Frage, wie die Beitragsfinanzierung beim Schutz sozialversicherungsrechtli-
cher Positionen wirkt: d. h., ob und wie die auf Beiträgen beruhenden gegenüber den versi-
cherungsfremden Leistungen gegen gesetzliche Leistungskürzungen verfassungsrechtlich 
geschützt sind. Untersuchungsgegenstand ist damit zugleich auch die unterschiedliche 
Schutzintensität verschiedener Leistungen – wie diese von der Art der Finanzierung der 
jeweiligen Leistung abhängt und was die verfassungsrechtlich unabdingbare Substanz der 
beitragsfinanzierten vermögensrechtlichen Rechtsposition ist.  
Das Thema „Schutz der beitragsfinanzierten Sozialleistungen“ wird aus der Sicht des 
Beitragsrechts einerseits und des Verfassungsrechts anderseits behandelt. Methodisch er-
fordert das zuerst einen Aufriss der historischen Entwicklung, wie die Beitragsfinanzierung 
der sozialen Sicherung pfadgebunden systematisiert wurde (1. Kapitel). Nachfolgend wird 
auf die das Beitrags- und Leistungswesen betreffende Entwicklung eingegangen. Sodann 
wird dargestellt, wie das Beitragssystem zwischen Versicherten, ihren Arbeitgebern und 
Versicherungsträgern gestaltet ist, damit ein inneres Schuldverhältnis und äußeres Zah-
lungsverhältnis zwischen ihnen zustande kommt. Im Anschluss wird das Verhältnis zwi-
schen den Versicherungsleistungen und der erbrachten Beitragszahlung erörtert (2. Kapi-
tel). Im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Situation wird zuerst die Grundlage der 
                                                 
31 Äußerung des Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts Hans-Jürgen Papier, F.A.Z. vom 27.11.2003. 
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Beitragsfinanzierung hinsichtlich der gesetzgeberischen Kompetenz und ihrer Grund-
rechtsbetroffenheit thematisiert (3. Kapitel). Bezüglich der bundesstaatlichen Finanzver-
fassung werden mit den Merkmalen des Beitragstatbestands die Rechtsnatur des Beitrags 
und die Beitragsfinanzierung als Hauptquelle der Sozialversicherung im Sinne des Grund-
gesetzes untersucht. Dabei wird die Problematik der Abgrenzung der Beitragsfinanzierung 
von allgemeinen Finanzierungsquellen unter den Aspekten fremdnützige Sozialversiche-
rungsabgaben und Beiträge zu versicherungsfremden Leistungen beleuchtet. Weiterhin 
werden die grundrechtlichen Vorgaben der Beitragserhebung und -erhöhung, insbesondere 
mit Blick auf den Gleichheitssatz und die Freiheitsrechte, erörtert.  
Schließlich wird der Schutz der beitragsfinanzierten Sozialleistungen eingehend disku-
tiert (4. Kapitel). Der Schwerpunkt liegt insoweit auf dem durch die Grundrechte gewähr-
leisteten Schutz der vermögenswerten Rechtspositionen im Leistungsrecht. Geprüft wird in 
erster Linie, ob aus dem Gleichheitssatz eine staatliche Schutzpflicht auf Gewährleistung 
und Fortbestand der Sozialleistung abgeleitet werden könnte und inwiefern eine Ungleich-
behandlung bei der Leistungskürzung grundrechtswidrig ist. Zudem werden insbesondere 
Umfang, Schutzintensität und Substanz der Eigentumsgarantie für die vermögenswerte 
Rechtsposition am Beispiel der oben erwähnten gesetzlichen Änderungen, die eine Kür-
zung von Leistungen zum Gegenstand haben, untersucht. Die entsprechende Dogmatik der 
Rechtsprechung, ihre Begründung sowie die sich daraus ergebenden Folgen wird anhand 
der Diskussion im Schriftum beurteilt.  
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1. Kapitel:  Historische Entwicklung der beitragsfinanzierten Sozialversicherung 
Die Finanzierung der sozialen Vorsorge durch Beiträge entwickelte sich ursprünglich 
aus der in bürgerlichen Gesellschaften weit verbreiteten Armenfürsorge. Die Absicherung 
im Krankheitsfall oder bei Invalidität war im Altertum durch eine patriarchalische Struktur 
mit Erbuntertänigkeit geprägt1. Dabei waren die Arbeitskräfte regelmäßig in die häusliche 
Gemeinschaft ihrer Arbeitgeber aufgenommen und erhielten für ihre Arbeit außer Lohn 
und Unterhalt Fürsorge und Pflege2. Der große Teil der Arbeitskräfte waren abhängig, die 
gelegentlich und im gewissen Umfang den Schutz und die Fürsorge ihrer 
„Eigentümer“ genossen, weil diese auf ihre Arbeitskraft angewiesen waren3.  
Bis das Problem der Armenpflege in den Vordergrund trat, überwog der Fürsorgege-
danke. Wohlfahrtliche Einrichtungen wie die Kirche sahen es als ihre religiöse und morali-
sche Pflicht an, Armen, Gebrechlichen, Kranken und Alten zu helfen. Nach der Reformati-
on übernahmen Städte und Gemeinden die Armenfürsorge4. Diese durch Steuermittel und 
Spenden geleistete staatliche Armenfürsorge für Bedürftige diente allerdings nur zur Siche-
rung des Existenzminimums und trat subsidiär ein5. Die nur sporadische Hilfeleistung lässt 
einen nicht unwichtigen Nebeneffekt der Hilfeleistung erkennen. Fürsorgemaßnahmen wa-
ren Mittel, um staatsgefährdende, revolutionäre Strömungen zu unterbinden6. Bis zum Mit-
telalter bestand bei den germanischen Stämmen kein dringendes Bedürfnis für staatlich or-
ganisierte Vorsorgeeinrichtungen7. 
I.  Vorformen des Beitragssystems 
Im Altertum bestanden einzelne Vorsorgeeinrichtungen, die von Bürgern initiiert waren. 
Gegen Beiträge leisteten sie Hilfe unter staatlicher Aufsicht. Zu nennen sind etwa Kran-
ken- und Sterbekassenvereine im antiken Rom8. Es existierten auch Selbsthilfevereine von 
Spitälern9, welche die Fürsorgerolle der Kirchen und der Städte nach dem Dreißigjährigen 
                                                 
1 Bönnemann, S. 6; Wannagat, Lehrbuch, S. 44. 
2 Wannagat, Lehrbuch, S. 41. 
3 Wannagat, Lehrbuch, S. 41. 
4 Sander, DRV 1968, S. 371; Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 8. 
5 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 7. 
6 Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 7. 
7 Peters, S. 18; Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 8. 
8 Die Krankenkassenvereine erhoben neben einem Eintrittsgeld laufende Beiträge, dafür erhielten die Mit-
glieder ärztliche Hilfe, Heilmittel, und als Ersatz des Verdienstausfalles Geld und Lebensmittel. Die Ster-
bekassenvereine, welche die Begräbniskosten übernahmen und die Hinterbliebenen unterstützten, wurden 
durch Eintrittsgeld sowie eine Umlage der Kosten bei jedem Sterbefall finanziert, Gitter, Sozialrecht, 4. 
Aufl., S. 7 f. 
9 Peters, S. 20. 
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Krieg ablösten und übernahmen10. Zur Bekämpfung der Massenarmut, dem sog. „Paupe-
rismus“11, im frühen 19. Jahrhundert verbreiteten sich solche Selbsthilfeeinrichtungen in 
Genossenschaftsform, die an die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Berufsgruppe gekop-
pelt war. Die Genossenschaften boten wirtschaftliche Basisunterstützungen für die durch 
Krankheiten, Unfälle sowie Todesfälle verursachten Notlagen. Diese relativ einfach aufge-
bauten Leistungssysteme reichten allerdings nicht aus, um dem bestehenden Sicherungsbe-
dürfnis Rechnung zu tragen. Man gelangte zu der Erkenntnis, dass nur ein gesetzlich ange-
ordneter Versicherungszwang mit einer Beitragspflicht der Betroffenen in den 
Versicherungseinrichtungen die staatliche Armenfürsorge entlasten konnte12. Im Gegenzug 
verdichtete sich die obrigkeitliche Einflussnahme auf die Ausgestaltung der Vorsorgeein-
richtungen. 
1.  Knappschaftliche Fürsorge 
Für die Entwicklung der Sozialversicherung erlangten die Knappschaftskassen beson-
dere Bedeutung. Bereits im 13. Jahrhundert erfuhren Bergleute soziale Absicherung durch 
die Kuttenberger Bergordnung13. Die Knappschaftsversicherung stellt angeblich den ersten 
überhaupt bekannten Vorläufer der Sozialversicherung im heutigen Sinne dar14. Ihre ur-
sprüngliche Finanzierungsform wandelte sich von der freiwilligen Spende zu regelmäßigen 
Pflichtbeiträgen in eine Büchsenkasse, den sog. Büchsenpfennigen15. Entsprechend der 
steigenden Gefahr für das Leben infolge der gedeihenden Bergbauindustrie und des wach-
senden Fürsorgebedürfnisses der Bergleute entwickelten sich aus den Büchsenkassen die 
Knappschaftskassen. Bei ihnen wurden nicht nur Sachleistungen, ärztliche Behandlung für 
Krankheits- und Unfallfälle, sondern auch Geldleistungen, Krankengeld und Rente bei In-
validität sowie Hinterbliebenunterstützung für Witwen, gewährleistet16. Auf dem Pflicht-
versicherungsgedanken beruhend, um den Pauperismus zu überwinden, begründete das 
preußische Knappschaftsgesetz vom 10. April 1854 die erste landesgesetzliche, öffentlich-
rechtlich verfasste Arbeiterversicherung.17 Das Gesetz führte den Versicherungszwang ein 
und zog die Bergwerksbesitzer mit mindestens einem Drittel zu den Beiträgen heran18. 
                                                 
10 Peters, S. 21. 
11 Vgl. Schulz, Eichholz Brief 33 (1996), S. 7 f. 
12 Schulz, Eichholz Brief 33 (1996), S. 8. 
13 Peters, S. 23; Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 9; Wannagat, Lehrbuch, S. 46; Bönnemann, S. 6. 
14 Peters, S. 23. 
15 Peters, S. 23; Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 9; Wannagat, Lehrbuch, S. 46; Bley/Kreikebohm/Marschner, 
Sozialrecht, Rn. 289. 
16 Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 9. 
17 Schulz, Eichholz Brief 33 (1996), S. 9. 
18 Bönnemann, S. 6. 
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2.  Fürsorge im Handwerk 
Kennzeichnend im Bereich Handwerk waren Zünfte und Innungen19, in denen sich freie 
Handwerker und Gesellen zusammengeschlossen hatten. Sie übernahmen die Aufgabe der 
Unterstützung sowohl für die in Not lebenden Handwerkerfamilien als auch der Gesellen 
mit ihren Angehörigen im Krankheits- und Sterbefall20. Für sie wurden später soziale Un-
terstützungskassen eingerichtet, die sog. „Zunftbüchsen“ 21 . Ihre Finanzierung erfolgte 
durch regelmäßige Beiträge der Meister22. Weiterhin gründeten die Gesellen eigene Unter-
stützungskassen, die sog. Gesellenbruderschaften23, deren Ausgaben die Beiträge der Ge-
sellen deckten24. 
3.  Fürsorge der Fabrikarbeiter 
Die preußische Allgemeine Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 schuf eine Mög-
lichkeit zur Neugründung von Kassen für Fabrikarbeiter und verwirklichte die Besserstel-
lung von Arbeitnehmern im Krankheitsfall25. Die Regelung über die Aufbringung der Mit-
tel ging nicht aus der Gewerbeordnung hervor 26 , sondern war in der preußischen 
Verordnung vom 9. Februar 1849 enthalten, die die Beitragspflicht des Arbeitgebers erst-
mals vorsah27. Sie ermächtigte die Gemeinden durch Ortsstatut, selbstständige Gewerbe-
treibende zu hälftigen Beitragszahlungen für die bei ihnen beschäftigten Gesellen heranzu-
ziehen28. Der Arbeitgeber haftete für den Beitrag, der im Verwaltungszwangsverfahren 
beigetrieben werden konnte29. 
Nach dem Gesetz betreffend die gewerblichen Unterstützungskassen vom 3. April 1854 
konnte die Pflicht zur Bildung einer Kasse auf alle unselbstständigen Arbeiter erstreckt und 
der Beitragszwang auf Lehrlinge ausgedehnt werden30. Zwei Drittel der Beiträge wurde 
von den Arbeitnehmern und ein Drittel von den Arbeitgebern aufgebracht, um die erst we-
nig leistungsfähige Industrie nicht zu überfordern. Beide Parteien waren an der Selbstver-
                                                 
19 Vgl. Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 8; Wannagat, Lehrbuch, S.4 4 f.; Wegmann, Transferverfassungs-
rechtliche Probleme, S. 228; Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 289. 
20 Peters, S. 25; Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 8. 
21 Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 8 f.; Wannagat, Lehrbuch, S. 45.  
22 Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 9. 
23 Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 9; Wannagat, Lehrbuch, S. 45; Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, 
Rn. 289. 
24 Wannagat, Lehrbuch, S. 45. 
25 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 5; Wannagat, Lehrbuch, S. 49. 
26 Peters, S. 32; Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 5. 
27 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 5; Wannagat, Lehrbuch, S. 49. 
28 Wannagat, Lehrbuch, S. 49; Bönnemann, S. 7; Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 290. 
29 Peters, S. 34. 
30 Peters, S. 36; Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 11. 
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waltung der Kassen entsprechend ihrem Beitragsanteil beteiligt31. Durch das Hilfskassen-
gesetz vom 7. April 1876 konnten die Arbeitgeber verpflichtet werden, ihre Arbeiter an-
zumelden sowie Vorschüsse und Beiträge zu leisten32. 
4.  Haftpflicht der Unternehmer 
Vorläufer der späteren Unfallversicherung war das Reichshaftpflichtgesetz vom 7. Juni 
187133. Durch das Gesetz wurde für die Unternehmer der Eisenbahn erstmals eine vom 
Verschulden unabhängige Gefährdungshaftung eingeführt.34 Hierin hatte der Unternehmer 
bei Unfällen für Heilbehandlungs- oder Beerdigungskosten sowie für sonstige Vermögens-
nachteile Ersatz zu leisten35. Die Beiträge der Unternehmer richteten sich nach abgestuften 
Gefahrenklassen, in welche die Versicherungsunternehmer die Betriebe einteilten36. Das 
Reichshaftpflichtgesetz galt jedoch nicht für alle übrigen Betriebe, etwa der Land- und 
Forstwirtschaft oder dem Baugewerbe37. Später bildeten die nicht vom Gesetz erfassten Be-
rufsgruppen Unfallversicherungsgenossenschaften38.  
5.  Ergebnis 
Die Strukturprinzipien der sozialen Sicherung, die in den angeführten Gesetzen, insbe-
sondere dem Knappschaftsgesetz, geschaffen wurden, waren für die nachfolgende Versi-
cherungsgesetzgebung richtungsweisend: die Zwangsmitgliedschaft, die an die Arbeitsauf-
nahme gebunden war; die Versicherung mit gestuften Beiträgen und entsprechenden 
Leistungen (Versicherungsprinzip) statt einer Versorgung nach dem Bedürftigkeitsprinzip; 
der Beitragszwang für die Arbeitgeber ohne Parallele in der europäischen Sozialgesetzge-
bung; die Selbstverwaltung der Einrichtungen durch die Arbeitgeber und die versicherten 
Mitglieder39. 
II. Bismarcksche Sozialgesetzgebung 
Ein historischer Blick zurück zeigt, dass das Bedürfnis nach sozialer Vorsorge aus sei-
ner jeweiligen politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Situation heraus zu be-
greifen ist. 
                                                 
31 Schulz, Eichholz Brief 33 (1996), S. 9. 
32 Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 12. 
33 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 6. 
34 Nipperdey, Deutsche Geschichte, Bd. 1, S. 340. 
35 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 6. 
36 Wannagat, Lehrbuch, S. 57. 
37 Wannagat, Lehrbuch, S. 56.  
38 Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 12; vgl. auch Wannagat, Lehrbuch, S. 57. 
39 Schulz, Eichholz Brief 33 (1996), S. 9. 
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1.  Entstehungsvoraussetzungen 
Soziale Sicherung bei Krankheit, Erwerbsunfähigkeit und Alter wurde erst ein Problem, 
als sich die Völker vom Agrarstadium zu Handels- und Industrievölkern fortentwickelten40. 
Die aufkommende „Soziale Frage“41 konnten weder die Kirchen und Gemeinden noch pri-
vate Selbsthilfeorganisationen bewältigen. In der Mitte des 19. Jahrhunderts setzte sich 
immer stärker die Erkenntnis durch, dass es einer staatlichen sozialen Absicherung der Ar-
beiter bedürfe. Die Bemühungen des Gesetzgebers, die Situation der Arbeiterschaft spürbar 
zu verbessern, verdeutlichen die Voraussetzungen, unter denen der Gesetzgeber handelte. 
a)  Offenheit der gesetzlichen Rahmenbedingungen 
Ein tief greifender Wandel der Gesellschaft geht zurück auf gesetzliche Änderungen zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts. Durch Aufhebung der Erbuntertänigkeit der Bauern durch die 
preußische Reformgesetzgebung des Jahres 1807 entfiel zunächst der Zwangsgesindedienst. 
Das Edikt vom 2. November 1810 und die Gewerbeordnung von 1845 führten die Gewer-
befreiheit ein. Der Gewerbebetrieb wird von der Zugehörigkeit zu einer Zunft oder Innung 
befreit. Jeder Bürger kann nun ohne Qualifikationsnachweis einen Betrieb eröffnen. Mit 
Aufhebung des Zunftzwanges wurden die Arbeitskräfte mobil und die Zahl der selbststän-
digen Gewerbetreibenden (hauptsächlich im Handwerk) nahm stark zu. Das preußische 
Berggesetz, das sog. Freizügigkeitsgesetz vom 21. Mai 1860, befreit den Bergbau zuguns-
ten der Bergwerkseigentümer von der Bevormundung durch staatliche Bergbehörden. Alle 
preußischen Knappschaftsmitglieder werden endgültig aus dem staatlichen Dienstverhält-
nis entlassen. An dessen Stelle treten der freie Arbeitsvertrag und das Recht auf Freizügig-
keit. 
Die Offenheit der gesetzlichen Rahmenbedingungen und der technische Fortschritt er-
öffneten ferner die Möglichkeit zur freien Wahl des Wohnsitzes und des Arbeitsplatzes42. 
Neben den selbstständigen Unternehmern und Handwerkern bildete sich eine neue und 
große Arbeiterschicht heraus. 
b)  Ökonomisch-gesellschaftliche Bedingungen 
Mit der Industrialisierung änderten sich zwar einerseits die altertümlichen Arbeitsfor-
men, was aber andererseits auch die mittelalterlich geprägte, familienähnliche Versorgung 
für die Arbeiter zerstörte. Ehemalige Bauern und Handwerker fanden Arbeit in Fabriken 
und verloren ihre alten Gemeinschaftsbindungen. Sie waren fortan als Einzelne den Wech-
                                                 
40 Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 7. 
41 Vgl. Nipperdey, Deutsche Geschichte, Bd. 1, 335 f. 
42 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 3. 
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selfällen des Lebens ausgesetzt 43 . Die Beziehung des Arbeiters zum Arbeitgeber be-
schränkte sich auf den Austausch von Arbeitsleistung und -lohn; Pflichten zur sozialen Si-
cherung für die Arbeiter wurden nicht übernommen. Infolge der niedrigen Löhne fehlte 
den Arbeitern die Fähigkeit, Lebensrisiken aus eigener Kraft zu bewältigen44. Die moderne 
Industriestadt mit ihrer Arbeiterfrage charakterisiert die Gesellschaft in der Mitte des 19. 
Jahrhunderts. Zudem drohten massive Landflucht, eine damit verbundene Verstädterung 
und die Auflösung der Großfamiliengemeinschaften 45 . Die Bevölkerungszunahme und 
Ausweitung der Lohnarbeit hatten einen Arbeitskräfteüberschuss und die Ausbeutung der 
arbeitenden Klasse zur Folge46.  
c)  Sozialrechtliche Bedingungen 
Die Gründung erster vereinzelter Gesellenverbände und freiwilliger Hilfs- oder Unter-
stützungskassen wurde schrittweise mit der Forderung nach einem gesetzlichen Versiche-
rungszwang, einer Beitragspflicht, einer Beitragsbeteiligung von Arbeitnehmern und Ar-
beitgebern sowie einer Anmeldepflicht der Arbeitgeber verbunden. Diese modellierten die 
ursprüngliche Form des Beitragssystems. Ohne gesetzliche Festlegung einer allgemeinen 
Versicherungspflicht blieb die Wirkung der neu erschaffenen Kassen jedoch beschränkt. 
Lücken zeigten sich etwa im Deckungsumfang. Zu wenige Menschen waren in die Sozial-
versicherung einbezogen. Um 1880 waren nur etwa 5% der Bevölkerung in irgendeiner 
Kasse versichert. Das entsprach nicht einmal der Hälfte der Industriearbeiter47. 
Die Haftpflicht der Unternehmer im Haftpflichtgesetz erwies sich als unzulänglich, 
denn der Arbeiter trug die Beweispflicht für das Vorliegen eines Haftungstatbestandes. 
Problematisch war hier die Vermutung eines präsumtiven Verschuldens des Arbeitgebers, 
die man beim Haftpflichtgesetz als Grundlage des Anspruchs für den Arbeiter unterstellte, 
sei vielfach unwahr und führe zu Ungeheuerlichkeiten, welche die Arbeitgeber entmutige 
und die Arbeiter zu rechtswidrigen Ansprüchen anrege48. Nur 10 bis 40% der Betriebsun-
fälle fielen unter dieses Gesetz; nur etwa 20% der gemeldeten Betriebsunfälle wurden ent-
schädigt49. Die meisten Arbeiter waren daher nicht gegen Unfallrisiken versichert. Dass die 
                                                 
43 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 3. 
44 Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 294. 
45 Eichenhofer, Bismarck, S. 17; Wegmann, Transferverfassungsrechtliche Probleme, S.228; vgl. Ritter, in: 
Köhler/Zacher, Beiträge zu Geschichte, S. 80; Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 294. 
46 Eichenhofer, Bismarck, S. 17; Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 3; Wegmann, Transferverfassungsrecht-
liche Probleme, S. 229. 
47 Nipperdey, Deutsche Geschichte, Bd. 1, S. 340; Ritter, in: Köhler/Zacher, Beiträge zu Geschichte, S. 87 Fn. 
18 m. w. N.; vgl. Peters, S. 46; Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 5. 
48 Vgl. dazu Maurer, S. 366 m. w. N. 
49 Nipperdey, Deutsche Geschichte, Bd. 1, S. 340; Ritter, in: Köhler/Zacher, Beiträge zu Geschichte, S. 86. 
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Arbeiter einerseits von den sich erhöhenden Unfallgefahren in den Fabriken bedroht, an-
derseits aber höchst unzufrieden mit den Konsequenzen des Reichshaftpflichtgesetzes wa-
ren50, verstärkte das Spannungsverhältnis zwischen Arbeitern und Unternehmern.  
Im Mittelalter war die Altersversorgung nicht im Gespräch; eine Vorstellung vom ar-
beitsfreien Alter existierte noch nicht51. Ihre Bedeutung erkannte man erst in der Industrie-
gesellschaft, als sich die Altersarmut zu einer Belastung für die Kommunen entwickelte. 
Bis 1842 bestand ihre jahrhundertelange Einstandspflicht, die die Armenfürsorge nach dem 
Heimatprinzip an den Geburtsort oder den dauerhaften Aufenthaltsort knüpfte. Infolge der 
Wanderungsbewegung der Arbeiter wurde dieses Prinzip überholt52. Die staatliche Armen-
fürsorge zum Schutz gegen Massenarmut verlor insoweit an Funktion. 
d)  Politisch-taktische Erwägungen 
Das Missverhältnis zwischen Rechts- und Wirtschaftsordnung spiegelt sich im sozialen 
Protest wider. Die politische „Gründerkrise“ am Anfang der 1870er Jahre53 löste eine ge-
sellschaftliche Eruption aus54 und zwang die Regierung, auf den Reformstau zu reagieren. 
Eine präventive Existenzsicherung, die den Arbeitern eine allgemeine Versicherungs- und 
Beitragspflicht aufbürdete und im Gegenzug ein Recht auf Wohlfahrtsleistungen gewährte, 
reformierte das System und trug zur Massenloyalität der Bürger gegenüber dem Obrig-
keitsstaat bei55.  
2.  Die Beitragsregelung in der „klassischen Sozialversicherung“ 
Eine den Traditionen des obrigkeitlich-patriarchalischen Wohlfahrtsstaates entspre-
chende Reform56 wurde auf Betreiben Bismarcks durchgeführt. Die am stärksten gefährde-
ten gewerblichen Arbeiter waren die ersten Adressaten der Sozialversicherungsgesetze57. 
Am 15. Juni 1883 wurden das Gesetz für die Krankenversicherung der Arbeiter, am 6. Juli 
1884 das Unfallversicherungsgesetz und am 22. Juni 1889 das Gesetz für die Invaliditäts- 
und Altersversicherung erlassen. Diese Gesetze begründeten eine öffentlich-rechtliche 
Pflichtversicherung für die meisten Arbeiter und einen Teil der Angestellten bei Krankheit, 
                                                 
50 Ritter, in: Köhler/Zacher, Beiträge zu Geschichte, S. 86; vgl. Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 16. 
51 Nipperdey, Deutsche Geschichte, Bd. 1, S. 340. 
52 Eichenhofer, Bismarck, S. 17; Kranz, S. 47 m. w. N. 
53 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 34. 
54 Maydell, SGb 1981, S. 413 m. w. N; für Bismarck war die angebliche Bedrohung von Staat und Ge-
sellschaft durch die Sozialdemokratie, deren Identifizierung mit der Pariser Kommune und deren Erfolgen 
in den Großstädten und Industriezentren bei den Reichstagswahlen von 1877 ihn zutiefst beunruhigten, zu 
einer fixen Idee geworden, Ritter, in: Köhler/Zacher, Beiträge zu Geschichte, S. 85. 
55 Maydell, SGb 1981, S. 413; Nipperdey, Deutsche Geschichte, Bd. 1, S. 337. 
56 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 36; Nipperdey, Deutsche Geschichte, Bd. 1, S. 341. 
57 Ritter, in: Köhler/Zacher, Beiträge zu Geschichte, S. 86. 
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Arbeitsunfällen, Erwerbsunfähigkeit und im Alter. Sie bildeten die „klassische Sozialversi-
cherung“. 
Das Gesetz über die Krankenversicherung begründete die Versicherungspflicht für Ar-
beiter. Die vormals privaten Hilfskassen nach dem Hilfskassengesetz von 1876 wurden in 
öffentlich-rechtliche Körperschaften umgewandelt58. Beiträge der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer deckten die Leistungsansprüche auf Heilhandlung und Einkommensersatz ab. Die 
Beiträge beliefen sich auf 3% bis 6% des Arbeitsentgelts und wurden zu zwei Dritteln von 
den Versicherten und zu einem Drittel von den Arbeitgebern getragen59. Die Beitragsbe-
messungsgrenze lag bei 2000 RM. Dabei oblag dem Arbeitgeber die Verpflichtung, die 
Beiträge an den Versicherungsträger abzuführen60. 
Die Unfallversicherung war damals wie heute von dem Gedanken beherrscht, zivil-
rechtliche (Haftungs-)Ansprüche der Arbeitnehmer gegen ihre Arbeitgeber durch Versi-
cherungsansprüche abzulösen61. Schadensersatzansprüche bei Arbeitsunfällen waren vom 
Verschulden des Unternehmers oder seiner Angestellten abhängig62. Träger der Unfallver-
sicherung waren Berufsgenossenschaften der Unternehmer63, welche in ihren Berufszwei-
gen ähnliche Unfallrisiken für die Arbeitnehmer zu tragen hatten. Der Anspruch der Ar-
beitnehmer auf Schadensersatz richtete sich fortan nicht mehr gegen den Unternehmer, 
sondern gegen die neu gegründeten Berufsgenossenschaften64. Die Beiträge, deren Höhe 
sich an die Unfallgefahr der jeweiligen Betriebsklasse anlehnte, trugen allein die Unter-
nehmer65. Die Beitragsfinanzierung erfolgte im Umlageverfahren statt durch einen kost-
spieligen Kapitalfond66. Die Berufsgenossenschaften erließen Unfallverhütungsvorschriften 
und setzten ihre Beachtung mit Geldstrafen durch67. 
Mit dem Ziel der Bekämpfung von Altersarmut ist durch die Bismarcksche Sozialge-
setzgebung zum ersten Mal eine gesetzliche Regelung für die Altersversorgung der Arbei-
ter geschaffen worden. Träger der Versicherung wurden die Landesversicherungs-
anstalten68. Die Mittel für die Invaliditäts- und Altersversicherung wurden durch Beiträge 
und Staatszuschüsse aufgebracht. Einen Beitrag von 1,7% des Arbeitsentgelts hatten Ar-
                                                 
58 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 42. 
59 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 9; Wannagat, Lehrbuch, S. 65. 
60 Wannagat, Lehrbuch, S. 65. 
61 Wannagat, Lehrbuch, S. 67. 
62 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 10.  
63 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2  Rn. 10; vg1. Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 43; zur Begründung siehe    
Nipperdey, Deutsche Geschichte, Bd. 1, S. 343. 
64 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 10. 
65 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 10; Wannagat, Lehrbuch, S. 67. 
66 Nipperdey, Deutsche Geschichte, Bd. 1, S. 344. 
67 Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 16; Wannagat, Lehrbuch, S. 66. 
68 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 43. 
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beitgeber und Arbeitnehmer je zur Hälfte zu leisten69. Die Höhe der Beiträge richtete sich 
nach Lohnklassen70. Die Finanzierung erfolgte in einer Mischung aus Umlageverfahren 
und Kapitaldeckung71. 
3.  Begründung des Bismarckschen Beitragsmodells 
Nach der ursprünglichen Vorstellung Bismarcks sollte ein Arbeiter weder für die Un-
fallversicherung noch für die Krankenversicherung Beiträge zu leisten haben72, da ansons-
ten die positive Wirkung dieser sozialen Sicherung für ihn verloren ginge73. Bismarck 
wollte das staatliche Tabakmonopol einführen und aus dessen Erträgen eine beitragsfreie 
Alterssicherung für die gesamte Bevölkerung, möglicherweise auch eine Unfallversiche-
rung aufbauen74. Sein Konzept setzte sich wegen des Widerstands der Reichstagsmehrheit 
gegen seine Steuerpolitik nicht durch. In einem Kompromiss kam es zur Dreiteilung der 
Finanzierung: Die Kranken- sowie die Invaliditäts- und Altersversicherung sollten durch 
Beiträge von Arbeitnehmern und Arbeitgebern getragen werden, wobei die letztere 
Reichszuschüsse über Steuern erhielt. Die Arbeitgeber finanzierten die Unfallversicherung 
allein. 
Diesem, im 19. Jahrhundert als Grundpfeiler der sozialen Vorsorge geschaffenen Bei-
tragsmodell liegen im Wesentlichen die folgenden Erwägungen zugrunde: 
a)  Beitragsbeteiligung von Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
Die Arbeitnehmer nicht durch Beiträge an der Finanzierung zu beteiligen, wertete ein 
Mitarbeiter Bismarcks zunächst als Verstoß gegen das Versicherungsprinzip75. Wegen der 
niedrigen Löhne der Arbeitnehmer war diese Prinzip allerdings nicht realisierbar76. Für das 
Zustandekommen des Kompromisses war die Tatsache entscheidend, dass die Beitragszah-
lung der Arbeitnehmer bereits im Hilfskassenwesen eingespielt war und die Krankenversi-
cherungen zur Einsparung von Verwaltungskosten die schon bestehenden Hilfskassen ü-
bernommen hatten. Die Beitragsbeteiligung der Arbeitnehmer und Arbeitgeber wurde in 
der Begründung zum Entwurf des Krankenversicherungsgesetzes überwiegend mit finan-
                                                 
69 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 11; Wannagat, Lehrbuch, S. 69. 
70 Wannagat, Lehrbuch, S. 69. 
71 Eichenhofer, Sozialrecht, S. 29. 
72 Zöllner, Ein Jahrhundert Sozialversicherung in Deutschland, S. 89; Ritter, in: Köhler/Zacher, Beiträge zu 
Geschichte, S. 88; Kranz, S. 49. 
73 Zöllner, Ein Jahrhundert Sozialversicherung in Deutschland, S. 89. 
74 Maurer, S. 368; Nipperdey, Deutsche Geschichte, Bd. 1, S. 342. 
75 Sander, DRV 1968, S. 374; Zöllner, Ein Jahrhundert Sozialversicherung in Deutschland, S. 89; zur Einstel-
lung von Mitarbeiter Theodor Lohnmann gegenüber Bismarck, vgl. Nipperdey, Deutsche Geschichte, Bd. 
1, S. 341 f. 
76 Gößl, S. 60. 
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ziellen und praktischen Erwägungen gerechtfertigt. Dementsprechend heißt es in der Be-
gründung zum Entwurf eines Alters- und Invaliditätsversicherungsgesetzes: „Man kann 
dem Versicherten nicht die ganze Last auferlegen, und zwar deswegen nicht, weil diese 
Last die Leistungsfähigkeit der Versicherten augenscheinlich übersteigen würde“77. Die 
Beitragsteilung zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern spiegelt die politische und so-
ziale Situation der Zeit wider. Man versprach sich davon eine Entschärfung der immer 
stärker zutage tretenden sozialen Gegensätze und damit eine Sicherung des sozialen Frie-
dens78. 
b)  Die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers 
Die Heranziehung der Arbeitgeber zur Finanzierung der Sozialversicherung beruht auf 
sozialen Motiven – der Fürsorgepflicht der Arbeitgeber für ihre Arbeitnehmer. Der Beitrag 
des Arbeitgebers entspricht dem patriarchalischen Gedanken, dass Arbeiter, Dienstboten 
und Gesellen sich nach Kräften für ihren Arbeitgeber eingesetzt und damit einen Anspruch 
erworben haben, bei Krankheit und im Alter vom Arbeitgeber versorgt zu werden79. Die 
Begründung zum Gesetz über die Alters- und Invalidenversicherung spricht von der Pflicht 
des Arbeitgebers, für die Sicherstellung des Lohnes der Arbeiter zu sorgen; der Gesetzent-
wurf weist darauf hin, dass dem Arbeitgeber eine werktätige Fürsorge für den Arbeiter ob-
liege und er deshalb zur Beitragsleistung in der Invaliden- und Hinterbliebenenversiche-
rung verpflichtet sei80. 
c)  Die Haftung des Unternehmers  
Die Einführung der Unfallversicherung erwies sich weitaus schwieriger als die Einfüh-
rung der Krankenversicherung für Arbeiter. Sie traf auf Widerstand im Arbeitgeber- und 
Regierungslager. Arbeitgeber und Regierungsmitglieder, die als Inhaber eines Landgutes 
oft selbst betroffen waren, fürchteten eine starke Beitragsbelastung, welche die Industrie in 
ihrer internationalen Konkurrenzfähigkeit schädigen könnte81. Eine Entschädigung bei nur 
mit vorübergehender Arbeitsunfähigkeit verbundenen Arbeitsunfällen erwies sich bei Erör-
terung des ersten Entwurfs zum Unfallversicherungsgesetz als schwierig82. Bismarck war 
bekannt, dass die Haftung des Unternehmers nicht weiter verschärft werden durfte, um die 
Spannungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern nicht zu erhöhen. Sein Ziel war: 
                                                 
77 Reichtagsdrucksache 1888/89, Nr. 10, S. 57, zitiert nach Moldenhauer, S. 240. 
78 Simon, ASP 1993, S. 7. 
79 Moldenhauer, S. 241; Gößl, S. 60; Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 16 und 67. 
80 Moldenhauer, S. 241; Bönnemann, S. 9. 
81 Peters, S. 67; Eichenhofer, Bismarck, S. 26. 
82 Zöllner, Ein Jahrhundert Sozialversicherung in Deutschland, S. 88.  
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„keine Revision der Haftpflicht, sondern Versicherung“83. Zudem neigte er dazu, die Orga-
nisation der Unfallversicherung einer öffentlich-rechtlichen Reichsanstalt zu übertragen 
und diese mit staatlichen Zuschüssen zu unterstützen84, um den Ausfall des Arbeitnehmer-
beitrags auszugleichen und einen Wettbewerbsnachteil für die Industrie zu verhindern. 
Sein Plan scheiterte jedoch wegen des Vorwurfs, „Staatssozialismus“ gegen die freiheitli-
che Gesellschaft zu betreiben. Darüber hinaus wurde bezweifelt, dass staatliche Mittel zur 
Bewältigung einer individuellen Angelegenheit zur Verfügung gestellt werden dürften, und 
dass staatliche Organisationen effizienter arbeiten könnten als nichtstaatliche Organisatio-
nen85. Bismarck konnte sich schließlich gegen erheblichen Widerstand durchsetzen und er-
reichen, dass Arbeiter keine Beiträge zu entrichten hatten. Im Gegenzug stimmte er einer 
Beschränkung der Unfallversicherung auf die Arbeiterschaft zu86 und willigte ein, von ei-
nem Reichszuschuss an die Unfallversicherung abzusehen87. 
Die Unfallversicherung lag nicht zuletzt im wohlverstandenen Interesse der Unterneh-
merschaft88. Denn die ihnen bekannte Haftung nach dem Reichshaftpflichtgesetz89 wurde 
durch die Unfallversicherung abgelöst und durch die Einhaltung der zahlreichen Unfall-
verhütungsvorschriften gelang es den Unternehmern, dass Unfallrisiko zu minimieren und 
die Höhe ihrer Beiträge zur Unfallversicherung im gewissen Umfang mitzubestimmen.  
d)  Beteiligung des Staates an der Finanzierung der Sozialversicherung 
Bismarcks Wunsch nach einer finanziellen Beteiligung des Reiches an den Kosten der 
Sozialversicherung beruhte auf einem Interesse des Staates an einer funktionsfähigen Ver-
sicherung, die ihren Zweck erfüllen kann. Außerdem wollte Bismarck eine übermäßige 
Beitragsbelastung für einzelne Berufszweige vermeiden. Zugleich erwartete er von einer 
Versicherung eine deutliche Entlastung der öffentlichen Armenpflege90. Seine Überzeu-
gung formuliert Bismarck mit klaren Worten: „Den Satz, dass man nicht die Gesamtheit 
der Steuerzahler zugunsten einzelner Klassen der Bevölkerung belasten dürfe, vermag ich 
als richtig nicht anzuerkennen. Vielmehr trifft hier der Grundsatz zu, auf dem schon die 
Fabel des Menenius Agrippa von den Gliedern des Körpers und dem Magen beruht. Wie 
                                                 
83 Zitat bei Maurer, S. 366. 
84 Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 16. 
85 Eichenhofer, Bismarck, S. 26.  
86 Eichenhofer, Sozialrecht, S. 27. 
87 Maurer, S. 367 f.; Peters, 67. 
88 Eichenhofer, Bismarck, S. 27 f.; vgl. Moldenhauer, S. 239 f.; Bönnemann, S. 5; Wannagat, Lehrbuch, 
S. 67. 
89 Vgl. § 2 Reichshaftpflichtgesetz; Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 12; Eichenhofer, Bismarck, S. 27 f.; Bley/ 
Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 293; Wannagat, Lehrbuch, S. 67. 
90 Zöllner, Ein Jahrhundert Sozialversicherung in Deutschland, S. 90; Eichenhofer, Bismarck, S. 26. 
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jeder lebendige Organismus an der Erhaltung und am Wohlbefinden eines jeden seiner 
Glieder ein vitales Interesse hat, so hat auch die zum Staat gefügte Gesamtheit aller Stände 
und Berufszweige ein Interesse daran, dass jeder einzelne – insbesondere auch Industrie 
und Landwirtschaft – gedeihe, und darf sich nicht scheuen, dafür Opfer zu bringen“91. Und 
in gleicher Richtung äußert er sich zur Alters- und Invalidenversicherung: sie sei „ein all-
gemeines und nationales Bedürfnis, welches daher aus dem Nationalvermögen befriedigt 
werden sollte“92. 
Reichszuschüsse waren erstmals in der Invaliditäts- und Altersversicherung vorgese-
hen93. Die Regierung beabsichtigte einen Zuschuss in Höhe von einem Drittel der Renten-
ausgaben94. Im Reichstag einigte man sich allerdings auf einen festen, jährlichen Zuschuss 
von 50 RM zu jeder Rente, um das Reich nicht zu stark zu belasten. Die heutigen Bundes-
zuschüsse sind darauf zurückzuführen95. 
e)  Organisation der Sozialversicherung 
Mit der staatlichen Organisation der Sozialversicherung war Bismarcks Ziel erreicht. 
Infolge der Erfahrungen mit den Selbsthilfekassen wurde der obligatorisch-öffentliche 
Charakter durch eine Selbstverwaltung der Beteiligten – durch einen Tropfen „demokrati-
schen Öls“ – kompensiert96.  
f)  Durch Beitrag geleisteter vermögensrechtlicher Anspruch 
Bismarck begriff die Sozialversicherungsleistungen „nicht als Almosen“, sondern sah 
in ihnen ein „Recht auf Versorgung“, zu dem ein öffentlich-rechtlicher Anspruch auf Ver-
sicherungsleistung gehöre97. Geht man von Bismarcks Idee aus, „dem Arbeiter ein Peculi-
um“ zu schaffen, sollte die Rentenversicherung dem Arbeiter einen Vermögenswert zu-
wenden, auf den er einen Rechtsanspruch hatte und der ihm wie ein privater 
Vermögenswert zur Eigennutzung zugeordnet sein sollte98.  
Das Gesetz gewährte unter bestimmten Voraussetzungen einen persönlichen, zunächst 
in einem „prozessartigen“, später in einem prozessgerechten Verfahren verfolgbaren, öf-
fentlich-rechtlichen Vermögensanspruch, der den privatrechtlichen Ansprüchen des Be-
                                                 
91 Vgl. dazu Peters, S. 70 f. 
92 Vgl. dazu Peters, S. 71. 
93 Zöllner, Ein Jahrhundert Sozialversicherung in Deutschland, S. 90.  
94 Zöllner, Ein Jahrhundert Sozialversicherung in Deutschland, S. 89 f. 
95 Sander, DRV 1968, S. 374; Zöllner, Ein Jahrhundert Sozialversicherung in Deutschland, S. 90; Kranz, S. 
48 m. w. N. 
96 Nipperdey, Deutsche Geschichte, Bd. 1, S. 343, 348. 
97 Peters, S. 53; Nipperdey, Deutsche Geschichte, Bd. 1, S. 340. 
98 Eichenhofer, Bismarck, S. 29. 
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rechtigten ähnelte99. Anders als in der Vergangenheit war dieser Rechtsanspruch von An-
fang an besonders gesichert, weil er sich nicht gegen eine einzelne Person richtete, sondern 
gegen eine Solidargemeinschaft100. 
4.  Ergebnis 
Bismarcks Pflichtversicherung scheint vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit der 
freiwilligen Organisation in der damaligen Situation das einzig wirksame Instrument zur 
sozialen Absicherung gewesen zu sein101. Die staatliche Finanzierung war nur unvollkom-
men und abgewandelt realisiert, denn Beiträge bildeten die Hauptfinanzierungsquelle der 
Sozialversicherung und begründeten eine Tradition in der deutschen Sozialversicherung. 
Die grundlegenden Entscheidungsprozesse während seiner Reform führten dazu, vorhan-
dene Ideen und Methoden konsequent und wesentlich zu erweitern102: 
— Mit der Versicherung entstanden Beitragspflichten. Aus der Fürsorgepflicht des Ar-
beitgebers entwickelte sich dessen eigene Beitragspflicht. 
— Die staatliche Verantwortung schuf öffentlich-rechtliche Träger, die Staatszuschüsse 
erhielten. Aus genossenschaftlicher Selbsthilfe entwickelte sich eine Selbstverwaltung 
der Versicherungsträger. 
— Lohnbezogene und abgestufte Beiträge begründeten die Umverteilung innerhalb der 
Solidargemeinschaft.  
— Die Versicherungspflicht löste öffentlich-rechtliche Leistungsansprüche der Versicher-
ten aus. 
III.  Aufbau des Beitragsrechts durch das Krankenversicherungsgesetz von 1892 und die 
Reichsversicherungsordnung von 1911 
Bei der Reform der Sozialversicherung entstand die Frage, ob und wieweit die Versi-
cherungsleistungen auf Familienangehörige und Hinterbliebene des Versicherten erstreckt 
werden sollten. Dieser Konflikt ist an dem erheblichen Widerstand gegen die Einführung 
des Sterbegeldes und der Familienhilfe im Reichstag im Jahr 1883 zu erkennen. Dabei 
wurde die Ansicht vertreten, dass das Versicherungsprinzip verlassen werde, wonach nur 
die Beitragspflichtigen Ansprüche auf Leistungen haben103. Die Zulassung von Versiche-
rungsleistungen an Familienangehörige und Hinterbliebene in der Krankenversicherung 
                                                 
99 Peters, S. 53. 
100 Peters, S. 53. 
101 Nipperdey, Deutsche Geschichte, Bd. 1, S. 343. 
102 Vgl. Zöllner, Ein Jahrhundert Sozialversicherung in Deutschland, S. 92. 
103 Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 15. 
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begründete die Regierung hingegen damit, dass diese Leistungen „dem Prinzip der Solida-
rität des deutschen Hauses und der deutschen Familie“ entsprächen104. Vergleichsweise sah 
das 1889 verabschiedete Gesetz der Invaliditäts- und Altersversicherung keine Leistungen 
an Witwen und Waisen vor105. Dieser Lücke im Gesetz war man sich bewusst – der Ge-
setzgeber fürchtete die finanziellen Auswirkungen106. Ein Spannungsverhältnis zwischen 
dem Solidaritäts- und Versicherungsprinzip bestand schon seit Einführung der Rentenver-
sicherung. 
Die Einbeziehung Familienangehöriger in die Krankenversicherung der Arbeiter er-
folgte erst durch das Krankenversicherungsgesetz vom 10. April 1892 (KVG). Dieses Ge-
setz reformierte die gesetzliche Krankenversicherung der Arbeiter107 und führte zur berei-
nigten Urfassung des Krankenversicherungsrechts. Die Hinterbliebenen wurden erst durch 
die Reichsversicherungsordnung vom 19. Juli 1911 (RVO) in die Rentenversicherung auf-
genommen108. Die Witwenrente setzt allerdings Invalidität der Witwe voraus109. 
Die RVO war die letzte große Kodifikationsleistung des Deutschen Kaiserreichs, die 
die drei klassischen Sozialversicherungszweige in einem Gesetzeswerk zusammenfasste110. 
Die Grundstrukturen der bis dahin durchgeführten beitragsrechtlichen Regelungen sind bis 
heute erhalten geblieben 111 . Dazu zählen die Pflichtversicherung mit Versicherungs-
zwang112, Befreiung von der Versicherungspflicht113, Beitragsteilung zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer114, Beitragsbefreiung unter bestimmten Umständen115, Einführung der 
Bemessungsgrundlage116, Abstufung der Beiträge nach Lohnklassen117, eine der heutigen 
                                                 
104 Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 15. 
105 Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 17. 
106 Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 17. 
107 Marburger, Die Beiträge 1981, S. 354. 
108 Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 12. 
109 Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 12. 
110 Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 12. 
111 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, § 2 Rn. 12. 
112 § 1 KVG bezüglich der Personen, die gegen Gehalt oder Lohn beschäftigt waren. § 165 RVO bezüglich 
der Versicherungspflicht; § 1226 RVO zur Rentenversicherung, vgl. Marburger, Die Beiträge 1981, S. 
354. 
113 Befreiung von der Versicherungspflicht kraft Gesetzes nach § 3 KVG. Versicherungsfrei waren danach 
die Personen des Soldatenstandes sowie solche in Betrieben oder im Dienste des Reichs, eines Staates     
oder Kommunalverbandes beschäftigte Personen, welche Anspruch auf Fortzahlung des Gehalts oder des 
Lohnes mindestens für 13 Wochen nach der Erkrankung oder auf eine bestimmte Unterstützung hatten. 
Zur Befreiung auf Antrag von Personen vgl. § 3a KVG, § 173 RVO, § 1237 RVO und § 1239 RVO für 
die Geringfügige Beschäftigung. Die Befreiung auf Antrag des Arbeitgebers, vgl. § 3b KVG, § 171 RVO. 
114 Bzw. 2/3 auf die Versicherten und 1/3 Arbeitgeber nach § 51 Abs. 1 KVG. Daneben auch durch Zuschüsse 
des Reiches, vgl. § 381 Abs. 1 RVO, § 1387 ff. RVO. 
115 Bezüglich der Krankenversicherung im Falle der Erwerbsunfähigkeit gem. § 54a KVG sowie für Krank-
heitszeiten gem. § 383 RVO; bezüglich der Rentenversicherung für Militärdienst- und Krankheitszeiten 
gem. §§ 1393, 1394 RVO. 
116 § 160 RVO Entgeltbegriff: neben Gehalt oder Lohn auch Gewinnanteile, Sach- und andere Bezüge; nach 
§ 385 Abs. 1 RVO waren die Beiträge in Hundertsteln des Grundlohns zu bemessen. 
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Jahresarbeitsverdienstgrenze vergleichbare Grenze 118 , Pflicht zur Anmeldung versiche-
rungspflichtiger Personen durch die Arbeitgeber119 und Schadensersatzpflicht der Arbeit-
geber bei Verletzung der Anmeldepflicht120, Beitragszahlung durch den Arbeitgeber121 im 
Lohnabzugsverfahren122, Zwangsbeitreibung bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers123 
und Verjährbarkeit des Beitragsanspruchs. 
IV.  Ausbau der Sozialversicherung durch das Sozialgesetzbuch 
Das Reich baute die öffentliche Absicherung sozialer Risiken weiter aus124. Dabei war 
die erweiterte Einbeziehung der Angestellten in die Rentenversicherung entscheidend. 
Denn die Angestellten waren zu Anfang nur in die Krankenversicherung einbezogen wor-
den125. Eine Abweichmöglichkeit bestand für sie seit 1892 in den privatrechtlichen freien 
Kassen126. Der Gesetzgeber ließ die 1909 noch bestehenden freien Hilfskassen als Ersatz-
kassen zu. Wegen des erheblichen Aufschwungs der Ersatzkassen drängt er auf eine von 
den Arbeitern getrennte Versicherung für die Angestellten127. Durch das am 20. Dezember 
1911 verabschiedete „Versicherungsgesetz für Angestellte“ wurden die Angestellten erst-
mals in die zwangsweise Invaliditäts- und Altersversicherung einbezogen128. Die Alters-
grenze für den Rentenanspruch der Angestellten war seit ihrer Einführung auf das 65. Le-
bensjahr festgesetzt worden 129 . Nach diesem Vorbild wurde die Altersgrenze in der 
Arbeiterrentenversicherung, für die nach dem Invalidenversicherungsgesetz seit dem 1. Ja-
nuar 1900 ein Eintrittsalter von 70 Jahren galt, im Jahr 1916 auf das 65. Lebensjahr herab-
gesetzt130.  
Nach dem verlorenen Ersten Weltkrieg waren die ökonomischen Rahmenbedingungen 
der Weimarer Republik schlecht: Industrieproduktion und landwirtschaftliche Erzeugung 
                                                                                                                                                    
117 § 1390 RVO, vgl. auch § 384; § 1389 RVO – Durchschnittsbeitrag. 
118 § 2b KVG für Beamte, Werkmeister und Techniker, Handlungsgehilfen. Sie unterliegen der Versiche-
rungspflicht nur, wenn ihr Arbeitsverdienst an Lohn oder Gehalt 6 2/3 Mark für den Arbeitstag oder, so-
fern der Lohn oder das Gehalt nach größeren Zeitabschnitten bemessen war, 2000 Mark für das Jahr ge-
rechnet, nicht überstieg. Nach § 165 Abs. 2, 2500 Mark in der KV, nach § 1226 RVO 2000 Mark in der 
Rentenversicherung. 
119 § 49 KVG. 
120 § 50 KVG. 
121 § 52 KVG, § 1426 Abs. 1 RVO. 
122 § 53 KVG; Lohnabzug, vgl. § 1432 Abs. 1 RVO. 
123 § 52a KVG. 
124 Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 17 ff. 
125 Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 15. 
126 Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 15. 
127 Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 15. 
128 Für die Angestellten mit einem Jahresgehalt bis zu 5000 Mark mit höheren Beiträgen und günstigeren 
Leistungen, Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 15. 
129 § 25 des Versicherungsgesetzes für Angestellte vom 20.12.1911, RGBl. S. 989. 
130 § 1257 RVO i. d. F. des Gesetzes betreffend Renten in der Invalidenversicherung vom 12.6.1916, RGBl. S. 
525, vgl. BVerfGE 74, 163 ff. 
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fielen auf etwa die Hälfte des Vorkriegsstandes131. Es gab die sog. Demobilmachungsmaß-
nahme, die durch die Verordnung über die Erwerbslosenfürsorge vom 13. November 1918 
die Gemeinden verpflichtete, eine Fürsorge für Erwerbslose einzurichten132. Angesicht des 
allgemeinen Anstiegs und zunehmender Dauer von Arbeitslosigkeit reichte die traditionel-
le Armenfürsorge für saisonale Arbeitslosigkeit oder die als Kriegsfolgeleistung geplante 
Erwerbslosenfürsorge nicht mehr, um das Millionenheer von Arbeitslosen zu versorgen133. 
Vor diesen Hintergrund wurde durch das Gesetz über die Arbeitsvermittlung und die Ar-
beitslosenversicherung von 1927 an eine reichseinheitliche Versicherung eingeführt134. Das 
Arbeitslosengeld ersetzte danach die Erwerbslosenfürsorge. Durch die Gesetzesverbindung 
mit der Berufsberatung und Arbeits- und Lehrstellenvermittlung enthielt die Arbeitslosen-
versicherung gegenüber der klassischen Sozialversicherung eine neue Entwicklungslinie135. 
Für ihre Leistungen hatten Arbeitnehmer und Arbeitgeber jeweils die Hälfte der Beiträge 
zu tragen. Dieses Gesetz wurde 1969 vom Arbeitsförderungsgesetz (AFG) abgelöst, das 
das Kurzarbeitergeld als neue Leistung einführte. Das AFG wurde durch das sog. Arbeits-
förderungsreformgesetz von 1997 zum 1. Januar 1998 als SGB III in das Sozialgesetzbuch 
aufgenommen136. 
Entsprechend dem wirtschaftlichen Wachstum von 1960 bis 1975 erfolgte eine Aus-
weitung der Versicherungsleistungen in einzelnen Versicherungszweigen. Durch das Ge-
setz über die Krankenversicherung der Rentner von 1956 wird dieser Personenkreis in die 
Gesetzliche Krankenversicherung einbezogen. Für selbstständige Landwirte wurde 1972 
die Krankenversicherungspflicht eingeführt. Weiterer innovativer Ausbau der Sozialversi-
cherung sind zum einem die Einbeziehung der selbstständigen Künstler und Publizisten 
durch das Künstlersozialversicherungsgesetz von 1981 in die gesetzliche Kranken- und 
Rentenversicherung137, zum anderen die Aufnahme der Absicherung des Risikos der Pfle-
gebedürftigkeit in die Sozialversicherung. Das Gesetz über die Pflegeversicherung von 
1995 wurde als fünfte Säule der Sozialversicherung beschlossen und im SGB XI eingefügt. 
Weiterhin bedeutsam ist das SGB II – Grundsicherung für Arbeitssuchende, das am 1. 
Januar 2005 in Kraft getreten ist138. Es regelt die Förderung von erwerbsfähigen Personen   
                                                 
131 Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 20. 
132 Gitter/Schmitt, Sozialrecht, S. 11. 
133 Die Zahl der Arbeitsuchenden im Jahr 1926 beträgt 2 390 029, Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 
Rn. 31. 
134 Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 31. 
135 Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 31. 
136 Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 99. 
137 Durch das Gesetz vom 27.7.1981, vgl. BGBl. I S. 705, in Kraft getreten am 1.1.1983. 
138 Durch das Gesetz vom 24.12.2003, BGBl. I S. 2955. Es bildet den wesentlichen Teil des Vierten Gesetzes 
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über 15 und unter 65 Jahren sowie deren Angehörigen, soweit diese über kein (ausreichen-
des) Arbeitseinkommen verfügen. Die wesentliche Neuerung besteht darin, dass die Ar-
beitslosenhilfe durch das „Arbeitslosengeld II“ ersetzt wurde. Vor dem Inkrafttreten des 
SGB II erhielten Arbeitslose zeitlich unbegrenzt Arbeitslosenhilfe nach dem SGB III, die 
eine Leistung der Arbeitsförderung darstellte und sich gegebenenfalls an der Höhe des 
vorher bezogenen Arbeitslosengeldes orientierte. Das neu eingeführte Arbeitslosengeld II 
ist dagegen eine steuerfinanzierte Sozialleistung, die nach dem Vorbild der Sozialhilfe in 
einheitlichen Regelsätzen ausgezahlt wird. 
V.  Folgerung 
Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich, dass sich das Leistungssystem der So-
zialversicherung entsprechend dem Wirtschaftswachstum umfassend ausgedehnt hat. Hin-
gegen sind die Grundpfeiler des Beitragssystems trotz ihrer Veränderung im Einzelnen im 
Laufe der Zeit erhalten geblieben. Dies zeigt, wie tief das Sozialversicherungssystem in der 
beitragsfinanzierten Absicherung der Arbeiter wurzelt und wie schwierig es daher für Re-
formbestrebungen139 wäre, von diesem Pfad abzuweichen140. 
                                                                                                                                                    
für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, das im allgemeinen Sprachgebrauch als „Hartz IV-
Gesetz“ bezeichnet wird. 
139 Zur Ausweitung der Versicherungspflicht der sozialen Krankenversicherung, z. B. das Konzept „Bürger-
versicherung“, das unter den 2006 im Bundestag vertretenen Parteien von SPD, Bündnis90/Die Grünen 
und der Linkspartei befürwortet wird, dagegen Gitter/Nunius, in: Schulin, HS-UV, § 4 Rn. 18; Isensee, 
NZS 2004, S. 395 f.; Egger, SGb 2003, S. 76 ff.; dafür Bieback, Bürgerversicherung, S. 178 ff. Vgl. dazu 
auch Bieback, SozSich 2003, S. 416; Muckel, SGb 2004, S. 589; Storr, SGb 2004, S. 283. 
140 Marburger, Die Beiträge 1981, S. 355 hält es für kaum möglich. 
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2. Kapitel:  Das Beitragsrechtsverhältnis im Sozialgesetzbuch 
I.  Heutige Rechtslage der Beitragsfinanzierung 
Wozu die Sozialversicherung im Einzelnen dient und wie bzw. durch wen sie finanziert 
wird, bestimmt sich nach den Regelungen im Sozialgesetzbuch (SGB). Bedeutsam sind 
insbesondere das SGB IV, das die gemeinsamen Vorschriften für die Sozialversicherung 
enthält, sowie die Bücher, die sich mit den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung be-
fassen: das SGB III (Arbeitsförderungsgesetz), das SGB V (Gesetzliche Krankenversiche-
rung), das SGB VI (Gesetzliche Rentenversicherung), das SGB VII (Gesetzliche Unfall-
versicherung) und das SGB XI (Soziale Pflegeversicherung). 
Die gesetzliche Krankenversicherung sichert die Versicherten im Krankheitsfalle ab, 
indem sie für die notwendigen medizinischen Hilfen aufkommt und ein Krankengeld zahlt, 
wenn der Arbeitgeber den Lohn wegen einer Arbeitsunfähigkeit nicht weiterzahlt. Die Mit-
tel der gesetzlichen Krankenversicherung werden durch Beitrage und sonstige Einnahmen 
aufgebracht (§ 220 Abs. 1 Satz 1 SGB V). Die sonstigen Einnahmen stammen aus sämtli-
chen anderen Einnahmearten der Krankenkassen, etwa Zahlungseingänge aus Erstattungs- 
und Ersatzansprüchen, Miet- und Kapitalerträgen, Zinsen und Gebühren1. Verglichen mit 
der Rentenversicherung, erhält die Krankenversicherung grundsätzlich keine allgemeinen 
Zuschüsse aus Steuermitteln des Bundes2. 
Die soziale Pflegeversicherung wurde als fünfte Säule der Sozialversicherung unter 
dem Dach der gesetzlichen Krankenversicherung errichtet. Sie gewährt dem Versicherten 
Hilfen im Fall der Pflegebedürftigkeit. Die Mittel der sozialen Pflegeversicherung werden 
durch Beiträge und sonstige Einnahmen gedeckt (§ 54 Abs. 1 SGB XI). Grundsätzlich gel-
ten die beitragsrechtlichen Vorschriften der gesetzlichen Krankenversicherung entspre-
chend (§ 58 Abs. 1 und 5 SGB XI)3. 
Die gesetzliche Rentenversicherung gewährleistet, dass die Versicherten auch im Alter 
finanziell versorgt sind. Die Rentenversicherung wird durch Beiträge (§ 168 SGB VI) und 
einen Zuschuss getragen, den der Bund den Rentenversicherungsträgern gewährt4.  
In die Kranken-, Pflege-, und die Rentenversicherung sind zusätzlich die selbstständi-
                                                 
1 Gitter, Sozialrecht, , 4. Aufl., S. 124. 
2 Entsprechendes gilt für die Unfall- und Pflegeversicherung, Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 282; Schulin, So-
zialrecht, Rn. 183; ausführlich Kranz, S. 71 ff. Eine Ausnahme stellt die Zahlung von Mutterschaftsgeld dar, 
vgl. Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 83, und der Bundeszuschuss zur landwirtschaftlichen Krankenversiche-
rung, vgl. § 37 Abs. 2, 3 KVLG 1989; Seewald, in: Niesel, KassKomm, Bd. 1, § 21 SGB IV, Rn. 4.  
3 Vgl. Linck, in: Schaub/Koch/Linck, ArbR-Hdb, § 71 Rn. 20; Udsching, in: Hauck/Noftz, SGB IV, § 20 
Rn. 5. 
4 Vgl. § 153 Abs. 2, § 213, § 215 SGB VI; Schulin, Sozialrecht, Rn. 475.  
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gen Künstler und Publizisten durch das Künstlersozialversicherungsgesetz5 einbezogen (§ 
1 Abs. 1 KSVG). Die Mittel für die Künstlersozialversicherung werden zur Hälfte durch 
Beiträge der versicherten Künstler und Publizisten sowie zur Hälfte durch die sog. Künst-
lersozialabgabe und einen Zuschuss des Bundes aufgebracht (§ 14 KSVG). 
Anders als bei den übrigen Sozialversicherungszweigen handelt es sich im SGB III bei 
einigen Leistungen nicht nur um Versicherungsleistungen6. Nach § 1 SGB III sollen die 
Leistungen der Arbeitsförderung dazu beitragen, dass ein hoher Beschäftigungsstand er-
reicht und die Beschäftigungsstruktur ständig verbessert wird. Die Arbeitslosenversiche-
rung wird als Versicherungszweig der Arbeitsförderung bezeichnet. Ihre wesentlichen 
Geldleistungen sind das Arbeitslosengeld während Arbeitslosigkeit, Teilarbeitslosengeld 
während Teilarbeitslosigkeit sowie Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung, die als 
Lohnersatzleistungen gezahlt werden (§ 3 Abs. 1 Nr. 8 SGB III). Die Leistungen der Ar-
beitsförderung und die sonstigen Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit werden durch 
Beiträge, Umlagen, Mittel des Bundes und sonstige Einnahmen finanziert (§ 340 Abs. 1 
SGB III) 7.  
Die gesetzliche Unfallversicherung hilft den Versicherten und ihren Familien bei der 
Bewältigung der Folgen von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die bei der Verrich-
tung ihrer beruflichen Tätigkeit eingetreten sind. Daneben ist sie auch vorbeugend tätig; sie 
sorgt für die Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Ge-
sundheitsgefahren. Den Trägern der Unfallversicherung steht das Recht zu, zur Aufbrin-
gung der Mittel, die sie für die Erfüllung ihrer in § 1 SGB VII aufgeführten Aufgaben be-
nötigen, Abgaben zu erheben8.  
Die Vorschriften des Unfallversicherungsrechts gelten jedoch nicht nur für Unfälle der 
Arbeitnehmer oder der wie Arbeitnehmer Beschäftigten bei der Ausübung der Arbeitsleis-
tung (echte Unfallversicherung), sondern auch für Unfälle, die mit der Ausführung einer 
abhängigen Beschäftigung nicht im Zusammenhang stehen (unechte Unfallversicherung)9. 
Versichert sind neben den Arbeitnehmern auch die Personen, die etwa einen Unfall bei ei-
ner Lebensrettungshandlung (§ 2 Abs. 1 Nr. 13 SGB VII), beim Besuch von Kindergarten, 
Schule oder Hochschule (§ 2 Abs. 1 Nr. 8 SGB VII) oder beim Bau öffentlich geförderten 
Wohnraums (§ 2 Abs. 1 Nr. 16 SGB VII) erleiden10. Die echte Unfallversicherung lässt 
                                                 
5 Vom 27.7.1981, BGBl. I S. 705. 
6 Vgl. Schulin, Sozialrecht, Rn. 627.  
7 Vgl. Schulin, Sozialrecht, Rn. 646 ff.  
8 Freischmidt, in: Hauck/Noftz, SGB VII, § 150 Rn. 1. 
9 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 389. 
10 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 389; Schulin, Sozialrecht, Rn. 279. 
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sich als Haftpflichtversicherung der Unternehmer bezeichnen11. Sie ist aber ebenso eine 
Versicherung zugunsten der Arbeitnehmer12. Bei der unechten Unfallversicherung handelt 
es sich dagegen um eine soziale Entschädigung, da ein öffentliches Interesse an der ge-
schützten Tätigkeit besteht13. Die Finanzierungsmittel der Unfallversicherung werden auch 
in dieser Weise unterschieden: Die echte Unfallversicherung wird durch Beiträge der Un-
ternehmer finanziert (§ 150 Abs. 1 Satz 1 SGB VII)14, während bei der unechten Unfallver-
sicherung für die Finanzierung der Staat aufkommt. Da das Thema des Sozialversiche-
rungsbeitrages nur die echte Unfallversicherung betrifft, beschränkt sich die folgende 
Darstellung entsprechend auf diese. 
In allen fünf Versicherungszweigen ist die Aufbringung der Mittel durch Beiträge die 
Regel; daneben sieht das Gesetz, wie gezeigt, staatliche Zuschüsse und sonstige Einnah-
men als Mittel der Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung (§ 20 SGB IV) bzw. Umla-
gen, staatliche Darlehen und Zuschüsse für die Arbeitslosenversicherung (§§ 363 SGB III) 
vor. Die staatlichen Zuschüsse werden aus Steuermitteln geleistet. Vom Standpunkt der 
Solidarität aus gesehen, bedeutet das eine Entlastung der Solidargemeinschaft der jeweili-
gen Versicherung von finanziellen Aufwendungen. Diese Finanzierung führt zur Belastung 
der „Gesamtheit der Steuerzahler“ mit umfangreichen, kaum durchschaubaren Umvertei-
lungen, die von ihren Kritikern als versicherungsfremd bezeichnet werden15. 
II.  Das Beitragsrechtsverhältnis 
Beiträge i. S. d. Sozialversicherungsrechts sind grundsätzlich alle Geldleistungen, die 
von Versicherten, ihren Arbeitgebern oder Dritten (§ 20 SGB IV) auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften zur Deckung des Finanzbedarfs der Sozialversicherungsträger aufgebracht 
werden16. Zwischen dem Beitragspflichtigen und dem Versicherungsträger besteht ein Bei-
tragsschuldverhältnis (§§ 22-26 SGB IV). Im Folgenden wird das allgemeine Beitragsver-
hältnis mit der Darstellung der Rechtssubjekte (der Beitragsschuldner und -gläubiger) ei-
nerseits sowie der Rechtsobjekte (Beitragspflicht und -anspruch) und der Innen- bzw. 
Außenverhältnisse anderseits näher betrachtet. 
1.  Beitragsschuldner 
Beitragsschuldner ist, wer den Tatbestand verwirklicht, an den das Gesetz die Leis-
                                                 
11 Schulin, Sozialrecht, Rn. 283. 
12 Vgl. Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 393. 
13 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 389. 
14 Schulin, Sozialrecht, Rn. 315. 
15 Vgl. Seewald, in: Niesel, KassKomm, Bd. 1, § 21 SGB IV, Rn. 4. 
16 Vgl. BVerfGE 14, 312 (317); Ruland, in: Schmidt-Aßmann, Besonderes Verwaltungsrecht, Rn. 94.  
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tungspflicht zur Versicherung knüpft17, d. h. diejenige Person, die finanziell letztendlich 
damit belastet wird. Wer nur an die zuständige Behörde zu entrichten hat, ist kein Beitrags-
schuldner18. 
Das Beitragsverhältnis setzt ein Versicherungs-, nämlich ein Vorsorgeverhältnis voraus. 
Ein Vorsorgeverhältnis bezweckt regelmäßig Eigenvorsorge, wie in der Kranken-, Pflege-, 
Renten- und Arbeitslosenversicherung. Beitragsschuldner sind in erster Linie die Versi-
cherten, die kraft Gesetztes (Pflichtversicherte)19, ausnahmsweise nach Entscheidung des 
Einzelnen (freiwillig Versicherte)20, in das Mitgliedsverhältnis eintreten und zu Versiche-
rungsleistungen berechtig sind. Lediglich die Unfallversicherung beruht auf der Fremdvor-
sorge, die allein durch den Unternehmerbeitrag finanziert wird. 
a)  Arbeitnehmer und Arbeitgeber bzw. Künstler und Vermarkter 
Das gesetzliche Versicherungsverhältnis beruht grundsätzlich auf dem Beschäftigungs-
verhältnis. § 7 SGB IV definiert Beschäftigung als nicht selbstständige Arbeit, insbesonde-
re in einem Arbeitsverhältnis. Der Versicherungspflicht unterliegen demzufolge die Ar-
beitnehmer, nämlich die Arbeiter und Angestellten, die gegen Arbeitsentgelt beschäftigt 
sind21. Sie sind typischerweise einem der anerkannten sozialen Risiken ausgesetzt22 und ih-
re Schutzbedürftigkeit begründet das Vorsorgesystem. Arbeitgeber i. S. d. Sozialversiche-
rungsrechts ist derjenige, der einen anderen beschäftigt, zu dem der Beschäftigte also in 
persönlicher Abhängigkeit steht23.  
Beruht das Versicherungsverhältnis auf einem Beschäftigungsverhältnis, werden die 
Beiträge grundsätzlich von den Arbeitnehmern und ihren Arbeitgebern jeweils zur Hälfte 
getragen24. Jedoch wird die paritätische Finanzierung der Krankenversicherung durch das 
erwähnte GMG vom 14. November 2003 eingeschränkt. Seit dem 1. Juli 2005 gilt, dass 
von den Arbeitnehmern ein zusätzlicher Beitragssatz von 0,9% (allein) zu tragen ist 
(§ 241a SGB V). Weiterhin besteht die Sonderregelung in der Pflegeversicherung, dass die 
                                                 
17 Vgl. § 38 AO; Tipke/Lang, Steuerrecht, § 7 Rn. 10. 
18 Vgl. § 33 Abs. l AO; Tipke/Lang, Steuerrecht, § 7 Rn. 10. Gegenthese: Der Begriff Schuldner impliziert, 
dass dieser die Beiträge an die Einzugsstelle abzuführen hat und für die vollständige Abführung auch haf-
tet, unabhängig davon, inwieweit er sie zu tragen hat, vgl. Peters-Lange, in: Gagel, AFG, Bd. 2, § 171 
Rn. 2; Rolfs, in: Gagel, SGB III, Bd. 2, § 346 Rn. 3. Der Arbeitgeber als ausschließlicher Schuldner der 
Einzugsstelle, Brühler, S. 40; Schulin, Sozialrecht, Rn. 204, 487, 644 f.; Sehnert, in: Hauck/Noftz, 
SGB IV, § 28e, Rn. 3. 
19 §§ 20 ff. SGB IV, §§ 220 ff. SGB V, §§ 173 ff. SGB VI, §§ 54 ff. SGB XI, § 25 SGB III, §§ 150 ff. SGB 
VII. 
20 § 5 SGB V, §§ 4 ff. SGB VI, § 6 SGB VII. 
21 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 275. 
22 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 271. 
23 Zum Begriff des Arbeitgebers, vgl. Linck, in: Schaub/Koch/Linck, ArbR-Hdb, § 71 Rn. 13; Seewald, in: 
Niesel, KassKomm, Bd. 1, § 28e SGB IV, Rn. 3.  
24 § 168 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI, § 58 Abs. 1 XI, § 346 Abs. 1 SGB III. 
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Arbeitnehmer den Beitrag in Höhe von 1% des Arbeitsentgelts statt der Hälfte des Bei-
tragssatzes von 1,7% tragen, wenn in einem Bundesland nicht ein auf einen Werktag fal-
lender Feiertag gestrichen wurde (§ 58 Abs. 3 SGB XI)25. Das ist der Fall im Bundesland 
Sachsen, wo kein Feiertag als Kompensation abgeschafft wurde26. 
In der Künstlersozialversicherung sind die Versicherten, d. h. die Künstler und Publi-
zisten, und die Vermarkter beitragspflichtig. Der Begriff der abhängigen Arbeitnehmer 
wird durch die Einbeziehung der freiberuflichen Künstler und Publizisten in die Sozialver-
sicherung umgeschrieben. Ähnliches gilt bei den Arbeitgebern, wo auch in der Funktion 
vergleichbare Dritte, z. B. die Vermarkter, in der Künstlersozialversicherung herangezogen 
werden. Der Beitrag des Vermarkters wird als Künstlersozialabgabe (§§ 10, 23 KSVG) be-
zeichnet und stellt einen ,,Quasi-Arbeitgeberanteil“27 dar.  
b)  Sonderfälle 
Die Aufbringung eines Beitragsanteils durch den Arbeitgeber ist zwar typisch, im gel-
tenden Recht aber nicht der ausschließliche Weg. Denn Ausnahmen von der hälftig geteil-
ten Beitragspflicht bestätigen die Regel, soweit sie jeweils auf einer Abweichung vom zu-
grunde liegenden Normalfall des Arbeitsverhältnisses beruhen.  
Allein der Beitragspflicht unterliegen die Studenten und Praktikanten gem. § 5 Abs. 1 
Nr. 9 und 10 SGB V, die neben den Arbeitnehmern zu Pflichtversicherten gehören; weiter-
hin schutzbedürftige Selbstständige, z. B. Landwirte oder Handwerker28, sowie die Ange-
hörigen freier Berufe in der berufsständischen Versorgung. Auch die freiwillig Versicher-
ten gem. § 250 Abs. 2 SGB V, § 171 SGB VI tragen die Beiträge allein. 
Für geringfügig verdienende Versicherte, d. h. diejenigen, deren monatliches Arbeits-
entgelt ein Siebtel der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV nicht übersteigt, und 
für Beschäftigte, für die Beiträge für Kurzarbeiter- oder Winterausfallgeld zu zahlen sind, 
sowie für Personen, die ein freiwilliges soziales Jahr ableisten, hat der Arbeitgeber den Bei-
trag zur Krankenversicherung in voller Höhe zu tragen (§ 249 Abs. 2 SGB V)29. Ähnliche 
Regelungen über die Arbeitgeberbeiträge für geringfügige Beschäftigung bestehen auch in 
der Pflege- (§ 58 Abs. 1 Satz 2 SGB XI), der Renten- (§ 168 Abs. 1 Nr. 1 und 1a SGB VI)30 
                                                 
25 Gitter, Sozialrecht, , 4. Aufl., S. 173. 
26 BMAS, Sozialrecht, § 11 Rn. 85; Kreßel, in: Wannagat/Eichenhofer/Wenner, SGB XI, § 58 Rn. 14. 
27 Gößl, S. 19.  
28 § 2 Abs. 1 Nr. 1 Krankenversicherung der Landwirte (KVLG) und für ihre mitarbeitenden Familienange-
hörigen, § 2 Abs. 1 Nr. 3 KVLG, § 1 Handwerkerversicherung (HwVG). 
29 Linck, in: Schaub/Koch/Linck, ArbR-Hdb, § 71 Rn. 17; Udsching, in: Hauck/Noftz, SGB IV, § 20 Rn. 5; 
Schulin, Sozialrecht, Rn. 199. 
30 Schulin, Sozialrecht, Rn. 487. 
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und der Arbeitslosenversicherung (§ 346 Abs. 2 SGB III).  
In der echten Unfallversicherung sind beitragspflichtig die Unternehmen, die Versi-
cherte beschäftigen (§ 150 Abs. 1 Satz 1 SGB VII). Der Unternehmerbeitrag ist, vergleich-
bar dem Arbeitgeberbeitrag, Fremdsorge zugunsten der Versicherten31. In der Unfallversi-
cherung wird anstatt des Begriffs des Arbeitgebers der Begriff des Unternehmers 
verwendet. Gekennzeichnet ist der Unternehmerbegriff durch eine planmäßige, für eine 
gewisse Dauer bestimmte Vielzahl von Tätigkeiten, die auf einen einheitlichen Zweck ge-
richtet sind und mit einer gewissen Regelmäßigkeit ausgeübt werden32. Nach der Legalde-
finition des § 136 Abs. 3 Nr. 1 SGB VII ist ein Unternehmer derjenige, dem das Ergebnis 
des Unternehmens unmittelbar zum Vorteil bzw. Nachteil gereicht. Dabei muss die als Un-
ternehmer in Betracht kommende Person eine weitgehende Führungsbefugnis oder mindes-
tens maßgeblichen Einfluss auf die kaufmännische Leitung haben33. Eine weitere Fremd-
sorge ist die knappschaftliche Rentenversicherung, wobei der Arbeitgeber die Beiträge in 
der Regel allein (§ 168 Abs. 3 SGB VI) aufbringen muss. 
Ganz außerhalb des Vorbildes der Arbeiterversicherung steht die Sozialversicherung, 
bei welcher der Bund oder Sozialversicherungsträger die Beiträge für Nichtarbeitnehmer 
ganz oder zum Teil tragen34. Beispielsweise trägt der Bund die Beiträge zur Kranken-, Ren-
ten- und Arbeitslosenversicherung für die Wehr- oder Zivildienstleistenden35. Der Leis-
tungsträger entrichtet auch die jeweiligen Beiträge für die Bezieher von Kranken-36 oder 
von Versorgungskrankengeld, Übergangs- oder Arbeitslosengeld37. Schließlich sind Kin-
dererziehungszeiten nach § 56 Abs. 1 SGB VI, bei denen der Elternteil, der ein Kind nach 
der Geburt erzieht, relevant für die Rentenberechnung und die Beiträge für diese Zeit gel-
ten als bezahlt38. In dieser beitragsfreien Zeit war er an der Ausübung einer versicherungs-
pflichtigen Beschäftigung zwar nicht gehindert39, die Nichtarbeit beruht indessen auf sozial 
anerkennenswerten Gründen40. 
                                                 
31 Vgl. Schulin, Sozialrecht, Rn. 304,  
32 BVerfGE 36, 111 (115); Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 423.  
33 Vgl. Seewald, in: Niesel, KassKomm, Bd. 1, § 21 SGB IV, Rn. 4. Ricke, in: Niesel, KassKomm, Bd. 2, 
§ 136 SGB VII, Rn. 24.  
34 Gößl, S. 19 f. 
35 § 251 SGb V; § 170 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI, § 347 Abs. 1 Nr. 2 SGB III. 
36 § 170 Abs. 1 Nr. 2a SGB VI, § 347 Nr. 5 SGB III. 
37 § 170 Abs. 1 Nr. 2b SGB VI. Die ähnliche Regelung für die Beiträge der Krankenversicherung nach § 251 
Abs. 4a SGB V wurde in der Fassung des RV-Nachhaltigkeitsgesetzes vom 21.7.2004, BGBl. I S. 1791, 
aufgehoben. 
38 Kreikebohm/von Koch/Krauß, in: Schulin, HS-RV, § 30 Rn. 85. Zur Verfassungsmäßigkeit dieser Rege-
lung, BVerfGE 87, 1 ff.; Hase, VSSR 1995, S. 25 ff.; Schmidt, in: Schulin, HS-RV § 49 Rn. 253 m. w. N. 
39 BSGE 23, 89 (90); 32, 239 ff.; 47, 263 (267); 54, 30 (33). 
40 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 326, vgl. auch unten 3. Kapitel II. 2. b) aa). 
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2.  Beitragsgläubiger 
Beitragsgläubiger ist diejenige Körperschaft, welcher der Beitrag oder ein Anteil davon 
zusteht41. Grundsätzlich sind die Versicherungsträger für die Erhebung der Beiträge zu-
ständig42. Die Einzugsstelle, die die Beiträge einzieht und die Beitragsansprüche geltend zu 
machen hat, wenn der Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht rechtzeitig gezahlt wird (§ 
28h SGB IV), wird hier nicht als Beitragsgläubiger verstanden43. Denn die Einzugsstelle 
wird nur aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung tätig44. Nach § 28k SGB IV leitet die 
Einzugsstelle dem zuständigen Träger der Pflege- bzw. Rentenversicherung sowie der 
Bundesagentur für Arbeit die gezahlten Beiträge weiter. Sie ist dann nicht der Beitrags-
gläubiger, der der Beitrag oder ein Anteil davon zusteht. 
Der Versicherungsträger ist von Gesetzes wegen grundsätzlich als Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts organisiert (§ 29 Abs. 1 SGB IV)45. Dies gilt für die Kranken-, Pflege- 
und Unfallversicherung. Nach § 4 Abs. 2 SGB V sind Träger der Krankenversicherung die 
Orts-, Betriebs- und Innungskrankenkassen, die Seekrankenkasse, die Landwirtschaftliche 
Krankenkasse, die Bundesknappschaft (§§ 143-167 SGB V) und die Ersatzkassen (§§ 168-
171 SGB V). Die Aufgaben der Pflegeversicherung bzw. der Pflegekasse werden von den 
Krankenkassen wahrgenommen (§§ 1 Abs. 3 SGB XI i. V. m. § 4 SGB V). Träger der Un-
fallversicherung sind die gewerblichen Berufsgenossenschaften einschließlich der See- und 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften sowie die Unfallversicherungsträger der öf-
fentlichen Hand (§ 114 Abs. 1 SGB VII)46. 
Sonderfälle stellen die Versicherungsträger in der Arbeitlosen-, Renten- und Künstler-
sozialversicherung dar. Die Arbeitslosenversicherung wird als eine Maßnahme zur Arbeits-
förderung nach dem SGB III seit 1. Januar 2004 von der Bundesagentur für Arbeit durch-
geführt (§ 367 Abs. 1 SGB III) 47 . Die frühere Bezeichnung „Bundesanstalt für 
Arbeit“ wurde durch „Bundesagentur für Arbeit“ ersetzt. Für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
waren in der Rentenversicherung der Arbeiter die Landesversicherungsanstalten, die Bun-
                                                 
41 Vgl. Tipke/Lang, Steuerrecht, § 7 Rn. 9. 
42 Vgl. § 28h SGB IV. 
43 Gegenthese: Die Einzugsstelle als Beitragsgläubiger, Sehnert, Hauck, SGB IV, § 28h Rn. 4. 
44 Sehnert, in: Hauck/Noftz, SGB IV, § 28g, Rn. 3. 
45 Fraglich ist dazu die Rechtsnatur der Landesversicherungsanstalt: vgl. Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozi-
alrecht, Rn. 414. Zur Rechtsnatur der Bundesanstalt der Arbeit, vgl. Isensee, DB 1985, S. 2685; Wolff/ Ba-
chof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 3, § 88 Rn. 104; Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 419; 
Hendler, S. 224.  
46 Dies sind Gemeindeunfallversicherungsverbände, die Eisenbahn-Unfallkasse, die Unfallkasse von Post und 
Telekom, zwei Ausführungsbehörden des Bundes, Ausführungsbehörden der Länder und der Städte sowie 
die Feuerwehrunfallkasse, vgl. BMAS, Sozialrecht, § 7, Rn. 99. 
47 Durch das Dritte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23.12.2003, BGBl. I S. 
2848ff., 2876. 
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desbahnversicherungsanstalt und die Seekasse, in der Rentenversicherung der Angestellten 
die Bundesversicherungsanstalt und in der knappschaftlichen Rentenversicherung die Bun-
desknappschaft zuständig. Mit dem „Gesetz zur Organisationsreform der gesetzlichen Ren-
tenversicherung“ hat sich die Struktur der Deutschen Rentenversicherung seit 1. Oktober 
2005 grundlegend geändert48. Die beschriebene organisatorische Dreiteilung ist aufgelöst; 
unterschieden wird nun zwischen der „allgemeinen“ und der „knappschaftlichen Renten-
versicherung“.49 Die Aufgaben der gesetzlichen Rentenversicherung werden von Regional-
trägern und Bundesträgern wahrgenommen (§ 125 SGB VI n. F.). Bundesträger sind die 
Deutsche Rentenversicherung Bund und die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-
Bahn-See. In der Erstgenannten werden die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
und der Verband Deutscher Rentenversicherungsträger zusammengefasst. Die Letztge-
nannte ist aus dem Zusammenschluss von Bundesknappschaft, Bahnversicherungsanstalt 
und Seekasse hervorgegangen. Die bisherigen Landesversicherungsanstalten werden als 
Regionalträger in „Deutsche Rentenversicherung“ plus einem regionalen Namenszusatz 
umbenannt.  
Die Künstlersozialversicherung wird von der Künstlersozialkasse durchgeführt. Diese 
war ursprünglich eine bundesunmittelbare, rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts. 
Seit dem 1. Januar 1988 ist sie als getrennt verwaltetes, nicht rechtsfähiges Sondervermö-
gen der Landesversicherungsanstalt Oldenburg-Bremen organisiert (§ 37a Abs. 1 KSVG)50. 
Deshalb ist die Künstlersozialkasse kein Sozialversicherungsträger im herkömmlichen Sinne, 
sondern hat im Wesentlichen die Funktion eines Mittlers, der zwischen den Versicherten 
auf der einen und den Abgabenpflichtigen auf der anderen Seite eingeschaltet ist51.  
3.  Beitragsanspruch und Beitragspflicht 
a)  Entstehen des Beitragsanspruchs 
Nach § 22 Abs. 1 SGB IV entstehen die Beitragsansprüche, sobald ihre im Gesetz oder 
aufgrund eines Gesetzes bestimmten Voraussetzungen vorliegen. Die bedeutsamste Vor-
aussetzung ist dabei die Versicherungspflicht52, die infolge einer Beschäftigung gegen Ent-
gelt eintritt. Es war allerdings unklar, wann genau der Beitragsanspruch aus einer entgeltli-
chen Beschäftigung entsteht. Diese Frage ist insbesondere für den Fall relevant, wenn 
                                                 
48 Art. 82 RVOrgG – Gesetz zur Errichtung der Deutschen Rentenversicherung Bund und der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See vom 09.12.2004, BGBl. I S. 3242, 3292. 
49 Marschner, in: Wannagat/Eichenhofer/Wenner, SGB VI, §§125-142 Rn. 5. 
50 Nach der alten Fassung von § 37 Abs. 1 KSVG ist die Künstlersozialkasse eine Anstalt des öffentlichen 
Rechts, vgl. Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 424; Osterloh, NJW 1982, S. 1618. 
51 BMAS, Sozialrecht, § 12 Rn. 15.  
52 § 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V, § 20, Abs. 1 Nr. 1 SGB XI, § 1 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI, § 2 Abs. 1 Nr. SGB VII. 
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Arbeitsentgelt nicht gezahlt wurde und der Arbeitnehmer diese wegen tarifvertraglicher 
Ausschlussklauseln nicht mehr fordern kann. 
Konkret hatte sich das Bundessozialgericht mit der Frage zu befassen, ob sich Versi-
cherungspflicht und Beitragsforderung nach dem tatsächlich gezahlten Arbeitsentgelt (Zu-
flussprinzip) oder dem tarif- bzw. arbeitsvertraglich geschuldeten Arbeitsentgelt (Entste-
hungsprinzip) richten. Das Zuflussprinzip besagt, dass nur solches Arbeitsentgelt der 
Beitragspflicht unterliegen soll, welches dem Arbeitnehmer auch zufließt, wenn er also 
rechtlich oder wirtschaftlich darüber verfügen kann53 . Danach entsteht der Beitragsan-
spruch grundsätzlich mit der Zahlung des Arbeitsentgelts für die ausgeübte Tätigkeit. In 
einem früheren Urteil des Bundessozialgerichts hatte es dieses im Steuerrecht maßgebliche 
Zuflussprinzip auf das Sozialversicherungsrecht übertragen54. So nahm das Bundessozial-
gericht im Falle einer untertariflichen Entlohnung eine Beitragspflicht nur für den tatsäch-
lich gezahlten, nicht aber für den darüber hinaus nach dem Tarifvertrag geschuldeten Teil 
des Lohnes an. Diese Ansicht geht davon aus, dass die Berechnung und Vereinheitlichung 
von Lohnsteuerabzügen und Sozialversicherungsbeiträgen vereinfacht wird, wenn die Bei-
träge zur Sozialversicherung grundsätzlich von dem für die Berechnung der Lohnsteuer 
maßgeblichen Betrag zu berechnen sind55. Sie ist aber nicht mit dem Schutzgedanken der 
Sozialversicherung vereinbar. Denn dem Zuflussprinzip im Steuerrecht liegt der Gedanke 
zugrunde, dass der Arbeitnehmer als der Schuldner der Lohnsteuer diese nur aus dem tat-
sächlichen Ertrag seiner Arbeit entrichten soll. Im Beitragsrecht ist allein der Arbeitgeber 
dem Entrichtungspflichtigen gegenüber die Einzugsstelle, und zwar nicht nur für den vom 
ihm selbst zu zahlenden Beitragsanteil, sondern auch für den Anteil, den der Arbeitnehmer 
im Wege des Lohnabzugs zu tragen hat56. Es würde daher zu unbilligen Ergebnissen führen, 
wenn ein Arbeitgeber sich dadurch, dass er geschuldetes Arbeitsentgelt bei Fälligkeit nicht 
ausbezahlt57, beitragsrechtliche Vorteile wegen der somit nach der Gegenansicht nicht ent-
standenen Beitragsschuld verschaffen könnte. 
Entscheidend für diese Problematik ist vielmehr der Anhaltspunkt, dass die Versiche-
rungs- bzw. Beitragspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie die 
Beitragspflicht zur Bundesagentur für Arbeit schon am Tag der Aufnahme der Beschäfti-
gung gegen Entgelt und nicht erst mit dessen tatsächlicher Zahlung beginnt58. Der Bei-
                                                 
53 BSGE 22, 105 ff., Klose, NZS 1996, S. 10. 
54 BSGE 22, 105 ff. 
55 Klose, NZS 1996, S. 10. 
56 Weisemann, NZA 1996, S. 120. 
57 BSGE 54, 136 ff. 
58 Felix, in: Wannagat/Eichenhofer/Wenner, SGB IV, § 26 Rn. 21. 
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tragsanspruch entsteht schon mit dem Anspruch auf Arbeitsentgelt und unabhängig von 
dessen Erfüllung durch den Arbeitgeber. Zu Recht hat das Bundessozialgericht sich in 
neueren Urteilen59 vom steuerrechtlichen Zuflussprinzip gelöst und die Anspruchstheorie 
bestätigt. Dieser Auffassung des Bundessozialgerichts wird in der Literatur zugestimmt60. 
Die Anspruchstheorie wird bestätigt durch die Vorschrift des § 23 Abs. 1 SGB IV, der 
die Beiträge entsprechend den Regelungen der Satzungen der Kranken- und Pflegekassen 
fällig stellt, unabhängig von der Zahlung oder der Fälligkeit des Arbeitsentgelts61. Im Er-
gebnis kommt es dazu, dass Beiträge zur Sozialversicherung auch für geschuldetes, bei 
Fälligkeit aber nicht gezahltes Arbeitsentgelt zu entrichten sind. Die Ansprüche auf Beiträ-
ge verjähren in vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie fällig geworden 
sind (§ 25 Abs. 1 SGB IV). 
b)  Beitragsbemessung 
Nach § 21 SGB IV haben die Versicherungsträger die Beiträge so zu bemessen, dass 
sie zusammen mit den anderen Einnahmen die gesetzlich vorgeschriebenen und zugelasse-
nen Ausgaben des Versicherungsträgers (§ 30 Abs. 1 SGB IV) decken, und sicherstellen, 
dass die gesetzlich vorgeschriebenen oder zugelassenen Betriebsmittel und Rücklagen be-
reitgehalten werden können. Diese Vorschrift konkretisiert das Prinzip der ordnungsmäßi-
gen Haushaltsführung und verwirklicht das Finanzprinzip des Umlageverfahrens in allen 
Versicherungszweigen. Die Beitragsberechnung der Rentenversicherung erfolgt insbeson-
dere auf der Grundlage des sog. Anwartschaftsdeckungsverfahrens. D. h., dass das durch 
die Einnahmen angesammelte Kapital die bestehenden Anwartschaften deckt62. Die Finan-
zierung der Sozialversicherung wird dadurch von der Privatversicherung abgegrenzt, die 
nach dem geltenden Kapitaldeckungsverfahren erfolgt, also durch Rückstellungen aus risi-
kogerechten Beiträgen für künftig fällig werdende Versicherungsleistungen63. 
Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag, nämlich die Beiträge zur Kranken-, Pflege-, 
Arbeitslosen- und Rentenversicherung, erfährt seine Regelung durch die jeweiligen Ein-
zelbestimmungen. Im Folgenden wird vom Gesamtsozialversicherungsbeitrag ausgegan-
gen, um durch die Erörterung der detaillierten Regelungen in den Versicherungszweigen 
                                                 
59 BSGE 54, 136 ff.; 75, 61 (65); Urteil des BSG vom 14.7.2004, Az: B 12 KR 1/04 R, B 12 KR 10/03 R, B 
12 KR 7/03 R, B 12 KR 7/04 und B 12 KR 10/02 R, DStR-KR 2004 S. 34. 
60 Klose, NZS 1996, S. 10. Weisemann, NZA 1996, S. 120; Felix, in: Wannagat/Eichenhofer/Wenner, SGB 
IV, § 26 Rn. 21; Eichenhofer, SGb 1997, S. 132 f. 
61 Felix, in: Wannagat/Eichenhofer/Wenner, SGB IV, § 26 Rn. 21. A. A. Müller, BB 1997, S. 2051. 
62 Vgl. § 153 SGB VI, Schulin, Sozialrecht, Rn. 477. 
63 Seewald, in: Niesel, KassKomm, Bd. 1, § 21 SGB IV, Rn. 1; Peters, in: Niesel, KassKomm, Bd. 2, § 220 
SGB V, Rn. 26; Engelhard, in: Schulin, HS-PflV, § 25 Rn. 21.  
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eine prinzipielle Regel für die Beitragsberechnung herauszuarbeiten. 
aa) Gesamtsozialversicherungsbeitrag und Künstlersozialabgabe 
Die Formel für die Berechnung des Beitrags lautet grundsätzlich64: 
Beitragsbemessungsgrundlage x Beitragssatz = Beitrag 
Die Beiträge werden nach der Beitragsbemessungsgrundlage – den beitragspflichtigen 
Einnahmen des Versicherten – bemessen65. Gegenstand der Beitragspflicht sind die Ar-
beitseinkünfte des Versicherten66. Die Arbeitseinkünfte beziehen sich auf das Bruttoar-
beitsentgelt aus einer abhängigen Beschäftigung bzw. das Einkommen aus einer selbst-
ständigen Tätigkeit 67 . Beitragsrelevantes Arbeitsentgelt sind nicht nur die laufenden 
Einkünfte, sondern auch Einmalzahlungen68. An die Stelle der Arbeitseinkünfte können 
auch Sozialleistungen treten. Beispielweise ist die Bemessungsgrundlage in der Kranken-
versicherung für die beitragspflichtigen Einnahmen neben dem Arbeitsentgelt aus einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung noch der Zahlbetrag der Rente aus der Rentenver-
sicherung oder der Zahlbetrag der Versorgungsbezüge oder das Vorruhestandsgeld69. Die 
Beitragsbemessungsgrundlage in der Arbeitslosenversicherung ist für Beschäftigungsver-
hältnisse die gleiche wie in der Rentenversicherung70. 
Die Beiträge sind nach einem Prozentsatz des Bruttosarbeitsentgelts, dem sog. Bei-
tragssatz, zu erheben. Der Beitragssatz in der Krankenversicherung wird insbesondere 
durch die Satzung der Krankenkasse festgesetzt (§ 241 Abs. 1 SGB V). Daher kann jede 
Krankenkasse aufgrund ihrer Finanzautonomie den Beitragssatz im Rahmen der gesetzli-
chen Bestimmungen nach ihrem Finanzbedarf selbst bestimmen (§ 21 SGB IV i. V. m. § 
220 ff. SGB V). Nicht zu vermeiden ist dabei der Nachteil, dass aus den unterschiedlichen 
Versicherten- bzw. Risikostrukturen71 große Differenzen bei den Beitragseinnahmen und 
Leistungsausgaben zwischen den Krankenkassen resultieren. Dem Nivellieren dieser Dif-
ferenzen dient der Risikostrukturausgleich nach § 266 SGB V72, der zu einer gewaltigen 
                                                 
64 Schmidt, in: Schulin, HS-RV, § 51 Rn. 19. 
65 § 223 Abs. 2 SGB V, § 161 f. SGB VI, § 341 Abs. 3 SGB III, § 57 SGB XI. 
66 §§ 28d – 28n und 28r SGB IV; Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 284. 
67 §§ 14, 15 SGB IV, § 226 SGB V, § 162 SGB VI, § 342 SGB III, § 57 SGB XI. 
68 Das bezieht sich auf die Einkünfte, die voraussichtlich mindestens einmal jährlich gewährt werden, also z. 
B. zugesicherte weitere Gehälter, Weihnachtszuwendungen und zusätzliche Urlaubsgelder. Überstunden-
vergütungen sind nur dann anzurechnen, wenn sie mit einem festen Pauschbetrag ständig vergütet werden, 
vgl. Wieland, VSSR 2003, S. 265. 
69 Vgl. § 226 Abs. 1 Satz 1 SGB V; Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 446. 
70 Vgl. § 342 SGB III; Schulin, Sozialrecht, Rn. 642; Gitter, Sozialrecht, , 4. Aufl., S. 342. 
71 Axer, in: Wannagat/Eichenhofer/Wenner, SGB V, § 266 Rn. 6. 
72 Eingeführt durch das Gesundheitsstrukturgesetz mit Wirkung vom 1.1.1994. 
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Verschiebung und Umverteilung von Geldern zwischen den Krankenkassen führt73. 
Für einzelne Versichertengruppen – für Versicherte, die keinen Anspruch auf Entgelt-
fortzahlung bei krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit haben (§ 242 SGB V), die kein 
Krankengeld erhalten können (§ 243 SGB V), für Wehr- und Zivildienstleistende (§ 244 
SGB V), Studenten und Praktikanten (§ 245 SGB V) und für versicherungspflichtige Rent-
ner (§ 247 SGB V) – sind besondere Beitragssätze festgelegt74. Bei freiwillig versicherten 
Mitgliedern der gesetzlichen Krankenversicherung und bei Versicherten der sozialen Pfle-
geversicherung, die in der gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig oder überhaupt 
nicht versichert sind, ist die Beitragsbemessung in der Weise zu regeln, dass die „gesamte 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit“ des Versicherten berücksichtigt wird75. 
Die Pflichtversicherten in der Krankenversicherung sind auch in der sozialen Pflege-
versicherung versicherungspflichtig (§ 20 SGB XI). Bei dieser Versichertengruppe gelten 
für die Beitragsbemessung die Regeln der Krankenversicherung (§ 57 SGB XI). Die Bei-
tragshöhe der Rentenversicherung orientiert sich bei den Beschäftigen wie in der Kranken-
versicherung am Bruttoarbeitsentgelt der Versicherten (§ 162 Nr. 1 SGB VI)76. Der Bei-
tragssatz (§ 158 SGB VI) ist grundsätzlich entsprechend geregelt. Nach § 55 Abs. 3 SGB 
XI 77  wird für Kinderlose in der sozialen Pflegeversicherung ein Beitragszuschlag von 
0,25% eingeführt. Dieser Beitragssatzzuschlag gilt für die Mitglieder nach Ablauf des Mo-
nats, in dem sie das 23. Lebensjahr vollendet haben. Im Übrigen bleibt es bei dem bisheri-
gen Beitragssatz von 1,7%. Eltern mit Kindern zahlen keinen geringeren Beitrag (§ 55 Abs. 
1 SGB XI). Im Vergleich zur Rechtslage in der Krankenversicherung ergeben sich trotz-
dem einige Unterschiede in den anderen Versicherungszweigen. Während der Beitragssatz 
bei der Krankenversicherung in der Satzung der Krankenkasse festzulegen ist, wird er in 
der Rentenversicherung durch Rechtsverordnung (§ 160 Nr. 1 SGB VI), in der Arbeitslo-
sen- und Pflegeversicherung durch Gesetz (§ 341 Abs. 2 SGB III, § 55 Abs. 1. SGB XI) 
festgesetzt78. Also gelten in der Renten-, der Arbeitslosen- und der sozialen Pflegeversiche-
                                                 
73 Die Transfervolumen betrugen im Jahr 1999 11,5 Mrd. Euro, im Jahr 2001 13,2 Mrd. Euro. Zum Ost-
West-Anpassungsprozess erreicht der Transfer des Finanzkraftausgleichs von West nach Ost im ersten 
Jahr 1999 schon 0,6 Mrd. Euro. Im Jahre 2002 betragen die Transfervolumen von Beitragsbedarfs- und Fi-
nanzkraftausgleich 2,44 Mrd. Euro, vgl. Vdak/AEV, Risikostrukturausgleich, S. 20, 166. 
74 Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 111. 
75 § 240 SGB V, § 57 Abs. 4 Satz l SGB XI i. V. m. § 240 SGB V, vgl. Hase, Versicherungsprinzip und sozi-
aler Ausgleich, S. 111 f. 
76 Schulin, Sozialrecht, Rn. 481. 
77 Durch das Gesetzes zur Berücksichtigung von Kindererziehung im Beitragsrecht der sozialen Pflegeversi-
cherung vom 3.12.2004, BGBl. I S. 3448, in Kraft getreten am 1.1.2005. Vgl. BVerfGE 103, 242 (263 ff.). 
78 Vgl. Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 388; Hauck, in: Hauck/Noftz, SGB IV, § 21 Rn. 3.  
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rung für alle Beitragspflichtigen bundesweit einheitliche Sätze79. Der Pauschalbeitrag für 
einen geringfügig Beschäftigten ist vom Arbeitgeber zu entrichten. Der entsprechende Bei-
tragssatz zur gesetzlichen Krankenversicherung beträgt seit 1. Juni 2006 5 bzw. 13% 
(§ 249b Satz 1-2 SGB V) und der Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung 15% 
(§ 168 Abs. 1Nr. 1b SGB VI)80. 
Das Bruttoarbeitseinkommen wird nur bis zum Höchstbetrag der Beitragsbemessungs-
grenze mit Beiträgen belegt81. Die Bemessungsgrenze ist spiegelbildlich Ausdruck des 
Umstandes, dass die Sozialversicherung lediglich eine weitgehende Grundsicherung anbie-
tet und keinen vollen Risikoausgleich verwirklicht. Sie will nur einen bestimmten Lebens-
standard gewährleisten; ihre Leistungen sind daher der Höhe nach beschränkt82. 
Diese durch Rechtsverordnung alljährlich bestimmte Bemessungsgrenze entspricht dem 
Doppelten des Durchschnittseinkommens aller Versicherten83. Die Beitragsbemessungs-
grenze in der Pflegeversicherung richtet sich nach der in der Krankenversicherung (§ 55 
Abs. 2 SGB XI)84; in der Arbeitslosenversicherung entspricht sie der in der allgemeinen 
Rentenversicherung (§ 341 Abs. 4 SGB III). Die Bemessungsgrenze in der gesetzlichen 
Krankenversicherung beträgt (§ 223 Abs. 3 SGB V) 75% der Bemessungsgrenze in der 
Rentenversicherung (§§ 159 f. SGB VI)85. Festgestellt wird daher, dass es unterschiedliche 
Bemessungsgrenzen für die Kranken- und Pflegeversicherung einerseits und die Renten-86 
und Arbeitslosenversicherung anderseits gibt87. Erstere orientiert sich insbesondere an der 
Letzteren88. 
Die Beiträge der Künstler und Publizisten bemessen sich nach dem voraussichtlichen 
Jahresarbeitseinkommen aus der künstlerischen oder publizistischen Tätigkeit89. Der Bei-
tragssatz in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung gilt entsprechend90. Das Ein-
kommen wird, wie in der sonstigen Sozialversicherung auch, nur bis zu einer bestimmten 
                                                 
79 Für das Jahr 2006 beträgt der Beitragssatz zur Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten 
19,50%, der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung beträgt 6,5% und zur Pflegeversicherung 1,7%. Vgl. 
www.aok.de/hes/rd/119933.htm. 
80 Vgl. Art. 10 und Art. 11 des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 vom 29.6.2006, BGBl. I S. 1402 (1405). 
81 § 341 Abs. 3, 4 SGB III, § 55 Abs. 2 SGB XI. Vgl. Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 284.  
82 Rolfs, in: Gagel, SGB III, Bd. 2, § 341 Rn. 10; Scholz, in: Niesel, KassKomm, Bd. 2, § 159 SGB VI, Rn. 5. 
83 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 285. 
84 Beitragspflichtige Einnahmen sind bis zu einem Betrag von 1/360 der in § 6 Abs. 7 SGB V festgelegten 
Jahresarbeitsentgeltgrenze für den Kalendertag zu berücksichtigen. 
85 Engelhard, in: Schulin, HS-KV, § 54 Rn. 41; Scholz, in: Niesel, KassKomm, Bd. 2, § 159 SGB VI, Rn. 5. 
86 In der Rentenversicherung ist die Beitragsbemessungsgrenze für die Arbeiterrenten- und die Angestellten-
versicherung gleich; für die knappschaftliche Rentenversicherung gilt eine höhere Beitragsbemessungs-
grenze. 
87 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 284. 
88 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 284. 
89 Vgl. § 12 KSVG, § 234 Abs. 1 SGB V, § 165 Abs. 1 S. 1 Nr. 3; vgl. BMAS, Sozialrecht, § 12 Rn. 12. 
90 Vgl. § 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 KSVG, § 241 SGB V, § 55 SGB XI, § 158 SGB VI. 
 
38 
Grenze in die Beitragspflicht einbezogen. Die Künstlersozialabgabe wird nach dem Jahres-
entgelt als Bemessungsgrundlage erhoben (§§ 23, 25 Abs. 1 KSVG). Dabei wird nur das 
Entgelt berücksichtigt, das die Vermarkter für selbstständig erbrachte künstlerische oder 
publizistische Werke und Leistungen zahlen (§ 25 Abs. 1 KVSG). Bis zum Jahre 1999 
richtete sich die Höhe der Künstlersozialabgabe nach einem Prozentsatz, der getrennt nach 
den vier Kunstsparten Wort, bildende Kunst, Musik und darstellende Kunst für ein Jahr im 
Voraus bestimmt wird (§ 26 Abs. 1 KSVG a. F.)91. Seit dem Jahre 2000 gilt wieder ein ein-
heitlicher Prozentsatz, der von 5,5% im Jahre 2006 auf 5,1% für das laufende Jahr 2007 
abgesenkt wurde92. 
bb) Sonderfall Unfallversicherung 
Das Beitragsrecht der gesetzlichen Unfallversicherung weicht aufgrund der Ausgestal-
tung ähnlich der privatrechtlichen Haftpflichtversicherung in fast jeder Hinsicht von dem 
der übrigen Zweige ab. Während sich der der Eigenvorsorge dienende Gesamtsozialversi-
cherungsbeitrag nach dem Bruttoeinkommen des Versicherten bemisst, orientiert sich da-
gegen die Beitragsbemessung in der Unfallversicherung am Versicherungsrisiko des Ein-
zelunternehmers93. Denn die besondere Aufgabenstellung des Systems hat die Unternehmer 
grundsätzlich von der privatrechtlichen Haftung für Arbeitsunfälle der bei ihnen beschäf-
tigten Personen freigestellt (§ 104 SGB VII, im früheren Recht § 636 RVO)94. Entspre-
chend ist das in der privaten Versicherungswirtschaft übliche Äquivalenzprinzip in der Un-
fallversicherung durch die Abstufung der Beiträge der Unternehmer nach dem Gefahrtarif 
verwirklicht. Die Beiträge richten sich nach dem Entgelt der Versicherten und der Gefahr-
klasse, in die das Unternehmen eingestuft ist (§ 157 Abs. 1 SGB VII). Ihre Höhe hängt 
nicht von den Arbeitseinkünften der einzelnen Versicherten, sondern von der Lohnsumme 
und dem Grad der Unfallgefahr in dem Unternehmen ab (§ 153 SGB VII). Letztere ist aus 
den Tarifen der Versicherungsträger zu ersehen, in denen Gefahrklassen für die verschie-
denen Gewerbezweige und Tätigkeiten festgelegt sind (§ 157 SGB VII). 
Die Gefahrklassen bestimmen sich nach Zahl und Schwere der in den einzelnen Ge-
werbezweigen vorkommenden Versicherungsfälle (§ 157 Abs. 2 SGB VII). Die Aufgabe 
der Feststellung des Gefahrtarifs obliegt dem Unfallversicherungsträger (§ 157 Abs. 1 SGB 
                                                 
91 Beispielsweise wurde für 1998 für den Bereich Wort 3,8%, für den Bereich bildende Kunst 6,2%, für 
den Bereich Musik 1,6% und für den Bereich darstellende Kunst 2,3% als Abgabesatz festgesetzt, vgl. 
BMAS, Sozialrecht, § 12 Rn. 13. 
92 Vgl. Künstlersozialkasse, „Die Abgabesätze der Verwerter in der KSK“, www.kuenstlersozialkasse.de/ 
KSKinZahlen/Beitraege/Beitragssaetze /tabid/64/Default.aspx. 
93 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 283. 
94 Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 112. 
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VII). Die Beiträge in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung werden nach dem Ar-
beitsbedarf des Unternehmers, dem Einheitswert der Grundstücke oder einem anderen, 
durch die Satzung der Berufsgenossenschaft festgelegten Maßstab bemessen (§ 182 Abs. 2 
SGB VII)95.  
cc) Zwischenergebnis  
Die für die Höhe der Beitragsbelastung maßgebenden Faktoren sind die Bruttoein-
kommen des Versicherten und der jeweils anzulegende Beitragssatz. Die Beitragsabstu-
fung ist grundsätzlich linear, was teilweise als Ausdruck des Prinzips der Belastung nach 
der individuellen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit gesehen wird96. Hinsichtlich der Leis-
tungsfähigkeit bzw. der Abgabenhöhe gilt im Sozialversicherungsrecht derselbe Maßstab 
wie im Steuerrecht97. Jedoch wird der Begriff der Leistungsfähigkeit in beiden Rechtsge-
bieten unterschiedlich interpretiert98. Während sich die Leistungsfähigkeit im Steuerrecht 
auf alle Einkünfte der Versicherten, vor allem auch auf Vermögensnutzungen bezieht, er-
folgt im Sozialversicherungsrecht die Beitragsbemessung ausschließlich nach der Höhe des 
Arbeitseinkommens99. Im Gegensatz zur Einkommensteuer, bei der der abzuführende Be-
trag mit wachsenden Einkommen absolut und relativ steigt, hat der Sozialversicherungs-
beitrag somit eine degressive Struktur: Je mehr das Einkommen eines Versicherungspflich-
tigen die Beitragsbemessungsgrenze überragt, desto geringer ist der Anteil des Beitrags am 
Einkommen100. 
Der Maßstab der Beitragsbelastung in der Sozialversicherung ist grundsätzlich egali-
tär101. In der Renten-, der Arbeitslosen- und der sozialen Pflegeversicherung gelten für alle 
Beitragspflichtigen bundesweit einheitliche Sätze. Dabei sind andere Verhältnisse der Ver-
sicherten wie Alter, Geschlecht, Familienstand, Kinderzahl, Gesundheitszustand oder Vor-
erkrankung ohne Bedeutung102. Darüber hinaus erfolgt grundsätzlich keine Trennung der 
Beitragseinnahmen nach bestimmen Gruppen von Versicherten103. Durch diese Art der Bei-
tragsberechnung wird bezweckt, einen von der Bedürftigkeit des einzelnen unabhängigen 
Risikoausgleichs und damit innerhalb der Versichertengruppen einen Umverteilungspro-
                                                 
95 Vgl. Gitter, Sozialrecht, , 4. Aufl., S. 230; Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 454. 
96 Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 110 m. w. N.  
97 Isensee, NZS 2004, S. 397. 
98 Kritisch dazu F. Kirchhof, in: Schulin, HS-KV, § 53 Rn. 25. 
99 Zur Unübertragbarkeit der steuerrechtlichen Leistungsfähigkeit in das Sozialversicherungsrecht, F.    
Kirchhof, NZS 1999, S. 166, ders., in: Schulin, HS-KV, § 53 Rn. 25. 
100 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 284. 
101 Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 111. 
102 Peters, in: Niesel, KassKomm, Bd. 2, § 220 SGB V, Rn. 25. 
103 Peters, in: Niesel, KassKomm, Bd. 2, § 220 SGB V, Rn. 25. 
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zess herbeizuführen104. 
4.  Innenverhältnis 
a)  Lohnabzugsverfahren zwischen Beitragsschuldner und Entrichtungspflichtigem 
Beiträge von versicherungspflichtigen Arbeitnehmern sind im Lohnabzugsverfahren (§ 
28g SGB IV) zu entrichten. In diesem Verfahren ist der Arbeitnehmer von Gesetzes wegen 
zur Duldung des Lohnabzugs in Höhe seiner Beitragsanteile verpflichtet (§ 28g Abs. 1 und 
2 SGB IV)105. Hat der Arbeitgeber die Abführung versäumt, ist ein Abzug von Arbeitneh-
merbeiträgen nur binnen der nächsten drei Lohn- oder Gehaltszahlungszeiträume zulässig; 
ein späterer Abzug ist nur statthaft, wenn der rechtzeitige Abzug ohne Verschulden des 
Arbeitgebers unterblieben war106. 
Im Innenverhältnis hat der Arbeitgeber gegen den Arbeitnehmer einen Erstattungsan-
spruch, soweit dieser verpflichtet ist, Beiträge zu leisten (§ 28g Abs. 1 SGB IV)107. Der Er-
stattungsanspruch ist durch Abzug vom Arbeitsentgelt geltend zu machen (§ 28g Abs. 2 
SGB IV). Dagegen ist ein Anspruch auf Erstattung der Beiträge nach § 812 BGB in der 
Regel ausgeschlossen108. Führt der Arbeitgeber die Beiträge zur Sozialversicherung nicht 
oder nicht in der gesetzlich vorgeschriebenen Höhe ab, so kann dies eine Schadensersatz-
pflicht gegenüber dem Arbeitnehmer begründen (§ 823 Abs. 2 BGB)109. 
b)  Erstattungsverfahren zwischen Beitagschuldner und -gläubiger 
Gemäß § 26 SGB IV besteht ein öffentlich-rechtlicher Erstattungsanspruch des Versi-
cherten gegen den Versicherungsträger, wenn die Beiträge zu Unrecht entrichtet sind. Dies 
ist der Fall, wenn für die Entrichtung keine Rechtsgrundlage besteht, beispielsweise Irrtü-
mer über das Bestehen einer Versicherungspflicht bestanden oder die Möglichkeit einer 
freiwilligen Versicherung falsch eingeschätzt wurden110. Insoweit sind nach der Rechtspre-
chung des Bundessozialgerichts auch die Ansprüche des Arbeitgebers auf Erstattung des 
Arbeitgeberanteils erfasst111. 
Zu Unrecht bezahlte Beiträge werden nicht erstattet, wenn der Versicherungsträger bis 
zur Geltendmachung des Erstattungsanspruchs auf Grund dieser Beiträge oder für den 
Zeitraum, für den die Beiträge zu Unrecht entrichtet worden sind, Leistungen erbracht hat 
                                                 
104 Papier/Möller, NZS 1998, S. 354 f.; F. Kirchhof, NZS 1999, S. 164. 
105 Schulin, Sozialrecht, Rn. 206. 
106 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 285. 
107 Sehnert, in: Hauck/Noftz, SGB IV, § 28g Rn. 3. 
108 Linck, in: Schaub/Koch/Linck, ArbR-Hdb, § 71 Rn. 28.  
109 Schulin, Sozialrecht, Rn. 207.  
110 Felix, in: Wannagat/Eichenhofer/Wenner, SGB IV, § 26 Rn. 16. 
111 BSG SozR 3-2400 § 26 Nr. 7; Felix, in: Wannagat/Eichenhofer/Wenner, SGB IV, § 26 Rn. 21. 
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oder noch zu erbringen hat. Die Verfallklausel des § 26 Abs. 2 Satz 1 SGB IV stellt sich 
als Ausprägung des Grundsatzes von Treu und Glauben dar und verwehrt es den Versi-
cherten, die Leistungen in Anspruch genommen haben, ihre beitragsmäßige Beteiligung im 
Wege von Erstattungsansprüchen rückgängig zu machen112.  
§ 26 Abs. 2 SGB IV gilt im Übrigen für die gesamte Sozialversicherung einschließlich 
des Rechts der Arbeitsförderung (§ 351 SGB III)113. Jedoch wird die Anwendbarkeit der 
Verfallklausel in der Unfallversicherung bezweifelt, denn es handelt sich um eine Fremd-
vorsorge, die keine der Eigenvorsorge wie der Kranken- und Rentenversicherung ver-
gleichbare wechselseitige Abhängigkeit zwischen Beitrag und Leistung kennt114. Von der 
Funktion der Haftpflichtversicherung her ist es hingegen zutreffend, dass die Versiche-
rungsleistung nicht auf dem Umweg über den Unternehmer, sondern unmittelbar an den 
begünstigten Versicherten ausgezahlt wird115. In diesem Zusammenhang besteht ebenfalls 
eine Schutzwürdigkeit des Versicherungsträgers, der im Vertrauen auf die Richtigkeit der 
Angaben des Versicherten die Versicherungsleistung erbringt116. Der Anspruch des Unter-
nehmers auf Erstattung von Beiträgen zur Unfallversicherung, die wegen Fehlens einer 
Unfallversicherungspflicht der im Unternehmen Beschäftigten zu Unrecht entrichtet wor-
den ist, ist daher ausgeschlossen, wenn die Voraussetzungen der Verfallklausel vorliegen117. 
Umgekehrt steht der Erstattungsanspruch zu Unrecht erbrachter Leistungen dem Versi-
cherungsträger gegen den Versicherten nach § 50 SGB X zu. Es handelt sich dabei jedoch 
um ein Leistungsverhältnis, auf das hier mit Hinsicht auf den Schwerpunkt Beitragsver-
hältnis nicht einzugehen ist. 
Die Erstattung zu Recht geleisteter Beiträge ist in den besonderen Teilen des SGB ge-
regelt (§ 231 SGB V oder § 210 SGB VI). Die Erstattung rechtmäßig bezahlter Beiträge in 
der Rentenversicherung nach § 210 Abs. 3 SGB VI bezieht sich auf die Fälle, in denen aus 
den Beiträgen Rentenleistungen nicht erbracht werden, bzw. der Zweck der Beitragszah-
lung nicht erreicht wird118. Diese Erstattung wird durch das SGB I den Leistungen der Ren-
tenversicherung zugeordnet (§ 23 Abs. 1 Nr. 1d SGB I), sie fällt also rechtsystematisch 
nicht unter die „Erstattungen“ im engeren Sinne119. 
                                                 
112 Felix, in: Wannagat/Eichenhofer/Wenner, SGB IV, § 26 Rn. 16. 
113 Felix, in: Wannagat/Eichenhofer/Wenner, SGB IV, § 26 Rn. 4. 
114 So BSGE 52, 200 ff. 
115 Fuchs/Höller, SGb 2000, S. 41. 
116 Fuchs/Höller, SGb 2000, S. 42. 
117 BSG SozR 3-2400 § 26 Nr. 11; Felix, in: Wannagat/Eichenhofer/Wenner, SGB IV, § 26 Rn. 28; Fuchs/ 
Höller, SGb 2000, S. 41. 
118 Schmidt, in: Schulin, HS-RV, § 51 Rn. 19. 
119 Schmidt, in: Schulin, HS-RV, § 51 Rn. 19. 
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Festzustellen ist, dass das Innenbeitragsverhältnis einerseits sichert, dass durch die In-
pflichtnahme des Arbeitgebers und die Duldungspflicht des Versicherten im Lohnabzugs-
verfahren die Beiträge gesetzmäßig entrichtet werden, und andererseits, dass zu Unrecht 
bezahlte Beiträge dem Beitragsschuldner durch den Beitragsgläubiger erstattet werden.  
5.  Außenverhältnis zwischen Beitragsgläubiger und Entrichtungspflichtigem 
Das Außenverhältnis bezieht sich im Fall eines versicherungspflichtigen Beschäfti-
gungsverhältnisses auf die Meldungs- und Zahlungspflicht des Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrags im Einzugsverfahren, der der Arbeitgeber – nach § 266a StGB strafbewehrt 
– dem Versicherungsträger gegenüber unterliegt. Nicht vom Gesamtsozialversicherungs-
beitrag erfasste Beiträge werden vom Versicherten, beispielsweise vom Selbstständigen, 
Rentner, Studenten und freiwillig Versicherten an den beitragsberechtigten Träger, sowie 
die Beiträge zur Unfallversicherung vom Unternehmer an die Berufsgenossenschaften 
selbst abgeführt120. 
Voraussetzung für die Beitragserhebung im Einzugverfahren ist die Meldung121. Der 
Arbeitgeber hat der Einzugsstelle für jeden versicherungspflichtigen Arbeitnehmer eine 
Meldung zu erstatten (§ 28a SGB IV). Verstöße gegen die Meldepflicht sind bußgeldbe-
wehrt gem. § 111 Abs. 1 Nr. 2a SGB IV. 
Die Beiträge zur Krankenversicherung werden für die kraft Gesetzes versicherten Be-
schäftigten oder Hausgewerbetreibenden mit Pflege-, Renten und Arbeitslosenversiche-
rungsbeiträgen als Gesamtsozialversicherungsbeitrag (§ 28d SGB IV) an die Einzugsstelle 
(§ 28h Abs. 1 Satz 1 SGB IV, § 348 Abs. 2 SGB III) gezahlt. Die Pflicht zur Entrichtung 
des gesamten Beitrags trifft wiederum allein den Arbeitgeber (§ 28e Abs. 1 Satz 1 SGB 
IV)122. Dieser hat den im Lohnabzugsverfahren einbehaltenen Arbeitnehmeranteil123 mit 
dem eigenem Beitrag an die Einzugsstellen für den Gesamtsozialversicherungsbeitrag, die 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung (§ 28i SGB IV), abzuführen124. Die Zah-
lungspflicht des Arbeitgebers ist öffentlich-rechtlich ausgestaltet und keiner Disposition 
zugänglich125. 
Die Beiträge werden von der Krankenkasse unverzüglich an den Träger der Pflege- 
                                                 
120 Schulin, Sozialrecht, Rn. 315. 
121 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 281. 
122 Vgl. § 253 SGB V, § 174 SGB VI, § 54 SGB XI, § 346 Abs. 1 S. 1 SGB III i. V. m. § 28e SGB IV. Vgl. 
dazu Linck, in: Schaub/Koch/Linck, ArbR-Hdb, § 71 Rn. 22; Sehnert, in: Hauck/Noftz, SGB IV, § 28e 
Rn. 3 und § 28h Rn. 4. 
123 Sehnert, in: Hauck/Noftz, SGB IV, § 28e Rn. 3; Schulin, Sozialrecht, Rn. 206. 
124 § 252 SGB V, § 60 SGB XI, § 174 Abs. 1 SGB VI, § 348 Abs. 2 SGB III. 
125 Sehnert, in: Hauck/Noftz, SGB IV, § 28e Rn. 4; Schnapp, SGb 2005, S. 3. 
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bzw. der Rentenversicherung sowie an die Bundesagentur für Arbeit weitergeleitet (§ 28k 
SGB IV). In ähnlicher Weise werden die Beiträge zur Künstlersozialversicherung an die 
Künstlersozialkasse entrichtet. Es obliegt der Künstlersozialkasse vor allem, den versicher-
ten Personenkreis zu erfassen, die Beitragsanteile der Versicherten und die Künstlersozial-
abgabe zu erheben sowie die Beitragsanteile an die zuständigen Sozialversicherungsträger 
abzuführen (§ 20 Abs. 1 KSVG). Ein Säumniszuschlag auf Beiträge wird vom Sozialversi-
cherungsträger erhoben, wenn der Zahlungspflichtige nicht bis zum Ablauf des Fälligkeits-
termins gezahlt hat (§ 24 SGB IV). 
Nach § 266a StGB macht sich der Arbeitgeber strafbar, wenn er Beiträge zur Sozial-
versicherung einschließlich der Arbeitsförderung vorenthält. Ein Vorenthalten liegt schon 
dann vor, wenn diese Beiträge nicht zum Fälligkeitstag gezahlt sind126 – unabhängig davon, 
ob Arbeitsentgelt gezahlt wird. Diese Regelung erfasste ursprünglich nur das Vorenthalten 
von Beiträgen des Arbeitnehmers zur Sozialversicherung. Durch das Gesetz zur Intensivie-
rung der Bekämpfung der Schwarzarbeit und damit zusammenhängender Steuerhinterzie-
hung127 wird nun erstmals auch das Vorenthalten von Beiträgen des Arbeitgebers zur Sozi-
alversicherung unter Strafe gestellt. Entsprechend wird nach § 266a Abs. 2 StGB ebenso 
bestraft, wer als Arbeitgeber der für den Einzug der Beiträge zuständigen Stelle über sozi-
alversicherungsrechtlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht oder die für den Einzug der Beiträge zuständige Stelle pflichtwidrig über sozialver-
sicherungsrechtlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt. 
6.  Beitragsverhältnis im Insolvenzverfahren 
Fällt der Beitragsschuldner in Konkurs bzw. wird ein Insolvenzverfahren eingeleitet, 
hat der Insolvenzverwalter wie ein Beitragsschuldner die Beitragsforderung zu erfüllen128. 
Der Versicherungsträger als Insolvenzgläubiger hat die Forderung, also die zur Zeit der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens begründete Beitragsschuld und den Säumniszuschlag 
anzumelden (§§ 38, 174 Abs. 1 Satz 1 InsO). 
Die Pflicht des Arbeitgebers zur Abführung des Gesamtsozialversicherungsbeitrags be-
steht bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Dies gilt auch nach der Konkurseröff-
nung. Denn die Insolvenz des Arbeitgebers löst das Arbeitsverhältnis nicht von sich aus 
auf, sondern stellt nur einen Grund dar, der eine ordentliche Kündigung sachlich rechtfer-
                                                 
126 BGH ZIP 90/466; Klose, NZS 1996, S. 13. 
127 Vom 23.7.2004, BGBl. I S. 1842, in Kraft getreten am 1.8.2004. Vgl. Laitenberger, NJW 2004, S. 2703 ff. 
128 BSGE 50, 262 ff. 
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tigt129. Bestanden das Arbeitsverhältnis und der daraus abgeleitete Anspruch auf Arbeits-
entgelt im Insolvenzverfahren fort, sollen die mit diesem Verhältnis verbundenen Sozial-
versicherungsbeiträge nicht entfallen130.  
Es wurde in einem früheren Urteil des Bundessozialgerichts davon ausgegangen, dass 
nach Freistellung von der Arbeit keine Beitragspflicht mehr besteht131. Diese Auffassung 
geht davon aus, dass die tatsächliche Beendigung der Beschäftigung für die Beitragspflicht 
relevant ist, ohne allerdings die Tatsache zu berücksichtigen, dass in diesem Fall das Ar-
beitsverhältnis danach fortbestehen kann. Nach dieser Auffassung würden „Arbeits- und 
Beschäftigungsverhältnisse“ und die von ihrem Bestehen abhängigen Rechtsfolgen in einer 
nicht zu rechtfertigenden Weise auseinander fallen132. Die Solidarität muss jedoch für die-
jenigen, die ihre Arbeitskraft einem Arbeitgeber gegen Entgelt zur Verfügung stellen, in-
soweit bestehen, als sie sich mit entsprechenden Beiträgen an der Finanzierung der Sozial-
versicherung beteiligen133. Zu Recht hat sich das Bundessozialgericht später von diesem 
Urteil distanziert134. Denn ansonsten würde der Arbeitgeber den dem Arbeitnehmer zuste-
henden Versicherungsschutz einseitig beenden, auch wenn die Voraussetzungen für die 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses nicht vorliegen135.  
III.  Exkurs: Sozialversicherungsleistungen im Verhältnis zur erbrachten Beitragszahlung 
Hinsichtlich des Schutzes beitragsfinanzierter Sozialversicherungsleistungen ist es ins-
besondere aufschlussreich, über das Beitragsrechtsverhältnis hinaus auf das allgemeine 
Leistungsrechtsverhältnis zwischen Versicherungsträger und Versichertem zu blicken, um 
die Korrelation zwischen beiden zu klären. 
1.  Entstehen des Leistungsanspruchs 
Das Leistungsrechtsverhältnis zwischen dem Versicherungsträger und dem Versicher-
ten wird materiell durch den Sozialleistungsanspruch geprägt. Der Versicherungsträger ist 
verpflichtet, die späteren Leistungsansprüche des Versicherten zu erfüllen. In diesem Sinne 
besteht aus dem Versicherungsgedanken heraus eine Reziprozität von Beiträgen und Leis-
tungen, indem durch die Beitragsfinanzierung ein Versicherungsschutz für den Fall des Ri-
                                                 
129 Vgl. § 113 InsO, Zöllner/Loritz, Arbeitsrecht, § 22 III. 
130 Vgl. BSG, Urteil vom 26.11.1985, RK 51/83; Weisemann, NZA 1996, S. 120. 
131 Vgl. BSG, Urteil von 30.7.1981, 8/8a RU 48/80. 
132 Weisemann, NZA 1996, S. 120. 
133 Weisemann, NZA 1996, S. 120. 
134 Vgl. BSG, Urteil vom 26.11.1985, RK 51/83; Weisemann, NZA 1996, S. 120. 
135 Weisemann, NZA 1996, S. 120. 
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sikoeintritts gewährt wird136. Der Leistungsanspruch ist dann ab dem Zeitpunkt begründet, 
in dem die im Gesetz bestimmten Voraussetzungen – beispielsweise der Eintritt des Versi-
cherungsfalls und die Erfüllung der Wartezeiten – vorliegen. 
Die Sozialversicherungsleistung wird durch Beiträge finanziert, eine Wechselbezie-
hung zwischen Leistungsansprüchen und Beitragspflicht besteht jedoch in mehrfacher Hin-
sicht. Einmal setzt das Entstehen des Leistungsanspruchs nicht voraus, dass die Beitrags-
pflicht erfüllt ist137. Der Anspruch auf Leistungen entsteht und erlischt grundsätzlich mit 
dem Beginn und dem Ende der Mitgliedschaft. So wirkt sich die unzureichende Beitrags-
zahlung grundsätzlich nicht auf den Leistungsanspruch des Versicherten aus138, weil dieser 
nicht an die Beitragszahlung, sondern an die Ausübung einer versicherungspflichtigen Be-
schäftigung oder an den Antrag, der Versicherungsgemeinschaft beizutreten, gebunden ist. 
Nur ausnahmsweise kann die Nichtentrichtung von Beiträgen sich unter bestimmten Vor-
aussetzungen auf die Leistungsverpflichtung oder auf das Bestehen des Versicherungsver-
hältnisses und damit letztlich ebenfalls auf die hieraus abzuleitenden Leistungsansprüche 
auswirken139. Zum anderen sind die gesetzes- oder satzungsmäßig geschuldeten Beiträge 
ohne Rücksicht darauf zu zahlen, ob und in welchem Umfang Leistungen in Anspruch ge-
nommen werden140. Eine Kontrolle des Leistungsrechts über die Beitragsseite (Kürzung 
oder Zurückbehaltung von Beiträgen, damit bestimmte Leistungen nicht gewährt werden 
oder werden können) ist unzulässig141.  
Außerdem kann der Umfang des Leistungsanspruchs je nach Inhalt und Art des Versi-
cherungsverhältnisses unterschiedlich ausgestaltet sein. Dementsprechend kommen Leis-
tungsanspruchsbeschränkungen für bestimmte Beitragspflichtige in Betracht. Beispielswei-
se kann für freiwillig Versicherte der Anspruch auf Krankengeld durch Satzung 
ausgeschlossen werden (§ 44 Abs. 2 SGB V). Ungekehrt gibt es auch Sonderfälle, in wel-
chen die Versicherten ohne eigene Beitragsleistung die Versicherungsleistungen geltend 
machen können. Dass Leistungsansprüche nicht von der Höhe der gezahlten Beiträge ab-
hängig sind, betrifft beispielsweise die Familienversicherung gem. § 10 SGB V und § 25 
SGB XI oder eine nach § 224 SGB V, § 56 SGB XI beitragsfrei gestellte Versicherung142.  
                                                 
136 Storr, SGb 2004, S. 281 f.; vgl. Bieback, VSSR 2003, S. 14, 31, 44. 
137 Leitherer, in: Schulin, HS-KV, § 19 Rn. 260; vgl. BSGE 29, 30 (31). 
138 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 286; vgl. Weisemann, NZA 1996, S. 120. 
139 Beispielsweise §§ 16 Abs. 3a, 191 Nr. 3 SGB V oder § 16 Abs. 2 KSVG, vgl. Leitherer, in: Schulin, HS-
KV, § 19 Rn. 260; Peters, in: Niesel, KassKomm, § 220 SGB V, Rn. 25. 
140 Leitherer, in: Schulin, HS-KV, § 19 Rn. 260. 
141 Peters, in: Niesel, KassKomm, Bd. 2, § 220 SGB V, Rn. 25. 
142 Engelhard, in: Schulin, HS-PflV, § 25 Rn. 19. 
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2.  Leistungsbemessung 
Auf den ersten Blick hat es den Anschein, dass die Beiträge den Anspruch auf Versi-
cherungsleistungen begründen und gleichzeitig in wesentlichem Umfang die Höhe dieser 
Leistungen bestimmen. Denn die Höhe der Geldleistungen bzw. Lohnersatzleistungen in 
der Kranken- und Arbeitslosenversicherung entscheidet sich nach dem Einkommen inner-
halb des dem Leistungsfall unmittelbar vorausgehenden Zeitraums (§ 47 SGB V, 130 SGB 
III). Das Prinzip der Lohnbezogenheit des Beitrags und der Leistung gilt auch in der Ren-
tenversicherung; die Höhe der Altersrente richtet sich nach der Höhe der während des Ver-
sicherungslebens durch Beiträge versicherten Arbeitsentgelte und -einkommen (§§ 63 Abs. 
1 SGB VI)143. Außerdem kann der Leistungsumfang die Beitragshöhe in der Krankenversi-
cherung beeinflussen144. Dementsprechend wird für bestimmte Personengruppen eine Er-
mäßigung des allgemeinen Beitragssatzes vorgeschrieben oder zugelassen, weil auf be-
stimmte Leistungen generell kein Anspruch besteht (§ 243 SGB V sowie § 16 Abs. 1 Satz 
2 KSVG), oder aber eine Erhöhung vorgeschrieben, wenn es um eine grundsätzlich ver-
mehrte Inanspruchnahme geht (§ 242 SGB V)145. Daher ist im Verhältnis zwischen Bei-
trags- und Leistungsrecht zu überlegen, ob sich aus dem Gegenüber von Beiträgen und 
Leistungen in den Versicherungsverhältnissen eine wirtschaftliche Wertrelation im Sinne 
der Äquivalenzthese ergibt. 
Diese Äquivalenzthese unterliegt aber Zweifeln, weil sich die Bewegungen des Bei-
tragssatzes, als des für die Höhe der Beitragsbelastung im Umlagefinanzierungsverfahren 
maßgebenden Faktors, nicht unmittelbar in der Höhe der Leistungen, die der Einzelne er-
halten kann, widerspiegeln146. Die Höhe des Beitragssatzes hängt von den Belastungen 
durch die Gesamtheit der jeweiligen Gegenwartsaufgaben der Versicherung ab; sie wird im 
Wesentlichen durch die in einer Abrechnungsperiode voraussichtlich anfallenden Aufwen-
dungen auf der einen, durch die Zahl der Beitragspflichtigen und die Höhe der mit Abga-
ben zu belastenden Einkünfte auf der anderen Seite bestimmt147. Mit diesen Größen variiert 
der Beitragssatz; doch schlägt sich dies nicht in entsprechenden Veränderungen der indivi-
duellen Leistungsansprüche nieder148. Als eine für die oben ausgeführte Äquivalenzthese 
relevante individuelle Größe, durch die der Einfluss der Beiträge auf die Leistung indiziert 
                                                 
143 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 286. 
144 Vgl. Leitherer, in: Schulin, HS-KV, § 19 Rn. 260. 
145 Engelhard, in: Schulin, HS-KV, § 54 Rn. 241; Peters, in: Niesel, KassKomm, Bd. 2, § 220 SGB V, 
Rn. 25. 
146 Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 112. 
147 Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 112 f. 
148 Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 113. 
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werden kann, kommen nur die Arbeitseinkünfte des Versicherten in Betracht149. Zu Recht 
wird die Ansicht vertreten, dass die Höhe der Lohnersatzleistungen sich nicht nach den ab-
geführten Beiträgen, sondern nach dem aus versicherter Tätigkeit erzielten Einkommen be-
stimmt150. Die individuelle Leistungsfähigkeit des Versicherten, die für die Höhe der Al-
tersrenten entscheidend ist, kommt nur durch die Entgelt-Relation des Einzelnen im 
Verhältnis zum Durchschnitt aller Beschäftigten zum Ausdruck151. Die dem Prinzip der 
Lohnbezogenheit des Beitrags und der Leistung entsprechende Bemessungsgrundlage ist 
folglich nicht nur Grundlage für die Berechnung des Beitrags, sondern auch für die Ermitt-
lung der diesem Beitrag zuzuordnenden Entgeltpunkte (§ 70 SGB VI)152. Die Höhe der 
Renten korrespondiert mit der Höhe der entrichteten Beiträge, genauer mit der Höhe der 
jeweils versicherten Entgeltposition153. In diesem Sinne enthält diese auf die Verhältnisse 
des Versicherten bezogene „individuelle“ Größe der Rentenleistung auch eine soziale 
Komponente. 
Für die Berechnung der Leistungshöhe relevant ist grundsätzlich die Abführung des 
Beitrags an die Beitragseinzugsstelle154. Für die Höhe der Altersrente ist aber der Abzug 
des Arbeitnehmeranteils vom Arbeitseinkommen, also welche Beiträge im Lohnabzugsver-
fahren entrichtet worden sind, entscheidend155. Denn Arbeitsentgelt kann nach § 203 SGB 
VI als mit Beiträgen belegt gelten, wenn der Versicherte glaubhaft macht, dass der Arbeit-
nehmeranteil vom Lohn abgezogen worden ist156. In diesem Fall gilt der nicht abgeführte 
Beitrag als bezahlt. Die Glaubhaftmachung der Beitragszahlung ist damit zu begründen, 
dass der Arbeitnehmer auf die Abführung der Beiträge und auf die Meldung durch den Ar-
beitgeber keinen Einfluss hat157. Im Gegensatz dazu zeigt der Sonderfall der Wiederverei-
nigung, dass es für das Beitrags- und Leistungsrecht nicht darauf ankommt, ob die Beiträge 
dem für die Leistung zuständigen Rentenversicherungsträger zugeflossen sind. Beiträge an 
einen Versicherungsträger in der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) stehen den 
Beiträgen gleich, die 1997 in der Bundesrepublik nach einem Beitragssatz von 20,3% ge-
zahlt worden sind158. 
                                                 
149 Dies bejaht Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 112. 
150 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 286. 
151 Schmidt, in: Schulin, HS-RV, § 49 Rn. 20. Vgl. unten 4. Kapitel III. 3. b) aa). 
152 Schmidt, in: Schulin, HS-RV, § 49 Rn. 55. 
153 Schmidt, in: Schulin, HS-RV, § 49 Rn. 55. 
154 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 286; vgl. Sonderregelung § 203 SGB VI. 
155 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 286. 
156 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 286. 
157 Peters, in: Niesel, KassKomm, Bd. 2, § 203 SGB VI, Rn. 5. 
158 Schmidt, in: Schulin, HS-RV, § 49 Rn. 21.  
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IV.  Folgerung 
Die Beitragspflicht entsteht grundsätzlich aus einer entgeltlichen Beschäftigung. Ge-
genstand der Beitragspflicht ist das Bruttoarbeitsentgelt des Versicherten. Versicherungs-
pflicht und Beitragsforderung richten sich nach dem tarif- bzw. arbeitsvertraglich geschul-
deten Arbeitsentgelt (Entstehungsprinzip), statt nach dem tatsächlich gezahlten 
Arbeitsentgelt (Zuflussprinzip). Beitragsschuldner sind der Versicherte und sein Arbeitge-
ber beim Gesamtsozialversicherungsbeitrag bzw. Künstler und Vermarkter in der Künstler-
sozialversicherung, und der Unternehmer in der echten Unfallversicherung. Der Arbeitge-
ber bzw. die arbeitgeberähnliche Person wird einerseits als der Schuldner des 
Arbeitgeberbeitrags und andererseits als der Entrichtungspflichtige nach § 28e Abs. 1 SGB 
IV angesehen. Diese Abführungspflicht gilt auch im Insolvenzverfahren, soweit das Ar-
beitsverhältnis und der daraus abgeleitete Anspruch auf Arbeitsentgelt fortbestehen. 
Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Versicherten ist der Anknüpfungspunkt der 
Beitragsbemessung159. In diesem Sinne ist eine Rechtfertigung für die einheitlichen Beiträ-
ge der Versicherten in dem Reformvorschlag zur Krankenversicherung mit der „Bürger-
versicherung“ erforderlich160. Die Beitragsabstufung nach der individuellen wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit ist linear, aber die Belastung bei grenzüberschreitenden 
Einkünften im Ergebnis degressiv. Folglich findet das Prinzip der individuellen wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit im Steuerrecht seine Durchbrechung im Sozialrecht161. 
Infolge der Umverteilungs- und Umlagefinanzierungsverfahren erfolgt grundsätzlich 
keine Abstufung der Beitragshöhe nach Versichertenrisiken, auch kein gesonderter Aus-
gleich der Beitragseinnahmen mit den entsprechenden Leistungsausgaben162. Eine Rezipro-
zität von Beiträgen und Leistungen besteht nur darin, dass durch die Beitragsfinanzierung 
ein Versicherungsschutz für den Fall des Risikoeintritts gewährt wird. Damit hängt die 
Frage zusammen, worauf bzw. wieweit sich die beitragsfinanzierten Sozialversicherungs-
leistungen erstrecken. Ihr Umfang ist deshalb von der Klarheit des Begriffs der sozialen 
Risiken abhängig163. 
Ein weiteres entscheidendes Korrelat zwischen Beitrags- und Leistungsrecht sind die 
aufgrund des Beschäftigungsverhältnisses bestehenden Arbeitseinkünfte des Versicher-
                                                 
159 BVerfGE 79, 223 (237); 92, 53 (69); Engelhard, in: Schulin, HS-PflV, § 25 Rn. 15 f.; Wieland, VSSR 
2003, S. 265; Wellkamp, ZfSH/SGB 2000, S. 395. Über die Verfassungswidrigkeit der Maschinensteuer, 
Gößl, S. 63; Isensee, Die Rolle des Beitrags, S. 487; ders., DRV 1980, S. 145 ff.  
160 Vgl. Muckel, SGb 2004, S. 673. 
161 F. Kirchhof, in: Schulin, HS-KV, § 53 Rn.25; Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 111.  
162 Peters, in: Niesel, KassKomm, Bd. 2, § 220 SGB V, Rn. 25; Leitherer, in: Schulin, HS-KV, § 19 Rn. 260. 
163 Vgl. 3. Kapitel, insbesondere II. 1. b) und 2. b) bezüglich der versicherungsfremden Leistungen. 
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ten164. Abgesehen vom Sonderfall der Unfallversicherung sind sie Voraussetzung für die 
Versicherungspflicht und bedeutsam für die Berechnung von Beiträgen und Lohnersatz-
leistungen165. Es ergibt sich daher die Notwendigkeit der Identität der Definition des Ar-
beitsentgelts im Leistungs- und Beitragsrecht166. 
                                                 
164 Vgl. 3. Kapitel II. 2. a) bezüglich der fremdnützigen Sozialversicherungsabgaben. 
165 Seewald, in: Niesel, KassKomm, Bd. 1, § 14 SGB IV Rn. 6. 
166 Zu verfassungsrechtlicher Problematik der Einmalzahlung, vgl. unten 4. Kapitel II. 2. c) bb). 
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3. Kapitel:  Die verfassungsrechtliche Grundlage der Beitragsfinanzierung 
Sozialversicherungsleistungen werden durch Beiträge finanziert, die eine verfassungs-
konforme Ausgestaltung voraussetzen. Dabei geht es um die Gesetzgebungskompetenz ei-
nerseits sowie um die grundrechtlichen Vorgaben anderseits. Für die verfassungsrechtliche 
Würdigung des Sozialversicherungsbeitrages ist entscheidend, zu welcher der verfassungs-
rechtlich möglichen Abgabearten er zu rechnen ist. Traditionell werden die öffentlich-
rechtlichen Abgaben in vier Grundtypen eingeteilt, auch wenn diese Typologie nicht ab-
schließend ist1: Steuern, Gebühren, Beiträge und Sonderabgaben. 
I.  Rechtsnatur des Sozialversicherungsbeitrags 
1.  Steuer nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Abgabenordnung 
Der Staat des Grundgesetzes ist ein Steuerstaat2. Steuerfindung und -erhebung sowie 
die Verteilung der Steuern sind in der Finanzverfassung (Art. 104a-108 GG) detailliert ge-
regelt. Nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts3 verwendet das Grundgesetz den Beg-
riff „Steuer“ grundsätzlich im Sinne der Definition in § 1 Abs. 1 Satz 1 Reichsabgabenord-
nung (RAO), nunmehr § 3 Abs. 1 Satz 1 Abgabenordnung (AO). Nach der Legaldefinition 
in § 3 Abs. 1 Satz 1 AO sind Steuern Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine 
besondere Leistung darstellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Er-
zielung von Einnahmen allen auferlegt werden. 
Eine Steuer dient folglich der allgemeinen Deckung des öffentlichen Finanzbedarfs zur 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben und ist, wie gesehen, keine Gegenleistung für eine beson-
dere Leistung einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft4. Der Sozialversicherungsbeitrag 
weicht wesentlichen vom Prinzip der Steuer ab, da er für spezielle Zwecke erhoben wird5 
und grundsätzlich nur für die gesetzlich vorgesehenen Sozialversicherungsleistungen ver-
wendet werden darf6. Durch ihn werden im Gegensatz zur Steuer den Versicherten indivi-
                                                 
1 Isensee, Nichtsteuerliche Abgaben, S. 436; zur Kritik an dem Begriff öffentliche Abgabe als Oberbegriff für 
Geldleistungen, vgl. Bönnemann, S. 157. 
2 Isensee, FS-Ipsen, S. 409; ders., Nichtsteuerliche Abgaben, S. 437; Gößl, S. 50; BVerfGE 78, 249 (267). 
3 BVerfGE 3, 407 (435); 7, 244 (251); 29, 402 (408); 36, 66 (70); 38, 61 (79 f.); 49, 343 (353). Auch wenn 
umstritten ist, ob der einfachrechtliche Begriff vollumfänglich mit dem verfassungsrechtlichen identisch ist, 
entspricht es überwiegender Ansicht, diesen als Grundlage zu nehmen. Vgl. P. Kirchhof, in: HStR, Bd. 4, 
§ 88 Rn. 50 ff.; Selmer, GewArch 1981, S. 41; Vogel, in: HStR, Bd. 4, § 87 Rn. 43 ff.; Jang, S. 90.  
4 Maunz, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 6, Art. 105, Rn. 9; Tipke/Lang, Steuerrecht, § 3 Rn. 14; Wolff/Bachof/ 
Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 42 Rn. 18; Selmer, GewArch 1981, S. 42; Jang, S. 91. 
5 Rüfner, VVDStRL 28 (1970), S. 200; Schlegel, Schadensersatz und Sozialversicherungsbeiträge, S. 27; 
Meydam, S. 49.  
6 Schlegel, Schadensersatz und Sozialversicherungsbeiträge, S. 27; Schwidden, ZfSH/SGB 1997, S. 204. 
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duelle Ansprüche auf eine Gegenleistung gewährleistet7. Beim Arbeitgeberbeitrag ist auch 
der rechtliche Vorteil vorgesehen, dass der Arbeitgeber zugleich eine Anspruchsmöglich-
keit erhält, in dem Selbstverwaltungsorgan mitzuwirken (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV)8. Der 
Beitrag in der Sozialversicherung lässt sich dementsprechend nicht als Steuer qualifizieren. 
2.  Vorzugslast – Gebühr und Beitrag 
Gebühren sind Geldleistungen, die als Gegenleistung für eine besondere Inanspruch-
nahme der Verwaltung von demjenigen erhoben werden, auf dessen Veranlassung oder in 
dessen Interesse die Inanspruchnahme erfolgt9. Die Gesetze unterscheiden Verwaltungsge-
bühren als Gegenleistung für Amtshandlungen oder sonstige Tätigkeiten der Verwaltung 
sowie Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme öffentlicher Einrichtungen und Anla-
gen10. Da der Versicherungsbeitrag nicht auf die Vornahme von Verwaltungshandlungen11 
gerichtet ist, scheidet eine Qualifikation als Verwaltungsgebühr aus. In Betracht käme da-
her eine Qualifikation als Benutzungsgebühr, die durch den unmittelbaren Zusammenhang 
zwischen der Inanspruchnahme der Leistung und der Gebührenpflicht gekennzeichnet ist12. 
Das wesentliche Merkmal der Benutzungsgebühr ist die tatsächliche, vom Pflichtigen ver-
anlasste Inanspruchnahme einer öffentlich-rechtlichen Einrichtung13. Die bloße Möglich-
keit der Inanspruchnahme genügt nicht14. Dagegen besteht die Beitragspflicht unabhängig 
davon, jemals Leistungen zu erhalten15: Der Versicherte könnte beispielsweise ohne Erfül-
lung der anspruchsbegründenden Wartezeit aus der Rentenversicherung ausscheiden oder 
früh sterben, ohne eine Versicherungsleistung erhalten zu haben16.  
Der notwendige Zusammenhang von Leistung und Gegenleistung fehlt bei den Beiträ-
gen in der Sozialversicherung, die neben dem Versicherungsprinzip auch vom Gedanken 
des sozialen Ausgleiches beherrscht wird17. Beim Arbeitgeberbeitrag zeigt sich, dass der 
Arbeitgeber ohne individuellen Sondervorteil verpflichtet wird18. Darüber hinaus gleicht 
                                                 
7 Isensee, Umverteilung, S. 39; Schwidden, ZfSH/SGB 1997, S. 204. 
8 Vgl. Isensee, DRV 1980, S. 150; ders., Die Rolle des Beitrags, S. 469; Jang, S. 92. 
9 Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 42 Rn. 22.  
10 Eine Legaldefinition enthalten die Kommunalabgabengesetze, z. B. § 4 Abs. 2 KAG-Nordrhein-Westfalen. 
Verwaltungsgebühren werden z. B. für die Erteilung von Bescheinigungen, Genehmigungen und Erlaub-
nisse erhoben, Tipke/Lang, Steuerrecht, § 3 Rn. 18. 
11 Vgl. Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 42 Rn. 27. 
12 Rüfner, VVDStRL 28 (1970), S. 200; Meydam, S. 49; Maydell, in: GK-SGB IV, § 20 Rn. 6; Wolff/Bachof/ 
Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 42 Rn. 22. 
13 Meydam, S. 49.  
14 BVerfGE 50, 217 (226); Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 42 Rn. 22.  
15 Rüfner, VVDStRL 28 (1970), S. 200; Meydam, S. 49.  
16 Vgl. § 52 SGB VI; Rüfner, VVDStRL 28 (1970), S. 200; Meydam, S. 49.  
17 Beispiele sind Leistungen aufgrund beitragsfreier Zeit, denen kein Versichertenbeitrag zugrunde liegt.  
18 Vgl. Maydell, in: GK-SGB IV, § 20 Rn. 9; Bönnemann, S. 166. 
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der Sozialversicherungsbeitrag nicht eine bestimmte Leistung aus; die Zahlung erfolgt 
nicht im Hinblick auf eine konkrete Leistung. Damit liegt keine Gebühr vor. 
3.  Abgabenrechtlicher „Beitrag“ 
Der Beitrag im abgabenrechtlichen Sinne ist die Geldleistung, die zur vollen oder teil-
weisen Deckung des Aufwandes einer öffentlichen Einrichtung oder Anlage von denjeni-
gen erhoben wird, für die der Bestand der Einrichtung oder Anlage einen besonderen Vor-
teil bedeutet 19 . Drei Merkmale kennzeichnen den Beitragsbegriff: Der Beitrag ist das 
Entgelt für die dem einzelnen gewährte Möglichkeit, einen individuellen Nutzen ziehen zu 
können20. Somit setzt er die Möglichkeit der Inanspruchnahme voraus, ohne dass es der tat-
sächlichen Inanspruchnahme bedarf. Die Beitragspflicht berechnet sich nach dem Kosten-
deckungs- und Nutzensäquivalenzprinzip. Das Kostendeckungsprinzip stellt als Untergren-
ze der Beitragsbemessung auf den Verwaltungsaufwand ab. Danach dient der Beitrag zur 
Deckung der Kosten aller Leistungen. Nach dem Äquivalenzprinzip bezweckt der Beitrag 
einen Ausgleich der gebotenen Vorteile, die nach Art und Umfang des Nutzens für den 
Bürger zu bemessen sind21. 
Diese der finanzwirtschaftlichen Äquivalenz folgende absolute Gleichwertigkeit von 
Leistung und Gegenleistung wird in der Sozialversicherung durch den Grundsatz des Soli-
darausgleichs modifiziert22. Danach werden die bei den verschiedenen Versicherten beste-
henden ungleichen Risiken ausgeglichen23. Im Solidarausgleich öffnet sich die Bemessung 
des Sozialversicherungsbeitrages dem Gegenprinzip zur Äquivalenz – der Leistungsfähig-
keit24. Dementsprechend sind die Beziehungen zwischen Sozialversicherungsbeitrag und 
Versicherungsschutz nicht synallagmatisch25. Dies widerspricht der Qualifikation als abga-
benrechtlicher Beitrag, der persönliche Vorteile ausgleicht und eine verhältnismäßige Ge-
genleistung fordert. Der abgabenrechtliche Beitrag ist kein Instrument des Sozialstaates zur 
Umverteilung und Lenkung26. Weiterhin ist der Beitrag in der Sozialversicherung am glo-
balen Finanzbedarf der Versicherungsträger ausgerichtet. Daher stellt dieser auf die kollek-
                                                 
19 Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 42 Rn. 19; Maydell, in: GK-SGB IV, § 20 Rn. 6; Meydam, 
S. 50.  
20 BVerfGE 32, 223 (227); Maschmann, SGb 1991, S. 302 Fn. 35; vgl. Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungs-
recht, Bd. 1, § 42 Rn. 19; Isensee, Nichtsteuerliche Abgaben, S. 435.  
21 Vgl. Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 42 Rn. 20; Bönnemann, S. 167 ff., Isensee, Umver-
teilung, S. 33; ders., Nichtsteuerliche Abgaben, S. 449 f., 451. 
22 Vgl. dazu unten 3. Kapitel II. 1. c). 
23 BSGE 48, 134 (137); Papier/Möller, NZS 1998, S. 354 f. 
24 Isensee, Umverteilung, S. 34. 
25 Beispiele sind der „Generationenbeitrag“ und die Anpassung der Rente in der Rentenversicherung sowie 
der Beitrag zum „Nulltarif“ in der Familienversicherung; vgl. dazu Rüfner, VVDStRL 28 (1970), S. 200; 
Meydam, S. 50, auch oben 2. Kapitel III. 2. 
26 Isensee, Umverteilung, S. 34. 
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tive Beziehung unter den verschiedenen Leistungsempfängern ab, nicht dagegen, wie der 
abgabenrechtliche Beitrag, auf die individuelle Beziehung zwischen dem staatlichen Leis-
tungsträger und dem individuellen Leistungsempfänger27. Ferner sind der Sozialversiche-
rungsbeitrag und der abgabenrechtliche Beitrag in unterschiedlichen Ausgangspunkten der 
Aufopferung begründet: bei erstgenanntem wird ein Sonderopfer des Einzelnen durch Ent-
schädigung der Allgemeinheit ausgeglichen, bei letzterem wird umgekehrt eine Sonderleis-
tung der Allgemeinheit durch Abgabenbelastung des Einzelnen kompensiert28. 
Zusammenfassend ist damit festzustellen, dass Gebühr und Beitrag als Ausgleich eines 
individuell zurechenbaren Vorteils erhoben werden29 und sich daher der Versichertenbei-
trag nicht als Beitrag i. S. d. Abgabenrechts begreifen lässt30. Der Arbeitgeberbeitrag kann 
wegen seines Charakters als fremdnützige Abgabe ebenso nicht als Beitrag im Sinne der 
AO qualifiziert werden31. 
4.  Verbandslast 
Als Verbandslasten werden die Pflichten der Mitglieder einer öffentlichen Körperschaft 
zu satzungsgemäßen Geld- und Naturalleistungen (Mitgliedschaftspflichten) bezeichnet. 
Obwohl die Verbandslast oft als „Beitrag“ bezeichnet wird, ist sie kein Beitrag im engeren 
Sinne des Abgabenrechts. Vielmehr beruht die Verbandslast auf einer Mitgliedschaft und 
setzt keine bestimmte Gewährung eines Vorteils voraus32. Außerdem dient die Verbands-
last zur Deckung des Finanzbedarfs einer Körperschaft des öffentlichen Rechts33. Sie ist 
deshalb mit der Gesamtheit der Korporationszwecke verbunden, unabhängig von den Auf-
gaben, die dem Verband gerade im Interesse des einzelnen Beitragspflichtigen obliegen. 
Die Verbandslast setzt die Mitgliedschaft voraus. Der Sozialversicherungsbeitrag wird 
aber nicht in jedem Fall von einer mitgliedschaftlichen Organisation erhoben. Obwohl die 
Sozialversicherungsträger nach § 29 Abs. 1 SGB IV als Körperschaft bezeichnet werden, 
war dies bei den Versicherungsträgern der Renten- und Arbeitslosenversicherung zweifel-
haft, die, wie bei den früheren Landesversicherungsanstalten oder bei der Bundesanstalt für 
                                                 
27 Isensee, Umverteilung, S. 35; Jang, S. 90 Fn. 36. 
28 Isensee, Umverteilung, S. 35. 
29 Gößl, S. 52; Vogel, in: HStR, Bd. 4, § 87 Rn. 46; P. Kirchhof, in: HStR, Bd. 4, § 88 Rn. 220. 
30 Gleiches Ergebnis: Isensee, Umverteilung, S. 36; ders., Nichtsteuerliche Abgaben, S. 447; ders., Die Rolle 
des Beitrags, S. 486; ders., DRV 1980, S. 149; Maydell, in: GK-SGB IV, § 20 Rn. 6; Bönnemann, S. 178; 
Meydam, S. 50; Schwidden, ZfSH/SGB 1997, S. 204.  
31 So auch Vogel, DVBl 1958, S. 492 Fn. 17; Eyben, S. 173; Maschmann, SGb 1991, S. 302; Bönnemann, S. 
172; Gößl, S. 51. 
32 Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 42 Rn. 42. Zur Abgrenzung der Verbandslast vom abga-
benrechtlichen Beitrag, vgl. Eyben, S. 168 f. 
33 Isensee, Nichtsteuerliche Abgaben, S. 449; Umverteilung, S. 37; Wegmann, Transferverfassungsrechtliche 
Probleme, S. 141. 
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Arbeit, das Wort „Anstalt“ in Namen trugen34. Im Sinne des § 125 SGB VI in der bis zum 
31. Dezember 2004 geltenden Fassung sind sie nach überwiegender Meinung35 anstaltlich 
verfasst, wobei die Arbeitnehmer lediglich Benutzer der Versicherungsanstalten waren36.  
Diese rechtliche Ausgestaltung als Anstalt des öffentlichen Rechts wird auch nicht 
durch die neue Bezeichnung „Bundesagentur für Arbeit“ geändert37. Im Gegensatz zu an-
deren Versicherungszweigen sind die zur Arbeitslosenversicherung beitragspflichtigen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer im SGB III, wie zuvor im AFG, keine „Mitglieder“, die den 
Willen der Organisation im Sinne der Vertreterversammlung nach § 64 Abs. 4 SGB IV 
bilden können. Sie haben nur eine mitgliederähnliche Stellung und können nur über ihre 
Verbandsvertreter Einfluss nehmen, die in dem Organ der Selbstverwaltung, dem Verwal-
tungsrat, für sie wirken38. Entgegen der Festlegung in § 367 Satz 1 SGB III hat die Bundes-
agentur für Arbeit insofern Anstaltscharakter, als sie in manchen Aufgabenbereichen, z. B. 
der Berufsberatung und Arbeitsvermittlung, auch nicht beitragspflichtigen Personenkreisen 
oder der Allgemeinheit zur Benutzung zur Verfügung stehen39. Im Sinne des Organisati-
onsrechts ist die Rechtnatur der Bundesagentur für Arbeit nicht als Körperschaft zu quali-
fizieren40.  
Ähnliches gilt auch für die Träger der Rentenversicherung unter neuem Namen – der 
oben dargestellten Deutsche Rentenversicherung Bund und der Deutsche Rentenversiche-
rung Knappschaft-Bahn-See. In der Gesetzesbegründung wird klargestellt, dass es sich bei 
diesen nicht um neue Körperschaften des öffentlichen Rechts handelt, sondern um die 
Fortführung der bisherigen Bundesversicherungsanstalt für Angestellte bzw. der Bundes-
knappschaft unter einer neuen Namen41.  
Jedenfalls ist die Verbandslast unabhängig von den Aufgaben, die dem Verband gerade 
im Interesse des einzelnen Beitragspflichtigen obliegen. Sie dient zur Finanzierung der all-
                                                 
34 Zur Problematik der Qualifikation der Sozialversicherungsträger, die zum Teil als echte Körperschaft, teil-
weise als Anstalt oder als „Mischform“ anzusehen sind, vgl. Krause, in: GK-SGB IV, § 29 Rn. 24-26; 
Hendler, S. 223 Fn. 184 m. w. N.  
35 Entgegen der irreführenden Bezeichnung in § 367 Abs. 1 SGB III als eine Körperschaft; vgl. Isensee, Um-
verteilung, S. 37; ders., Privatautonomie, S. 19f; ders., DB 1985, S. 2684 f.; H. Bogs, Die Sozialversiche-
rung im Staat der Gegenwart, S. 177-181; ders., BArbBl 1976, S. 13; Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozial-
recht, Rn. 414, 419; Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 3, § 88 Rn. 104. 
36 Isensee, DB 1985, S. 2685; Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 3, § 88 Rn. 104; Bley/Kreikebohm/ 
Marschner, Sozialrecht, Rn. 419.  
37 Schätter, in: Wissing/Mutschler/Bartz/Schmidt-De Caluwe, SGB III, § 367 Rn. 4, 9. 
38 Forell, in: Schönfelder/Kranz/Wanka, SGB III, § 367 Rn. 3. 
39 Forell, in: Schönfelder/Kranz/Wanka, SGB III, § 367 Rn. 4. 
40 Schweitzer, in: GK-SGB III, § 367 Rn 11; Forell, in: Schönfelder/Kranz/Wanka, SGB III, § 367 Rn. 2 sah 
diese als eine Mischform aus Anstalt und Körperschaft. 
41 Vgl. Art. 82 § 1 RVOrgG, S. 105; vgl. auch Diel, in: Hauck/Noftz, SGB VI, § 125 Rn. 50, 53. 
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gemeinen Aufgaben und Maßnahmen des Verbandes42. Im Gegensatz dazu wird mit dem 
Sozialversicherungsbeitrag grundsätzlich ein individueller Versicherungsschutz gewährt. 
Dementsprechend deckt er die Kosten einer einzigen Finanzierungsaufgabe. Aus diesem 
Grunde verbietet sich schon die Annahme einer Verbandslast43. 
5.  Sonderabgabe 
Scheidet die Qualifikation als Steuer, Vorzugs- oder Verbandslast aus, wäre es denkbar, 
den Sozialversicherungsbeitrag als Sonderabgabe mit Finanzierungsfunktion zu qualifizie-
ren. Unter einer Sonderabgabe werden alle sonstigen außersteuerlichen Abgaben verstan-
den, die von keiner Gegenleistung abhängen und der Finanzierung einer besonderen öffent-
lichen Aufgabe oder einer bestimmten Verhaltenslenkung dienen44. Als Finanzierungsform 
ist sie im Grundgesetz nicht ausdrücklich erwähnt, sondern vom Bundesverfassungsgericht 
unter bestimmten Voraussetzungen als verfassungsrechtlich zulässig anerkannt. Gefordert 
wird, dass die Abgabenpflicht eine homogene gesellschaftliche Gruppe betrifft, diese eine 
spezifische Sachnähe und -verantwortung gegenüber dem Finanzierungszweck aufweist 
und das Abgabenaufkommen überdies gruppennützig verausgabt wird45. 
Wäre der Sozialversicherungsbeitrag eine Sonderabgabe, so müsste er folglich inner-
halb einer in sich homogenen Gruppe erhoben und sodann gruppennützig verwendet wer-
den46. Durch die Forderung der Gruppenhomogenität soll es dem Gesetzgeber verwehrt 
werden, zum Zwecke der Finanzierung durch Abgaben beliebige gesellschaftliche Gruppen 
normativ zu bilden. So führt das Bundesverfassungsgericht in ständiger Rechtsprechung 
aus: ,,Eine gesellschaftliche Gruppe kann nur dann mit einer Sonderabgabe in Anspruch 
genommen werden, wenn sie durch eine gemeinsame, in der Rechtsordnung oder in der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit vorgegebenen Interessenslage oder durch besondere ge-
meinsame Gegebenheiten von der Allgemeinheit und anderen Gruppen abgrenzbar ist, 
wenn es sich also um eine in diesem Sinne homogene Gruppe handelt“47. Außerdem muss 
eine sachgerechte Verknüpfung zwischen den Belastungen durch die Abgabe und den 
durch die Abgabe erfolgenden Begünstigungen bestehen. Der ist in der Regel nur der Fall, 
                                                 
42 Wegmann, Transferverfassungsrechtliche Probleme, S. 141; Isensee, Umverteilung, S. 37. 
43 Gleiches Ergebnis: Bönnemann, S. 182; Isensee, Umverteilung, S. 37; ders., DRV 1981, S. 55; ders., DRV 
1980, S. 149; ders., Nichtsteuerliche Abgaben, S. 449; Wegmann, Transferverfassungsrechtliche Probleme, 
S. 142. 
44 Maschmann, SGb 1991, S. 302; Tipke/Lang, Steuerrecht, § 3 Rn. 21.  
45 BVerfGE 55, 274 (297 ff.); 57, 139 (167); 67, 256 (276 f.); Gößl, S. 51; Maschmann, SGb 1991, S. 302.  
46 Vgl. BVerfGE 55, 274 (306 f.); 67, 256 (275 ff.); 82, 15 (179 ff.); 91, 186 (203).  
47 BVerfGE 55, 274 (305); 67, 256 (176 f.). Vgl. auch Tipke/Lang, Steuerrecht, § 3 Rn. 22; Wegmann, Trans-
ferverfassungsrechtliche Probleme, S. 163; Leisner, Belastungsgrenze, S. 101; Krause, VSSR 1980, S. 127 
ff.; Klein, DB 1981, S. 370.  
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wenn das Abgabenaufkommen im Interesse der Abgabenpflichtigen verwendet wird48. Der 
nach der Homogenität abgrenzbaren Gruppe von Abgabenpflichtigen muss eine Sachver-
antwortung für die Erfüllung der mit der Abgabe zu finanzierenden Aufgabe zugewiesen 
sein, weil sie dem Abgabenzweck evident näher steht als jede andere Gruppe oder der All-
gemeinheit der Steuerzahler49.  
Im Fall des Arbeitgeberbeitrags kann keinesfalls von einer Gruppenhomogenität ge-
sprochen werden. In der politischen, ökonomischen und soziologischen Wirklichkeit ste-
hen sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer interessenmäßig gegenüber50. Die für Sonderabga-
ben erforderliche Gruppenhomogenität lässt sich auch nicht über eine „postulierte 
Solidarität“ zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ersetzen51. Allerdings gibt es einige 
Unklarheiten in der Definition der Sonderabgaben in den Entscheidungen des Bundesver-
fassungsgerichts, da die oben aufgeführten Kriterien nicht uneingeschränkt anwendbar sein 
sollen52. Bei der Berufsbildungsabgabe ist die fremdnützige Sonderabgabe kraft Natur der 
Sache als zulässig anerkannt, wenn die Inanspruchnahme der Arbeitgeber mit triftigen 
Gründen zu rechtfertigen ist53. Aus dieser Rechtsprechung hat das Schrifttum das Prinzip 
der Gruppennützigkeit als Legitimationskriterium der außersteuerlichen Sonderabgaben 
abgeleitet54. Auf dieser Grundlage könnte der Arbeitnehmerbeitrag als Sonderabgabe und 
der Arbeitgeberbeitrag im Ausnahmefall als fremdnützige Sonderabgabe qualifiziert wer-
den55.  
Die Sozialversicherungsbeiträge haben bereits im 19. Jahrhundert ein eigenes Gepräge 
erhalten und unterliegen eigenständiger Abgabenkompetenz56. Sie entstanden also lange 
vor Schöpfung der Sonderabgaben, die nach den in der Rechtsprechung entwickelten Vor-
aussetzungen unter Inanspruchnahme der jeweiligen Sachkompetenz erhoben werden57 und 
heute verfassungsrechtlich problematisch geworden sind58. Trotz fehlender eigener Abga-
benkompetenz ist die Sonderabgabe kein Auffangbegriff für alles, was nicht unter die Ab-
gabentrias fällt. Vielmehr umfasst der Begriff Sonderabgabe nur einen kleinen, beschränk-
                                                 
48 Tipke/Lang, Steuerrecht, § 3 Rn. 24; Klein, DB 1981, S. 370.  
49 Tipke/Lang, Steuerrecht, § 3 Rn. 23; Klein, DB 1981, S. 370. 
50 Leisner, Belastungsgrenze, S. 101. 
51 Leisner, Belastungsgrenze, S. 101 m. w. N.  
52 Vgl. BVerfGE 55, 274 (297 ff.) zur Berufsbildungsabgabe, deren Maßstab nicht an den von ihr angestreb-
ten Verwendungszwecken des Aufkommens orientiert ist, vgl. Selmer, GewArch 1981, S. 44; BVerfGE 67, 
256 (277) zur Ausgleichsabgaben, die keinen Finanzierungszweck verfolgen; BVerfGE 78, 249 (268) zur 
Abschöpfungsabgabe, die nur zur Rückabwicklung von Subventionsvorteilen dient, vgl. Gößl, S. 51. 
53 BVerfGE 55, 274 (307).  
54 Friauf, FS-Haubrichs, S. 118; Mußgnug, FS- Forsthoff, S. 288 ff.  
55 So wie Arndt/Kraft, DAngVers 1988, S. 50; Einem, DVBl 1988, S. 15; Henseler, Sonderabgaben, S. 162.  
56 Heun, DVBl 1990, S. 669, vgl. unten 3. Kapitel II. 
57 BVerfGE 75, 108 (147 ff.). 
58 Heun, DVBl 1990, S. 669.  
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ten Teil der nichtsteuerlichen Abgaben59. Um die Gefahr der Aushöhlung der Finanzverfas-
sung und damit der klaren Aufteilung zwischen abgabenrechtlichen Kompetenzen von 
Bund und Ländern zu vermeiden60, wurden die Sonderabgaben in den Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts kompetenzrechtlich als „seltene Ausnahme“61 angesehen. In-
nerhalb der nur ausnahmsweise zulässigen Sonderabgaben haben fremdnützige Sonderab-
gaben nochmals zusätzlichen Ausnahmecharakter62. Wären die Beiträge von Versicherten 
und Arbeitgebern als Sonderabgabe eingeordnet, würde das auf 100-jähriger Tradition der 
deutschen Sozialversicherung beruhende Beitragssystem63 zu einer solchen Ausnahme der 
Finanzierungsformen degradiert. Im Beschluss zur Künstlersozialabgabe hat das Bundes-
verfassungsgericht bei der dogmatischen Einordnung des Sozialversicherungsbeitrags rich-
tigerweise nicht auf die Kategorie der Sonderabgabe zurückgegriffen, sondern diesen als 
eigenständige Abgabeform eingestuft64. Verzichtet man auf eine Klassifikation als Sonder-
abgabe, dann vermeidet man einerseits, die Begriffs- und Zulässigkeitskriterien der ande-
ren Abgaben, besonders der Sonderabgaben, zu verwässern, andererseits gewinnt man 
Raum, den Begriff und die Zulässigkeit von Beiträgen zur Sozialversicherung inhaltlich zu 
bestimmen65. 
6.  Ergebnis 
Die Sozialversicherung stellt ein öffentliches Abgabensystem dar, das nicht klassischen 
finanzrechtlichen Kategorien entspricht66 . Als ausnahmsweise zulässige Sonderabgaben 
können die Sozialversicherungsbeiträge schon allein wegen ihrer überragenden finanzwirt-
schaftlichen Bedeutung nicht begriffen werden. Sie müssen einem eigenen Abgabetypus 
neben Steuern und Sonderabgaben zugeordnet werden. Als eine verfassungsrechtliche A-
nomalie ist der Arbeitgeberbeitrag ebenfalls eine fremdnützige Abgabe sui generis67. 
                                                 
59 BVerfGE 81, 156 (187). 
60 BVerfGE 55, 274 (304); 67, 256, (275); 75, 108, (147 f.); Maschmann, SGb 1991, S. 302; Gößl, S. 50. Vgl. 
unten 3. Kapitel II. 2. a) aa). 
61 BVerfGE 55, 274 (308); 91, 186 (203) zum Kohlepfennig; 92, 91 (113) zur Feuerwehrabgabe. Vgl. dazu 
Tipke/Lang, Steuerrecht, § 3 Rn. 21; Isensee, Nichtsteuerliche Abgaben, S. 456. 
62 Klein, DB 1981, S. 373.  
63 Gößl, S. 52; Heun, DVBl 1990, S. 669. 
64 BVerfGE 75, 108 (147); 78, 249 (267); Gößl, S. 50; Leisner, Belastungsgrenze, S. 102; Schmidt, in:    
Schulin, HS-RV, § 49 Rn. 17 f. 
65 Gößl, S. 52. 
66 Osterloh, NJW 1982, S. 1619 ff.; Leisner, Belastungsgrenze, S. 102.  
67 So auch Heun, DVBl 1990, S. 669; Krause, VSSR 1980, S. 129; Maydell, in: GK-SGB IV, § 20 Rn. 9; 
Friauf, DB 1991, S. 1775; Isensee, Nichtsteuerliche Abgaben, S. 447, 459; ders., Umverteilung, S. 41 ff.; 
Gößl, S. 50; Leisner, Belastungsgrenze, S. 103; Jang, S. 89; Schuppert, FS-Thieme, S. 231. Als „drittper-
sonennützige Finanzierungsabgabe“, vgl. Wegmann, Transferverfassungsrechtliche Probleme, S. 143;   
Friauf, DB 1991, S. 1774.  
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II.  Gesetzgebungskompetenz für die Beitragsfinanzierung nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG 
1.  Der Gattungsbegriff der Sozialversicherung 
Die Kompetenz aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG räumt dem Bund das Recht zur konkur-
rierenden Gesetzgebung auf dem Gebiet der Sozialversicherung ein. Der Begriff „Sozial-
versicherung“ ist nach einer oft wiederholten Wendung des Bundesverfassungsgerichts 
von 196068 und nach allgemein anerkannter Auffassung69 als verfassungsrechtlicher „weit 
gefasster“ Gattungsbegriff zu verstehen. Er umfasst alle Regelungssysteme, die sich der 
Sache nach als Sozialversicherung darstellen70. In diesem Sinne basiert der Begriff der So-
zialversicherung einerseits auf den grundlegenden Strukturen der Sozialversicherung, die 
sich geschichtlich entwickelt haben71. Er ist andererseits in die Zukunft hinein offen72. 
Neue Lebenssachverhalte können in das Gesamtsystem „Sozialversicherung“ einbezogen 
werden, wenn diese in ihren wesentlichen Strukturelementen, insbesondere in der organisa-
torischen Bewältigung seiner Durchführung und hinsichtlich der abzudeckenden Risiken, 
dem Bild entsprechen, das durch die klassische Sozialversicherung geprägt ist73. 
So ergibt sich das dem Gattungsbegriff immanente Spannungsverhältnis zwischen ei-
nem Festhalten an bereits Bewährtem und einer Öffnung für gesellschaftlich bedingte Ver-
änderungen 74 . In dieser Lage gleicht der Gattungsbegriff Sozialversicherung in seiner 
Struktur einer institutionellen Garantie75. Das Spannungsverhältnis erlaubt dem Gesetzge-
ber eine behutsame Anpassung der rechtlichen Ordnung der Sozialversicherung an Verän-
derungen der gesellschaftlichen Realität76. Dementsprechend verfügt der Gesetzgeber bei 
der Konkretisierung des Gattungsbegriffs nach der Rechtsprechung über einen Gestal-
tungsspielraum77. 
Mit diesem Verständnis verneint es das Bundesverfassungsgericht von vornherein, Art. 
74 Abs. 1 Nr. 12 GG mit fest vorgegebenen Sachmaterien aufzufüllen. Methodisch nimmt 
es die Charakterisierung der Sozialversicherung in den Einzelfällen vor und weist grund-
sätzlich darauf hin, dass zur Sozialversicherung jedenfalls die gemeinsame Deckung eines 
möglichen, in seiner Gesamtheit schätzbaren Bedarfs durch Verteilung auf eine organisier-
                                                 
68 BVerfGE 11, 105 (112).  
69 BVerfGE 75, 108 (146 f.); 87, 1 (34); Pieroth, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 74 Rn. 31; Pestalozza, in: Man-
goldt/Klein/Pestalozza, Bonner GG, Bd. 8, Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 Rn. 832 Fn. 1437 m. w. N. 
70 BVerfGE 75, 108 (146). 
71 Wieland, VSSR 2003, S. 261. 
72 Wieland, VSSR 2003, S. 261. 
73 BVerfGE 75, 108 (146); 87, 1 (34); Maunz, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 5, Art. 74 Rn. 170. 
74 Wieland, VSSR 2003, S. 261. 
75 Wieland, VSSR 2003, S. 261. 
76 Wieland, VSSR 2003, S. 261. 
77 Wieland, VSSR 2003, S. 262; Osterloh, in: Sachs, GG, Art. 3 Rn. 184. 
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te Vielheit gehört78 . Dementsprechend sind die Begriffselemente der organisatorischen 
Bewältigung und des Bedarfs hinsichtlich der abzudeckenden Risiken zu präzisieren. 
a)  Die organisatorische Bewältigung der Sozialversicherung  
Kennzeichnend für die Sozialversicherung ist nach der Rechtsprechung insbesondere 
die Art und Weise, wie ihre Aufgabe organisatorisch bewältigt wird: Träger der Sozialver-
sicherung sind selbstständige Anstalten und Körperschaften des öffentlichen Rechts, die 
ihre Mittel insbesondere durch Beiträge der Beteiligten aufbringen 79 . Der Kom-
plex ,,Sozialversicherung“ kann danach nur geregelt werden, wenn die Beitragsfinanzie-
rung mitgeregelt wird. Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG ermächtigt auch dazu, Regelungen über 
die Finanzierung der Sozialversicherung, mithin die Erhebung von Sozialversicherungsbei-
trägen, zu treffen80. Entsprechend der Charakterisierung des Bundesverfassungsgerichts 
wird im Schrifttum allgemein angenommen, dass die „Finanzierung durch Sozialversiche-
rungsbeiträge“ ein wesentliches Strukturelement des Gattungsbegriffs Sozialversicherung 
darstellt81. 
Weiterhin ist zu beleuchten, inwiefern die Beitragsfinanzierung als wesentliches Struk-
turelement der Sozialversicherung verstanden wird. In Anlehnung an den Steuerbegriff in § 
1 RAO (nunmehr § 3 Abs. 1 AO) definierte das Bundesverfassungsgericht Sozialversiche-
rungsbeiträge als Geldleistung der ,,Beteiligten“, die aufgrund gesetzlicher Vorschriften 
zur Deckung des Finanzbedarfs der Versicherungsträger erbracht werden82. Zusammenge-
fasst werden dadurch drei Merkmale kompetenzgemäßer Sozialversicherungsbeiträge ge-
nannt, welche die Ertragshoheit, die Zweckbindung und die Abgabenpflichtigen betreffen: 
soweit die Beiträge selbstständigen Versicherungsträgern zufließen, dort zur Deckung des 
Finanzbedarfs eingesetzt werden und von den Beteiligten erhoben werden, ist eine Organi-
sationsform gewählt worden, die dem Begriff ,,Sozialversicherung“ entspricht83. 
b)  Zweckbindung und Ertragshoheit der Beitragsfinanzierung  
Kompetenzrechtlich grenzen die Merkmale der Ertragshoheit und der Zweckbindung 
die Abgabenart Sozialversicherungsbeitrag von anderen Abgaben ab84. Zieht man die Cha-
rakterisierung des Bundesverfassungsgerichts zur Sozialversicherung heran, liegt der 
                                                 
78 BSGE 6, 213 (227 f.); BVerfGE 11, 105 (111 f.); 75, 108 (146); 87, 1 (34). 
79 Vgl. BVerfGE 75, 108 (146 ff.). 
80 Vgl. BVerfGE 75, 108, (146 ff.). Eingeschlossen ist auch die Berechnung und die Verwendung des Bei-
trags, Wieland, VSSR 2003, S. 262. 
81 Bieback, VSSR 2003, S. 8, 44; Butzer, S. 177 ff.; Muckel, SGb 2004, S. 587.  
82 BVerfGE 14, 312 (318); Gößl, S. 49. 
83 BVerfGE 11, 105 (113); Isensee, Nichtsteuerliche Abgaben, S. 447; Gößl, S.41 ff.; Hase, SF 1987, S. 141. 
84 Gößl, S. 56. 
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Zweck der Beitragsfinanzierung in der „gemeinsamen Deckung eines möglichen, in seiner 
Gesamtheit schätzbaren Bedarfs durch Verteilung auf eine organisierte Vielheit“85.  
Ein schätzbarer Bedarf für das Vorhandensein eines bestimmten Sozialversicherungs-
zweigs ergibt sich nach herkömmlicher Ansicht: wenn eine hinreichend große Zahl von In-
dividuen durch potenziell gleichartige Risiken bedroht ist, bei Eintritt des Versicherungs-
falls nur ein Teil der Bedrohten tatsächlich von diesen Risiken erfasst wird – wobei der 
Versicherte den Schadenseintritt nicht selbst beeinflussen können darf – und das Ausmaß 
des Schadens kalkulierbar ist86. In Hinsicht auf diese Kriterien war es etwa umstritten, ob 
die Arbeitslosenversicherung ein selbstverständlicher Teil der Sozialversicherung ist87, da 
die Arbeitslosigkeit in der Diskussion der letzten 20 Jahre kein abschätzbares Risiko gewe-
sen ist88. Vorzuziehen ist daher eher die Betrachtung, die für den Begriff „Sozialversiche-
rung“ nicht mehr von der Bewältigung eines abschätzbaren Bedarfs ausgeht, sondern allein 
darauf abstellt, ob die Sicherungsaufgabe im Vorsorgesystem hinreichend funktionsfähig 
gehalten werden kann89. 
Hinsichtlich des Umfangs der sozialen Risiken wird die Ansicht vertreten, dass die So-
zialversicherung zum Schutze von Arbeitnehmern vor sozialen Notlagen geschaffen wor-
den ist90. Dementsprechend bestehen Zweifel an der Zuordnung zur Sozialversicherung im 
Hinblick darauf, ob ein Pflegefall eine soziale Bedarfslage darstellt, die eine soziale Absi-
cherung durch Sach- und Geldleistungen erforderlich macht, wenn man die Pflegebedürf-
tigkeit wegen ihrer geringen Eintrittswahrscheinlichkeit91 nicht als Notlage ansieht92. Die 
Sicherung gegen Notlagen als wesentlicher Bestandteil der Sozialversicherung hat das 
Bundesverfassungsgericht93 abgelehnt. Das Risiko der Pflegebedürftigkeit erhöht sich auf-
grund der erheblichen Steigerung der Lebenserwartung, des Nachlassens der innerfamiliä-
ren Pflegebereitschaft und der Zunahme geriatrischer Behandlungsmethoden bei lang wäh-
                                                 
85 Bieback, VSSR 2003, S. 14; Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 55; Maunz, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 5, 
Art. 74 Rn. 171. 
86 Maschmann, SGb 1991, S. 303. 
87 Bieback, VSSR 2003, S. 35. 
88 Bieback, VSSR 2003, S. 35. 
89 Bieback, VSSR 2003, S. 35 m w. N. 
90 Muckel, SGb 2004, S. 587. 
91 Diese liegt gemessen an allen Bürgern unter 10%, vgl. Krasney, BKK 1992, S. 543; im Gegensatz zum 
Krankheitsrisiko seien nur rund 2% der Bevölkerung in irgendeiner Form pflegebedürftig, Bloch, DAng-
Vers1994, S. 237. 
92 Zur Qualifizierung des Pflegerisikos in Rahmen der Sozialversicherung, Bloch, DAngVers 1994, S. 237 f.; 
Einem, SGb 1991, S. 53; Krasney, VSSR 1994, S. 265 Fn. 1 m. w. N.; ders., BKK 1992, S. 542; Wilde, in: 
Hauck/Noftz, SGB XI, § 1 Rn. 5; Dalhoff, SF 1987, S. 85 ff.; Pitschas, ZRP 1987, S. 283 ff.; Igl, SF 1986, 
S. 193 ff.; Zöllner, SF 1985, S. 1 ff.; Tophoven, DOK 1991, S. 143 ff.; Friauf, DB 1991, S. 1773 ff.; 
Schmähl, DRV 1993, S. 358 ff.; Wannagat, FS-Thieme, S. 811 ff.  
93 BVerfGE 75, 108 (146). 
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render Pflegebedürftigkeit94. Wenn durch den Pflegefall ein verstärkt lösungsbedürftiges 
soziales Problem entsteht, handelt es sich bei der Pflegebedürftigkeit um eine bislang un-
zureichend abgesicherte soziale Bedarfslage, wenn nicht sogar um eine Notlage95. Es liegt 
dann nah, dass das Risiko der Pflegebedürftigkeit in der Literatur und Rechtsprechung als 
eigenständiges vorsorgefähiges soziales Risiko anerkannt wird96.  
Nach der Sichtweise der hinreichenden Funktionsfähigkeit des Vorsorgesystems geht 
der Begriff der „Sozialversicherung“ von den drei klassischen Versicherungszweigen 
Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung aus und schließt später auch die Arbeitslosen- 
und Pflegeversicherung ein. Von einer Arbeiterversicherung aus erstreckt sich die Aufgabe 
der Sozialversicherung bis hin zur Vorsorge für selbstständige Künstler97. Die soziale Risi-
koabsicherung kann sich wandeln und ist von der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers bei 
der Gesetzgebungskompetenz aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG unter Einwirkung des Bundes-
staatsprinzips (Art. 20 Abs. 1 GG)98 abhängig. Der dadurch gewährleistete Versicherungs-
schutz betrifft dann neben einem Arbeiterrisiko auch ein „allgemeines Lebensrisiko“ bzw. 
ein „Jedermann-Risiko“99.  
Ferner muss durch die Versicherung das Risiko des Einzelnen, in eine bestimmte sozia-
le Bedarfslage zu geraten, auf eine ,,organisierte Vielheit“ abgewälzt werden. Die Vertei-
lung des Bedarfs auf eine ,,organisierte Vielheit“ bezieht sich auf eine Solidargemeinschaft, 
in der ein Zusammenschluss von Gefährdeten gegen Lebensrisiken besteht und in den die 
Betroffenen durch gesetzlichen Versicherungszwang einbezogen werden 100 . Mit dieser 
Kennzeichnung zeigt sich der wesentliche Unterschied von Sozialversicherung zur „öffent-
lichen Fürsorge“ (Nr. 7) und „Versorgung“ (Nr. 10) nach Art. 74 Abs. 1 GG.  
c)  Versicherungsprinzip und Solidarausgleich 
Hinsichtlich der oben festgestellten Reziprozität von Beitrag und Leistung im Sozial-
versicherungsrecht101 spielen zwei Grundprinzipien bei der Legitimation der Beitragsbelas-
tung eine bedeutsame Rolle, nämlich das Versicherungsprinzip und der Gedanke des sozia-
                                                 
94 Bieback, VSSR 2003, S. 15. 
95 Maschmann, SGb 1991, S. 303.  
96 Vgl. § 1 Abs. 1 SGB XI; § 14 SGB XL; BVerfGE 103, 197 (215); Maschmann, SGb 1991, S. 303; Papier, 
in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3Rn. 13; Trenk-Hinterberger, in: Wannagat/Eichenhofer /Wenner, SGB XI, 
§ 1 Rn. 6; Krasney, VSSR 1994, S. 267; Wilde, in: Hauck/Noftz, SGB XI, § 1 Rn. 5, 6. Der Pflegefall als 
Annexrisiko zum Risiko Krankheit, vgl. Einem, SGb 1991, S. 54. 
97 BVerfGE 75, 108 (147); Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 14. 
98 Vgl. unten 4. Kapitel I. 1. a) bb). 
99 Kritisch dazu Butzer, S. 647. 
100 Über die Merkmale der Sozialversicherung, vgl. Möller, FS-Roehrbein, S. 135; Brück, S. 54; W. Bogs, 
Grundfragen, S. 16; Gitter, Sozialrecht, , 4. Aufl., S. 41; Maschmann, SGb 1991, S. 302 f.  
101 Vgl. oben 2. Kapitel III. 
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len Ausgleichs (Solidarausgleich)102. Das Versicherungs- bzw. Äquivalenzprinzip in der 
Privatversicherung besagt, dass der Versicherungsschutz grundsätzlich die Gegenleistung 
für die Beitragszahlung des Mitglieds sein muss (Individualäquivalenz)103. In dieser Hin-
sicht ist der Sozialversicherungsbeitrag funktionell auch Versicherungsprämie, soweit er 
den Vorteil der Risikoabdeckung und später die konkreten Versicherungsleistungen „aus-
gleicht“104. Das Versicherungsprinzip begründet dann die Beitragsbelastung der Versicher-
ten105. Der Solidarausgleich verlangt demgegenüber, dass „die bei den verschiedenen Ver-
sicherten bestehenden ungleichen Risiken ausgeglichen werden, wobei der Ausgleich der 
gesamten Solidargemeinschaft obliegt und nach sozialen Gesichtspunkten zu erfolgen 
hat“ 106 . Dadurch enthält die Sozialversicherung im Unterschied zur Privatversicherung 
Korrekturen am Prinzip der Individualäquivalenz107. Die leistungsfähigkeitsorientierte Bei-
tragsbemessung in der Solidargemeinschaft enthält bereits eine soziale Komponente; zu-
gleich kommt das Beitrags-Leistungsverhältnis damit nur als Globaläquivalenz 108  zum 
Ausdruck. Übereinstimmend wird folglich das Element des sozialen Ausgleichs als ein un-
verzichtbares Tatbestandsmerkmal der Sozialversicherung i. S. d. Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 
GG angesehen109 . Eine in der Organisationsform der Sozialversicherung durchgeführte 
Versicherung, deren Beiträge wie in einer Privatversicherung ausschließlich nach der Höhe 
des Risikos bemessen werden, fällt deshalb nicht mehr unter den verfassungsrechtlichen 
Begriff der Sozialversicherung110. 
Mit diesem Hintergrund ist die Richtung für eine Antwort auf die umstrittene Frage, ob 
das Merkmal „Versicherungsprinzip“ ein wesentliches Strukturelement des Gattungs-
begriffs Sozialversicherung ist, vorgezeichnet111. Aus dem Gedanken des sozialen Aus-
gleichs ist ein von der Idee der Individualäquivalenz ausgehendes Versicherungsprinzip in 
                                                 
102 Papier/Möller, NZS 1998, S. 354, vgl. auch F. Kirchhof, NZS 1999, S. 164 f.; Storr, SGb 2004, S. 282; 
Muckel, SGb 2004, S. 587; Schwidden, ZfSH/SGB 1997, S. 204; Rolfs, NZS 1998, S. 555; Bieback, VSSR 
2003, S. 31. 
103 Papier/Möller, NZS 1998, S. 354 f. Bieback, VSSR 2003, S. 31 kritisiert die Unbrauchbarkeit des Beg-
riffs der Individualäquivalenz für das Sozialversicherungsrecht. Diese sei ebenfalls nicht im Privatversi-
cherungsrecht gegeben, sondern werde privatautonom im Einzelvertrag festgelegt. 
104 Vgl. etwa F. Kirchhof, NZS 1999, S. 164. 
105 F. Kirchhof, NZS 1999, S. 164 unter Hinweis auf BVerfGE 79, 87 (101); 90, 226 (240). 
106 BSGE 48, 134 (137); Papier/Möller, NZS 1998, S. 354 f. 
107 Bieback, VSSR 2003, S. 29. 
108 Über das Globaläquivalenzprinzip in der Sozialversicherung: Lampert, S. 217; Möller, FS-Roehrbein, 
S. 136; Bäumer, in: HbSP, S. 311; Brück, S. 54; W. Bogs, Grundfragen, S. 30; P. Kirchhof, in: HStR, Bd. 
4, § 93 Rn. 17, 19 ff.; Gitter, Sozialrecht, 4. Aufl., S. 51 f., Wannagat, Lehrbuch, S. 175 f.; Schulin, Sozi-
alrecht, Rn. 40 f.; Isensee, Umverteilung, S. 13 ff.; ders., Nichtsteuerliche Abgaben., S. 453 f. 
109 BVerfGE 79, 223 (236 f.); Papier/Möller, NZS 1998, S. 354 f.; Butzer, S. 219; Bieback, VSSR 2003, S. 8, 
44; Becker, S. 16. 
110 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 13. 
111 Dafür Butzer, S. 4 ff. 181 ff., Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 18 ff., 37 ff.; Dage-
gen BSG SozR-2600 § 158 Nr. 1 S. 8; Bieback, VSSR 2003, S. 28 ff.  
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der Sozialversicherung ausgeschlossen112. Unbestritten ist jedoch, dass sich die (Sozial-
)„Versicherung“ als eine Risikoabdeckung durch Beitragsfinanzierung darstellt. Unter der 
Voraussetzung, dass man das Versicherungsprinzip in der Solidargemeinschaft nicht mehr 
als eine auf einem Gegenseitigkeitsverhältnis beruhende Risikokollektivierung im Vorsor-
gesystem (Globaläquivalenz) versteht, kann dieses Prinzip jedenfalls bejaht werden113. In 
diesem Sinne würde ein völliges Zurücktreten des Prinzips des sozialen Ausgleichs – oder 
umgekehrt des Versicherungsprinzips (Gegenseitigkeitsverhältnis der Beiträge und Leis-
tungen) – dazu führen, dass diese nicht mehr als „Sozialversicherung“ i. S. d. Art. 74 Abs. 
1 Nr. 1 GG angesehen werden könnte und somit ihre gesetzlichen Grundlagen kompe-
tenzwidrig würden114. 
Festzuhalten ist deshalb, dass die Sozialversicherung ein Vorsorgesystem mit einer Re-
ziprozität von Beitrag und Leistung sowie einer verbindlichen Zusage der Leistungserbrin-
gung im Fall des Risikoeintritts ist115. 
2.  Abgrenzung der Beitragsfinanzierung von allgemeinen Finanzierungsquellen 
Aus der Beitragsfinanzierung als einem wesentlichen Strukturelement der Sozialversi-
cherung folgt, dass sich das staatliche Vorsorgesystem auf die Finanzierung durch die So-
lidargemeinschaft beschränkt. Ausgeschlossen im Hinblick auf die Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG ist deshalb ein steuerfinanziertes System 
sozialer Sicherung. Die Beiträge und die Versicherungsleistungen müssen daher so gestal-
tet werden, dass sie sich von Steuern und Aufgaben der Allgemeinheit abgrenzen lassen. 
Dies hebt die Bedeutung der bundesstaatlichen Finanzverfassung für die Sozialversiche-
rungsgesetzgebung hervor. Deutlich sichtbar wird die Abgrenzungsproblematik insbeson-
dere bei den fremdnützigen Sozialversicherungsabgaben und den Beiträgen zu versiche-
rungsfremden Leistungen. 
a)  Fremdnützige Sozialversicherungsabgaben 
Der Sozialversicherungsbeitrag weicht, wie oben festgestellt, wesentlich vom Prinzip 
der Steuer ab, da er für spezielle Zwecke erhoben wird116. Sein Zweck zeigt sich bei eigen-
nützigen Beiträgen als Versicherungsbeiträge durch die Gewährleistung des Versiche-
rungsschutzes117. Dagegen werden fremdnützige Sozialversicherungsabgaben als eine zu-
                                                 
112 So BSG SozR-2600 § 158 Nr. 1 S. 8. 
113 In dieser Richtung Storr, SGb 2004, S. 281 f.; Bieback, VSSR 2003, S. 31, 44. 
114 Papier/Möller, NZS 1998, S. 353, 354. 
115 Vgl. Storr, SGb 2004, S. 281 f.; Bieback, VSSR 2003, S. 14, 31, 44. 
116 Vgl. oben 3. Kapitel I. 1. 
117 Vgl. BVerfGE 11, 105 (117); Krause, VSSR 1980, S. 131. 
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sätzliche Belastung der Nichtversicherten erhoben. Um die Aufgaben des Versicherungs-
trägers zu finanzieren, fließen sie formell in den Haushalt der jeweiligen Körperschaft zu-
sammen. So sind weder die möglichen fremdnützigen Beitragspflichtigen noch der Cha-
rakter dieses besonderen Sozialversicherungsbeitrags leicht festzustellen. 
Um die möglichen Beteiligten in der Beitragsfinanzierung der Sozialversicherung ein-
zugrenzen, ist hinsichtlich der Gesetzgebungskompetenz des Bundes für Sozialversiche-
rungsbeiträge zu fragen, wer zu fremdnützigen Beiträgen herangezogen werden darf. 
aa) Sachlich-gegenständliche Kompetenzprüfung für die Heranziehung der Nichtversicher-
ten 
Dementsprechend hat das Bundesverfassungsgericht eine besondere Rechtfertigung für 
die fremdnützige Sozialversicherungsabgabe bezüglich der Heranziehung Nichtversicher-
ter bei der Zuordnung der Künstlersozialabgabe zu Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG gefordert118. 
So führt es aus: „Beteiligter in diesem Sinne ist allerdings nicht einfach jeder, den der Ge-
setzgeber mit einer Abgabe belegt, deren Aufkommen zur Finanzierung von Sozialleistun-
gen verwandt wird. Die Heranziehung nicht selbst Versicherter als Beteiligter bedarf viel-
mehr eines sachorientierten Anknüpfungspunktes in den Beziehungen zwischen 
Versicherten und Beitragspflichtigen, der diese Heranziehung nicht außerhalb der Vorstel-
lungen liegend erscheinen lässt, von denen die Sozialversicherung in ihrem sachlichen Ge-
halt bestimmt wird. Auch das gehört zum 'verfassungsrechtlichen Gattungsbegriff' der So-
zialversicherung“119. Demnach sind „beliebige Konfigurationen, die sich der Gesetzgeber 
fallweise zusammensuchen kann, nicht ausreichend“120. Auf diese Weise ist die Sozialver-
sicherung i. S. d. Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG nicht mehr formal bestimmt121.  
Es fehlt in dem oben erwähnten Beschluss allerdings einer Erklärung, weshalb eine 
sachlich-gegenständliche Kompetenzprüfung für die Beitragserhebung in der Sozialversi-
cherung maßgeblich ist. Diese Dogmatik des Bundesverfassungsgerichts ist nach der Inter-
pretation in der Literatur auf eine „aus kompetenzrechtlichen Gründen“ gezogene mate-
riell-rechtliche Grenze bei der Erhebung der Sonderabgabe122 zurückzuführen. Im Urteil 
zur Berufsausbildungsabgabe hat das Bundesverfassungsgericht die formellen und die ma-
teriellen Begriffs- und Zulässigkeitskriterien von Sonderabgaben miteinander verzahnt, so 
                                                 
118 BVerfGE 75, 108 (148). 
119 BVerfGE 75, 108 (158). 
120 BVerfGE 75, 108 (158); Leisner, Belastungsgrenze, S. 103; Krause, VSSR 1980, S. 131. 
121 Gößl, S. 56. 
122 BVerfGE 55, 274 (302) zur Berufsausbildungsabgabe sowie BVerfGE 91, 186 (203), wonach die Erhe-
bung des Kohlepfennigs unzulässig ist; vgl. dazu auch Gößl, S. 56; Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 
55.  
 
65 
dass sie vor den Grundsätzen der bundesstaatlichen Finanzverfassung und vor dem Gebot 
der Gleichheit aller Bürger vor den öffentlichen Lasten Bestand haben123.  
Zur Unterscheidung des Sozialversicherungsbeitrags von der Sonderabgabe geht das 
Bundesverfassungsgericht aber von der organisatorischen Verselbstständigung aus, dass 
die Ertragshoheit der in Art. 87 Abs. 2 GG angelegten Versicherungsträger für die Bei-
tragsfinanzierung zu einem finanziellen Trennsystem vom allgemeinen Staatshaushalt führt 
und die Mittel der Zweckbindung an den Finanzbedarf der Versicherungsträger unterlie-
gen124. So stellt es fest, dass die Finanzmasse der Sozialversicherung tatsächlich und recht-
lich von den allgemeinen Staatsfinanzen getrennt ist. Zu dem bei der Erhebung von Son-
derabgaben typischerweise drohenden Konflikt mit den Regelungen der Finanzverfassung 
könne es hier bei der Beitragserhebung nicht kommen125. Das scheint aber nicht in jeder 
Hinsicht konsequent zu sein126. Auf jeden Fall kann die sachlich-gegenständliche Kompe-
tenzprüfung für die fremdnützigen Beiträge damit begründet werden, dass sie bereits der 
grundrechtlichen Lastengerechtigkeit Rechnung trägt127. Daraus folgt, dass es einer zusätz-
lichen Legitimation bedarf, wenn die Nichtversicherten gegenüber den übrigen Steuerzah-
lern mit der Pflicht zur Beitragszahlung konfrontiert werden128. In diesem Sinne errichten 
die Grundrechte eine Kompetenzschranke für die Sozialversicherungsbeiträge hinsichtlich 
ihrer Zweckbindung mit dem sachorientierten Anknüpfungspunkt in den Beziehungen zwi-
schen Versicherten und Beitragspflichtigen129.  
Um zu vermeiden, dass die Kompetenzprüfung mit der grundrechtlichen Legitimati-
onsproblematik überfrachtet wird 130 , stellt die gegenständlich-sachliche kompetenzielle 
Prüfung jedoch nicht mehr als ein „äußerst offenes“ Kriterium für die grundrechtliche Prü-
fung dar131. Denn soweit sich gesetzgeberische Regelungen „sachlich-gegenständlich im 
Kompetenzbereich Sozialversicherung halten, sind kompetenzrechtlich auch die zur Finan-
zierung der Sozialversicherung getroffenen Regelungen unbedenklich“132. Demnach ergibt 
sich ein materieller Garantieinhalt, der nur sehr allgemein auf die Legitimation zur Einfüh-
                                                 
123 BVerfGE 55, 274 (304). 
124 Vgl. BVerfGE 75, 108 (148); dazu Bieback, VSSR 2003, S. 24. 
125 BVerfGE 75, 108 (146 ff.). 
126 Gößl, S. 56; vgl. unten 3. Kapitel II. 2. b) bb). 
127 Vgl. Gößl, S. 56; Schösser, NZS 1995, S. 196. Dagegen sah Butzer, S. 289 ff., dass Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 
GG mit seinem formelle Normgehalt keine irgendwie geartete Schranke errichtet. 
128 Gößl, S. 56 f.; Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 55. 
129 Schnapp, SGb 2005, S. 4. 
130 So aber Butzer, S. 293. 
131 BVerfGE 75, 108 (147); EuGRZ 1990, S. 28, 37; Gößl, S. 49 f.; Maschmann, SGb 1991, S. 303; Papier, 
in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3Rn. 15.  
132 BVerfGE 75, 108 (147). Kritisch ist aber dieses verfassungsrechtliche Vorgehen mit dem sachorientierten 
Anknüpfungspunkt, bei der die kompetenzielle sowie grundrechtliche Prüfung für Beiträge der Nicht-
versicherten in beiden Stationen mit der weitgehend gleichen Begründung geführt wurde, Gößl, S. 57. 
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rung von Sozialversicherungssystemen gerichtet ist133. 
bb) Arbeitgeberbeitrag 
Der Arbeitgeberbeitrag stellt sich als eine fremdnützige Abgabe dar, die daher eine be-
sondere Legitimation benötigt. Teile des Schrifttums begründen die Verpflichtung der Ar-
beitgeber mit dem Gedanken der homogenen Gruppen in der Solidaritätsgesellschaft134. Die 
soziale Gruppenhomogenität als geeigneten Anknüpfungspunkt hat das Bundesverfas-
sungsgericht hingegen deutlich abgelehnt135 und den Arbeitgeberbeitrag mit der arbeits-
rechtlichen Fürsorgepflicht in Zusammenhang gebracht: Die Beitragspflicht des Arbeitge-
bers entspreche ,,dem Gedanken der Fürsorgepflicht des Arbeitgebers für seine 
Arbeitnehmer, der im modernen Arbeitsrecht und in seiner Auslegung durch die Arbeitsge-
richte stark hervortritt und seinen Niederschlag oft in tarifrechtlich vereinbarten oder frei-
willigen Sozialleistungen der Arbeitgeber findet“136. Hinsichtlich der Beitragserhebung von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern stellt es wenig später fest, dass im Sozialversicherungs-
recht der Risikoausgleich unter den versicherten Arbeitnehmern und die allgemeine Für-
sorge für die Arbeitnehmer im Vordergrund stehen137. Diese spezifischen Solidaritäts- oder 
Verantwortlichkeitsbeziehungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer wird als typi-
scher Fall für die Heranziehung zu fremdnützigen Sozialversicherungsbeiträgen im Be-
schluss über die Zulässigkeit der Künstlersozialabgabe bezeichnet138. 
Abgesehen davon, dass sich zur Fürsorgepflicht im arbeitsrechtlichen Schrifttum sehr 
unterschiedliche rechtliche Grundlegungen finden, kann man festhalten, dass sie sich un-
mittelbar aus dem Arbeitsvertrag ergibt und als eine nebenvertragliche Schutz- und Förde-
rungspflicht zu begreifen ist139. Der Arbeitsvertrag wird als ein Austauschverhältnis begrif-
fen, das die Treueverpflichtung des Arbeitnehmers und die Fürsorgepflicht des 
Arbeitgebers in eine synallagmatische Relation bringt140. Die Fürsorgepflicht des Arbeitge-
bers wird dadurch begründet, dass der Arbeitnehmer wegen seiner Weisungsgebundenheit 
im Beschäftigungsverhältnis für das Erwirtschaften seiner Existenzgrundlage persönlich 
und wirtschaftlich von ihm abhängig ist. Das Vorsorgesystem „Sozialversicherung“ zielt 
                                                 
133 Bieback, VSSR 2003, S. 12. 
134 Henseler, Sonderabgaben, S. 162, 170 f.; ähnlich Selmer, Steuerinterventionismus, S. 371; Isensee, Um-
verteilung, S. 63; Krause, VSSR 1980, S. 127 f.; Wegmann, Transferverfassungsrechtliche Probleme, 
S. 163 ff. 
135 BVerfGE 75, 108 (157 f.). 
136 BVerfGE l1, 105 (116). 
137 BVerfGE 14, 312 (317). 
138 BVerfGE 75, 108 (159). 
139 Butzer, S. 600. 
140 Butzer, S. 600. 
 
67 
gerade darauf, die Abhängigkeit der Arbeitnehmer von ihrer eigenen Arbeitskraft als 
Haupteinkommensquelle nicht in eine existenzbedrohende Notlage umschlagen zu lassen141. 
Demgegenüber steht der Vorteil des Arbeitgebers, dass er zwar das Unternehmerrisiko, a-
ber auch die Chance besitzt, das Produkt der Arbeitskraft seiner Arbeitnehmer zu seinem 
Gewinn zu verwerten142. Dies zusammengenommen, ergibt sich aus der Rücksichtnahme 
auf die Schutzbedürftigkeit des Arbeitnehmers und aus dem Gedanken eines fairen Chan-
cen- und Risikoausgleichs im Beschäftigungsverhältnis ein Rechtfertigungsgrund für den 
Arbeitgeberbeitrag143. Nach überwiegender Ansicht144 ist es deshalb nicht sachfremd, an die 
besonderen Solidaritäts- und Verantwortlichkeitsbeziehungen, die in eben diesem Beschäf-
tigungsverhältnis mit allen sich daraus ergebenen Fürsorgepflichten des Arbeitgebers für 
seine „Untergebenen“ vorherrschen, anzuknüpfen. 
Es bedarf ebenfalls eines sachlichen Grundes für die Heranziehung des Unternehmers 
zur vollen Beitragsleistung in der echten Unfallversicherung. Beim Beitrag des Unterneh-
mers handelt es sich einerseits um die Fremdsorge für den Arbeitnehmer, andererseits um 
eine Art Haftpflichtversicherung des Unternehmers145. Dieser muss bei arbeitsbedingten 
Unfällen, die unmittelbaren Bezug zur Erwerbstätigkeit besitzen, Entschädigungen leisten. 
Für seine gesamte Arbeitstätigkeit trifft den Unternehmer eine besondere Verantwortung in 
Bezug auf die volle Beitragsbelastung, nicht nur, weil er aus seinem Unternehmen Nutzen 
ziehen kann, sondern vor allem auch, weil er einen tatsächlichen Einfluss auf den Betriebs-
ablauf und damit auch auf die Betriebssicherheit ausüben kann146. Die Fürsorgepflicht 
spielt deshalb bei der Rechtfertigung der Beiträge des Unternehmers auch eine erhebliche 
Rolle147.  
Die Einführung des Arbeitgeberbeitrags in der Kranken-, Pflege-, Unfall-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung ist organisatorisch vom Kompetenztitel des Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 
GG gedeckt148. Fraglich ist dies jedoch in Bezug auf den Arbeitgeberbeitrag in der Arbeits-
                                                 
141 Butzer, S. 600. 
142 Butzer, S. 600 f. 
143 Butzer, S. 601. 
144 Maunz, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 5, Art. 74 Rn. 171; Gößl, S. 58; Isensee, Nichtsteuerliche Abgaben, S. 
459; ders., Die Rolle des Beitrags, S. 487; Maschmann, SGb 1991, S. 304; Wegmann, BB 1986, S. 1850; 
Klein, DB 1981, S. 372; Krause, VSSR 1980, S. 132. Gegen eine abstrakte Betrachtungsweise der aus 
dem Beschäftigungsverhältnis abgeleiteten Fürsorgepflicht Butzer, S. 600 f; nach Schnapp, SGb 2005, S. 
6, 8 legitimiert die Fürsorgepflicht in der arbeitsrechtlichen Beziehung keine Beitragsbelastung des Ar-
beitgebers. 
145 Schulin, Sozialrecht, Rn. 283. 
146 Schulin, Sozialrecht, Rn. 284. 
147 Schulin, Sozialrecht, Rn. 284. 
148 BVerfGE 53, 313 (326); 62, 354 (366); 63, 1 (35); 75, 108 (146); 78, 249 (267); 81, 156 (185); Isensee, 
Nichtsteuerliche Abgaben, S. 446; Maunz, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 5, Art. 74 Rn. 171; Gößl, S. 49; F. 
Kirchhof, DRV 1993, S. 440; zur Pflegeversicherung, Maschmann, SGb 1991, S. 303; Wilde, in: 
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losenversicherung, der zur Deckung des Finanzbedarfs der Bundesagentur für Arbeit ein-
gesetzt wird. Damit werden auch allgemeine arbeitsmarktpolitische Aufgaben nach § 3 
Abs. 2 Nr. 1 SGB III149 finanziert. Ein möglicher Anknüpfungspunkt für die Heranziehung 
der Arbeitgeber zur Finanzierung der Arbeitsförderungsmaßnahmen wäre, dass sie nicht 
nur dem versicherten Mitglied mittelbar zugute kommen, sondern auch im Interesse der 
Arbeitgeber an der Gesunderhaltung des Arbeitsmarktes liegen150. Dieses Interesse lässt 
sich aber nicht vom Interesse der Allgemeinheit abheben und kann die Fremdnützigkeit 
dieser Beiträge nicht beseitigen151. Die Zuordnung des Arbeitgeberbeitrags zur Bundes-
agentur für Arbeit als Sozialversicherungsbeitrag wird insbesondere bezweifelt, wenn Ar-
beitsförderungsmaßnahmen auch an Nichtversicherte in der Arbeitslosenversicherung ge-
währt werden152.  
cc) Künstlersozialabgabe 
Aufgrund des Künstlersozialversicherungsgesetzes153  werden die Vermarkter zur Fi-
nanzierung der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung der Künstler und Publizisten he-
rangezogen. Der Beitrag des Vermarkters wird als Künstlersozialabgabe (§§ 10, 23 KSVG) 
bezeichnet. Das Bundesverfassungsgericht hat in einem viel diskutierten Beschluss vom 8. 
April 1987 den Vermarkter in der Künstlersozialversicherung als „Quasi-Arbeitgeber“ be-
trachtet154. Bevor die kompetenz- und grundrechtlichen Fragen behandelt werden, ist auf 
die Rechtsnatur der Künstlersozialabgabe einzugehen. 
Bei der Beitragspflicht des Vermarkters kommt es nicht darauf an, ob der einzelne 
Künstler oder Publizist nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz versicherungspflichtig 
ist155. Eine Qualifikation der Künstlersozialabgabe als Lohnbestandteil der Arbeit, welchen 
die Künstler und Publizisten aus ihrer selbstständigen Erwerbstätigkeit erwirtschaften, 
scheidet aus156. Mit der Lohntheorie ist daher nicht erklärbar, warum der Vermarkter eine 
„lohnbezogene Abgabe“ für die nichtversicherten Künstler und Publizisten zahlt, die letz-
teren überhaupt nichts nützt. 
                                                                                                                                                    
Hauck/Noftz, SGB XI, § 1 Rn. 6. 
149 Die Arbeitsvermittlung (§ 35 ff. SGB III), die Berufsberatung (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 SGB III), zur Beratung 
und Vermittlung unterstützende Leistungen (§§ 45 ff. SGB III), Maßnahmen der beruflichen Ausbildung 
(§§ 59 ff. SGB III), Trainingsmaßnahme (§§ 48 ff. SGB III) oder Mobilitätshilfe (§ 53 ff. SGB III), vgl. 
Butzer, S. 648; Maschmann, SGb 1991, S. 303 Fn. 54. 
150 Schulin, Sozialrecht, Rn. 630. 
151 Gößl, S. 57. 
152 Vgl. unten 3. Kapitel II. 2. b) cc). 
153 BGBl. I S. 705 vom 27.7.1981. 
154 BVerfGE 75, 108 (149 f.) 
155 Vgl. Arndt/Kraft, DAngVers 1988, S. 49. 
156 So aber Hase, SF 1987, S. 139.  
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Den verfassungsrechtlichen Steuerbegriff erfüllt die Künstlersozialabgabe auch nicht157, 
weil sie keinem öffentlichen Gemeinwesen, also keiner steuerertragsberechtigten Gebiets-
körperschaft, sondern dem sich selbst verwaltenden Träger der Sozialversicherung zufließt. 
Als Vorzugslast kann die Künstlersozialabgabe nicht qualifiziert werden, da die mit der 
Abgabe belasteten Unternehmer keinen Anspruch auf die Versicherungsleistung in der So-
zialversicherung haben158. Die Künstlersozialabgabe dient nicht dazu, den Gemeinzweck 
einer Körperschaft zu fördern, sondern den einzelnen Künstler zu schützen, so dass sie 
nicht als Verbandslast qualifiziert werden kann159.  
Die Künstlersozialabgabe kann schließlich auch nicht als Sonderabgabe angesehen 
werden160, denn es fehlt eine homogene Gruppe, die das Bundesverfassungsgericht als Vor-
aussetzung für eine zulässige Sonderabgabe fordert. Die belasteten Vermarkter reichen von 
Buch- und Presseverlagen über Theater- und Konzertdirektionen, Galerien, Kunsthandel, 
Werbungsunternehmen, Varietés und Zirkusunternehmen bis hin zu staatlichen Rundfunk-
anstalten, Theatern, Orchestern, etc. Diese verschiedenartigen Sparten erfüllen nicht das 
Kriterium einer homogenen Gruppe161. Der Fall der fremdnützigen Sonderabgabe, die das 
Bundesverfassungsgericht als zulässig anerkannt hat, wenn sich aus der Natur der Sache 
eine finanzielle Inanspruchnahme der Abgabenpflichtigen zugunsten fremder Begünstigter 
aus triftigen Gründen eindeutig rechtfertigen lässt162, ist bei der Künstlersozialabgabe eben-
falls schwierig anzuwenden. Die vertraglichen Beziehungen zwischen den Vermarktern 
und den Künstlern bzw. Publizisten gründen nicht notwendigerweise auf einem Arbeitsver-
trag; vielmehr kommen daneben als Rechtsgrundlage unter anderem auch Werk-, Kauf- 
und Kommissionsvertrag in Betracht163. Zum Teil handelt es sich um länger dauernde, zum 
Teil um einmalige rechtliche Beziehungen. Daher kann eine spezifische Solidaritäts- oder 
Verantwortungsbeziehung zwischen dem Vermarkter und dem Künstler nicht nachgewie-
sen werden164. Durch eine gemeinsame besondere Interessenlage hinsichtlich der sozialen 
Sicherung der Künstler und Publizisten können die Vermarkter von Werken und Leistun-
                                                 
157 Henseler, Sonderabgaben, S. 147; ders., NJW 1987, S. 3105; Einem, DVBl 1988, S. 14; Wegmann, BB 
1986, S. 1847; Wank, S. 353. 
158 Einem, DVBl 1988, S. 15; Wegmann, BB 1986, S. 1847. 
159 Wegmann, BB 1986, S. 1847. 
160 Wegmann, Transferverfassungsrechtliche Probleme, S. 289; ders., BB 1986, S. 1847. 
161 Klein, DB 1981, S. 371. 
162 BVerfGE 55, 274 (307). 
163 Klein, DB 1981, S. 371. 
164 Um eine Koordination zwischen den Vermarktern und den Künstlern zu ermitteln, ist eine Differenzierung 
der Künstler gefordert: etwa in eine Gruppe, die gemeinsam mit anderen darstellend tätig ist, z. B. Orches-
termusiker, Tänzer, Schauspieler und eine andere, deren Mitglieder ihre Darbietung allein ausführen, z. B. 
Maler, Komponisten, Kunsthandwerker; Einem, DVBl 1988, S. 15; Wegmann, BB 1986, S. 1848; dazu 
Kritik, Bittner, BB 1986, S. 2126 f. 
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gen der Kunst bzw. Publizistik nicht verbunden werden165 . Die soziale Sicherung der 
Künstler und Publizisten ist vielmehr eine allgemeine öffentliche Aufgabe, für welche die 
Gruppe der Vermarkter dem Künstler nicht näher steht als die Allgemeinheit der Steuer-
zahler166. So kann nicht als Argument für die Sachnähe zwischen Vermarkten und Abgabe-
zweck angeführt werden, dass die Kulturschaffenden und die Vermarkter eine Einheit bil-
den, die erst durch ihr Zusammenwirken ein kulturelles Leben ermöglicht167. Es ergibt sich 
keine besondere Gruppenverantwortung der Vermarkter durch die Sachnähe zu den Künst-
lern und Publizisten168.  
Festzustellen ist deshalb, dass sich die Künstlersozialabgabe nicht als Gebühr, Beitrag 
oder Verbandslast qualifizieren lässt. Als Sonderabgabe wäre sie auf der Grundlage der 
Judikatur des Bundesverfassungsgerichts unzulässig. Somit lässt sich die Künstlersozial-
abgabe nur als Abgabe neuartigen Typus klassifizieren169, die nach einer Überprüfung der 
Verfassungsmäßigkeit verlangt. 
Fraglich ist dabei, ob sich die Regelung der Künstlersozialabgabe auf die Gesetzge-
bungskompetenz „Sozialversicherung“ in Art. 74 Abs. l Nr. 12 GG als Kompetenznorm 
zur Erhebung sozialrechtlicher Abgaben stützen lässt. Die Regelung einer neuen Siche-
rungsleistung muss allerdings in ihren wesentlichen Strukturelementen dem Bild der klas-
sischen Sozialversicherung entsprechen170. Das Verhältnis zwischen Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern ist in Erwerbs- und Industriegesellschaften der typische und beispielhafte Fall 
einer Solidarität und Verantwortlichkeit171. Demgegenüber wurde eine entsprechende spe-
zifische Solidaritäts- oder Verantwortungsbeziehung des Vermarkters für die Lebensfür-
sorge der Selbstständigen bezweifelt. Im Schrifttum wurde die Frage aufgeworfen, ob sich 
die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers unmittelbar aus den Werk- oder Kaufverträgen herlei-
ten und auf die Künstlersozialabgabe übertragen lässt172. Zu dieser Problematik führt das 
                                                 
165 Klein, DB 1981, S. 371. 
166 Wank, S. 354. 
167 Vgl. die Begründung der Fraktionen der SPD und FDP im Entwurf des Künstlersozialversicherungsgeset-
zes, BT-Drucks. 9/26 S. 16 und 17; Klein, DB 1981, S. 372. 
168 Klein, DB 1981, S. 372. 
169 Isensee, Nichtsteuerliche Abgaben, S. 460; Leisner, Belastungsgrenze, S. 103; Einem, DVBL 1988, S. 15; 
Osterloh, NJW 1982, S. 1618 ff. Für die Einordnung der Künstler Sozialabgabe als fremdpersonennützige 
Sonderabgabe, Wegmann, BB 1986, S. 1850; als unzulässige Sonderabgabe sozialversicherungs-
rechtlicher Art wird sie von Henseler, Sonderabgaben, S. 147 bezeichnet. 
170 BVerfGE 75, 108 (146); 87, l (34); Maunz, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 5, Art. 74 Rn. 170. 
171 BVerfGE 75, 108 (158 f.); Gößl, S. 58. 
172 Befürwortend Bittner, BB 1986, S. 2126 ff.; Eichenhofer, SGb 1992, S. 385 ff.; Hase, SF 1987, S. 136 ff.; 
Wieland, VSSR 2003, S. 261. Kritisch dagegen Klein, DB 1981, S. 370 ff.; Osterloh, NJW 1982, S. 1617 
ff.; Wegmann, Transferverfassungsrechtliche Probleme, S. 238 f.; ders., BB 1986, S. 1845 ff.; Henseler, 
NJW 1987, S. 3103 ff.; Klein/Rudolf, BB 1987, S. 2101 ff.; Einem, DVBl 1988, S.12 ff.; Arndt/Kraft, 
DAngVers 1988, S. 49 ff.; Isensee, Nichtsteuerliche Abgaben, S. 460; F. Kirchhof, DRV 1993, S. 444; 
Gößl, S. 58 ff.; Wank, S. 352 ff.; Leisner, Belastungsgrenze, S. 98 f.; Hennig, NZS 2005, S. 294 ff.  
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Bundesverfassungsgericht im Beschluss über die Verfassungsmäßigkeit der Künstlersozi-
alabgabe aus: „Deren Heranziehung als Beteiligte weist – ungeachtet der noch zu erörtern-
den Frage ihrer materiell-rechtlichen Zulässigkeit – aufgrund der in der Lebenswirklichkeit 
bestehenden wechselseitigen Angewiesenheit von Künstlern und Publizisten auf der einen, 
ihrer Vermarkter auf der anderen Seite sowie den zwischen ihnen feststellbaren integrier-
ten Arbeits- und auch Verantwortlichkeitszusammenhängen jedenfalls einen Anknüp-
fungspunkt auf, der nicht außerhalb der Vorstellungen liegt, von denen die Sozialversiche-
rung in ihrem sachlichen Gehalt bestimmt wird“173.  
Festzustellen ist schließlich, dass ein kompetenzrechtlicher sachorientierter Anknüp-
fungspunkt typischerweise das Arbeitsverhältnis ist, es kann aber auch wie bei der Künst-
lersozialversicherung eine längerfristige enge wirtschaftliche Verbindung symbiotischer 
Art sein174. 
dd) Beitragsteilung zwischen Versichertem und Arbeitgeber 
Hinsichtlich der Zulässigkeit der fremdnützigen Sozialversicherungsabgabe ist es auf-
schlussreich, die konkrete Art und Weise der Beitragsfinanzierung als wesentliches Struk-
turelement der Sozialversicherung bezüglich des Beitragspflichtigen und der Beitragstei-
lung zu präzisieren. 
Zur „Sozialversicherung“ i. S. d. Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG gehört nicht zwingend, dass 
die zur Sicherung gegen bestimmte Risiken benötigen Mittel von den „Versicherten“ erho-
ben werden175. Der Gesetzgeber kann die Beitragslast auf Dritte verlagern, sofern für diese 
„fremdnützige“ Sozialversicherungsabgabe Dritter aufgrund der Beziehung zwischen den 
Versicherten und den Beitragspflichtigen „sachorientierte Anknüpfungspunkte“ gegeben 
sind. Ein sachorientierter Anknüpfungspunkt kann, wie gesehen, z. B. das Arbeitsverhält-
nis darstellen, dazu zählen aber auch andere „Solidaritäts- und Verantwortlichkeitsbezie-
hungen“, wie sie etwa auch zwischen den selbstständigen Künstlern und den „Vermark-
tern“ von Kunstwerken im Sine der §§ 10, 23 KSVG bestehen. 
Die Beitragsteilung zwischen dem Arbeitnehmer und seinem Arbeitgeber prägt die 
Tradition der Sozialversicherung und wird als Regel im bestehenden einfachen Beitrags-
recht bezeichnet. Die Pflicht des Arbeitgebers, eine Beitragsleistung zugunsten seines Ar-
                                                 
173 BVerfGE 75, 108 (149). 
174 BVerfGE 75, 108 (158 f.); zustimmend Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 15; Wieland, VSSR 
2003, S. 261; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 15; Fuchs, in: Schulin, HS-PflV § 4 Rn. 23 ff.; 
Schnapp, SGb 2005, S. 2; Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 54 ff. 
175 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 15. 
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beitnehmers zu erbringen, ist aber nur zum Arbeitsverhältnis akzessorisch176 und nicht ver-
fassungsrechtlich gefordert. Deshalb wird überwiegend die Meinung vertreten, dass die 
Beitragspflicht des Arbeitgebers nicht zu den in den Kompetenzbegriff übernommenen 
zwingenden Strukturelementen zählt177. Genauso wenig hindert diese Bundeskompetenzre-
gelung den Gesetzgeber daran, von einer je hälftigen paritätischen Lastentragung abzukeh-
ren178. So kann die Beitragsfinanzierung in der Sozialversicherung durch die Teilung zwi-
schen Versichertem und Arbeitgeber, wie beim Gesamtsozialversicherungsbeitrag, oder 
gänzlich durch den Unternehmerbeitrag, wie in der Unfallversicherung, erfolgen. Vor die-
sem Hintergrund wird die Zuordnung des Arbeitgeberbeitrags zur Sozialversicherung nicht 
wegen der Reduzierung des Arbeitgeberanteils zum Krankenversicherungsbeitrag von 50% 
auf etwa 47% durch das Gesetzliche Krankenversicherung-Modernisierungsgesetz vom 14. 
November 2003179 in Frage gestellt180. 
b)  Beiträge zu versicherungsfremden Leistungen 
Die Sozialversicherung unterscheidet sich, wie oben festgestellt, von Leistungen der öf-
fentlichen Fürsorge nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG dadurch, dass die Beitragsfinanzierung 
der Aufgabe der Sozialversicherung dient181. Naheliegende rechtstheoretische Konsequenz 
wäre, dass der Kompetenztitel „Sozialversicherung“ nur dann verfassungsrechtliche 
Grundlage der gesetzgeberischen Regelungen sein könnte, wenn und soweit die durch Bei-
träge finanzierten Leistungen solche der Sozialversicherung wären, wenn also nicht allge-
meine Staatsaufgaben finanziert würden182.  
In der Gegenwart der Sozialpolitik lässt sich aber eine Zunahme der Gewährung versi-
cherungsfremder Leistungen feststellen, die auf keiner Beitragszahlung beruhen und eher 
eine allgemeine Aufgabe des Staates nahe legen. Verschiedene Umverteilungsprozesse, 
                                                 
176 Vgl. Isensee, NZS 2004, S. 398; Butzer, S. 295, 237 f. 
177 Gößl, S. 63. Butzer, S. 315 sieht, dass der Arbeitgeberbeitrag nicht als sozialer Ausgleich i. S. d. Art. 74 
Abs. 1 Nr. 12 GG zu qualifizieren ist. Ein ersatzloser Wegfall eines Teils des Arbeitgeberbeitrags wäre 
selbst dann nicht kompetenzrechtlich bedeutsam, sondern grundrechtlich, wenn man diesen Anteil als 
Lohn des Versicherten ansieht. Diskutiert wird dann, dass dies einen Eingriff in den Schutzbereich der Ei-
gentumsgarantie nach Art. 14 Abs. 1 GG darstellen könnte, vgl. Wahl, SozSich 2005, S. 136. 
178 Gößl, S. 63; Wahl, SozSich 2005, S. 136; Butzer, S. 296 ff. Damit könne sich erklären, dass das Bundes-
verfassungsgericht die zeitweise bestehende alleinige Finanzierung des Kindergeldes durch die Arbeitge-
ber über die Familienausgleichkassen der Berufsgenossenschaften für verfassungsmäßig gehalten hat, so 
Butzer, S. 300 m. w. N. Vgl. dazu BVerfGE 11, 105 (113). Hinzuzufügen ist allerdings, dass das Kinder-
geld nach dem Bundeskindergeldgesetz durch die Vollfinanzierung durch den Bund keine sozialversiche-
rungsrechtliche Leistung ist, vgl. Maunz, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 5, Art. 74 Rn. 173. 
179 Hier erfolgte eine Umfinanzierung des Zahnersatzes und des Krankengeldes zu Lasten der Arbeitnehmer 
und Rentner, vgl. BGBl. 2003 I S. 2190; § 241a SGB V, in Kraft getreten am 1.7.2005.  
180 Wahl, SozSich 2005, S. 136; vgl. Hiddemann, NJW 2004, S. 7 ff., 13. 
181 Gitter/Nunius, in: Schulin, HS-UV, § 4 Rn. 19; Maunz, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 5, Art. 74 Rn. 172; 
Storr, SGb 2004, S. 280; Rüfner, SDSRV 45 (1999), S. 101 (103); Wieland, VSSR 2003, S. 261. 
182 Wernsmann, DRV 2001, S. 72. 
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nicht nur die interne Umverteilung in der Solidargemeinschaft, sondern auch die externe, 
können durch „Sozialen Ausgleich“ legitimiert werden183. Problematisch sind in diesem 
Zusammenhang insbesondere die Altersrenten für die Versicherten in der Zeit der DDR 
und für die Vertriebenen und Spätaussiedler nach dem Fremdrentengesetz, die zu keiner 
Zeit in der Sozialversicherung der Bundesrepublik Deutschland versichert waren184. 
Allerdings könnten sich die versicherungsfremden Leistungen durch die Sozial-
versicherung damit begründen lassen, dass das Sozialversicherungssystem auch zulässiges 
Instrument zur Erfüllung einer allgemeinen Staatsaufgabe ist, soweit Bundeszuschüsse aus 
Steuermitteln auch in den Haushalt der Sozialversicherung einfließen. So werden steuerli-
che Zuschüsse zur Finanzierung der Sozialversicherung auch als zulässig angesehen, damit 
etwa das familienpolitisch Notwendige bewirkt werden kann185. Darstellen lässt sich dies 
am Beispiel der Regelung der Krankenversicherung nach § 221 Abs. 1 SGB V. Danach 
leistete der Bund zur pauschalen Abgeltung der Aufwendungen der Krankenkassen für 
versicherungsfremde Leistungen, die mit dem Versorgungsauftrag der Krankenkasse im 
eigentlichen Sinne nichts zu tun haben186, für das Jahr 2005 2,5 Milliarden Euro und im 
Jahr 2006 4,2 Milliarden Euro über das Bundesversicherungsamt an die Krankenkassen. 
Nach § 213 Abs. 3 Satz 1 SGB VI zahlt der Bund zur pauschalen Abgeltung nicht bei-
tragsgedeckter versicherungsfremder Leistungen an die allgemeine Rentenversicherung in 
jedem Kalenderjahr auch einen zusätzlichen Bundeszuschuss. Auf diesen werden die Er-
stattungen nach § 291b SGB VI angerechnet. Nach dieser Regelung erstattet der Bund den 
Trägern der allgemeinen Rentenversicherung die Aufwendungen für Leistungen nach dem 
Fremdrentenrecht, da sie grundsätzlich darauf beruhen, dass der Staat sie in Erfüllung sei-
ner Fürsorgepflicht durch Gesetz eingeräumt hat.  
Vergleicht man jedoch die Summen von versicherungsfremden Leistungen mit dem ge-
zahlten Bundeszuschuss in der Rentenversicherung, so stand nach Angabe des Bundesso-
zialgerichts im Jahr 1995 versicherungsfremden Leistungen von 86,990 Milliarden DM ein 
Bundeszuschuss von 59,545 Milliarden DM gegenüber187. Der Bundeszuschuss deckte da-
                                                 
183 Dazu Kritik, Butzer, S. 642 ff. 
184 Vgl. Butzer, S. 648 Fn. 3. 
185 Vgl. Muckel, SGb 2004, S. 673 m. w. N.  
186 Dazu gehören die folgenden Leistungen in der Krankenversicherung: das Mutterschaftsgeld und sonstige 
Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft, Empfängnisverhütung, Schwangerschaftsabbruch, 
Haushaltshilfe, Krankengeld bei Erkrankung eines Kindes sowie die Beitragsfreiheit beim Bezug von Er-
ziehungsgeld, Mutterschaftsgeld oder Inanspruchnahme von Elternzeit, vgl. die Begründung des Entwurfs 
des Gesetzes zur Modernisierung des Gesundheitssystems vom 16.6.2003, BT-Drucks. 15/1170, S. 162; 
Sodan, NJW 2003, S. 2582. 
187 BSGE 81, 276 ff. = SozR 3-2600 § 158 Nr. 1, S. 4, NZS 1998, S. 483; Schwidden, ZfSH/SGB 1997, S. 
212. 
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mit die Aufwendung für versicherungsfremde Leistungen bei weitem nicht188. Die Einbe-
ziehung dieser Leistungen in die Rentenversicherung belasten somit auch den Beitragszah-
ler189. Streitig ist daher insbesondere, ob die beitragsfreie Familienmitversicherung in der 
Kranken- und Pflegeversicherung durch Beiträge finanziert werden darf190. 
 
In diesem Zusammenhang ist für die Problematik der versicherungsfremden Leistungen 
der Grundsatz der bundesstaatlichen Finanzverfassung – die Trennung des Beitragsauf-
kommens von allgemeinen staatlichen Finanzierungsquellen – bedeutsam. Die folgende 
Diskussion wird deswegen auf den Ausgangspunkt der sich durch diese Leistungen erge-
benden Beitragsbelastung beschränkt. 
aa) Kritische Würdigung der Judikatur  
Es stellt sich zuerst die Frage, ob die Beitragserhebung für versicherungsfremde Leis-
tungen kompetenzwidrig ist. Aufgeworfen wurde sie in einer Verfassungsbeschwerde ge-
gen die Beitragsfestsetzung in der gesetzlichen Sozialversicherung, weil Aufwendungen 
für versicherungsfremde Leistungen nicht vom Bund ausgeglichen, sondern auf die Bei-
tragszahler abgewälzt wurden191. Das Bundesverfassungsgericht hat diese jedoch im Be-
schluss vom 29. Dezember 1999 nicht zur Entscheidung angenommen. Denn ihr komme 
nach § 93a Abs. 2 BVerfGG keine grundsätzliche verfassungsrechtliche Bedeutung zu; e-
benfalls sei die Annahme auch nicht zur Durchsetzung der als verletzt bezeichneten Ver-
                                                 
188 BSGE 81, 276 ff. = SozR 3-2600 § 158 Nr. 1, S. 4, NZS 1998, S. 484. 
189 Vgl. folgende Abbildung nach ADG, Rentenreformen seit 1998 Anmerkungen (September 2004), S. 16, 
www.adg-ev.de/Renteninfo_ 0409.pdf; auch Sodan, NJW 2003, S. 2582 m. w. N. 
190 Dafür Bieback, VSSR 2003, S. 39; dagegen Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 208 ff.; Hase, Versicherungs-
prinzip und sozialer Ausgleich, S. 290 ff.; Becker, S. 283 ff.; Butzer, S. 425. Zur Abschaffung der bei-
tragsfreien Mitversicherung, Muckel, SGb 2004, S. 673. 
191 BVerfG, Beschluss vom 29.12.1999 - 1 BvR 679/98, NZS 2000, S. 394 f. 
 
75 
fassungsrechte angezeigt192. Nach diesem viel kritisierten Beschluss bestehen gegen die 
Beitragsfinanzierung versicherungsfremder Leistungen grundsätzlich keine Bedenken, so-
weit sich der Gesetzgeber um ein ausgewogenes Finanzierungssystem der gesetzlichen 
Rentenversicherung bemüht und die Belastung der Beitragszahler in Grenzen zu halten 
sucht193.  
Konkret auf die Gesetzgebungskompetenz bezogen, hat das Bundesverfassungsgericht 
diese für die beitragsfreien Kindererziehungszeiten bei der Rentenberechnung nach dem 
Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Gesetz (HEZG)194 als gegeben angesehen195. 
Ergänzungsfähig erscheint indes die Begründung des Bundesverfassungsgerichts. Danach 
ist ausschlaggebend, „dass sich nach dem HEZG Kindererziehungszeiten auf den Renten-
anspruch auswirken“196. Damit sei „nicht nur eine organisatorische, sondern auch eine 
sachliche Zuordnung zur gesetzlichen Rentenversicherung und damit zur Sozialversiche-
rung gegeben“197. Schließlich fügt das Gericht knapp hinzu: „Der Gesichtspunkt der Finan-
zierung durch den Bund und damit aus Mitteln der Allgemeinheit tritt demgegenüber zu-
rück“198.  
Hier zeigt sich der Mangel der verfassungsgerichtlichen Dogmatik hinsichtlich der 
sachlich-gegenständlichen Kompetenzprüfung, dass zwar eine persönliche Grenze für die 
Beitragspflicht Nichtversicherter durch das Kriterium „sachorientierter Anknüpfungs-
punkt“ für die fremdnützige Sozialversicherungsabgabe gezogen, demgegenüber aber kei-
ne ähnliche Beschränkung für die Beiträge zu versicherungsfremden Leistungen formuliert 
wird. Dies lässt sich damit erklären, dass das Bundesverfassungsgericht wegen der Offen-
heit des Gattungsbegriffs der Sozialversicherung einer Konkretisierung der Aufgabe der 
Sozialversicherung bezüglich der Zweckbindung der Beiträge ausweicht199. Vielmehr ist 
die Aufgabe der Sozialversicherung durch die organisatorische Bewältigung gekennzeich-
net: maßgebend ist, ob Gläubiger der Beiträge die selbstständigen Anstalten und Körper-
schaften des öffentlichen Rechts sind, die ihre Mittel durch Beiträge im Rahmen der Soli-
dargemeinschaft aufbringen 200 . Darüber hinaus lassen sich die Versicherungs- und die 
                                                 
192 BVerfG, Beschluss vom 29.12.1999 - 1 BvR 679/98, NZS 2000, S. 394 f. 
193 BVerfG, Beschluss vom 29.12.1999 - 1 BvR 679/98, NZS 2000, S. 394 f. Kritisch dazu Isensee, Umver-
teilung, S. 62 ff.; P. Kirchhof, in: HStR, Bd. 4, § 93 Rn. 21; Leisner, NZS 1996, S. 97 ff.; Ruland, DRV 
1995, S. 28 ff.; Reiter, NZS 1992, S. 2, 5. 
194 Vom 11.7.1985, BGBl. I S. 1450. 
195 BVerfGE 87, 1 ff. 
196 BVerfGE 87, 1 (34). Vgl. dazu Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 15. 
197 BVerfGE 87, 1 (33). 
198 BVerfGE 87, 1 (33). 
199 Vgl. Storr, SGb 2004, S. 282. 
200 BVerfGE 11, 105 (113); 75, 108 (146). 
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allgemeinen staatlichen Aufgaben nach dem Bundesverfassungsgericht nicht hinreichend 
deutlich abgrenzen201. So wird, wie in den genannten Entscheidungen zu sehen ist, die Zu-
ordnung der versicherungsfremden Leistungen zur Sozialversicherung im Einzelfall bejaht. 
Als Grund wird in der Literatur ergänzend angeführt, dass der Gesetzgeber bei der Leis-
tungsregelung hinsichtlich des abzudeckenden Risikos und der Erfüllung der damit ver-
bundenen Aufgaben der Sozialversicherung über einen Einschätzungsspielraum verfügt202. 
Eine gegenüber der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts noch offenere Hal-
tung zur Gesetzgebungskompetenz nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG nimmt das Bundessozi-
algericht ein. In einem Judikat aus dem Jahre 1998 heißt es: „Es gibt insofern verfassungs-
rechtlich keinen Maßstab für die Unterscheidung, was (Finanzierungs-)Aufgabe der 
Gesamtgesellschaft ist und was vom Gesetzgeber zulässigerweise der Sozialversicherung 
als eigene Aufgabe zur Finanzierung durch Beiträge zugewiesen wird.“203 Eine Abgren-
zung von versicherungseigenen und -fremden Leistungen fehle in Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 
GG. Ohne Rücksicht auf die sachlich-gegenständliche Kompetenzprüfung des Bundesver-
fassungsgerichts für die fremdnützigen Sozialversicherungsabgaben geht das Bundessozi-
algericht davon aus, dass die Sozialversicherung im Sinne dieses Artikels formal bestimmt 
ist204. Nach dieser Ansicht ist der Gesetzgeber weitgehend frei in der Entscheidung, ob und 
welcher Tatbestand eine Vorleistung – eine Voraussetzung für die Erlangung des Versiche-
rungsschutzes – innerhalb der Rentenversicherung verwirklicht205. Kompetenzrechtlich ist 
dann nicht zu beanstanden, dass der Gesetzgeber eine Zuordnung von Personen zur gesetz-
lichen Rentenversicherung auch ohne dort originär durch Beiträge versicherte Entgelte vor-
nimmt206. 
Die Ansicht des Bundessozialgerichts beruht auf zwei Argumenten207: Zum einen habe 
das Versicherungsprinzip innerhalb der Kompetenz für die Sozialversicherung keinen Ver-
fassungsrang und sei im GG inhaltlich nicht bestimmt. Zum anderen sei eine Abgrenzung 
zwischen den Aufgaben der Sozialversicherung und den Aufgaben der Gesamtgesellschaft 
„verfassungsrechtlich nicht im Einzelnen vorgegeben, sondern politischer Natur und vom 
Gesetzgeber zu treffen“. Im Gegensatz dazu wird jedoch im Schrifttum hinsichtlich des 
                                                 
201 Gößl, S. 55. 
202 Vgl. Wieland, VSSR 2003, S. 262; Osterloh, in: Sachs, GG, Art. 3 Rn. 184. 
203 BSGE 81, 276 ff. = SozR 3-2600 § 158 Nr. 1, S. 10, demnach ist der 1994 in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung geltende Beitragssatz nicht wegen „versicherungsfremder Leistungen“ verfassungswidrig. Vgl. 
Bieback, FS-BSG, S. 125. 
204 BSGE 81, 276 ff. = SozR 3-2600 § 158 Nr. 1, S. 10. 
205 So Blüggel, SozSich 2004, S. 67. 
206 So Blüggel, SozSich 2004, S. 67. 
207 Vgl. BSGE 81, 276 ff. = SozR3-2600 § 158 Nr. 1; NZS 1998, S. 482 (485). 
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ersten Arguments das Versicherungsprinzip grundsätzlich als ein wesentliches Struktur-
element der Sozialversicherung angesehen208. Dies ändert aber nichts daran, dass das Ver-
sicherungsprinzip kein geeignetes Kriterium ist, die Dispositionskompetenz des Gesetzge-
bers hinsichtlich der versicherungsfremden Leistungen über die Mittel der Sozial-
versicherung einzuschränken. Denn das Versicherungsprinzip enthält an sich nur eine auf 
der Gegenseitigkeit von Beitrag und Leistung beruhende Bemessungstechnik – wonach die 
Leistungen der Sozialversicherung durch Beiträge finanziert werden. Mit dem unklaren 
Begriff der „Versicherung“ allein gelingt es nicht, die Aufgaben der Sozialversicherung 
von den allgemeinen staatlichen Aufgaben abzugrenzen 209 . Vom Versicherungsprinzip 
kann auch kein verfassungsrechtliches Gebot abgeleitet werden, wonach eine Individual-
äquivalenz zwischen Beitrags- und Versicherungsleistung bestehen muss und damit versi-
cherungsfremde Leistungen ausgeschlossen werden210. 
Eine grenzenlose gesetzgeberische Gestaltungsfreiheit für die Versicherungsleistung, 
wie sie sich aus dem zweiten Argument des Bundessozialgerichts ergibt, ist allerdings fi-
nanzverfassungsrechtlich zweifelhaft. Das Bundessozialgericht überlässt dem Gesetzgeber 
die Entscheidung völlig, wie er durch die Leistungsgestaltung die Aufgaben der Sozialver-
sicherung erfüllt. Dadurch verstößt die Finanzierung der versicherungsfremden Leistungen 
in der Sozialversicherung nicht gegen die Finanzverfassung, wenn man davon ausgeht, 
dass der Sozialversicherungsbeitrag im Verhältnis zur Steuer eine eigene, verfassungs-
rechtlich anerkannte Form ist211. Dies kontrastiert gerade zur Betonung des Bundesverfas-
sungsgerichts: „Der Gesetzgeber kann sich seiner Regelungskompetenz für die Sozialver-
sicherung nicht bedienen, um dadurch Mittel für die Finanzierung allgemeiner 
Staatsaufgaben aufzubringen“212. 
bb) Störungsgefahr der bundesstaatlichen Finanzverfassung 
Ein weiterer Grund dafür, dass das Bundesverfassungsgericht keine Bedingungen für 
die Zulässigkeit der versicherungsfremden Leistungen benannt hat, liegt darin, dass es in 
der Erhebung des Sozialversicherungsbeitrags im Gegensatz zur Sonderabgabe, wie oben 
aufgeführt213, keine Störungsgefahr der bundesstaatlichen Finanzverfassung sieht. Die An-
wendung der für die Erhebung von Sonderabgaben geltenden Grundsätze auf den Sozial-
                                                 
208 Papier/Möller, NZS 1998, S. 354; Storr, SGb 2004, S. 281 f.; Bieback, VSSR 2003, S. 31, 44. 
209 Vgl. Gößl, S. 55; Bieback, VSSR 2003, S. 15, 30. 
210 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 56; vgl. unten 4. Kapitel II. c) cc). 
211 Bieback, FS-BSG, S. 125. 
212 BVerfGE 75, 108 (148). 
213 Vgl. oben 3. Kapitel II. 2. a) aa). 
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versicherungsbeitrag, wie es im Schrifttum214 mit dem Kriterium „Gruppennützigkeit“ für 
Sonderabgaben vertreten wird, ist folglich nach der Rechtsprechung abzulehnen215.  
Der Konflikt mit der Finanzverfassung, der durch die sachlich-gegenständliche Kompe-
tenzprüfung bei der Erhebung der fremdnützigen Abgabe vermieden werden kann, ist aber 
bei der Beitragsfinanzierung für die versicherungsfremden Leistungen zu besorgen. Auf-
schlussreich ist hier zunächst der Rückblick auf die besonderen materiellen Zulässigkeits-
voraussetzungen für die Erhebung der Sonderabgabe, die als Begrenzungs- und Schutz-
funktion der Finanzverfassung dienen. Sie rekurriert auf das Gefährdungspotenzial der 
bundesstaatlichen Finanzverfassung im Spannungsverhältnis zwischen Staatshaushalt (Fis-
ci) und außersteuerlicher Abgabe (Parafisci). Die in den Art. 104a bis 108 GG enthaltenen 
finanzverfassungsrechtlichen Normen sollen eine Finanzordnung sicherstellen, die den Ge-
samtstaat und die Gliedstaaten am Gesamtertrag der Volkswirtschaft sachgerecht beteiligt; 
Bund und Länder müssen im Rahmen der verfügbaren Gesamteinnahmen so ausgestattet 
werden, dass sie die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Ausgaben leisten 
können216. Dafür statuiert die bundesstaatliche Finanzverfassung ein bestimmtes Macht-
gleichgewicht zwischen Bund, Ländern und Gemeinden (Art. 28 Abs. 2 Satz 3; 105, 106 
GG). Diesen horizontalen Machtausgleich vermögen außersteuerliche Abgaben dagegen zu 
unterminieren, wenn sich der Bund unter Berufung auf seine Gesetzgebungskompetenz aus 
Art. 73 GG bis Art. 75 GG Sondereinnahmen beschafft, die von der Steuerverteilungsregel 
des Art. 106 GG nicht erfasst werden und die danach bestehende Ertragshoheit von Län-
dern und Gemeinden unterlaufen217. Damit also die detaillierten Regelungen des Grundge-
setzes zur Besteuerungskompetenz und die bundesstaatliche Finanzverfassung nicht ausge-
höhlt werden, wird bei der Erhebung der fremdnützigen Sonderabgabe nach der 
Rechtsprechung im Rahmen der Kompetenzprüfung eine Inzidentprüfung der materiell-
rechtlichen Voraussetzungen vorgenommen218. 
Die Gefahr einer Störung der bundesstaatlichen Finanzverfassung besteht ebenfalls 
durch die uneingeschränkte Definitionskompetenz des Gesetzgebers für den Gattungsbeg-
riff der Sozialversicherung, da der Zufluss der Beitragseinnahmen an den Sozialversiche-
rungsträger und die rechtliche Zweckbindung an dessen Finanzbedarf jedoch nicht die tat-
sächliche Verwendung des Abgabenaufkommens für Sozialversicherungszwecke 
                                                 
214 So z. B. Schösser, NZS 1995, 196; Butzer, S. 256-310. 
215 Vgl. BVerfGE 75, 108 (146 ff.). Ausdrücklich BSGE 81, 276 ff. = NZS 1998, S. 486; zustimmend       
Bieback, VSSR 2003, S. 24 ff. 
216 Vgl. Art. 104a Abs. 1 GG; BVerfGE 32, 333 (338); 55, 274 (300). 
217 Butzer, S. 288. 
218 BVerfGE 67, 256 (274 ff.); Butzer, S. 291; Wieland, VSSR 2003, S. 261. 
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garantiert219. Um die Ausgaben für den staatlichen Haushalt zu mindern, kann der Bundes-
gesetzgeber entweder die Bundeszuschüsse zur Sozialversicherung kürzen220 und entspre-
chend die Beiträge erhöhen oder mittels seiner Gesetzgebungskompetenz aus Art. 74 Abs. 
1 Nr. 12 GG den Sozialversicherungsbeitrag zur Finanzierung allgemeiner staatlicher Auf-
gaben und Zwecke einsetzen221. Dies ist die Konsequenz des weiten Gattungsgebegriffs 
Sozialversicherung222.  
Das zeigt die Regelung über die Überweisung des Aussteuerungsbetrages nach § 46 
Abs. 4 SGB II 223  instruktiv. Gegenüber den stetig steigenden Bundeszuschüssen zum 
Haushalt der Sozialversicherungsträger werden seit 2005 erstmals Beitragsmittel aus der 
Sozialversicherung in den allgemeinen Staatshaushalt rücküberwiesen. Die Bundesagentur 
für Arbeit muss für jeden Langzeitarbeitslosen, der nach dem Bezug der Versicherungsleis-
tung Arbeitslosengeld I im vorangegangenen Kalendervierteljahr innerhalb von drei Mona-
ten einen Anspruch auf die Fürsorgeleistung Arbeitslosengeld II (frühere Arbeitslosenhilfe) 
erwirbt, an den Bund den Aussteuerungsbetrag erstatten. Dieser Aussteuerungsbetrag be-
zieht sich auf die Aufwendungen für das Arbeitslosengeld II, Sozialgeld und Beiträge zur 
Sozialversicherung im vorangegangenen Kalendervierteljahr für eine Bedarfsgemeinschaft. 
Er dient dazu, einen Anreiz für die Bundesagentur zu schaffen, dass Arbeitslose noch wäh-
rend des Bezugs von Arbeitslosengeld I dauerhaft beruflich eingegliedert werden224. Frag-
lich ist jedoch die Rechtmäßigkeit dieser Regelung, wonach die Bundesagentur für Arbeit 
die genannten Aufwendungen selbst tragen muss. Bisher wurden die Arbeitslosenhilfe 
nach § 363 Abs. 1 SGB III a. F. aus dem Bundeshaushalt aus Steuermitteln getragen. § 46 
Abs. 4 SGB II widerspricht der Systematik der Arbeitslosenhilfe, dass diese nach § 46 Abs. 
1 SGB II ausschließlich aus Steuermitteln finanziert werden soll225. Diese Steuermittel 
spart sich der Bund dadurch, dass der Beitragszahler zum SGB III in erheblichem Umfang 
das SGB II mitfinanziert226.  
Festgestellt wird deshalb: die kompetenzrechtliche Zweckbindung der Abgabe könnte 
missachtet werden, soweit der Gesetzgeber eine weitgehende Gestaltungsfreiheit über die 
                                                 
219 F. Kirchhof, NZS 1999, S. 163; Butzer, S. 289. 
220 So zeigt sich nach § 213 Abs. 3 SGB VI, dass sich für die Kalenderjahre ab 2000 der zusätzliche Bundes-
zuschuss jährlich entsprechend der Veränderungsrate der Steuern vom Umsatz verändert und der sich da-
nach ergebende Betrag des zusätzlichen Bundeszuschusses für das Jahr 2002 um 664,679 Millionen Euro 
und für das Jahr 2003 um 102,258 Millionen Euro gekürzt wird. 
221 Gößl, S. 53; Butzer, S. 288. 
222 Gößl, S. 53 f. 
223 Durch Gesetz vom 30.7.2004, BGBl. I S. 2014, in Kraft getreten am 6.8.2004. 
224 BT-Drucks. 15/1516, S. 63. 
225 Spellbrink, SozSich 2005, S. 60. 
226 Spellbrink, SozSich 2005, S. 60. 
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Sozialversicherungsaufgabe besitzt227. Weder das Versicherungsprinzip noch die sachlich-
gegenständliche Kompetenzprüfung des Bundesverfassungsgerichts bei der Erhebung der 
fremdnützigen Beiträge kann ausschließen, dass die Erfüllung von Aufgaben der Allge-
meinheit unter dem Kompetenztitel Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG auf Sozialversicherungsträ-
ger übertragen wird228. 
cc) Beschränkung der Absicherung der sekundären Risiken durch Beitragsfinanzierung 
Mit dem oben erwähnten Beispiel des Aussteuerungsbetrags ist das Problem der Absi-
cherung der sekundären Risiken hervorgehoben. Dass der Bund davon die Beiträge zur So-
zialversicherung für die Bezieher des Arbeitslosengeldes II zu leisten hat, ist eine Maß-
nahme der sozialen Fürsorge, damit die Langzeitarbeitslosen nicht etwa wegen Krankheit 
im Not geraten müssen. Bei dieser Art der Absicherung handelt es sich um das von volks-
wirtschaftlichen und gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen abhängige Risiko, ein Lang-
zeitarbeitsloser zu sein. Der Aussteuerungsbetrag verlagert sich durch zusätzliche Bei-
tragserhöhungen auf die Beitragszahler der Arbeitslosenversicherung, die dieses 
„Risiko“ praktisch nicht beeinflussen können229.  
Nach Rolfs vollzieht sich der Solidarausgleich dadurch, dass die Verwirklichung des 
Sekundärrisikos zwar nicht unbedingt einen Versicherungsfall darstellt und dementspre-
chend nicht geeignet ist, Leistungsansprüche des Versicherten auszulösen, jedoch eine Er-
höhung des Leistungsumfangs zur Folge hat230. Nicht zu übersehen ist auch, dass eine 
grenzenlose Einbeziehung der sekundären Leistungen zu einer Verlagerung von vormals 
staatlichen Aufgaben auf die Sozialversicherung und einer beträchtlichen Belastung des 
Beitragsfinanzierungssystems führen kann. Dementsprechend hat das Bundesverfassungs-
gericht zur Erhaltung der Funktions- und Leistungsfähigkeit des Versicherungssystems mit 
der Argumentation der Ausklammerung von nichtelementaren Lebensrisiken auf Wege für 
die Verfassungsmäßigkeit der Kürzung der sekundären Lohnersatzleistungen hingewie-
sen231. Es geht davon aus, dass die primären Regel- und Pflichtleistungen, für die in erster 
Linie Beiträge gezahlt werden, einen vorrangigen Schutz bei der Leistungsgestaltung er-
halten232. Wenn das Argument der Sozialversicherung als eine beitragsfinanzierte soziale 
Grundsicherung zur Rechtfertigung von Leistungskürzungen herangezogen wird, dann 
könnte dies in logischer Konsequenz gleichermaßen für die Einbeziehung der sekundären 
                                                 
227 Vgl. Butzer, S. 647; F. Kirchhof, NZS 1999, S. 163. 
228 Gößl, S. 56; Storr, SGb 2004, S. 282; Butzer, S. 292.  
229 Spellbrink, SozSich 2005, S. 60 f. 
230 Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 273. 
231 BVerfGE 76, 220 (234 ff.). 
232 Siehe unten 4. Kapitel III. 2. d) bb). 
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Leistungen gelten. Bei der Eingliederung der sekundären Leistungen in die soziale Grund-
sicherung wäre zu beachten, dass dies die Erhaltung der Funktion- und Leistungsfähigkeit 
des Versicherungssystems bei Realisierung des Primärrisikos nicht offensichtlich bedroht. 
In dieser Hinsicht treffend ist die Ansicht, dass die Absicherung der Sekundärrisiken durch 
Beitragsfinanzierung zwar im allgemeinen öffentlichen Interesse steht, doch müssen dabei 
aus dem Gedanken des sozialen Ausgleichs zugleich auch die speziellen Interessen der So-
lidargemeinschaft gewahrt werden233. Dies zeigt die Rentenversicherungsleistung für die 
beitragsfreie Kinderziehungszeit, die aufgrund der staatlichen Schutzpflicht zum Familien-
lastenausgleich in der Sozialversicherung verfassungsrechtlich anerkannt wurde234. In die-
sem Fall decken sich die Aufgabe der Allgemeinheit und der Sozialversicherung. Eine 
Mischfinanzierung aus Beiträgen und aus Bundeszuschüssen in der Rentenversicherung für 
die Kinderziehungsleistung ist daher zulässig235. 
Für die Trennung des Beitragsaufkommens von allgemeinen staatlichen Finanzierungs-
quellen ist ferner die Formulierung des Bundesverfassungsgerichts aufschlussreich: „Die 
Sozialversicherungsbeiträge dienen von vornherein nicht der allgemeinen Mittelbeschaf-
fung des Staates, sondern finden ihren Grund und ihre Grenze in der Finanzierung der So-
zialversicherung“236. Lehnt man, wie es das Bundessozialgericht tut, das Versicherungs-
prinzip als eine finanzverfassungsrechtliche Beschränkung für die Beitragsfinanzierung 
versicherungsfremder Leistungen ab, kommt noch das weitere Merkmal „Risikokollekti-
vierung im Vorsorgesystem“ und „Finanzierung durch Beiträge“237 in Betracht, mit dem 
sich der Kompetenztitel „Sozialversicherung“ von den Kompetenztiteln „Fürsorge“ und 
„Versorgung“ abgrenzen lässt. Der Gesetzgeber darf nicht die Vorleistungen so umfang-
reich zum Versicherungsschutz heranziehen und mittels seiner Gesetzgebungskompetenz 
aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG die Mittel der Sozialversicherung zur Finanzierung allge-
meiner staatlicher Aufgaben und Zwecke einsetzen, dass die Sozialversicherung nicht 
mehr durch das beitragsfinanzierte Vorsorgesystem gekennzeichnet ist.  
In diesem Zusammenhang ist die Verlagerung von vormals staatlichen Aufgaben auf 
die Sozialversicherung finanzverfassungsrechtlich nur durch eine enge, inhaltlich kontu-
rierte Auslegung der Gesetzgebungskompetenz und die daraus folgende materielle Zweck-
                                                 
233 Vgl. Bieback, VSSR 2003, S. 24 f.; Hase, VSSR 1996, S. 91. 
234 Siehe unten 3. Kapitel III. 1. e) aa). 
235 Vgl. Bieback, VSSR 2003, S. 24 f.; Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 318; Kufer, NZS 1996, S. 561; Papier, 
in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 15. 
236 BVerfGE 75, 108 (148). 
237 Vgl. Bieback, VSSR 2003, S. 30; Butzer, S. 709. 
 
82 
bindung der Beiträge abzuwehren 238 . Sie hätte sich entsprechend an den elementaren 
Merkmalen der Sozialversicherung – Risikokollektivierung im Vorsorgesystem und Finan-
zierung durch Beiträge – zu orientieren. Die zusätzliche Belastung des Beitragszahlers 
kann finanzverfassungsrechtlich nicht als Beitrag qualifiziert werden, wenn er über den 
Sozialversicherungsbeitrag hinaus Aufgaben, die nicht in die Zuständigkeit des Vorsorge-
systems fallen, finanziert239. Wegen des fehlenden Merkmals der Risikokollektivierung wä-
ren Leistungen für die Nichtversicherten durch das Sozialversicherungssystem keine durch 
Beiträge finanzierte Aufgaben der Leistungsträger. Hier sind insbesondere die Gewährung 
von Arbeitsförderungsmaßnahmen an Nichtversicherte in der Arbeitslosenversicherung240 
sowie der Aussteuerungsbetrag der Bundesagentur für Arbeit bezüglich der Leistungen für 
die Bezieher des Arbeitslosengeldes II nach § 46 Abs. 4 SGB II zu nennen.  
Disponiert der Bundesgesetzgeber mittelbar oder unmittelbar über die Einnahmen und 
die Ausgaben der Sozialversicherung zu eigenen Zwecken – etwa der Haushaltssanierung, 
so würde die in der bundesstaatlichen Finanzverfassung angelegte finanzielle Ausstattung 
von Bund und Ländern zu eigenen Gunsten verändert241. Es wäre nach Gößl denkbar, dass 
für den Fall des offenkundigen Missbrauchs die Gesetzgebungskompetenz für die Beitrags-
finanzierung unter Einwirkung des Bundesstaatsprinzips (Art. 20 Abs. 1 GG) einge-
schränkt wird242. Ein Maßstab für die Feststellung des Missbrauchs der Gesetzgebungs-
kompetenz wäre etwa das Verhältnis zwischen der Höhe der gesamten erbrachten 
versicherungsfremden Leistungen und der Bundeszuschüsse243. Die Zuordnung der Beiträ-
ge zur Sozialversicherung i. S. d. Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG wäre dann bedenklich, wenn 
die versicherungsfremden Leistungen abzüglich der Mittel des Bundes ein solches Ausmaß 
erreichen würden, dass die Beiträge zu einem sozialen Sicherungssystem überwiegend ge-
genleistungsfreie Aufwendungen decken müssen und damit die Gestalt einer Steuer an-
nehmen244.  
                                                 
238 Gößl, S. 55. 
239 Spellbrink, SozSich 2005, S. 61 f.; ders., in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungs-
rechts, § 39 Rn. 126. 
240 So Butzer, S. 648; bezüglich des Arbeitgeberbeitrags, vgl. oben 3. Kapitel II. 2. a) bb). 
241 Vgl. Gößl, S. 56. 
242 Gößl, S. 56. 
243 Kufer, NZS 1996, S. 561. 
244 Dies ist nach Kufer, NZS 1996, S. 561 der Fall, wenn die versicherungsfremden Leistungen abzüglich des 
Bundeszuschusses mehr als 50% der Rentenversicherungsausgabe betragen. Allerdings machen die stei-
genden Mittel des Bundes beispielsweise im Jahre 2003 fast ein Drittel der Rentenleistungen aus, ähnlich 
wie die Aufwendung für die versicherungsfremden Leistungen in der Rentenversicherung, vgl. ADG, 
Rentenreformen seit 1998 Anmerkungen (September 2004), S. 16, www.adg-ev.de/Renteninfo_ 0409.pdf. 
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3.  Ergebnis 
Die „Finanzierung durch Sozialversicherungsbeiträge“ stellt ein wesentliches Struktur-
element des Gattungsbegriffs Sozialversicherung dar. Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG ermächtigt 
auch dazu, Regelungen über die Finanzierung der Sozialversicherung durch Beiträge zu 
treffen. Dabei stellen sich das Versicherungsprinzip und der Gedanke des Solidaraus-
gleichs als wesentliche Elemente der Sozialversicherung dar. Entsprechend wird die Sozi-
alversicherung als Vorsorge durch die Globaläquivalenz der Beiträge und Leistungen ge-
kennzeichnet. 
Die Beteiligten zur Finanzierung der Sozialversicherung beschränken sich nicht auf die 
herkömmlichen Beitragspflichtigen, nämlich die Arbeitnehmer und die Arbeitgeber. Ein 
kompetenzrechtlicher sachorientierter Anknüpfungspunkt ist typischerweise das Arbeits-
verhältnis; das kann aber auch eine längerfristige enge wirtschaftliche Verbindung, wie sie 
etwa zwischen Künstler und Vermarkter besteht, sein. Durch die so gestaltete Kompetenz-
prüfung ist die fremdnützige Abgabe organisatorisch und sachlich der Sozialversicherung 
zugeordnet. 
Gegenüber dieser finanzverfassungsrechtlichen Grenze für die fremdnützige Sozialab-
gabe fehlt eine sachliche Grenze für die Beitragsfinanzierung versicherungsfremder Leis-
tungen. Wegen des Gattungsbegriffs der Sozialversicherung lässt sich die Sozialversiche-
rungsaufgabe nicht von den Aufgaben der Allgemeinheit abgrenzen. Versicherungsfremde 
Leistungen können nach der Rechtsprechung organisatorisch und sachlich der Sozialversi-
cherung zugeordnet werden, wenn dabei der Zufluss der Beitragseinnahmen an den Sozial-
versicherungsträger und die rechtliche Zweckbindung an dessen Finanzbedarf bewältigt 
wird. Finanzverfassungsrechtlich ist es daher denkbar, die sachlich-gegenständliche Kom-
petenzprüfung mittels der Merkmale der Sozialversicherung – Risikokollektivierung im 
Vorsorgesystem und Finanzierung durch Beiträge – bei der Einbeziehung der versiche-
rungsfremden Leistungen anzuwenden. Danach könnte der Missbrauch der Gesetzge-
bungskompetenz für die Beitragsfinanzierung, die zu einer Verlagerung von staatlichen 
Aufgaben auf die Sozialversicherung und zu einer Störung der bundesstaatlichen Finanz-
verfassung führt, unter der Einwirkung der Grundsätze der bundesstaatlichen Finanzverfas-
sung festgestellt werden.  
III.  Grundrechtliche Vorgaben der Beitragsausgestaltung 
Die grundrechtlichen Vorgaben für die Beitragsausgestaltung richten sich nach dem 
allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG), der Berufsfreiheit (Art. 12 GG), der Ei-
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gentumsgarantie (Art. 14 GG) und der allgemeinen Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG). 
1.  Gleichheitsrechtliche Rechtfertigung der Beitragserhebung und -bemessung (Art. 3 Abs. 
1 GG) 
Art. 3 Abs. 1 GG verlangt nicht, unter allen Umständen Gleiches gleich bzw. Unglei-
ches ungleich zu behandeln245. Dem Gesetzgeber ist nur eine sachwidrige Ungleichbehand-
lung verwehrt. Bei der gleichheitsrechtlichen Prüfung der Beitragsgerechtigkeit steht daher 
die Rechtfertigung der gesetzgeberischen Maßstabsbildung von Lebenssachverhalten im 
Vordergrund. 
a)  Gleichheitsrechtliche Prüfungsintensität und gesetzgeberischer Gestaltungsspielraum 
Die gleichheitsrechtliche Maßstabsbildung ist grundsätzlich von dem mit der legislato-
rischen oder administrativen Maßnahme verfolgten Ziel abhängig246. Daraus folgt bei der 
Ungleichbehandlung von in bestimmter Hinsicht gleichen Sachverhalten die Relativität zu-
lässiger Differenzierungskriterien247. Welches der einzelnen Merkmale zum Vergleich von 
Lebenssachverhalten als maßgebend für eine Gleich- oder Ungleichbehandlung angesehen 
wird, ist nach der Rechtsprechung grundsätzlich Sache des Gesetzgebers248. Je nach Rege-
lungsgegenstand und Differenzierungsmerkmalen ergeben sich aus dem allgemeinen 
Gleichheitssatz unterschiedliche Grenzen für den Gesetzgeber, die vom bloßen Willkür-
verbot bis zu einer strengen Bindung an Verhältnismäßigkeitserfordernisse reichen249. 
Die frühere Rechtsprechung zu Art. 3 Abs. l GG verstand den Gleichheitssatz als all-
gemeines Willkürverbot250. Der Gleichheitssatz ist danach verletzt, wenn sich ein vernünf-
tiger, sich aus der Natur der Sache ergebender oder sonst wie sachlicher Grund für die un-
terschiedliche Behandlung nicht finden lässt251. Dem Gesetzgeber bleibt demnach eine 
weitgehende Gestaltungsfreiheit erhalten, die nur bei evident unsachlichen Regelungen ü-
berschritten wird252. In neuerer Zeit wird ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG bereits ange-
nommen, wenn eine Gruppe von Normadressaten im Vergleich zu anderen Normadressa-
ten anders behandelt wird, obwohl zwischen beiden Gruppen keine Unterschiede von 
                                                 
245 BVerfG, Beschluss vom 17.2.1997 - 1 BvR 1903/96 = NJW 1997, S. 2444 (2445). 
246 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 73. 
247 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 73. 
248 BVerfGE 53, 313 (329); 94, 241 (248). 
249 BVerfGE 93, 99 (111); 92, 53 ff. 
250  BVerfGE 49, 148 (165); Rüfner, SGb 1984, S. 147; Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 3 Rn. 1; 
Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 43; Arndt, DRV 1987, S. 293; Rische/Terwey, DRV 1983, 
S. 276 f. 
251 BVerfGE 90, 46 (56); 93, 99 (111). 
252 BVerfGE 49, 260 (271); 61, 138 (147); 71, 66 (76); 75, 78 (105); 75, 348 (357); Maschmann, SGb 1991, S. 
306; Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 43. 
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solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die ungleiche Behandlung rechtferti-
gen könnten253. Dementsprechend setzt auch eine Ungleichbehandlung bei der Beitragser-
hebung vernünftige, angesichts der Eigenart des Sachbereichs Sozialversicherung ein-
leuchtende Gründe voraus. Im Unterschied zum „Willkürverbot“ folgt daraus eine größere 
Kontrolldichte für die Rechtsprechung254. Der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers sind 
umso engere Grenzen gesetzt, je stärker sich die Ungleichbehandlung von Personen255 oder 
Sachverhalten auf die Ausübung grundrechtlich geschützter Freiheiten nachteilig auswir-
ken kann256. Die Zuordnungskriterien für die Prüfungsintensität sind deshalb von entschei-
dendem Einfluss auf das Ergebnis der Gleichheitsprüfung257. Handelt es sich lediglich um 
die Ungleichbehandlung von Sachverhalten ohne Grundrechtsbezug, so bleibt es bei der 
alten Formel mit dem Ergebnis einer bloßen Evidenzkontrolle258. Dagegen ist ein strengerer 
Prüfungsmaßstab anzulegen, wenn eine Ungleichbehandlung Auswirkungen auf grund-
rechtlich gesicherte Freiheiten hat259. Da die Sozialversicherung die allgemeine Handlungs-
freiheit durch das Prinzip der Zwangmitgliedschaft einschränkt, ist der Gestaltungsspiel-
raum des Gesetzgebers in Bezug auf den allgemeinen Gleichheitssatz bei der Erhebung 
von Beiträgen sowie der Kürzung von Leistungen zur Sozialversicherung relativ eng260. 
Allerdings verlangt die notwendige Gattungsbildung im Vorfeld einer gesetzlichen Re-
gelung eine gesetzgeberische Typisierung und Pauschalisierung von Lebenssachverhal-
ten261, wozu der Gesetzgeber nach der Rechtsprechung ermächtigt ist262. Hinsichtlich der 
fortwährenden schnellen Veränderungen des Arbeits-, Wirtschafts- und Soziallebens tole-
riert das Bundesverfassungsgericht diese – dem komplexen Regelungsgegenstand entspre-
chend – auf dem Gebiet des Sozialrechts in weitem Umfang263. Dabei betont es aber, dass 
sich der Gleichheitssatz nicht nur bei der Vergabe von Überfluss, sondern gerade bei der 
                                                 
253 BVerfGE 55, 72, 88; 81, 228 (236); 90, 46 (56), vgl. auch BVerfGE 22, 387 (415); 52, 277 (280). 
254 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 91; Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 73. 
255 Es handelt sich um eine personenbezogene Differenzierung oder eine unmittelbar sachverhaltsbezogene 
Differenzierung, die mittelbar eine Ungleichbehandlung von Personen bewirkt, vgl. BVerfGE 88, 87 (96); 
89, 15 (22); 92, 53 (69); Jarass, NZS 1997, S. 550; ders., NJW 1997, S. 2548 f. 
256 Vgl. BVerfGE 60, 123 (134); 82, 126 (146); 88, 87 (96 f.); 90, 46 (56); 92, 53 (69). 
257 Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 139. 
258 BVerfGE 49, 260 (271); 61, 138 (147); 71, 66 (76); 75, 78 (105); 75, 348 (357); 90, 46 (56); 93, 99 (111), 
vgl. BVerfGE 1, 14 (52); 31, 212 (218 f.); 55, 72 (78); 59, 287 (298); Maschmann, SGb 1991, S. 306; 
Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 43; Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch 
des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 139. 
259 BVerfGE 88, 87 (96); 89, 15 (22); 90, 46 (56); 91, 346 (362); vgl. auch BVerfGE 62, 256 (274); 82, 126 
(146); Bieback, KJ 1998, S. 175; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 146. 
260 Wieland, VSSR 2003, S. 263. 
261 Starck, in: Mangold/Klein/Stark, GG, Bd. 1, Art. 3 Abs. 1 Rn. 23. 
262 BVerfGE 42, 176 (185). 
263 Jarass, NZS 1997, S. 550, Wellkamp, ZfSH/SGB 2000, S. 394. 
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Verwaltung von Mangel bewähren muss264.  
Dem Beurteilungs- und Einschätzungsspielraum des Gesetzgebers sowie seiner Befug-
nis zu Typisierungen und Pauschalierungen in der Sozialversicherung, steht die Pflicht ge-
genüber, den gesetzlichen Regelungen zugrunde liegende typisierende Annahmen regel-
mäßig auf ihre Verlässlichkeit zu überprüfen265. Es reicht nicht aus, dass diese Annahmen 
bei der Verabschiedung einer gesetzlichen Regelung der Lebenswirklichkeit entsprechen. 
Vielmehr muss der Gesetzgeber die tatsächlichen Grundlagen seiner Regelungen überprü-
fen, wenn es Anhaltspunkte für Veränderungen in der Lebenswirklichkeit gibt266. Verändert 
sich die Lebenswirklichkeit, kann ein Festhalten an einer gesetzlichen Regelung zu nicht 
gerechtfertigten Ungleichbehandlungen führen267. 
b)  Ungleichbehandlung der Versicherten bei der Beitragserhebung und -höhe 
Der Beitrag wird von jedem Versicherten nach dem Solidariätsprinzip nicht gleich oder 
risikobezogen, sondern im Interesse der sozialen Gerechtigkeit zur Finanzierung der Sozi-
alversicherung gefordert268. Nach dem Gleichheitssatz bedarf es eines Anhaltspunktes für 
die Sachgerechtigkeit einer Betragsbemessung, die eine unterschiedliche Beitragsbelastung 
zur Folge hat. Nach dem Bundesverfassungsgericht sind dabei die Prinzipien zu beachten, 
die den Gesetzgeber bei der Einrichtung der Pflichtversicherung insgesamt leiten269. Dem-
nach stellt der Gesetzgeber einerseits auf die Schutzbedürftigkeit des Einzelnen ab und be-
rücksichtigt andererseits, dass die Solidargemeinschaft leistungsfähig ist und bleibt270. 
aa) Schutzbedürftigkeit und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit als Indikatoren der Bemes-
sungsgrundlage und -grenze 
Die Pflicht der Versicherten zur Mitwirkung an der Finanzierung der Sozialversiche-
rung ist mit Art. 2 Abs. 1 GG und im Verhältnis zu Nichtversicherungspflichtigen mit Art. 
3 Abs. 1 GG vereinbar, weil die hierfür maßgebliche Schutzbedürftigkeit vorliegt und zu-
gleich der vom ihm geforderte Beitrag mit der Gegenleistung des Versicherungsschutzes 
erforderlich ist271. 
Bei der Schutzbedürftigkeit der Versicherten bleibt jedoch die Frage, welches legitime 
staatliche Interesse die Belastung des Vermögens und die Einschränkung der Vorsorgefrei-
                                                 
264 BVerfGE 60, 16 (43); 61, 43 (63); Jarass, NZS 1997, S. 550. 
265 Wieland, VSSR 2003, S. 267. 
266 BVerfGE 70, l (34); 75, 108 (162); Wieland, VSSR 2003, S. 267. 
267 Wieland, VSSR 2003, S. 267. 
268 BVerfGE 79, 223 (237); Kokemoor, SGb 1996, S. 412; Wellkamp, ZfSH/SGB 2000, S. 395. 
269 Vgl. dazu die Krankenversicherung betreffend, BVerfGE 102, 68 (89 ff.). 
270 BVerfGE 102, 68 (89 ff.) unter Hinweis auf BVerfGE 29, 221 (235 ff.); 44, 70 (94); 44, 70 (90); Isensee, 
NZS 2004, S. 397. 
271 Butzer, S. 360. 
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heit auf Seiten der Betroffen aufwiegt272. Für die Beitragsberechnung der Sozialversiche-
rung ist nicht die individuelle Bedürftigkeit, mithin das Versicherungsrisiko, maßgebend, 
sondern allein die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Versicherten273. Die Leistungsfä-
higkeit markiert einerseits die Grenze nach unten zur Sozialhilfe274. Wer aufgrund seines 
Arbeitsentgelts über ein Mindestmaß an Leistungsfähigkeit verfügt und zugleich, ebenfalls 
nach Maßgabe seines Arbeitsentgelts, als schutzbedürftig gilt, wird legitim dem Versiche-
rungszwang und der ihm folgenden Beitragspflicht unterworfen 275 . Die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Versicherten ist folglich in der Rechtsprechung als Anknüpfungs-
punkt der Beitragsbemessung anerkannt276. In diesem Zusammenhang ist die Fragwürdig-
keit der einheitlichen Beiträge der Versicherten in den Reformvorschlägen zur Kranken-
versicherung – wie Bürgerversicherung und das Modell pauschaler Gesundheitsprämien, 
hervorzuheben 277 . Denn der Gleichheitssatz verbietet Ungleiches ohne rechtfertigenden 
Grund gleich zu behandeln278. 
Die Leistungsfähigkeit markiert außerdem die Grenze der Schutzbedürftigkeit nach o-
ben, mit der Folge der Versicherungsfreiheit der höherverdienenden Angestellten sowie 
Selbstständigen279. An diese Feststellung schließt sich aber die weitere Frage an, ob die Re-
gelung der Beitragsbemessungsgrenze legitim ist, die die pflicht- von dem freiwillig Versi-
cherten abgrenzt und deren Beitragsbelastung mit unterschiedlichen Bemessungsgrundsät-
zen begründet. Es wird kritisiert, dass es dem Solidargedanken widerspricht, wenn gerade 
höhere Einkommen zumindest teilweise vom solidarischen Ausgleich ausgenommen blei-
ben280. In Bezug auf diese Versichertengruppe könnte sich eine gleichheitswidrige Verkür-
zung des Solidarausgleichs ergeben281. Für die Versicherungsfreiheit dieser Gruppe spricht 
aber, dass ihnen wegen der Beitragspflicht geringere oder weniger sichere Gegenleistungen 
erbracht werden könnten282. Diese Betrachtung wurzelt im Gedanken der Sozialversiche-
rung als Grund- bzw. Mindestsicherung. Darin drückt sich die Absicht des Gesetzgebers 
aus, den Versicherten mit höheren Einnahmen eine anderweitige Möglichkeit zur Alters-
                                                 
272 Muckel, SGb 2004, S. 672. 
273 Engelhard, in: Schulin, HS-PflV, § 25 Rn. 15 f. 
274 Isensee, NZS 2004, S. 397. 
275 Isensee, NZS 2004, S. 397. 
276 BVerfGE 79, 223 (237); 92, 53 (69); Wieland, VSSR 2003, S. 265; Wellkamp, ZfSH/SGB 2000, S. 395. 
Über die Verfassungswidrigkeit der Maschinesteuer, Gößl, S. 63; Isensee, Die Rolle des Beitrags, S. 487.  
277 Vgl. Muckel, SGb 2004, S. 673. 
278 Muckel, SGb 2004, S. 673. 
279 Isensee, NZS 2004, S. 397. 
280 Schulin, in: Schulin, HS-KV § 6 Rn. 186. 
281 Schulin, in: Schulin, HS-KV § 6 Rn. 183 ff., 186. 
282 BVerfGE 36, 102 (113 ff.); 71, 1 (51); Heun, in: Dreier, GG, Bd. 1, Art. 3 Rn. 82. 
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vorsorge offen zu lassen283. Bei dieser typisierenden Betrachtung besteht ein Entschei-
dungsspielraum des Gesetzgebers284. Nach dieser Ansicht kommt man zu dem Ergebnis, 
dass der Gesetzgeber trotzt der Bindung an Art. 3 Abs. 1 GG bei der Feststellung der Ver-
sicherungspflicht und der Beitragsbemessungsgrenzen weitgehend frei ist285. 
Konkret wird die Problematik der Beitragsbemessungsgrundlage im Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts über die Verfassungswidrigkeit der unterschiedlichen Beitrags-
belastung der pflichtversicherten Rentner und der freiwillig versicherten Rentner in der ge-
setzlichen Krankenversicherung herausgearbeitet. Dabei handelt sich um eine Regelung 
des Gesundheitsstrukturgesetzes von 1992. Danach wurden Mitglieder der gesetzlichen 
Krankenversicherung von der Krankenversicherung der Rentner ausgeschlossen, wenn sie 
nicht seit der erstmaligen Aufnahme einer Erwerbstätigkeit bis zur Stellung des Rentenan-
trags mindestens neun Zehntel der zweiten Hälfte des Zeitraums seit Beginn ihrer Erwerbs-
tätigkeit auf Grund einer Pflichtversicherung versichert waren286. Benachteiligt sind da-
durch die Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung, die während des gesamten 
Versicherungslebens und auch in dessen zweiter Hälfte ganz überwiegend pflichtversichert 
waren und nur über einen verhältnismäßig kurzen Zeitraum wegen Überschreitung der Jah-
resarbeitsverdienstgrenze die Voraussetzungen für die Mitgliedschaft nicht mehr erfüll-
ten287. Nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts darf bei solchen freiwillig Versicher-
ten vermutet werden, dass sie wegen der Höhe ihres Arbeitsentgelts und der 
Beitragsfreiheit von Teilen des Einkommens in der Krankenversicherung Vermögen bilden 
konnten, dessen Erträge zum Lohnersatzeinkommen nach Rentenzugang hinzutreten. Dar-
über hinaus geht das Bundesverfassungsgericht für das Beitragsrecht der gesetzlichen 
Krankenversicherung hinsichtlich der Begrenzung auf die Pflichtversicherten von der An-
nahme aus, freiwillig Versicherte seien bei typisierender Betrachtung im Rentenalter wirt-
schaftlich leistungsfähiger als Pflichtversicherte: „Die Pflichtversicherung erfasst nach der 
gesetzlichen Typisierung jedenfalls die Personengruppen, die wegen ihrer niedrigen Ein-
künfte eines Schutzes für den Fall der Krankheit bedürfen, der durch Zwang zur Eigenvor-
sorge erreicht werden soll. Wer über der Jahresarbeitsentgeltgrenze verdient, braucht die-
sen Schutz nach der Vorstellung des Gesetzgebers nicht mehr“288.  
Jedoch wertete das Bundesverfassungsgericht im oben erwähnten Beschluss die Rege-
                                                 
283 Scholz, in: Niesel, KassKomm, Bd. 2, § 159 SGB VI, Rn. 5. 
284 BVerfGE 42, 176 (185 ff.); Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 66. 
285 Heun, in: Dreier, GG, Bd. 1, Art. 3 Rn. 82 m. w. N. 
286 BVerfGE 102, 68 (89 ff.). 
287 BVerfGE 102, 68 (89 ff.); Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 102. 
288 BVerfGE 102, 68 (89). 
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lung des Gesundheitsstrukturgesetzes von 1992 als Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG. Dem-
nach verlangt der Gleichheitssatz, dass ein Kriterium zum Ausschluss des Versicherungs-
schutzes dem typisierten Schutzbedürfnis der Betroffenen entsprechen und auch den Zu-
sammenhang mit der Beteiligung an der Solidargemeinschaft herstellen muss289. Da die 
Benachteiligten während ihres Erwerbslebens überwiegend als Pflichtversicherte durch re-
gelmäßig hohe Beiträge in der gesetzlichen Krankenversicherung und ergänzend durch 
Beiträge zur Rentenversicherung zur Finanzierung des Aufwands der Krankenversicherung 
der Rentner beigetragen haben290, ist diese Typisierung unzulässig. 
Hinsichtlich der oben erwähnten Überprüfungs- und Anpassungspflichten des Gesetz-
gebers gebietet der allgemeine Gleichheitssatz eine zeitnahe Anpassung der Kriterien der 
Beitragsbemessung an die Veränderung von Indikatoren wirtschaftlicher Leistungsfähig-
keit291. Das gilt für den möglicherweise geringer werdenden Anteil der Einkünfte aus ab-
hängiger Arbeit am verfügbaren Einkommen der Versicherten sowie für die zunehmende 
Bedeutung von Erbschaften und Schenkungen292. Damit wird aufgrund des allgemeinen 
Gleichheitssatzes die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit als Bemessungsmaßstab für die 
Sozialversicherungsbeiträge nach verlässlichen Indikatoren ermittelt293. 
bb) Kassenwettbewerb und Risikostrukturausgleich in der Krankenversicherung 
Infolge des Kassenwettbewerbs in der Krankenversicherung ergibt sich eine unter-
schiedliche Behandlung der Versichertengruppen, die verschiedenen Krankenkassen ange-
hören und bei gleichem Einkommen und im Wesentlichen gleichen Leistungen der Kasse 
unterschiedlich hohe Beiträge zu erbringen haben. Während im Jahre 1970 der niedrigste 
Beitragssatz bei 4,5% und der höchste Satz bei 10,5% lag, betrug kurz vor Einführung des 
Risikostrukturausgleichs 1993 der niedrigste Satz 8,5% und der höchste 16,8%294. Diese 
unterschiedliche Beitragsbelastung hat das Bundesverfassungsgericht in seinem Allgemei-
nen Ortskrankenkassen (AOK)-Urteil295 für sachgerecht gehalten, weil sie auf dem geglie-
derten, dezentralen Krankenversicherungsaufbau beruht296. Auch enthält Art. 3 Abs. l GG 
kein Gebot zum völligen Ausgleich der Beitragssatzunterschiede zwischen verschiedenen 
Krankenkassen. Geringfügige Unterschiede in der Beitragsbelastung sind aus Gründen der 
                                                 
289 BVerfGE 102, 68 (89 ff.).  
290 BVerfGE 102, 68 (89 ff.). Vgl. dazu Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 102; Wieland, VSSR 
2003, S. 265. 
291 Wieland, VSSR 2003, S. 267. 
292 Wieland, VSSR 2003, S. 267. 
293 Wieland, VSSR 2003, S. 266. 
294 Vgl. Urteil des BSG vom 24.1.2003, Az: B 12 KR 19/01; Sodan/Gast, NZS 1999, S. 265. 
295 BVerfGE 89, 365 ff. 
296 Wellkamp, ZfSH/SGB 2000, S. 393; Heun, in: Dreier, GG, Bd. 1, Art. 3 Rn. 82. 
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Verwaltungspraktikabilität mit dem allgemeinen Gleichheitssatz vereinbar297. 
Erwähnenswert ist, dass die organisationsbedingten Beitragsunterschiede nach diesem 
Beschluss dann nicht mehr gerechtfertigt sind, wenn sie ein unangemessenes Ausmaß er-
reichen; dies gelte jedenfalls so lange, als sich der einzelne dieser ungleichen Belastung 
nicht durch die Wahl einer anderen Krankenkasse – wie es heute der Fall ist – entziehen 
könne298. Unter dieser Voraussetzung ist eine sachwidrige Beitragssatzerhöhung bei den 
wirtschaftlich stärkeren Kassen gegenüber der Beitragssatzminderung bei den schwächeren 
Kassen durch den Risikostrukturausgleich nach § 266 SGB V299 und ein Verstoß gegen Art. 
3 Abs. 1 GG nicht festgestellt worden300.  
Der Risikostrukturausgleich wurde als Korrelat des grundsätzlichen Rechts der freien 
Kassenwahl301 und als ein Mittel zur Verringerung von Beitragssatzunterschieden302 einge-
führt. „Mit dem Ausgleich der finanziellen Auswirkungen der unterschiedlichen Risiko-
strukturen der Krankenkassen sollen eine gerechtere Beitragsbelastung der Versicherten 
erreicht und Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Krankenkassen abgebaut werden“, so 
die Gesetzesbegründung zu § 266 Abs. 1 SGB V303. Infolge des Risikostrukturausgleichs 
hat sich die Beitragssatzspanne verringert. Die effektive Differenz zwischen dem höchsten 
und dem niedrigsten Beitragssatz im Jahr 2002304 von 3,7 Beitragssatzpunkten ist viel ge-
ringer als die Differenz von 8,3 Punkten 1993305. Dementsprechend ist der Risikostruktur-
ausgleich nach § 266 SGB V zur Verringerung der Beitragssatzunterschiede zweckmäßig. 
c)  Ungleichbehandlung des Arbeitgebers aufgrund des Beschäftigungsverhältnisses 
Art. 3 Abs. 1 GG liefert den entscheidenden Maßstab zur Beurteilung der eigennützi-
gen oder fremdnützigen Abgabe. Er verlangt einen sachlich einleuchtenden Grund bei der 
fremdnützigen Abgabe dafür, dass Nichtversicherte durch die Belastung der Beitragspflicht 
gegenüber dem Rest der Steuerzahler ungleich behandelt werden. Zuerst wird eine Solida-
ritätsbeziehungen zwischen dem Beitragspflichtigen und dem Versicherten gefordert, die 
in den Lebensverhältnissen, wie sie sich geschichtlich entwickelt haben und weiterentwi-
                                                 
297 Wieland, VSSR 2003, S. 266. 
298 BVerfGE 89, 365 (378). 
299 Eingeführt mit Wirkung vom 1.1.1994 durch das Gesundheitsstrukturgesetz. 
300 Vgl. Wellkamp, ZfSH/SGB 2000, S. 393; Wieland, VSSR 2003, S. 267. 
301 Sodan/Gast, NZS 1999, S. 265. 
302 Zur Problematik des Risikostrukturausgleichs, vgl. Axer, in: Wannagat/Eichenhofer/Wenner, SGB V, § 
266 Rn. 8; Ramsauer, NJW 1998, S. 482; Sodan/Gast, NZS 1999, S. 265. 
303 BT-Drucks. 12/3608, S. 117. 
304 Zwischen 11,2% bis 14,9%, vgl. Kasten/Steinbronn, SozSich 2002, S. 337. Ähnliches Ergebnis siehe auch 
Vdak/AEV, Risikostrukturausgleich, S. 49. 
305 Zwischen 8,5 bis 16,8%, vgl. Axer, in: Wannagat/Eichenhofer/Wenner, SGB V, § 266 Rn. 8 m. w. N. 
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ckeln, angelegt ist306. Damit können die Nichtversicherten, etwa Arbeitgeber aus dem Ar-
beitsverhältnis und Vermarkter von künstlerischen Werken, wie oben bei der kompeten-
ziellen Prüfung ausgeführt307, zur Beitragszahlung herangezogen werden. 
Die Frage, wie die Solidaritätsbeziehungen konkret beschaffen sein müssen, bzw. in-
wieweit sich aus der arbeitsrechtlichen Fürsorge ein allgemeines sozialrechtliches Schutz-
prinzip für die Versicherten ergibt, hat das Bundesverfassungsgericht bislang offen gelas-
sen 308 . Wenn der Arbeitgeber als Vertragspartner mit dem Arbeitnehmer in einer 
Gleichordnungsbeziehung steht309, sollte man es vermeiden, über die vom Bundesverfas-
sungsgericht anerkannte „soziale Verantwortung“ des Arbeitgebers den Personenkreis auf 
andere als den Arbeitnehmer zu erweitern und damit eine Inpflichtnahme des Arbeitgebers 
für seinen Vertragspartner beliebig zu legitimieren310. Hinsichtlich der Ausweitung arbeit-
geberischer Schutz- und Fürsorgepflicht311 wird in der Literatur gefordert, dass die Fürsor-
gepflicht jede Sozialversicherungsbelastung des Arbeitgebers nicht nur legitimiert, sondern 
sie zugleich auch sachlich begrenzt312. Der Inhalt der Fürsorgepflicht ergibt sich aus dem 
Arbeitsrecht, so dass sie streng arbeitsvertragsbezogen verstanden werden muss313. Da das 
Arbeitsrecht dem Arbeitgeber allerdings keine allgemeine Verantwortung für die Lebensri-
siken des Arbeitnehmers aufbürdet, darf dies danach auch nicht über die Sozialversiche-
rung geschehen314. In diesem Sinne wird die Fürsorgepflicht als Berufsfürsorge statt allge-
meiner Lebensfürsorge verstanden. Sie kann nur aus dem Beschäftigungsverhältnis 
abgeleitet werden315. Entsprechend ist die Beitragsleistung des Arbeitgebers dann insoweit 
gerechtfertigt, wie es um einen Versicherungsschutz hinsichtlich von Risiken, die mit dem 
Beschäftigungsverhältnis zusammenhängen, geht. Auf die damit verbundenen Probleme 
wird mit dem Beispiel des Arbeitgeberbeitrags zur Pflege- und Familienversicherung ein-
gegangen. 
aa) Arbeitgeberbeitrag zur Pflegeversicherung 
Einwände gegen den Arbeitgeberbeitrag werden im Hinblick auf die Pflegeversiche-
                                                 
306 BVerfGE 75, 108 (158). 
307 Siehe oben 3. Kapitel II. 2. a). 
308 Vgl. Maschmann, SGb 1991, S. 306. 
309 Leisner, Belastungsgrenze, S. 109. 
310 Leisner, Belastungsgrenze, S. 108, 109; Picot, RdA 1979, S. 21. 
311 Z. B. von der Beschäftigung entfernte Risiken – Sportunfälle, Leistungen wegen des Familienlastenaus-
gleichs, Familienmitversicherung, dazu Kritik von Leisner, Belastungsgrenze, S. 118 f. 
312 Leisner, Belastungsgrenze, S. 106 f.; Friauf, DB 1991, S. 1779. 
313 Vgl. Leisner, Belastungsgrenze, S. 109. 
314 Vgl. Leisner, Belastungsgrenze, S. 109. 
315 Vgl. Isensee, Nichtsteuerliche Abgaben, S. 459; Picot, RdA 1979, S. 18; Leisner, Belastungsgrenze, S. 
107; Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 332; Friauf, DB 1991, S. 1779; Krause, VSSR 1980, 
S. 131; Wegmann, Transferverfassungsrechtliche Probleme, S. 141, 143. 
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rung erhoben316. Denn die Eintrittswahrscheinlichkeit des Pflegefalls ist gering. Die an der 
ganzen Bevölkerung gemessene Pflegequote, lag im Jahre 2003 bei 2,5%317. Außerdem ist 
das Pflegerisiko nicht so eng wie Krankheit oder Arbeitsunfall mit der Arbeitsleistung im 
Beschäftigungsverhältnis, sondern mit dem Alter verbunden318. Geht man davon aus, dass 
die Pflegebedürftigkeit zum allgemeinen Lebensrisiko gehört319, ist es fraglich, ob die Bei-
tragspflicht des Arbeitgebers gerechtfertigt ist.  
So ergeben sich hinsichtlich des Arbeitgeberbeitrags Meinungsunterschiede darüber, ob 
eine direkte Korrelation zwischen Arbeitsleistung und Versicherungsrisiko besteht 320 . 
Wenn eine „direkte Korrelation“ zwischen Arbeitsleistung und Pflegefallrisiko nur sehr 
schwer herzustellen ist321, könnte das Beschäftigungsverhältnis keinen sachgerechten An-
knüpfungspunkt liefern, den Arbeitgeberbeitrag zu rechtfertigen. Jedoch ist das Argument 
mit dem festgestellten Risikozusammenhang zweifelhaft, denn ein solcher Risikozusam-
menhang wird auch in der gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung nicht vorausge-
setzt322. So zeigt das Beispiel von Mutterschaftsleistungen in der Krankenversicherung 
nach Krasney, dass Sozialversicherungsleistungen auch dann erbracht werden, wenn der 
Versicherungsfall mit dem Beschäftigungsverhältnis keinerlei Berührungspunkte hat 323 . 
Nach Leisner verkennt diese Ansicht jedoch die Bedeutung des Beschäftigungsverhältnis-
bezugs324. Hinsichtlich der Unternehmerbelastung ist danach Sozialversicherung im We-
sentlichen als Versicherung gegen das Risiko des Verlustes der Arbeitskraft zu verstehen. 
Die Heranziehung des Arbeitgebers zur Beitragsfinanzierung lässt sich dann mit seinem 
Interesse (und auch seiner Verantwortung) an der Erhaltung der Arbeitskraft des Arbeit-
nehmers begründen. Dazu weist Leisner nachdrücklich darauf hin, dass ein Beschäfti-
gungsverhältnisbezug nicht verlangt, dass das Arbeitsverlustrisiko aus der Arbeit selbst 
                                                 
316 Ein Pflegekompromiss ist durch die Aufhebung eines Feiertages (§ 58 Abs. 2, 3 SGB XI) zur Kompensa-
tion der Arbeitgeberbeiträge geschlossen worden, um den Arbeitgeber zu entlasten. Zu der verfassungs-
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306; Einem, SGb 1991, S. 54; ablehnend Wilde, in: Hauck/Noftz, SGB XI, § l Rn. 19; Krasney, VSSR 
1994, S. 266 f. 
321 So sah es Maschmann, SGb 1991, S. 306; Friauf, DB 1991, S. 1779; Einem, SGb 1991, S. 54 f. 
322 Z. B. bei Schwangerschaftsbeschwerden, dem nicht dem Ausgleich dienende Spitzenleistungen im Sport, 
bei den rein privaten handwerklichen Verrichtungen im eigenen Haus oder Verkehrsunfällen im Rahmen 
der Freizeitgestaltung; Krasney, BKK 1992, S. 549; ders., VSSR 1994, S. 267; Wilde, in: Hauck/Noftz, 
SGB XI, § l Rn. 19. 
323 Krasney, BKK 1992, S. 549; ders., VSSR 1994, S. 267. 
324 Leisner, Belastungsgrenze, S. 95 ff. 
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kommen muss325. Es genügt dann, dass ein Vorkommnis den Verlust der Arbeitsfähigkeit 
bewirkt, das auch im privaten Bereich liegen kann, z. B. Schwangerschaft326. Der sozialversi-
cherungsrechtliche Mutterschutz rechtfertigt sich dann grundsätzlich daraus, dass die Ar-
beitnehmerin, die ihrer Tätigkeit nicht nachgehen kann, jedenfalls nicht dazu gezwungen 
werden soll327. Zwar bewirkt der Pflegefall den Verlust der Arbeitskraft. Der oben erwähn-
te Beschäftigungsverhältnisbezug wird nach Leisner aber nur unterbrochen durch Umstän-
de, die sich der Versicherte selbst zuzuschreiben hat328 – was beim Pflegeproblem nicht der 
Fall ist. 
Die Pflegebedürftigkeit, die zahlenmäßig wohl überwiegend erst längere Zeit nach Be-
endigung der Beschäftigung eintritt, kann auf Krankheit oder Unfälle während der Be-
schäftigung zurückzuführen sein329. Dazu zeigt die Statistik, dass die Pflegebedürftigkeit 
nicht nur eine Frage des Alters ist, sondern tatsächlich in einer nicht unerheblichen Zahl 
von Fällen während eines Beschäftigungsverhältnisses eintritt330. Festzuhalten ist jedenfalls, 
dass das Pflegerisiko doch ein Lebensrisiko mit zumindest teilweisem Bezug zum Beschäf-
tigungsverhältnis ist331. In diesem Sinne ist Pflegebedürftigkeit nicht von vornherein aus 
dem Verantwortungsbereich des Arbeitgebers zum Schutz des abgesicherten Berufslebens 
ausgeschlossen. Ein von der Fürsorgepflicht ausgehender sachgerechter Grund für die Be-
lastung mit dem Arbeitgeberbeitrag für die Pflegeversicherung ist somit ersichtlich. 
bb) Arbeitgeberbeitrag zur Familienversicherung 
Alle Leistungen der Kranken- und Pflegeversicherung werden in der Regel auch von 
den Ehegatten und Kindern des Arbeitnehmers beansprucht (§ 10 SGB V, § 25 SGB XI). 
Bei dieser Familienversicherung werden dem Arbeitgeber auch die Kosten des Versiche-
rungsschutzes für die genannten Familienangehörigen anteilig aufgebürdet. Durch § 243 
Abs. 2 Satz 2 SGB V wird der Familienlastenausgleich bei der Beitragsbemessung abgesi-
chert. Danach sind Beitragsabstufungen nach dem Familienstand oder der Zahl der Ange-
hörigen, für die eine Versicherung nach § 10 SGB V besteht, unzulässig332. 
                                                 
325 Leisner, Belastungsgrenze, S. 95, 99. 
326 Leisner, Belastungsgrenze, S. 95. 
327 Leisner, Belastungsgrenze, S. 96. 
328 Leisner, Belastungsgrenze, S. 96. 
329 Wannagat, FS-Thieme, S. 813. 
330 Im Jahr 1998 sind von insgesamt 1,6 Millionen Pflegebedürftigen in Deutschland ca. 300,000 (18,75%) 
jünger als 40 Jahre, ca. 100,000 Pflegebedürftige (6,25%) sind zwischen 40 und 60 Jahre alt, BMAS, Sozi-
alrecht, § 11 Rn. 3. Im Jahr 2003 sind von insgesamt 2067,935 Pflegebedürftige 64,715 (0,3%) die Ju-
gendlichen bis zu 15 Jahren, 236,545 Pflegedürftige (11%) zwischen 15 bis 60 Jahre alt, Statistisches 
Bundesamt, Bericht: Pflegestatistik 2003, S. 10, Tabelle 1.2. 
331 So auch Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 89. 
332 Sodan, NZS 2003, S. 395; Peters, in: Niesel, KassKomm, Bd. 1, § 3 SGB V, Rn. 7. 
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Wie oben festgestellt, ist die Beitragsleistung des Arbeitgebers insoweit gerechtfertigt, 
wie es um einen Versicherungsschutz hinsichtlich von Risiken, die mit dem Beschäfti-
gungsverhältnis zusammenhängen, geht. Um einen solchen Anknüpfungspunkt für den Ar-
beitgeberbeitrag zur Familienversicherung zu finden, kommt zuerst der Grund für die Ein-
beziehung der Familienangehörigen in die Sozialversicherung in Betracht. Die 
Familienversicherung rechtfertigt sich nach dem Bundessozialgericht daraus, dass der Ar-
beitnehmer sonst aufgrund seiner Unterhaltspflicht die entsprechenden Belastungen selbst 
tragen müsste333. Allerdings ist die zivilrechtliche Unterhaltspflicht keine gesetzliche Tat-
bestandvoraussetzung für den Sozialversicherungsanspruch des Familienangehörigen334. Es 
wäre zwar denkbar, dass das Lebensrisiko der Kinder des Arbeitnehmers zum Risiko des 
Arbeitgebers zählen würde, weil es im Extremfall zur Arbeitsunfähigkeit des Arbeitneh-
mers führen könnte. Nur ist dies aber zweifelhaft, da die Kinder keinen eindeutigen Bezug 
zum Beschäftigungsverhältnis der Eltern aufweisen 335 . Dass der Arbeitnehmer für die 
Krankheit und das Pflegerisiko der Kinder aufkommen muss, beruht vielmehr auf einer 
Belastung aus persönlicher Lebensführung336. In diesem Fall tritt die Arbeitgeberbeitrags-
pflicht zum Versicherungsschutz zurück, soweit das Risiko keinen Bezug zum Beschäfti-
gungsverhältnis hat, sondern eindeutig dem Arbeitnehmer zuzurechnen ist337. 
Für eine zulässige gesetzgeberische Pauschalisierung bezüglich der zusätzlichen Ar-
beitgeberbelastung infolge der Familienversicherung könnte angeführt werden, dass sich 
sonst Wettbewerbsnachteile der Arbeitnehmer mit Kindern gegenüber den Arbeitnehmern 
ohne Kinder am Arbeitsmarkt nicht vermeiden ließen338. Doch ist das Argument der Wett-
bewerbsverzerrung für eine Ungleichbehandlung des Arbeitgebers gegenüber den allge-
meinen Steuerzahlern bei der Finanzierung der Familienversicherung nicht überzeugend. 
Denn die Allgemeinheit hat „ein demografisches Interesse“ an Kindern und hat den Staat 
mit staatlicher Familienförderung nach Art. 6 Abs. 1 GG beauftragt339. Diese Versiche-
rungsaufgabe gehört folglich eher zur staatlichen Familienförderung nach Art. 6 Abs. 1 GG 
als zur Fürsorgepflicht des Arbeitgebers. In diesem Sinne wäre es sachwidrig, den Arbeit-
geber für die Finanzierung der Familienversicherung heranzuziehen. 
                                                 
333 BSGE 48, 266 (267). 
334 Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 680. 
335 Leisner, Belastungsgrenze, S. 96. 
336 Leisner, Belastungsgrenze, S. 96. 
337 Leisner, Belastungsgrenze, S. 99. 
338 Bieback, VSSR 2003, S. 34 m. w. N. 
339 Familienlastenausgleich als keine Aufgabe der Sozialversicherung, vgl. Hase, VSSR 1996, S. 92, 101. Als 
schwerwiegende Fehlentwicklung der Sozialversicherung bezeichnet dies Leisner, Belastungsgrenze, S. 
96 ff., 118. Den Vorschlag einer Steuerfinanzierung hält Schmähl, DRV 1993, S. 370 für angemessen. 
 
95 
d)  Die Ungleichbehandlung des Vermarkters bei der Künstlersozialabgabe 
Die Ungleichbehandlung des Vermarkters bei der Künstlersozialabgabe war nach ihrer 
Einführung zunächst insbesondere gleichheitsrechtlich umstritten, denn ihre Bemessung 
weicht von der des Sozialversicherungsbeitrags ab340. Die Besonderheit der Künstlersozial-
gabe liegt darin, dass sie als pauschalierte Umlage konzipiert ist und nur rechnerischen Be-
zug zu den einzelnen Versicherten besitzt. Problematisch ist außerdem, dass ein Vermark-
ter mit dieser Abgabe belastet wird, auch wenn die von ihm vermarkteten Künstler und 
Publizisten nicht versichert sind. 
aa) Von der Leistungsfähigkeit des Versicherten abweichende Beitragsbemessung 
Geht man von der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Versicherten als Anknüp-
fungspunkt der Beitragsbemessung aus, entspricht die Künstlersozialversicherung nicht 
dem herkömmlichen Bild der Sozialversicherung. Die Bemessungsgrundlage in der Künst-
lersozialabgabe richtet sich nicht nach dem Arbeitseinkommen des Versicherten, sondern 
nach dem Jahresbetrag des Vermarkters. Der Jahresbetrag bezieht sich auf das Entgelt, das 
der Vermarkter für selbstständig erbrachte künstlerische oder publizistische Werke und 
Leistungen zahlt. Dabei existiert für die Beitragshöhe des Vermarkters keine Obergrenze, 
die mit der Beitragsbemessungsgrenze vergleichbar wäre341. Die Bemessungsgrundlage in 
der Künstlersozialversicherung erscheint zudem fragwürdig, weil sie ausschließlich in ei-
nem inneren Zusammenhang mit dem wirtschaftlichen Umfang oder Erfolg der Vermark-
tertätigkeit, nämlich Umsatz oder Gewinn eines Unternehmens, steht342. Daher wurde der 
Beitrag des Vermarkters als „Kulturmarktbeitrag“ bezeichnet, der auf die Teilüberwälzung 
von Beitragslasten auf einem spezifischen Markt zielt343. 
Außerdem differenzierten die Beitragssätze der Künstlersozialabgabe bis zum Jahre 
1999 nach den Sparten Wort, bildende Kunst, Musik und darstellende Kunst (§ 26 Abs. 1 
KSVG a. F.). Diese Abgrenzung führte dazu, dass die Gesamtbelastung innerhalb einer 
Sparte durch den Bedarf der dort jeweils tätigen Versicherten bestimmt wurde. Es ergab 
sich, dass bei einem gleichen Risiko von Krankheit, Pflegebedürftigkeit und Alter die bil-
denden Künstler im Jahre 1998 einen Beitragssatz von 6,2% zu zahlen hatten, hingegen 
Musiker nur einen Beitragssatz in Höhe von l,6%. Eine berufliche Abgrenzung hinsichtlich 
der Beitragslast in einer Pflichtversicherung ist nicht sozialversicherungstypisch. Doch gibt 
                                                 
340 Henseler, Sonderabgaben, S. 152; Einem, DVBl 1988, S. 15. 
341 Einem, DVBl 1988, S. 15. 
342 Für eine Vereinbarkeit mit dem Gleichheitssatz vgl. BVerfGE 75, 108 (157); Eichenhofer, SGb 1992, S. 
387; dagegen Osterloh, NJW 1982, S. 1625; Einem, DVBl 1988, S. 16. 
343 Osterloh, NJW 1982, S. 1621; Wank, S. 355. 
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es auch andere Lastenverteilungen, die vom sozialversicherungsrechtlichen Regelfall ab-
weichen. So ist eine symmetrische Teilung der Beitragslast des Arbeitgebers verfassungs-
rechtlich nicht vorgegeben344. Beispielsweise trägt der Arbeitgeber in der Knappschaftsren-
tenversicherung den vollen Beitrag, während ansonsten Arbeitgeber und Arbeitnehmer den 
Beitrag zur Rentenversicherung zu gleichen Teilen erbringen. Für die sozialversiche-
rungsatypische Beitragsbemessung nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz ist folg-
lich ein sachlicher Grund erforderlich. In dieser Hinsicht konnte sich der Gesetzgeber nach 
dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahre 1987 im Anfangsstadium der 
Künstlersozialversicherung noch mit gröberen Typisierungen und Generalisierungen be-
gnügen345. 
bb) Zahlungspflicht des Vermarkters für nichtversicherte Künstler und Publizisten? 
Den Arbeitgeberbeitrag kennzeichnet eine „Deckungskongruenz“, d. h. eine enge Be-
ziehung zwischen der Belastung mit der Abgabe und der Versicherungspflicht des Arbeit-
nehmers346. Insoweit wird der Arbeitgeber nur mit Beiträgen für Arbeitnehmer belastet, die 
auch den Schutz der Sozialversicherung erhalten. Dieser Zusammenhang ist bei der Künst-
lersozialabgabe nicht gegeben. Hier kommt es für die Beitragspflicht des Vermarkters 
nicht darauf an, ob der einzelne Künstler oder Publizist nach dem Künstlersozialversiche-
rungsgesetz versicherungspflichtig ist347. 
Es gibt im Sozialversicherungsrecht allerdings auch sonst einige Fälle von Deckungs-
inkongruenz. Nach § 172 SGB VI schuldet beispielsweise der Arbeitgeber die Beiträge 
auch für die Beschäftigung von Rentnern, obgleich diese persönlich nicht versicherungs-
pflichtig sind. Es handelt sich dabei allerdings um eine Ausnahmegruppe innerhalb des So-
lidarverbandes der Arbeitnehmer. 
Fragwürdig ist deshalb die Regelung des § 25 Abs. l Satz 2 KSVG, nach der für die 
Bemessungsgrundlage auch die Entgelte maßgeblich sind, die nicht versicherungspflichti-
gen Künstlern und Publizisten gezahlten werden. Dies ist der Fall, wenn Künstler und Pub-
lizisten aus ihrer Tätigkeit ein unter der Geringfügigkeitsgrenze (§ 8 SGB IV, § 3 KSVG) 
liegendes Einkommen beziehen oder wegen vorrangiger anderweitiger sozialer Sicherun-
gen, z. B. als Beamter, Arbeitnehmer, Handwerker, Landwirt, Studierender, oder mangels 
Sicherungsbedürfnisses, etwa als Bezieher einer Altersrente (§ 4 Nr. 5 f. KSVG), von der 
                                                 
344 Hase, SF 1987, S. 140, vgl. oben 3. Kapitel II. 2. a) dd). 
345 BVerfGE 75, 108 (162) unter Hinweis auf BVerfGE 70, 1 (34). Vgl. dazu Henseler, Sonderabgaben, S. 
152; Einem, DVBl 1988, S. 15. 
346 Wank, S. 355; Osterloh, NJW 1982, S. 1617. 
347 Vgl. Arndt/Kraft, DAngVers 1988, S. 49. 
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Versicherungspflicht freigestellt sind348. Es kann am Beispiel der Belastung der Schulbuch-
verleger verdeutlicht werden. Die Sparte „Wort“ erfasst auch die Schulbuchverleger, deren 
Autoren nur zu 1% zum Kreis der pflichtversicherten Künstler gehören349. Im Vergleich zu 
den übrigen „Wort-Vermarktern“ trägt der Schulbuchverleger jedoch den gleichen Beitrag. 
Und in der Musik wurden 40% der Künstlerhonorare an ausländische, nicht vom Künstler-
sozialversicherungsgesetz erfasste Künstler gezahlt350.  
Um die Möglichkeit zu vermeiden, dass der Vermarkter sich „Netto-Arbeit“ zunutze 
macht, für die keinerlei Sozialabgaben in der Künstlersozialversicherung anfällt, traf der 
Gesetzgeber die erwähnte Regelung. Entsprechend liegt der Anhaltspunkt des Bundesver-
fassungsgerichts im oben erwähnten Beschluss darin, dass die Bemessungsgrundlage ihren 
sachlichen Grund in der Verhinderung von Wettbewerbsverzerrungen findet351. Hätte der 
Gesetzgeber nur die an versicherte Künstler und Publizisten gezahlten Entgelte mit der 
Abgabe belastet, wäre es zu einer doppelten Marktverzerrung gekommen; zum einen hät-
ten Vermarkter, die mit nicht versicherungspflichtigen Künstlern und Publizisten kontra-
hieren, Wettbewerbsvorteile gehabt, zum anderen hätten versicherungspflichtige Künstler 
und Publizisten Wettbewerbsnachteile gegenüber solchen gehabt, die der Versicherungs-
pflicht nicht unterliegen 352 . Solche ungerechtfertigten Vorteile und gleichheitswidrigen 
Nachteile sollen durch § 25 Abs. l Satz 2 KSVG verhindert werden, was nach dem Be-
schluss des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahre 1987 nicht zu beanstanden ist. 
Das Bemessungsdefizit der Künstlersozialabgabe wird allerdings in zweierlei Hinsicht 
abgemildert. Zum einen ist die Zahl der in der Künstlersozialkasse versicherten selbststän-
digen Künstler und Publizisten in der Vergangenheit stetig gestiegen. In der Zeit von 1991, 
als lediglich 47 713 Künstler und Publizisten in der Künstlersozialkasse versichert waren, 
bis zum Jahre 2004 hat sich der Versichertenbestand auf insgesamt 140 790 gesteigert, und 
damit rund verdreifacht353. Zum anderen wurde der nach Berufen differenzierende Bei-
tragssatz aufgehoben; seit dem Jahre 2000 gilt wieder ein einheitlicher, berufsunabhängi-
ger Beitragssatz. 
                                                 
348 Eichenhofer, SGb 1992, S. 386. 
349 Nach Angabe für das Jahr 1979 von Wank, S. 460; vgl. auch Osterloh, NJW 1982, S. 1624; Isensee, 
Nichtsteuerliche Abgaben, S. 460. 
350 Wank, S. 353. 
351 Bezüglich der Umlage auf alle von professionellen Vermarktern gezahlte Entgelte, BVerfGE 75, 108 
(156 f.). Zur der Frage, ob diese Wettbewerbsverzerrungseffekte mit der Verfassung vereinbar sind, vgl. 
Hase, SF 1987, S. 142; Eichenhofer, SGb 1992, S. 386; F. Kirchhof, DRV 1989, S. 35; Henseler, Sonder-
abgaben, S. 152 f.; Klein/Rudolf, BB 1987, S. 2102; Arndt/Kraft, DAngVers 1988, S. 54; Wank, S. 355. 
352 Hase, SF 1987, S. 141. 
353 Hennig, NZS 2005, S. 296. 
 
98 
e)  Kindererziehungsleistungen als generative Beiträge in der Pflegeversicherung 
Dass die Grundrechte neben der Abwehrfunktion auch eine positive Funktion haben, 
zeigt sich speziell in der Anerkennung der beitragsfreien Kindererziehungsleistungen in 
der Sozialversicherung. Dabei stellen die Kindererziehenden nach der Rechtsprechung eine 
besondere schützenswerte Gruppe dar. Ein verfassungsrechtliches Schutzgebot für die Bei-
tragsbefreiung für Kindererziehende in der Rentenversicherung wird nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgericht vom 7. Juli 1992354 insbesondere aus Art. 3 Abs. 1 i. V. m. Art. 
6 Abs. 1 GG abgeleitet. Danach wird der Gesetzgeber aufgefordert, im Leistungsrecht der 
Sozialversicherung eine Benachteiligung der Kindererziehenden auszugleichen355. 
Das Element des Kinderlastenausgleichs wurde vom Bundesverfassungsgericht nicht 
nur für gerechtfertigt, sondern für geboten und als noch nicht hinreichend gewährleistet 
angesehen356. Einen Schritt weiter ging das Bundesverfassungsgericht mit seinem Urteil 
vom 3. April 2001, in welchem es die Berücksichtigung der Erziehungsleistung bei der 
Beitragsbemessung forderte357. Es befand, dass die gleiche Belastung aller Mitglieder der 
sozialen Pflegeversicherung, egal ob sie Kinder betreuen und erziehen oder nicht, nicht 
mehr durch gesetzgeberische Typisierung gerechtfertigt werden konnte358. Die gleiche Hö-
he des Pflegeversicherungsbeitrags für Mitglieder mit und ohne Kinder in der Pflegeversi-
cherung ist danach verfassungswidrig359. Entsprechend erhielt der § 55 Abs. 3 SGB XI eine 
neue Fassung, wonach eine zusätzliche Belastung mit einem Beitragszuschlag von 0,25% 
für Nichterziehende eingeführt wurde360. 
aa) Wandel der Bedeutung der Kindererziehung von einer sozialen Ausgleichsregelung zu 
einem konstitutiven Beitrag 
Hinsichtlich des staatlichen Schutzgebotes für die Kindererziehung wird hier ein Wan-
del deutlich: von einer Beitragsbefreiung zu einer Beitragsbelastung für Nichterziehende. 
Aus Art. 3 Abs. 1 i. V. m. Art. 6 Abs. 1 GG, der eine staatliche Förderpflicht enthält, wer-
den Kindererziehende nach der Rechtsprechung nicht nur von der rentenrechtlichen Bei-
tragspflicht befreit, sondern ebenso berechtigt, die Berücksichtigung ihres zusätzlich er-
                                                 
354 BVerfGE 87, 1 (37); vgl. dazu Ebsen, SozVers1993, S. 144 ff.; Becker, S. 303. Zu Gegenthesen, vgl. Bor-
chert, FuR 1992, S. 227 ff. 
355 Siehe unten 4. Kapitel II. 3. a) aa). 
356 Vgl. Ebsen, in: Schulin, HS-RV, § 5 Rn. 1 f., 20. 
357 BVerfGE 103, 242 ff.; vgl. dazu Fuchs, in: Schulin, HS-PflV § 14 Rn. 44; Papier, in: Maydell/Ruland, 
SRH, A. 3 Rn. 100; Lenze, NJW 2003, S. 1429. 
358 BVerfGE 103, 242 (263 ff.); vgl. dazu Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 100. 
359 BVerfGE 103, 242 (270). 
360 Durch das Gesetzes zur Berücksichtigung von Kindererziehung im Beitragsrecht der sozialen Pflegeversi-
cherung vom 3.12.2004, BGBl. I S. 3448, in Kraft getreten am 1.1.2005. 
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brachten generativen Beitrags bei der Beitragsbemessung zu fordern. Eine im Urteil aus 
dem Jahre 2001 geforderte Gerechtigkeit zwischen Eltern und Kinderlosen derselben Ge-
neration durch Anerkennung der generativen Beiträge in der Pflegeversicherung361 führt zu 
einer Neuinterpretation des sozialversicherungsrechtlichen Beitragsrechts: Die Erziehung 
von Kindern würde als konstitutiver Beitrag für die Pflegeversicherung bewertet werden. 
Dies widerspricht aber dem Urteil aus Jahre 1992. 
Zur Bedeutung der Beitragsfinanzierung in der Sozialversicherung hat das Bundesver-
fassungsgericht im ersten Urteil aus dem Jahre 1992 klargestellt, dass angesichts des in der 
Rentenversicherung geübten Umlageverfahrens Kindererziehung und Beitragszahlung 
nicht gleichartig seien362. Der Beitrag zur Aufrechterhaltung der Rentenversicherung in 
Form der Kindererziehung könne im Unterschied zu den monetären Beiträgen der Er-
werbstätigen nicht sogleich wieder in Form von Rentenzahlungen an die ältere Generation 
ausgeschüttet werden363. Die unterschiedliche Funktion der beiden Leistungen für das Ren-
tensystem rechtfertige auch ihre Ungleichbehandlung bei der Begründung von Rentenan-
wartschaften364. Dem Gesetzgeber stehe es grundsätzlich frei, zu entscheiden, wie er die 
Benachteiligung der Familie beseitigen will365. Dabei müsse er hinreichend berücksichtigen, 
dass der in der Kindererziehung liegende Wert für die Allgemeinheit und für die Renten-
versicherung nicht davon abhängt, ob der erziehende Elternteil auf eine entsprechende Be-
wertung seiner Kindererziehungszeit angewiesen ist oder ob bei ihm mangels Beitragszah-
lung ein Sicherungsdefizit besteht366. 
bb) Erforderlichkeit richterlicher Eingriffe in die Beitragsgestaltung des Gesetzgebers 
Es zeigt sich im Urteil aus dem Jahre 2001 über die Berücksichtigung des generativen 
Beitrages, dass das Gericht dem drohenden Vorwurf, es betreibe eine eigentlich dem Ge-
setzgeber obliegende Familienpolitik, vorbeugen will367. So wurde der Gesetzgeber auf-
grund der staatlichen Schutzpflicht für die Familie aufgefordert, spätestens bis zum 31. 
Dezember 2004 eine verfassungsgemäße Neuregelung zu treffen. Nachgekommen ist er 
dem mit dem oben erwähnten § 55 Abs. 3 SGB XI. Infolge der richterlichen Eingriffe wird 
die grundsätzlich dem Gesetzgeber zustehende Gestaltungsfreiheit, die Beitragsbemessung 
durch Berücksichtigung der Kindererziehungsleistung auszugleichen, erheblich be-
                                                 
361 So dafür Lenze, NJW 2003, S. 1429. 
362 BVerfGE 87, 1 (39 f.). 
363 BVerfGE 87, 1 (39 f.). 
364 BVerfGE 87, 1 (39 f.). 
365 BVerfGE 87, 1 (39 f.). 
366 BVerfGE 94, 241 ff. 
367 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 115. 
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schränkt368. Mit einer weitgehenden staatlichen Schutzpflicht im Sozialleistungsrecht ent-
stünde freilich ein Generalvorbehalt für das gegenwärtige Sozialrecht, der im Konflikt mit 
dem Demokratieprinzip und anderen Schutzaufträgen stehen würde369. In dieser Hinsicht 
kann es verfassungsrechtliche Schutzpflichten nur beschränkt geben370. 
Die von der Verfassungsgerichtsbarkeit geforderte Pflicht des Gesetzgebers zur 
Gleichbehandlung der Kinderziehenden zeigt sich durch die bereits thematisierte Einfüh-
rung des Beitragszuschlags für Nichterziehende nach § 55 Abs. 3 SGB XI in der sozialen 
Pflegeversicherung371. Diese Regelung stellt eher eine zusätzliche Belastung für die Nicht-
erziehenden als eine Kompensationsregelung für die Benachteiligung der Kindererziehen-
den dar. Jedoch gebietet die Verfassung nicht, aufgrund der staatlichen Schutzpflicht für 
die Ehe andere Lebensformen zu benachteiligen372 . Ein einklagbarer individueller An-
spruch auf Beitragsbegünstigung und ein darauf begründeter richterlicher Eingriff in die 
Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers wäre erforderlich, wenn ein verfassungsrechtliches 
Gebot an den Staat zur Schaffung der Familiengleichberechtigung ganz offensichtlich ver-
letzt wird373. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, dass nach Art. 6 Abs. 1 GG der 
Staat nicht verpflichtet ist, die Benachteiligung der Familie durch konkrete Maßnahmen 
auszugleichen, wenn von einem erwerbstätigen Elternteil Beiträge für eine Sozialversiche-
rung erhoben werden, die zu einem erheblichen Teil das finanzielle Risiko der Pflegebe-
dürftigkeit für ihn, seine Kinder sowie seinen nicht erwerbstätigen Ehegatten abdecken und 
diese Angehörigen zudem noch weithin beitragsfrei zu stellen (vgl. § 25 SGB XI a. F.)374. 
Beim Zusammenspiel solcher unterschiedlichen dogmatischen Ansatzpunkte – einer-
seits Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers und anderseits Gleichbehandlungsgebot – be-
steht eine gewisse Inkonsistenz375. Sie wird im Urteil aus Jahre 1992 augenfällig. Anhand 
von Art. 3 Abs. 1 i. V. m. Art. 6 Abs. 1 GG führt das Gericht aus: „Die festgestellten Nach-
teile haben ihre Wurzel nicht allein im Rentenrecht und brauchen folglich auch nicht nur 
dort behoben zu werden“376. Der Umstand, dass aufgrund der gegenwärtigen Rechtslage 
Transferleistungen von Familien mit mehreren Kindern an die Familien mit einem Kind 
und die Kinderlosen stattfinden, betrifft danach nicht nur das Rentenrecht, sondern darüber 
                                                 
368 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 111. 
369 Bieback, KJ 1998, S. 173 m. w. N. 
370 Bieback, KJ 1998, S. 173 m. w. N. 
371 Vgl. oben 3. Kapitel III. 1. e). 
372 BVerfGE 105, 313 (348); Wieland, VSSR 2003, S. 268. 
373 Gitter/Nunius, in: Schulin, HS-UV, § 4 Rn. 23. 
374 Vgl. BVerfGE 23, 258 (264); 82, 60 (81); 87, 1 (35); 97, 332 (349); 103, 242 (259). 
375 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 115. 
376 BVerfGE 87, 1 (38). 
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hinaus den Familienlastenausgleich im Allgemeinen377. In diesem Sinne würden die Nach-
teile, die sich nicht aus dem Rentenrecht ergeben, bei einer Überprüfung desselben anhand 
Art. 3 GG überhaupt nicht relevant werden378.  
Abgedeckt wird in der Pflegeversicherung das Risiko der Pflegebedürftigkeit, welches 
zwar oft auf dem Alter beruht, aber auch im ganzen Lebenslauf eintreten und alle Versi-
cherten mit Kindern und ohne Kinder gleichermaßen betreffen kann. Zur Finanzierung der 
Pflegeversicherung tragen die Versicherten, sowohl als aktive Generation als auch später 
als ein höheres Pflegerisiko tragende Rentner bei. Rentner tragen die Beiträge nach § 59 
SGB XI seit dem 1. April 2004 sogar in voller Höhe. Bedenkenswert ist dabei, ob die vom 
Generationenvertrag ausgehende verfassungsrechtliche Forderung bei der Pflegeversiche-
rung überhaupt anwendbar ist379, da der Leistungsanspruch in der Pflegeversicherung an-
ders als eine zukünftige Rentenanwartschaft auf Sachleistung ausgestaltet wird. Dieser ren-
tenrechtliche Nachteil durch die Kindererziehung kann deshalb nicht unmittelbar durch 
höhere Beiträge der Kinderlosen ausgeglichen werden. Die Erforderlichkeit von Eingriffen 
der Verfassungsgerichtsbarkeit ist somit nicht ersichtlich.  
cc) Staatliche Familienförderung durch Rückgriff auf Beitragsmittel? 
Hinsichtlich des verfassungsgerichtlichen Gleichbehandlungsgebots steht die niedrige 
Geburtenrate eher im Hintergrund. Dazu deutete das Bundesverfassungsgericht an: „Der 
Gesetzgeber konnte zu diesem Zeitpunkt nicht mehr davon ausgehen, dass die beitrags-
pflichtig Versicherten in ihrer ganz überwiegenden Mehrheit neben den Beitragsleistungen 
durch das Aufziehen von Kindern zur nachhaltigen Stabilisierung und Finanzierung der 
Leistungen der sozialen Pflegeversicherung beitragen werden“380. Bei der Regelung des 
Beitragszuschlags für Kinderlose nach § 55 Abs. 3 SGB XI muss bezweifelt werden, dass 
der staatliche Förderungsauftrag mittels der sozialen Ausgleichsregelungen durch Rück-
griff auf Beitragsmittel der Sozialversicherung erfüllt werden darf381. Die Sozialversiche-
rung gehört jedenfalls nicht zu den Institutionen, die Funktionen der Familienförderung aus 
Art. 6 Abs. 1 GG übernehmen können382. Sonst würde die eigentliche „Förderung“ des 
Staats im Wesentlichen den Beitragszahlern überlassen bleiben, wobei aber jedoch die 
Verwendung der Mittel der Sozialversicherung aufgrund ihrer spezifischen Aufgabenstel-
                                                 
377 BVerfGE 87, 1 (38). 
378 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 116. 
379 Vgl. das Zitat Prof. Raffelhüschen, Bernd in der F.A.Z. vom 5.8.2003 Nr. 179: „Ein Generationenvertrag 
war die Pflegeversicherung schon deshalb nicht, weil es nie auch nur einen lebenden Jahrgang gegeben 
hat“, in: FDP Bundesverband, Synopse zur Pflegeversicherung vom 28.1.2004, S. 2. 
380 BVerfGE 103, 242 ff. 
381 Hase, VSSR 1996, S. 90 ff. 
382 Hase, VSSR 1996, S. 90 ff. 
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lung auf Zwecke der Risikovorsorge für die Versicherten festgelegt ist383. 
Wenn die Kindererziehung nicht von vornherein einem Finanzierungssystem zugeord-
net werden kann, kann der Ansatz der Belohnung für Kindererziehende bei den Sozialver-
sicherungsleistungen mittels des Umlageverfahrens ökonomisch und sozialpolitisch zwar 
angenommen, aber juristisch kritisiert werden384. Die durch die Verfassungsgerichtsbarkeit 
entwickelte Forderung nach Gleichberechtigung der Erziehenden bei der Beitragsbemes-
sung bewirkt eine steuerrechtsähnliche Lenkungsfunktion, nämlich durch die kinderbezo-
genen Beitragsbemessungsunterschiede die Mitglieder zur mehr Geburten anzureizen. Sol-
che Funktionen der Beitragsfinanzierung bzw. -begünstigungen für Eltern sind allerdings 
in der Tradition der Sozialversicherung nicht üblich385. Vielmehr besteht hier die Gefahr, 
dass die Verfassungsgerichtsbarkeit eine Aufgabe des Gesetzgebers im Hinblick auf dessen 
vorrangigen Gestaltungsauftrag übernimmt. Denn die Entscheidung, welche Maßstäbe dem 
Gesetz zugrunde zu legen bzw. welche sonstigen Leistungen der Beitragsleistung gleichzu-
stellen sind oder „Nichtleistungen“ ausgeglichen werden, ist grundsätzlich dem Gesetzge-
ber als dem „Erstinterpreten“ der Verfassung zugewiesen386. 
Wegen der Fragwürdigkeit des Gleichheitsgebotes im Beitragsrecht der Pflegeversiche-
rung nach dem Urteil des Bundesverfassungsgericht aus dem Jahre 2001 ist eine Übertra-
gung in den Bereich der Kranken- und Rentenversicherung problematisch. Auf keinen Fall 
ist sie aber erforderlich387, insbesondere angesichts der Tatsache, dass dort schon ein effek-
tiver Familienlastenausgleich stattfindet. 
f)  Zwischenergebnis 
Nach Art. 3 Abs. 1 GG ist der Gesetzgeber an einer ungleichen Beitragsbelastung ge-
hindert, ohne dass dafür ein sachlicher Grund besteht. Da die Sozialversicherung die all-
gemeine Handlungsfreiheit durch das Prinzip der Zwangsmitgliedschaft einschränkt, ist der 
Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers in Bezug auf den allgemeinen Gleichheitssatz bei 
der Erhebung von Beiträgen sowie der Kürzung von Leistungen zur Sozialversicherung re-
lativ eng. 
Einen Anhaltspunkt für die Sachgerechtigkeit der Beitragsbemessung stellt grundsätz-
lich die Schutzbedürftigkeit und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Versicherten dar. 
Die Schutzbedürftigkeit ist nach der Einschätzung des Gesetzgebers bei den freiwillig Ver-
                                                 
383 Hase, VSSR 1996, S. 92. 
384 Lenze, NJW 2003, S. 1430 m. w. N. 
385 Eichenhofer, NJW 2002, S. 12. 
386 Papier, NJW 2002, S. 2132; vgl. BVerfGE 101, 158 (236).  
387 Ruland, NJW 2001, S. 1677 f.; Jäger, NZS 2003, S. 228. A. A. Lenze, NJW 2003, S. 1430. 
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sicherten, die über der Jahresarbeitsentgeltgrenze verdienen, nicht gegeben. In diesem Sin-
ne stellt sich die Sozialversicherung als Grund- bzw. Mindestsicherung dar. Zur Feststel-
lung der Bemessungsgrundlage und -grenze ist der Gesetzgeber insbesondere zur Typisie-
rung und Pauschalisierung hinsichtlich dieser Indikatoren ermächtigt. Entsprechend ist die 
von der Leistungsfähigkeit des Versicherten abweichende Beitragsbemessung bei der 
Künstlersozialabgabe mit Blick auf Art. 3 Abs. 1 GG nicht zu beanstanden.  
Einen Rechtfertigungsgrund für die Beitragsunterschiede infolge des Kassenwettbe-
werbs sieht das Bundesverfassungsgericht darin, dass sich der einzelne dieser ungleichen 
Belastung durch einen Kassenwechsel entziehen kann. In diesem Sinne kann ein Verstoß 
gegen den Gleichheitssatz durch eine derartige Ungleichbehandlung der Versicherten in 
der Krankenversicherung nicht festgestellt werden. Entsprechendes gilt auch für die Un-
gleichbehandlung durch den Risikostrukturausgleich nach § 266 SGB V, wonach der Bei-
tragssatz für die Versicherten der wirtschaftlich stärkeren Kassen erhöht wird, damit er bei 
den schwächeren Kassen gemindert werden kann. 
Eine Ungleichbehandlung erfährt in gewisser Weise auch der Arbeitgeber. Die Heran-
ziehung des Arbeitgebers zur Beitragsfinanzierung lässt sich mit der Verantwortung und 
Fürsorgepflicht für die Erhaltung der Arbeitskraft des Arbeitnehmers begründen. Folglich 
ist seine Beitragsleistung insoweit gerechtfertigt, wie es um einen Versicherungsschutz 
hinsichtlich von Risiken, die mit dem Beschäftigungsverhältnis zusammenhängen, geht. 
Der Bezug zum Beschäftigungsverhältnis als Rechtfertigungsgrund verlangt nur, dass ein 
Vorkommnis den Verlust der Arbeitsfähigkeit bewirkt, das sich der Versicherte nicht selbst 
zuzuschreiben hat. Der Arbeitgeberbeitrag zur Pflegeversicherung wird gebilligt, soweit 
das Pflegeproblem zum Verlust der Arbeitskraft führt und kein vom Beschäftigungsver-
hältnis entferntes Lebensrisiko aufweist. Dieser Beschäftigungsverhältnisbezug ist aller-
dings beim Arbeitgeberbeitrag zur Familienversicherung nicht festzustellen; denn das Le-
bensrisiko des Kindes des Arbeitnehmers ist eine Belastung, die der Lebensführung des 
Arbeitnehmers zuzurechnen ist. 
Da die Künstlersozialabgabe Wettbewerbsverzerrungen verhindern soll, ist ihre Bemes-
sung auf die Entgelte, die an nicht versicherungspflichtige Künstler und Publizisten gezahl-
ten werden, gleichheitsrechtlich nicht zu beanstanden. Das Argument Wettbewerbsverzer-
rung kann jedoch nicht für eine Ungleichbehandlung des Arbeitgebers gegenüber den 
allgemeinen Steuerzahlern bei der Finanzierung der Familienversicherung gelten, wenn 
diese Versicherungsaufgabe eher zur staatlichen Familienförderung nach Art. 6 Abs. 1 GG 
gehört als auf der Fürsorgepflicht des Arbeitgebers beruht. 
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Die Kindererziehungsleistung, die von der Rechtsprechung als generativer Beitrag in 
der Pflegeversicherung verstanden wird, stellt eine neue Problematik der Verfassungsdog-
matik in der Beitragsgerechtigkeit zwischen den Kindererziehenden und Nichterziehenden 
dar. Die zusätzliche Beitragsbelastung der betroffenen Versicherten gegenüber den allge-
meinen Steuerzahlern beruht nicht auf der Gewährleistung der Sozialversicherungsleistung, 
sondern auf der Nichterziehung. Dabei ist nicht ausgeschlossen, dass eine staatliche Fami-
lienförderung durch Rückgriff auf Beitragsmittel realisiert wird. 
2.  Freiheitsrechtliche Rechtfertigung der Beitragsbelastung 
Neben Art. 3 Abs. 1 GG ist durch die Auferlegung einer öffentlich-rechtlichen Geld-
leistungspflicht auch der Schutzbereich von Freiheitsrechten betroffen. Anders als der 
Gleichheitssatz, der nur eine für alle Staatsorgane verbindliche Entscheidungsregel gegen 
Ungleichbehandlungen aufstellt, schützen die Freiheitsrechte vor der Belastung eines be-
stimmten Verhaltens388. 
Seit langem ist aber umstritten, welche Freiheitsrechte bei der Beitragsbelastung thema-
tisch einschlägig sind, wobei die Eigentumsgarantie (Art. 14 Abs. 1 GG), bezüglich der 
Unternehmerbelastung insbesondere die Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) und die allge-
meine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) zur Debatte stehen389. 
a)  Eigentumsgarantie (Art. 14 Abs. 1 GG) 
Lange Zeit ging die Rechtsprechung geradezu von einer Bedeutungslosigkeit der Ei-
gentumsgarantie gegenüber der staatlichen Finanzgewalt aus390. Art. 14 Abs. 1 GG schütze 
nicht das Vermögen des Einzelnen gegen Eingriffe durch die Auferlegung öffentlich-
rechtlicher Geldleistungen391. Es sein denn, sie besitzen im Extremfall Erdrosselungswir-
kung, d. h. soweit sie über jedes Maß hinausgehen, den Bürger übermäßig belasten und 
damit seine Vermögensverhältnisse grundlegend beeinträchtigen392 . In den bislang ent-
schiedenen sozialrechtlichen Fällen wurde dies stets verneint393. Dies führte dazu, dass Art. 
14 Abs. 1 GG gegenüber der Belastung mit Beiträgen keine nennenswerte Schutzfunktion 
entfaltet394. Daran gibt es Kritik in der Literatur. Vorgebracht wird, dass der Gewährleis-
                                                 
388 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 73 m. w. N.; vgl. auch Jarass, NZS 1997, S. 549. 
389 Butzer, S. 337 ff. 
390 BVerfGE 75, 108 (154); 81, 108 (122); 91, 207 (202); vgl. Papier, in: Maunz/Durig, GG, Art. 14 Rn. 165. 
391 BVerfGE 93, 121 (137). 
392 BVerfGE 30, 250 (272). 
393 BVerfGE 29, 402 (413); 68, 287 (310); 70, 219 (230); 75, 108 (154); 76, 130 (141); vgl. Maschmann, SGb 
1991, S. 304; Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 47. 
394 Vgl. Maschmann, SGb 1991, S. 304; Einem, SGb 1991, S. 54 Fn. 10; Friauf, DÖV 1980, S. 480; Schmidt-
Bleibtreu/Schäfer, DÖV 1980, S. 489; Ramsauer, NJW 1998, S. 485; Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozi-
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tungsbereich des Art. 14 Abs. 1 GG gerade wegen des Funktionssinns der Eigentumsgaran-
tie den staatlichen Steuereingriff unmittelbar betrifft395. Zur Beurteilung einer Verletzung 
des Art. 14 GG ist es demnach bedeutend, „ob für einen vernünftig wirtschaftenden Eigen-
tümer (Unternehmer) die bestehende Steuerlast unter normalen Verhältnissen eine wirt-
schaftlich noch sinnvolle Rendite zulässt oder nicht“396. 
Eine Wende der Rechtsprechung wurde schließlich mit dem „Einheitswert-
Beschluss“397 des Bundesverfassungsgerichts vollzogen. Das Gericht sah durch die Aufer-
legung der Vermögenssteuer einen Eingriff in die Verfügungsgewalt und Nutzungsbefug-
nis über ein Vermögen gerade in deren Ausprägung als persönliche Entfaltung im vermö-
gensrechtlichen Bereich. Die Abgabenlast müsse folglich aus den Erträgen des 
Wirtschaftsgutes oder der Wirtschaftseinheit getragen werden können, und die Substanz 
des Vermögens, nämlich den Vermögensstamm, unberührt lassen398. Daraus wurde ein 
Halbteilungssatz entwickelt und aufgrund der Privatnützigkeit des Eigentums gefordert, 
dass die steuerliche Gesamtbelastung „in der Nähe einer hälftigen Teilung zwischen priva-
ter und öffentlicher Hand verbleiben muss“399. Nach diesen Beschlüssen des Bundesverfas-
sungsgerichts entfaltet die Eigentumsgarantie gegen die Steuergewalt des Staates eine 
Schutzwirkung. 
Fraglich ist jedoch, ob die Sozialversicherungsbeiträge in die Berechnung der steuerli-
chen Gesamtabgabebelastung einzubeziehen sind400. Der Halbteilungssatz wäre insofern für 
die Belastung des Arbeitgebers von Bedeutung, da eine Vermögenseinbuße auch durch den 
Arbeitgeberbeitrag erfolgt, der ähnlich wie die Steuer eine gegenleistungsfreie Gemeinlast 
darstellt 401 . Die Problematik der Beeinträchtigung der Betriebe wird sich insbesondere 
durch die erhöhte Abgabenbelastung der Arbeitgeber in Zukunft verschärfen, wenn das Er-
gebnis einer Simulationsrechnung eintritt, wonach der Umlagebeitragssatz bis zum Jahr 
2030 auf etwa 50% steigen wird402. Um zu vermeiden, dass der Schutz des Privateigentums 
ausgehöhlt wird, fordert beispielsweise Leisner, dass der Schutzbereich des Art. 14 Abs. l 
                                                                                                                                                    
alrecht, Rn. 47; als „Trojanisches Pferd des Sozialismus“ oder als „offene Flanke“ bezeichnet, Tipke, 
Steuerrechtsordnung, Bd. 1, S. 441; Leisner, Belastungsgrenze, S. 65 f. 
395 Tipke, Steuerrechtsordnung, Bd. 1, S. 441 f.; Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn. 166 m. w. N. 
396 Tipke, Steuerrechtsordnung, Bd. 1, S. 444 f. m. w. N. 
397 BVerfGE 93, 121 ff. zur Vermögenssteuer; 165 ff. zur Erbschafsteuer. 
398 BVerfGE 93, 121 (137). 
399 BVerfGE 93, 121 (138). 
400 Ausführlich und bejahend Butzer, S. 345 f. m. w. N. Dagegen Wernsmann, DRV 2001, S. 82 f. 
401 Vgl. Isensee, Umverteilung, S. 69. Befürwortend vgl. Leisner, Belastungsgrenze, S. 69; Butzer, S. 346 f. 
Der Halbteilungssatz gilt nach Sodan/Gast, NZS 1999, S. 275 auch für den erhöhten Beitragssatz bei den 
„Zahlerkassen“, insbesondere durch den West-Ost Transfer nach dem Risikostrukturausgleich in der 
Krankenversicherung, etwa im Falle der Betriebskrankenkasse-BMW, die für das Jahr 1997 dadurch mehr 
als 50% ihrer Finanzkraft auszahlen musste. 
402 Schmähl, DRV 1993, S. 371 m. w. N. 
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GG die Beitragspflicht des Arbeitgebers erfasst403. Daraus wird abgeleitet, dass der typi-
sche Unternehmergewinn unter dem Gesichtspunkt der Zumutbarkeit des Arbeitgeberbei-
trags nicht mehr als zur Hälfte entzogen werden darf, erforderlichenfalls durch Steuerver-
schonung zu kompensieren ist404. Ob durch die Einbeziehung des Arbeitgeberbeitrags die 
Gesamtabgabebelastung mehr als die Hälfte des Unternehmergewinns entzogen wird, kann 
hier nicht festgestellt werden.  
Hinsichtlich des Halbteilungsgrundsatzes als Grenze der steuerlichen Gesamtbelastung 
des Vermögens405 ist weiterhin zu beachten, dass der Beitrag in der Sozialversicherung we-
sentlich vom Prinzip der Steuer abweicht, da er für spezielle Zwecke erhoben wird406. Geht 
man damit vom individuell zurechenbaren Sondervorteil – Versicherungsschutz – aus, dem 
der Arbeitnehmer- und der Arbeitgeberbeitrag gegenübersteht, könnte die Beitragspflicht 
von vornherein nicht in die steuerliche Gesamtabgabenbelastung einbezogen werden407. 
Wenn die genannte Grenze auch für die fremdnützigen Abgabe gälte, würde sie allerdings 
nur einen Bruchteil der Sozialversicherungsbeiträge ausmachen408.  
Gegen steigende Beitragssätze in der Sozialversicherung kann folglich dem Art. 14 Abs. 
1 GG eine starre, gar ziffernmäßig ausdrückbare Belastungsgrenze schwerlich entnommen 
werden409. Die Beitragspflicht beeinträchtigt dementsprechend nach der herrschenden Mei-
nung nicht Art. 14 Abs. 1 GG, also weder das Eigentum am Vermögen oder an bestimmten 
Vermögensgegenständen noch gar an der eigenen Arbeitskraft bzw. dem eigenen Arbeits-
vermögen410.  
b)  Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. l GG) als Grenze der Unternehmerbelastung 
Der Arbeitgeberbeitrag schmälert den Gewinn des Arbeitgebers. Diese Beitragsbelas-
tung erschwert die Ausübung des Betriebs und könnte die Berufsfreiheit berühren411. Art. 
12 Abs. l GG schützt die Freiheit des Einzelnen, seine berufliche Tätigkeit frei von staatli-
cher Reglementierung durchzuführen. Als Beruf sind alle Tätigkeiten zu fassen, die in i-
deeller wie in materieller Hinsicht der Schaffung und Unterhaltung einer Lebensgrundlage 
dienen bzw. dazu beitragen412. Alle Phasen des beruflichen Tätigwerdens, also der Berufs-
                                                 
403 Leisner, Belastungsgrenze, S. 69. 
404 Leisner, Belastungsgrenze, S. 69. 
405 Vgl. BVerfGE 93, 121 (136). 
406 Siehe oben 3. Kapitel I. 1. 
407 Wernsmann, DRV 2001, S. 82. 
408 Bieback, FS-BSG, S. 130. 
409 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 56. 
410 Bieback, Bürgerversicherung, S. 67 m. w. N. 
411 Vgl. Schmähl, DRV 1993, S. 371; Friauf, DB 1991, S. 1779; Leisner, Belastungsgrenze, S. 62. 
412 BVerfGE 7, 377 (397); 54, 301 (313); Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 12 Rn. 4. 
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wahl wie der eigentlichen Berufsausübung – für Selbstständige wie für Arbeitnehmer – 
werden geschützt413. Die vom Arbeitgeber ausgeübte freie gewerblich Tätigkeit fällt unter 
den verfassungsrechtlichen Berufsbegriff und damit in den Schutzbereich des Art. 12 Abs. 
l GG414. 
Die abgabenrechtlichen Vorschriften sind nach der herkömmlichen Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts nur dann an Art. 12 Abs. l GG zu messen, wenn sie infolge ih-
rer Ausgestaltung in einem engen Zusammenhang mit der Ausübung eines Berufes stehen 
und objektiv eine berufsregelnde Tendenz erkennen lassen415. Die abgabenrechtlichen Vor-
schriften müssen daher entweder gerade auf die Berufsregelung zielen oder, bei berufs-
neutraler Zielsetzung, sich unmittelbar auf die berufliche Tätigkeit auswirken oder in ihren 
mittelbaren Auswirkungen von einigem Gewicht sein416. Bei allgemeinen Steuergesetzen 
soll es prinzipiell an einer unmittelbaren Auswirkung auf die berufliche Tätigkeit fehlen, 
da sie „als Normen mit einem unspezifischen Adressatenkreis ohne unmittelbare Bezie-
hung zu einem Beruf an generelle Merkmale wie Gewinn, Ertrag, Umsatz oder Vermö-
gen“ anknüpfen417 . Entsprechend hat das Bundesverfassungsgericht die Verfassungsbe-
schwerde gegen die Erhöhung der Versicherungspflichtgrenze in der gesetzlichen 
Krankenversicherung durch das Beitragssatzsicherungsgesetz nicht zur Entscheidung an-
genommen418. Denn durch die Anhebung der Versicherungspflichtgrenze seien die privaten 
Krankenversicherer nur faktisch mittelbar betroffen. Arbeitnehmer, die aufgrund der ge-
setzlichen Regelung versicherungspflichtig werden oder bleiben, es aber nach der früheren 
Regelung nicht wären, scheiden als potenzielle Versicherungsnehmer bzw. Kunden aus419. 
Steuergesetze können zwar ausnahmsweise verfassungsrechtlich als Eingriff in die Berufs-
freiheit zu qualifizieren sein. Dies ist vor allem dann der Fall, wenn eine Steuer ihrer ob-
jektiven Gestaltung und Höhe nach den von ihr Betroffenen in aller Regel den gewählten 
Beruf wirtschaftlich unmöglich macht420. Wirkt eine Abgabe „erdrosselnd“, so kann deren 
Finanzfunktion in eine reine Verwaltungsfunktion mit Verbotscharakter umschlagen421. Al-
                                                 
413 Maschmann, SGb 1991, S. 304. 
414 Scholz, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 12 Rn. 7; Maschmann, SGb 1991, S. 304. 
415 Als Ausübungsregelung wurden angenommen: Schankerlaubnissteuer, BVerfGE 13, 181 (185 f.); die Be-
förderungssteuer für den Werkfernverkehr aufgrund des Verkehrsfinanzgesetzes 1955, BVerfGE 16, 147 
(162); Verdoppelung der Schankerlaubnissteuer für Zweigbetriebe, BVerfGE 29, 327 (333 ff.); vgl. Jarass, 
in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 12 Rn. 12; Scholz, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 12 Rn. 415; Tipke, Steuer-
rechtsordnung, Bd. 1, S. 431 f. 
416 Pieroth/Schlink, Staatsrecht II, § 23 Rn. 827. 
417 BVerfGE 47, l (21); Scholz, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 12 Rn. 415. 
418 BVerfG, Nichtannahmebeschlüsse vom 4.2.2004 - 1 BvR 1103/03 und vom 18.2.2004 - 1 BvR 2152/03. 
419 Wollenschläger, NZS 2005, S. 238. 
420 BVerfGE 13, 181 f.; Hofmann, in: Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 12 Rn. 13. 
421 BVerfGE 14, 76 ff.; Hofmann, in: Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 12 Rn. 13. 
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lerdings hat das Bundesverfassungsgericht bisher noch keiner steuerlichen Vorschrift diese 
erdrosselnde Wirkung zuerkannt. 
Geht man von Ziel und Zweck des Arbeitgeberbeitrags aus, der nicht primär eine spezi-
fisch auf die Unternehmertätigkeit abzielende Berufsregelung darstellt, sondern die 
schlichte Aufbringung von Mitteln zur Sozialversicherung bezweckt, entfaltet die Sozial-
abgabe nur höchst mittelbar eine berufsreglementierende Wirkung422. Bei der Sozialversi-
cherung ist es jedenfalls nicht beabsichtigt, dem Arbeitgeber die Ergreifung oder die weite-
re Ausübung seines Berufes unmöglich zu machen423. Auch erreicht der Arbeitgeberbeitrag 
die Grenze der Erdrosselung nicht. Dies zeigt sich deutlich bei der Künstlersozialabgabe 
für Verlage, die nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts wegen ihrer geringen Höhe424 
keine erdrosselnde Wirkung hat. Daher verletzt die Beitragspflicht des Arbeitgebers nach 
der herkömmlichen Rechtsprechung425 nicht seine Berufsfreiheit. 
Darüber hinaus stellt Art. 12 Abs. l GG lediglich eine „theoretische“ Schranke dar, die 
kaum als Grundlage einer wirksamen Belastungsgrenze gegen den ständig steigenden Ar-
beitgeberbeitrag in Betracht kommen kann426. Die Problematik führt zur Grundrechtsdog-
matik zurück, die eine finale Einwirkung auf den vom Berufsfreiheitsrecht geschützten 
Freiheitsbereich zur Voraussetzung der Grundrechtsprüfung gemacht hat427 . In der Tat 
können Vorschriften ohne berufsregelnde Zielrichtung auf Grund ihrer mittelbaren oder 
tatsächlichen Auswirkungen den Schutzbereich beeinträchtigen428. Gegenüber der allge-
meinen Steuer ist das Einkommen aus selbstständiger wie unselbstständiger Arbeit (Lohn) 
unmittelbarer Bestandteil der beruflichen oder gewerblichen Betätigung; demgemäß kann 
auch die Beitragspflicht als berufsrechtlich relevante Abgabenregelung gewertet werden429. 
Im Übrigen stellt die Abführungspflicht des Arbeitgebers eine Verknüpfung zusätzlicher 
Pflichten mit der Ausübung eines Berufs in Form einer „Indienstnahme Privater für Ver-
waltungsaufgaben“ dar430. In die Berufsfreiheit wird dadurch ebenfalls eingegriffen431. Es 
wäre unlogisch, dass die Beitragspflicht, die den Arbeitgeber mehr als seine Abführungs-
pflicht beeinträchtigt, anders als diese nicht den nach Art. 12 Abs. 1 GG gewährleisteten 
                                                 
422 Maschmann, SGb 1991, S. 304 f. 
423 Vgl. Maschmann, SGb 1991, S. 305. 
424 BVerfGE 75, 108 (154). 
425 BVerfGE 14, 76 (101); 42, 374 (384 f.); 47, l (22); 75, 108 (154 f.). 
426 Friauf, DB 1991, S. 1779; Leisner, Belastungsgrenze, S. 36, 62; Ramsauer, NJW 1998, S. 485. 
427 Butzer, S. 350 f. 
428 BVerfGE 13, 181 (185 f.); 61, 291 (308); Hofmann, in: Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 12 Rn. 10;  
Butzer, S. 351. 
429 BVerfGE 47, l (18 ff.); Scholz, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 12 Rn. 415. 
430 Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 12 Rn. 11; Hofmann, in: Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 12 Rn. 10. 
431 BVerfGE 22, 380 (384); 57, 139 (158); 68, 155 (170); Brühler, S. 35; Friauf, DB 1991, S. 1779. 
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Freiraum beschränkt und somit kein Eingriff vorläge. Dafür spricht auch, dass das Bundes-
verfassungsgericht das Merkmal der objektiv berufsregelnden Tendenz als zwingende 
Voraussetzung für einen Eingriff in die Berufsfreiheit ausdrücklich abgelehnt hat432. 
Der Wandel im Verständnis der Schutzfunktion des Eigentums durch die Einheitswert-
rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts433 hat auch die Diskussion zur Schutzfunk-
tion der Berufsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG gegen öffentliche Abgaben beeinflusst. So 
wird die Ansicht vertreten, dass die Abgabenpflicht auch eine die Berufsfreiheit tangieren-
de Regelung darstellt434. Die Abgabenpflicht ist danch nur verfassungsrechtlich gerechtfer-
tigt, wenn sie verhältnismäßig ist. Konkretisiert wird die Verhältnismäßigkeitsprüfung im 
Rahmen des Art. 12 Abs. 1 GG durch die Dreistufentheorie435, welche die Regelung der 
Berufsausübung, der subjektiven Zulassungsvoraussetzungen und der objektiven Zulas-
sungsschranken als drei Stufen zunehmender Eingriffsintensität unterscheidet. Die Aufer-
legung der Beitragspflicht des Arbeitgebers ist allenfalls eine Regelung der „Berufsaus-
übung“ und nicht der stärker geschützten „Berufswahl“436. Sie ist dann gerechtfertigt, wenn 
das gewählte Mittel geeignet und erforderlich ist sowie die Mitwirkung des Arbeitgebers 
aus vernünftigen Erwägungen des Gemeinwohls zumutbar ist437 . Die Verhältnismäßig-
keitsprüfung des Art. 12 GG unterscheidet sich hier allerdings kaum von der der allgemei-
nen Handlungsfreiheit nach Art. 2 Abs. 1 GG438. 
Nicht außer Acht lassen darf man hinsichtlich der Zumutbarkeit der Abgabenbelastung 
die erwähnte Einheitswertrechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, in der eine all-
gemeine Gefährdungsvermutung aufgestellt wurde439. Danach hat der Gesetzgeber bei der 
Gestaltung der Abgabenlast zu berücksichtigen, dass die Existenz von bestimmten Betrie-
ben durch zusätzliche finanzielle Belastungen gefährdet werden kann. Derartige Betriebe, 
die durch ihre Widmung für einen konkreten Zweck verselbstständigt und als wirtschaft-
lich zusammengehörige Funktionseinheit organisiert sind, sind in besonderer Weise ge-
meinwohlgebunden und gemeinwohlverpflichtet440. Die Steuerverschonung441 wird wegen 
                                                 
432 BVerfGE 87, 37 (43 f.), vgl. dazu Scholz, in: Maunz/Durig, GG, Bd. 2, Art. 12 Rn. 415. 
433 BVerfGE 93, 165 ff. zur Erbschaftsteuer. 
434 Leisner, Belastungsgrenze, S. 61 ff. 
435 BVerfGE 7, 380 (397). 
436 Bieback, Bürgerversicherung, S. 67 m. w. N. Zwar können nach Leisner, Belastungsgrenze, S. 61 objektive 
Zulassungsschranken auch in Betracht kommen, wenn die Auswirkungen der Beitragspflicht sich bis zur 
Berufssperre steigern können, z. B. bei Handwerkern. Dieser extreme Fall legt aber eine Erdrosselungs-
wirkung nah, wenn der Beitrag übermäßig belastend wirkt. 
437 Leisner, Belastungsgrenze, S. 62; Brühler, S. 36. 
438 Bieback, Bürgerversicherung, S. 67. 
439 BVerfGE93, 165 (175 f.). 
440 BVerfGE 93, 165 (175 f.). 
441 Durch die Freibeträge nach § 16 ErbStG. 
 
110 
der „besonderen Gemeinwohlverpflichtung“ bestimmter Unternehmer gefordert, dabei 
werden „Verpflichtungen gegenüber dem Arbeitnehmer“ genannt. Diese können die Bei-
tragspflicht des Arbeitgebers umfassen442. Ähnliches gilt für die Grundlage des Vermö-
genssteuer-Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts443, wonach bei der Neugestaltung 
dieser Abgabe sei den besonderen Ertragsverhältnissen bei gewerblich eingesetzten Ver-
mögensgütern Rechnung zu tragen. Bei dieser Belastung werde der Gesetzgeber mit Blick 
auf Art. 12 Abs. l i. V. m. Art. 3 Abs. l GG die steuerlichen Auswirkungen zu bedenken 
haben. Daher ist der Gesetzgeber zu einer steuerlichen Entlastung verpflichtet, welche die 
Gesamtabgabenlast des Unternehmers erträglich macht. In diesem Sinne wäre die Erhe-
bung des Arbeitgeberbeitrags unzumutbar, wenn er die Gefährdung der Betriebsexistenz 
bedeutet und keine kompensatorische Steuerverschonung vorgesehen ist. 
Dagegen ist es jedoch fraglich, ob dieser Steuerverschonungsgrundsatz auch auf Sozi-
alabgaben angewendet werden kann444. Hierfür gilt die gleiche Überlegung wie bei der Ei-
gentumsgarantieprüfung über die Besonderheit des Arbeitgeberbeitrags zum Versiche-
rungszweck gegenüber der Steuer, die keine Gegenleistung für eine besondere Leistung 
darstellt. Inkonsequent ist, dass die Belastung des Unternehmers mit der Beitragspflicht, 
die aufgrund der Fürsorgepflicht dem Versicherungsschutz des Arbeitnehmers dient, durch 
entsprechend gezielte Steuerverschonung kompensiert werden kann. 
Wegen der Unklarheit des Steuerverschonungsgrundsatzes für den Arbeitgeberbeitrag 
ist daher die Annahme problematisch, dass die Erhebung des Arbeitgeberbeitrags wie die 
Steuer einen Eingriff in das Berufsfreiheitsrecht darstelle. Daher hat das Bundesverfas-
sungsgericht im Jahre 1997445 wieder die Ansicht der herkömmlichen Rechtsprechung be-
tont: Art. 14 Abs. 1 GG schütze nicht vor der staatlichen Auferlegung von Geldleistungs-
pflichten; auch ein Eingriff in das Grundrecht der Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) liege 
vielmehr erst dann vor, wenn die Norm, auf die die Maßnahme gestützt ist, berufsregelnde 
Tendenz hat.  
Als praktisches Ergebnis bleibt aber festzuhalten, dass die Beitragspflicht trotz der Ab-
lehnung eines Eingriffs in das Grundrecht aus Art. 12 Abs. 1 GG und Art. 14 Abs. 1 GG 
jedenfalls einen solchen in das allgemeine Freiheitsrecht des Art. 2 Abs. 1 GG darstellt446. 
                                                 
442 Leisner, Belastungsgrenze, S. 63. 
443 BVerfGE 93, 121 ff. 
444 Bejahend Leisner, Belastungsgrenze, S. 63. 
445 BVerfGE 95, 267 (300). 
446 So mit dem Beispiel des Arbeitgeberbeitrags zur Pflegeversicherung, Maschmann, SGb 1991, S. 305;   
Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 88. 
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c)  Allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) 
Art. 2 Abs. 1 GG ist grundsätzlich einschlägig, soweit die Verpflichtung zur Beitrags-
leistung in der Zwangsmitgliedschaft der Sozialversicherung als Eingriff in die wirtschaft-
liche Entfaltungsfreiheit wirkt447. Die allgemeine Handlungsfreiheit des Art. 2 Abs. 1 GG 
gewährt dann einen Vermögensschutz im Sinne einer Freiheit gegenüber ungesetzlichen 
und nicht verfassungsgemäßen Abgaben448. Eingriffe in die allgemeine Handlungsfreiheit 
müssen folglich dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit genügen. 
aa) Verhältnismäßigkeit der Beitragspflicht und -höhe 
Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist gewahrt, wenn für die getroffene Regelung 
legitime Gründe des Allgemeinwohls vorliegen, die gewählte Regelung zur Erreichung des 
verfolgten Zwecks geeignet und erforderlich ist sowie für den Betroffenen keine unange-
messene Belastung darstellt449. Die zwangsweise kollektive Versicherungsform zur Siche-
rung des Arbeitslebens ist grundsätzlich zur Lösung des Kranken-, Alters-, Unfall-, Ar-
beitslosigkeits- und Pflegefallproblems geeignet 450 . Die Erforderlichkeit ist dann zu 
bejahen, wenn die Erhebung des Beitrags das mildeste Mittel zur Erreichung des gesetzge-
berischen Zieles, z. B. der Absicherung im Krankheits- oder Pflegefall, darstellt451. Eine 
staatlich finanzierte Sozialhilfe, die aufgrund des Subsidiaritätsprinzips nur in Ausnahme- 
oder besonderen Notsituationen Leistungen erbringt, könnte die Sozialversicherung nicht 
als milderes Mittel ersetzen. 
Das Verhältnismäßigkeitsprinzip fordert weiterhin, dass bei einer Gesamtabwägung 
zwischen der Schwere des Eingriffs und dem Gewicht der ihn rechtfertigenden Gründe die 
Grenze der Zumutbarkeit gewahrt bleibt452. Dabei liegt die Schwierigkeit darin, dass trotz 
steigender Höhe der Sozialversicherungsbeiträge die wirtschaftliche Belastungsgrenze des 
Betroffenen quantitativ nicht feststellbar ist. Bezüglich des erhöhten Beitragssatzes in der 
Krankenversicherung hat sich die Rechtsprechung daher regelmäßig mit der Argumentati-
on begnügt, dass die allgemeine Handlungsfreiheit des Versicherten zwar beeinträchtigt, 
aber durch einen Kassenwechsel gesichert werden kann453. Aus der Rechtsgüterabwägung 
zwischen der durch den Risikostrukturausgleich gesicherten Finanzstabilität und dem wirt-
                                                 
447 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 70; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 117; Wellkamp, 
ZfSH/SGB 2000, S. 396. 
448 Vgl. BVerfGE 19, 253 (257); 29, 402 (408); Papier, in: Maunz/Dürig, GG Art. 14 Rn. 174; Kufer, NZS 
1996, S. 561. 
449 BVerfGE 103, 197 ff.; st. Rspr. 
450 Vgl. Maschmann, SGb 1991, S. 305. 
451 So Maschmann, SGb 1991, S. 305; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 88. 
452 BVerfGE 30, 292 (316); 61, 291 (312); 68, 155 (171); 76, 196 (207); Friauf, DB 1991, S. 1779. 
453 So BVerfGE 89, 365 ff. 
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schaftlichen Interesse der Versicherten ergibt sich dementsprechend, dass die erhöhte Bei-
tragsbelastung den Versicherten nicht unzumutbar ist454. Zudem werden nach der Recht-
sprechung mehr als 4 Prozentpunkte aus dem Beitragssatz auf die vorwiegend fürsorge-
risch motivierte Leistung der Hinterbliebenenrente verwandt, ohne dass dagegen 
freiheitsrechtliche Bedenken bestehen455. Denn eine verhältnismäßige Beitragspflicht und -
höhe bedeutet nicht, dass eine Individualäquivalenz zwischen Beitragsleistung und Versi-
cherungsleistung bestehen muss456. 
Jedoch kann sich die Beitragsbelastung durch sinkende vermögenswerte Leistungen 
verstärken. Dieses Problem wird insbesondere durch die Kürzung der Lohnersatzleistungen 
deutlich. Infolge der Rentenanpassung unter der Berücksichtigung des Altersvorsorgean-
teils nach § 68 Abs. 5 SGB VI und des seit dem 1. Januar 2005 geltenden Nachhaltigkeits-
faktors nach dem Rentenversicherungs-Nachhaltigkeitsgesetz werden die Renditen für die 
Rente stets reduziert. Hinsichtlich dieser Leistungskürzung liegt ein Eingriff in die allge-
meine Handlungsfreiheit vor. Es ist nicht ausgeschlossen, dass dadurch das Rentenniveau 
so absinkt, dass die Verhältnismäßigkeit der Beitragspflicht in der Zwangsmitgliedschaft 
verfassungsrechtlich in Frage gestellt wird457. Denn ein unverhältnismäßiger Beitragssatz 
kann zu einer Disproportionalität in der Zweck-Mittel-Relation nach Art. 2 Abs. 1 GG füh-
ren458. Hinsichtlich der steigenden Eigenfinanzierungsquote in der Rente wäre dies denkbar, 
wenn erst ab einem Beitragssatz von ca. 25% die durchschnittliche Rentenlaufzeit nicht 
mehr ausreicht, um das „investierte Kapital“ zu verbrauchen459. Gleichermaßen gilt diese 
rechtsstaatliche Eingriffschranke des Übermaßverbots auch für die starke Reduktion der 
Bezugsdauer von Arbeitslosengeld in der Arbeitslosenversicherung460. 
bb) Verhältnismäßigkeit des Arbeitgeberbeitrags 
Die Verpflichtung zur Zahlung des Arbeitgeberbeitrags berührt die wirtschaftliche 
Freiheit des Arbeitgebers. Durch den Arbeitgeberbeitrag wird ein Teil der zur Absicherung 
sozialer Bedarfslagen nötigen Mittel aufgebracht. Die Belastung der Arbeitgeber mit der 
Beitragspflicht ist somit geeignet, diesen Zweck zu erreichen. Die Mitwirkung des Arbeit-
                                                 
454 Axer, in: Wannagat/Eichenhofer/Wenner, SGB V, § 266 Rn. 41; ders., SGb 2003, S. 490; Urteil des BSG 
vom 24.1.2003, B 12 KR 6/00 R; Schneider/Vieß, NJW 1998, S. 2707. A. A. Ramsauer, NJW 1998, S. 
485; Sodan/Gast, NZS 1999, S. 274; dies. VSSR 2001, S. 322 f. 
455 BVerfG, Beschluss vom 29.12.1999 - 1 BvR 679/98, NZS 2000, S. 394 f. unten Hinweis auf BVerfGE 97, 
271 (285). 
456 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 56. 
457 So Papier, F.A.Z. vom 27.11.2003 Nr. 276.  
458 Kufer, NZS 1996, S. 561; Papier, in: Maunz/Dürig, GG Art. 14 Rn. 307. 
459 Kufer, NZS 1996, S. 561, allerdings unter Berücksichtigung der Unvereinbarkeit mit Art. 14 Abs. 1 GG. 
460 Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 125. 
 
113 
gebers muss aber mit vernünftigen Erwägungen des Gemeinwohls gerechtfertigt werden 
können. Solche „vernünftigen Gründe des Gemeinwohls“ lassen sich ohne weiteres finden, 
nämlich das öffentliche Interesse an der sozialen Sicherung der Arbeitnehmer461. 
Die Frage, ob die wirtschaftliche Betätigung des Arbeitgebers unzumutbar beeinträch-
tigt ist, könnte im Übrigen verneint werden, wenn man davon ausgeht, dass der Arbeitge-
ber schließlich in der Lage ist, die ihm auferlegten Lohnnebenkosten durch entsprechende 
Preiserhöhungen auf die Kunden abwälzen zu können462. Ob aber der Arbeitgeber die Kos-
tensteigerung tatsächlich weitergeben kann, muss nach den konkreten Gegebenheiten des 
betreffenden Marktes entschieden werden. Diese Begründung stellt noch keinen inneren 
Rechtfertigungsgrund für die Zumutbarkeit einer Fremdlast dar. Betroffen von einer Preis-
erhöhung werden nicht nur die Arbeitnehmer als Konsumenten, sondern alle Verbraucher, 
zu denen neben der Gruppe der Arbeitnehmer auch sonstige Personen, die nicht Arbeit-
nehmer sind, zählen463. Die obige Rechnung geht ebenfalls dann nicht auf, wenn es sich gar 
nicht um Konsumgüter handelt bzw. wenn ohnehin rein exportorientiert produziert wird. 
Mit der Beitragslast trägt der Arbeitgeber das Risiko der Nichtabwälzbarkeit464. Eine un-
verhältnismäßige Beitragsbelastung reduziert zuerst die Umsatzrendite der Betriebe. Sie 
wird im Hinblick auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit deutscher Produzenten wie 
auch hinsichtlich der Beschäftigungslage negativ eingeschätzt465. Deshalb wäre der Arbeit-
geberbeitrag dann unverhältnismäßig, wenn er in unzumutbarer Weise die Wettbewerbsfä-
higkeit der Betriebe einschränken würde. Allerdings lässt sich eine unmittelbare Wettbe-
werbsverzehrungswirkung durch den Arbeitgeberbeitrag konkret nur schwer ermitteln466. 
Weiterhin wird die durch Art. 2 Abs. l GG geschützte wirtschaftliche Freiheit des Ar-
beitgebers nicht verletzt, wenn dem Betroffenen ein angemessener Spielraum verbleibt, 
sich als verantwortlicher Unternehmer wirtschaftlich frei zu entfalten467. Dass dem Unter-
nehmer noch ein Spielraum zur freien wirtschaftlichen Betätigung verbleibt, dürfte nach 
der Rechtsprechung zu dieser Frage schwerlich zu verneinen sein468. Daher wird für das 
Modell der Beitragsteilung und die Heranziehung des Arbeitgebers und des Vermarkters 
                                                 
461 Leisner, Belastungsgrenze, S. 62. 
462 Maschmann, SGb 1991, S, 305; vgl. Moldenhauer, S. 244; Gößl, S. 20; H. Bogs, Die Sozialversicherung 
im Staat der Gegenwart, S. 89; Richter, S. 73. 
463 Preller, S. 320; Gößl, S. 20; Wegmann, Transferverfassungsrechtliche Probleme, S. 120. 
464 Gößl, S. 20. 
465 Schmähl, DRV 1993, S. 371 Fn. 40. 
466 Die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft hängt nicht isoliert von den Lohnkosten 
oder gar nur den Lohnnebenkosten ab, sondern hierbei sind viele Faktoren zu berücksichtigen, vor allem 
die Produktivität und damit die Entwicklung der Lohnstückkosten; vgl. Schmähl, DRV 1993, S. 371 
Fn. 40. 
467 BVerfGE 12, 341 (347 f.); 75, 108 (155). 
468 Maschmann, SGb 1991, S. 305. 
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zur Beitragsleistung in der Rechtsprechung ein Verstoß gegen das Grundrecht aus Art. 2 
Abs. 1 GG verneint469. 
d)  Zwischenergebnis 
Bei der freiheitsrechtlichen Vereinbarkeit der Beitragserhebung geht es um die Frage, 
wie weit sich die fremdnützige Beitragspflicht erstreckt und wie hoch sich der Beitragssatz 
steigern lässt.  
Hinsichtlich der verfassungsmäßigen Beitragshöhe ging die herkömmliche Rechspre-
chung davon aus, dass Art. 14 Abs. 1 GG – mit der Ausnahme des Extremfalls der Erdros-
selungswirkung – nicht das Vermögen des Einzelnen gegen einen Eingriff durch die Aufer-
legung öffentlich-rechtlicher Geldleistungen schützt. Da die Beitragsbelastung auch weder 
in einem engen Zusammenhang mit der Ausübung eines Berufs steht noch sich berufsre-
gelnde Tendenzen erkennen lassen, entfaltet Art. 12 Abs. 1 GG keinen nennenswerten 
Schutz vor der Erhebung und Erhöhung des Arbeitgeberbeitrags. Eine Wende der freiheits-
rechtlichen Prüfung für die Abgabepflicht ist zwar mit dem „Einheitswert-Beschluss“ des 
Bundesverfassungsgerichts vollzogen. Der Beitrag in der Sozialversicherung, der für spe-
zielle Zwecke erhoben wird, weicht jedoch wesentlich vom Prinzip der Steuer ab470. Die 
von der Steuer ausgehende Dogmatik ist somit schwer auf den Sozialversicherungsbeitrag 
anzuwenden. 
Der Vermögensschutz vor nicht verfassungsgemäßen Abgaben beruht hauptsächlich 
auf der allgemeinen Handlungsfreiheit. Zu einer Verletzung des Art. 2 Abs. l GG kommt 
es dann, wenn die Beitragslast ein unverhältnismäßiges Ausmaß erreicht. Insofern hat das 
Bundesverfassungsgericht die Künstlersozialabgabe wegen ihrer geringen Höhe als ver-
hältnismäßig erklärt. Die Zumutbarkeit der wirtschaftlichen Belastungsgrenze des Betrof-
fenen ist allerdings quantitativ nicht feststellbar. Der Höhe der Beitragsbelastung des Ver-
sicherten wäre dann eine Verletzung des Art. 2 Abs. 1 GG, wenn hinsichtlich der Höhe des 
Beitragssatzes gegenüber den reduzierten Versicherungsleistungen eine Disproportionalität 
in der Zweck-Mittel-Relation besteht. 
Die Erhebung und Erhöhung des Arbeitgeberbeitrags verletzt Art. 2 Abs. 1 GG nicht, 
soweit ihm trotz der Einschränkung der Wettbewerbsfähigkeit durch die gesetzgeberische 
Beitragsregelung noch ein angemessener Spielraum verbleibt. Infolgedessen ist eine Ver-
letzung der allgemeinen Handlungsfreiheit des Arbeitgebers nach der Rechtsprechung 
                                                 
469 Vgl. BVerfGE 67, 70 (88); 75, 108 (155 f.) 
470 Sozialversicherungsbeitrag ist folglich nicht als Steuer nach § 3 Abs. 1 Satz 1 AO zu qualifizieren, siehe 
oben 3. Kapitel I. 1.  
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schwerlich zu bejahen. 
Die Höhe der Beiträge richtet sich grundsätzlich nach dem Finanzierungsbedarf des 
Versicherungsträgers. Bei der Festlegung der Beitragsbelastung setzt das Bundesverfas-
sungsgericht die Grenze der Verletzung des Freiheitsrechts weit: die Beitragsbelastung ist 
freiheitsrechtlich nicht zu beanstanden, soweit sie nicht übermäßig ist. 
IV.  Folgerung 
Die „Finanzierung durch Sozialversicherungsbeiträge“ stellt ein wesentliches Struktur-
element des Gattungsbegriffs Sozialversicherung nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG dar. Der 
darunter fallende Sozialversicherungsbeitrag ist eine Abgabe sui generis. Die Sicherung 
der verfassungsmäßigen Beitragserhebung bezieht sich auf die Rechtfertigung der Beiträge 
des Versicherten und der fremdnützigen Sozialabgabe. 
Der Beteiligte an der Beitragsfinanzierung ist nach dem Versicherungsprinzip in erster 
Linie der Versicherte. Seine Beitragspflicht wird durch die Schutzbedürftigkeit und den 
ihm dadurch gewährleisteten Versicherungsschutz gerechtfertigt. Die an der wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit orientierte Bemessung markiert die Grenze der Beitragspflicht 
nach unten zur Sozialhilfe. Und der Schutzbedarf des Pflichtversicherten markiert die 
Grenze nach oben zur Versicherungsfreiheit der Höherverdienenden und Selbstständigen. 
Hinsichtlich der Beitragsunterschiede zwischen den Krankenkassen und der steigenden 
Beitragssätze gegenüber gekürzten Lohnersatzleistungen ist der Schutz der Grundrechte 
gegen die Beitragspflicht durch das Übermaßverbot begrenzt. Unverhältnismäßig ist dann 
nur die höhere Beitragsbelastung, die entweder nicht mehr durch Kassenwechsel gemildert 
werden kann oder zu einer willkürlichen Disproportionalität in der Eigenfinanzierungsquo-
te zur Rente führt. 
Die Beitragsfinanzierung durch die Beteiligung der Nichtversicherten unterscheidet 
sich von allgemeinen staatlichen Finanzierungsquellen durch die sachlich-gegenständliche 
Kompetenzprüfung. Der fremdnützige Beitrag kann erhoben werden, wenn bei der Heran-
ziehung des Beitragspflichtigen ein kompetenzrechtlicher sachorientierter Anknüpfungs-
punkt gegeben ist. Dies ist typischerweise das Arbeitsverhältnis, es kann aber auch eine 
enge wirtschaftliche Verbindung zwischen Künstler und Vermarkter sein. Der Arbeitge-
berbeitrag wird durch die Fürsorgepflicht aus dem Beschäftigungsverhältnis und die 
Künstlersozialabgabe durch die Verantwortung des Vermarkters aus der vom Bundesver-
fassungsgericht abgeleiteten Solidaritätsbeziehung gerechtfertigt. Die Unzumutbarkeit der 
steigenden Betriebsbelastung kann dabei nur dann festgestellt werden, wenn dem Unter-
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nehmer kein angemessener wirtschaftlicher Spielraum verbleibt. 
Gegenüber der finanzverfassungsrechtlichen und grundrechtlichen Grenze für die 
fremdnützige Sozialabgabe wird die Einbeziehung der versicherungsfremden Leistungen 
durch die Beitragsfinanzierung aufgrund der weiten Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers 
verfassungsrechtlich kaum beschränkt. Dadurch ist die Verlagerung von staatlichen Auf-
gaben auf die Sozialversicherung und die Möglichkeit, eine staatliche Förderung durch 
Rückgriff auf Beitragsmittel zu realisieren, nicht ausgeschlossen. Vor diesem Hintergrund 
ergibt sich weiterhin das Problem, wie die nicht beitragsgedeckten Versicherungsleistun-
gen gegenüber den auf Beiträgen beruhenden Leistungen grundrechtlich gesichert sind. 
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4. Kapitel:  Schutz der sozialversicherungsrechtlichen Rechtspositionen 
Die Frage, ob bzw. wieweit Sozialleistungen gekürzt werden können, betrifft den ver-
fassungsrechtlichen Schutz der entsprechenden Rechtsposition im Leistungsrecht der Sozi-
alversicherung. Dieser könnte sich aus einer allgemeinen sozialstaatlichen Schutzpflicht 
ergeben, die wiederum aus dem Sozialstaatsgebot (Art. 20 Abs. 1 GG), der Menschenwür-
de (Art. 1 Abs. 1 GG) und dem Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 
Abs. 2 Satz 1 GG) resultiert. Weitere relevante grundrechtliche Schutzbestimmungen sind 
der Gleichheitssatz (Art. 3 GG) und die Eigentumsgarantie (Art. 14 Abs. 1 GG). Mit diesen 
könnte ein Anspruch auf Leistungsgerechtigkeit und Schutz vor Ungleichbehandlung so-
wie auf eigentumsrechtlichen Bestandsschutz für den bisherigen Leistungsstandard im So-
zialversicherungssystem begründet werden. 
Dagegen ist Art. 2 Abs. 1 GG bislang nur selten eine entscheidungserhebliche Bedeu-
tung zugekommen1. Der Grund liegt darin, dass Art. 2 Abs. 1 GG als Auffanggrundrecht 
nur einschlägig ist, wenn es um die Entziehung oder Beschränkung von öffentlich-
rechtlichen Rechtspositionen geht, die nicht als „Eigentum“ i. S. d. Art. 14 Abs. 1 GG zu 
qualifizieren sind. In diesem Sinne wird Art. 2 Abs. 1 GG insbesondere in Fällen herange-
zogen, die die einseitige staatliche Leistungsgewährung betreffen, wie es bei den verschie-
denen Arten der Sozialhilfe, etwa dem Anspruch auf Wohngeld, der Fall ist2. 
I.  Allgemeine sozialstaatliche Schutz- und Leistungspflicht 
Die Sicherung der durch Beiträge finanzierten Leistungen weist in erster Linie auf die 
Janusköpfigkeit des Sozialstaatsprinzips (Art. 20 Abs. 1 GG) hin; ihm wird sowohl eine 
dynamisch-verändernde Funktion als auch eine statisch-bewahrende Aufgabe zugeschrie-
ben3. Der Untersuchungsgang prüft daher zunächst in einer mikroanalytischen Sicht den 
subjektiven Schutz des sozialen Besitzstandes und dann in einer makroanalytischen Sicht 
das „soziale Rückschrittsverbot“. 
1.  Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) 
a)  Der subjektive Schutz des sozialen Besitzstandes 
Das Sozialstaatsprinzip könnte zum Schutz der Sozialleistungen eine unmittelbare Ein-
klagbarkeit der staatlichen Verpflichtung erfordern. In diesem Sinne setzt der Bestands-
                                                 
1 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 277. 
2 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 118. 
3 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 22. 
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schutz der beanspruchten Leistungen in erster Linie voraus, dass sie staatlichen Zielen und 
Aufgaben unterfallen, zu deren Umsetzung der Staat verpflichtet ist. 
aa) Sozialstaat als Staatszielbestimmung 
Das im Beiwort „sozial“ in Art. 20 Abs. 1 GG verankerte Sozialstaatsprinzip4 findet 
sich punktuell im Grundgesetz konkretisiert oder durch spezielle Ausprägungen5 näher ent-
faltet. Alle diese Bestimmungen fügen sich aber nicht zu einer eindeutigen und geschlos-
senen normativen Konzeption zusammen6. Sie begründen nur eine allgemeine Staatszielbe-
stimmung, zu dessen Verfolgung sämtliche Staatsorgane verpflichtet sind 7 . Diese 
Verpflichtung ist somit  als normativ-offene Verfassungsaufgabe zu verstehen. Da die sich 
ändernde Wirklichkeit die Zielverwirklichung- bzw. Zielverfolgungsfrage ständig neu 
stellt, wohnt der Sozialstaatlichkeit bereits insoweit ein dynamisches Element inne. Das 
wohlfahrtsstaatliche Ziel lässt sich primär auf der Gewährleistung eines menschenwürdi-
gen Existenzminimums richten8, im Hinblick auf die mit der modernen Arbeitswelt ver-
bundenen Risiken aber auch auf eine „gehobene Sicherung“ nach dem Prinzip der Erhal-
tung eines angemessenen „Lebensstandards“ wandeln9. Das Sozialstaatsprinzip ist daher 
kein statisches Gebilde, sondern wird als ein sich entwickelnder, zukunftsoffener Begriff 
bezeichnet – „Sozialstaat als Prozess“10. 
Ist der materielle Inhalt des Sozialstaatsprinzips noch umstritten, kann jedenfalls ein 
unverzichtbarer Kern – die Mindestvoraussetzungen, die der Staat erfüllen muss, um seiner 
sozialstaatlichen Aufgabe gerecht zu werden – bestimmt werden. Nach dem in Rechtspre-
chung und Literatur bestehenden Minimalkonsens umfasst das Sozialstaatsprinzip jeden-
falls den Ausgleich der sozialen Gegensätze und die Schaffung einer gerechten Sozialord-
nung durch den Staat11. Weiterhin enthält es die Forderung, eine ausreichende Vorsorge 
gegen die Wechselfälle des täglichen Lebens zu schaffen und soziale Sicherheit durch ge-
eignete Vorsorgesysteme zu gewährleisten12. Doch gibt das Sozialstaatsprinzip aber keine 
unmittelbaren Maßstäbe an die Hand, in welcher Hinsicht und in welchem Umfang sich die 
                                                 
4 Sommermann, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 2, Art. 20 Abs. 1 Rn. 98. 
5 Art 6, 7, 9 Abs. 3, Art. 14 Abs. 2und 3, Art. 15 und die Aufgabe des Sozialstaat in der einigen Kompetenz-
verteilungsvorschriften von Art. 73 bis 75 GG, Sommermann, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 2, Art. 
20 Abs. 1 Rn. 97; Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 12; Herzog, NZA 1989, S. 1. 
6 Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 329 ff. 
7 Sommermann, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 2, Art. 20 Abs. 1 Rn. 103. 
8 Hergeleitet aus dem Sozialstaatsprinzip i. V. m. Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 2 GG, vgl. BVerwGE 1, 159 ff. 
9 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 14. 
10 Sommermann, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 2, Art. 20 Abs. 1 Rn. 103. 
11 BVerfGE 22, 180 (204); 40, 121 (133); Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 14; Preis/Kellermann, SGb 
1999, S. 331 m. w. N. 
12 BVerfGE 11, 105 (117); Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 14. 
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Forderung nach „sozialem Ausgleich“ in sozialen Vorsorgesystemen noch im Rahmen der 
geforderten „Solidarität“ der jeweiligen Versicherungsgemeinschaft bewegt13 . Mit dem 
Hinweis auf eine „gerechte“ Sozialordnung, eine „ausreichende“ und „angemessene“ Vor-
sorge wird nur ein relativer Umfang dargestellt, der einer gesetzgeberischen Konkretisie-
rung zugänglich ist und kaum praktische Bedeutung bei der Festlegung der Staatszielbe-
stimmung erlangt 14 . So ist es unklar, welche von den bestehenden vielfältigen 
Möglichkeiten, die gebotene Schutzpflicht zu verwirklichen, gewährleistet werden müssen. 
Denn das Sozialstaatsgebot wird lediglich als ein Finalprogramm verstanden, das zum ei-
nen auf der Zielseite erhebliche Unschärfen aufweist und zum anderen die sozialen Aus-
gleichsleistungen nur dorthin zu lenken vermag, wo im Einzelfall ein Bedarf festgestellt 
wird15. 
bb) Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers 
Der Gedanke, einen Anspruch auf bestimmte Sozialleistungen aus dem Sozialstaats-
prinzip abzuleiten, könnte mit dem Demokratieprinzip16 in Widerspruch geraten17. Die bei-
den Prinzipien sind aber dergestalt einander zugeordnet, dass die staatlichen Vorsorge-
pflichten in Sinne eines demokratischen Sozialstaates vom unmittelbar demokratisch 
legitimierten Gesetzgeber zu konkretisieren sind18. Den Gesetzgeber ermächtigt und ver-
pflichtet der dem Sozialstaatsprinzip immanente Gestaltungsauftrag19. Allerdings wird dem 
Gesetzgeber bei seiner Umsetzung ein weiter Gestaltungsspielraum zugestanden20. 
Die sozialstaatlich begründete Pflicht des Gesetzgebers steht unter einem doppelten 
Vorbehalt, nämlich zunächst dem Vorbehalt des Möglichen, da der Staat insbesondere auf 
die Verfügbarkeit von finanziellen Mitteln angewiesen ist21, und sodann dem Vorbehalt des 
Gewollten, das die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers bei der Umsetzung des Auftrags 
ausfüllt22. Als abstraktes Staatsziel steht es den staatlichen Organen, namentlich dem Ge-
setzgeber, grundsätzlich frei, auf welchem Weg und mit welchen Mitteln das Ziel erreicht 
                                                 
13 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 15, 19. 
14 Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 331; Sommermann, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 2, Art. 20 Abs. 1 
Rn. 104; Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 19 Fn. 63. 
15 Vgl. BVerfGE 17, 1 (11); 26, 16 (37); 94, 241 (263); Neumann, NZS 1998, S. 401 Fn. 5. 
16 Sommermann, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 2, Art. 20 Abs. 1 Rn. 104. 
17 BVerfGE 59, 231 (263). 
18 Vgl. Sommermann, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 2, Art. 20 Abs. 1 Rn. 116; Wallerath, in: Ruland, 
HDR, 11 Rn. 18 m. w. N.  
19 BVerfGE 22, 180 (204); 94, 241 (263). 
20 BVerfGE 94, 241 (263); Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 330 m. w. N. 
21 BVerfGE 33, 303 (333). 
22 BVerfGE 43, 13 (19); 50, 57 (108); 56, 1 (21 f.); 59, 231 (263); 70, 278 (288). 
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oder verfolgt werden soll23. Dem Gesetzgeber bleiben verschiedene Handlungsformen of-
fen24. 
Zwar ist dieser Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers in der Rechtsprechung aner-
kannt, soweit es sich nicht um die bezeichneten Mindestvoraussetzungen handelt25. Art. 20 
Abs. 1 GG gewährleistet aber nur eine abstrakte Gewissheit, dass die sozialen Ziele er-
reicht werden. Er legt keine eindeutige Schranke für die Gestaltungsfreiheit des Gesetzge-
bers fest, besagt also nichts über das „wie“ der konkreten Umsetzung26. Diese Offenheit 
und Dynamik des Sozialstaatsprinzips ist mit der Geschlossenheit und Statik eines sozialen 
Bestandsschutzes schlecht in Einklang zu bringen27. Entsprechend betont das Bundesver-
fassungsgericht in ständiger Rechtsprechung, dass dem Sozialstaatsprinzip kein Gebot zu 
entnehmen ist, soziale Leistungen in einem bestimmten Umfang und in fester Größe zu 
gewähren28. Selbst wenn der Gesetzgeber Zielkonflikte, die durch Mittelknappheit verur-
sacht werden, zu Lasten der Sozialleistungen löst, steht das Sozialstaatsprinzip dieser Ent-
scheidung nicht entgegen29. Allein aus einer einmal gewonnen sozialen Rechtsposition er-
gibt sich also nach dem Sozialstaatsprinzip kein subjektives Recht.  
b)  Objektivrechtliches soziales Rückschrittsverbot 
Die soziale Vorsorge beruht auf der gegenseitigen Abhängigkeit von der Mittelaufbrin-
gung und der Leistung. Dieser Zusammenhang ist in beitragsfinanzierten Systemen offen-
sichtlich. Die Forderung nach einer Sicherung eines historisch überkommenen sozialen 
Standards gegen die Kürzung von Sozialleistungen wäre daher bedenklich30. Es ließe sich 
wohl fragen, ob sich aus der Sozialstaatsklausel eine verfassungsrechtliche Garantie bereits 
errichteter sozialer Einrichtungen und Rechtspositionen und damit ein Verbot sozialen 
Rückschritts objektivrechtlich begründen lässt31. 
Neben der „Besitzstandsgerechtigkeit“ muss auch die Leistungs- und Belastungsge-
rechtigkeit bei der Zuerkennung eines Rückschrittsverbots bedacht werden32. Da Anpas-
                                                 
23 Sommermann, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 2, Art. 20 Abs. 1 Rn. 103. 
24 Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 331. 
25 BVerfGE 40, 121 (133), 82, 60 (80). 
26 Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 331. 
27 Neumann, NZS 1998, S. 401; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 87. 
28 BVerfGE 18, 257 (273); 29, 221 (235); 59, 231 (263); 69, 272 (314); 82, 60 (80); 94, 241 (263) m. w. N.; 
Sommermann, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 2, Art. 20 Abs. 1 Rn. 123, 130; ähnliche Ergebnis auch 
Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 331; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 88; Wallerath, in: Ruland, 
HDR, 11 Rn. 19, 23. 
29 Neumann, NZS 1998, S. 401 Fn. 5. 
30 Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 331 Fn. 40; Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 24 m. w. N.; Neumann, 
NZS 1998, S. 401 Fn. 6. 
31 vgl. Neumann, NZS 1998, S. 401 Fn. 6; Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 329. 
32 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 24. 
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sung und Fortentwicklung des Rechts möglich bleiben müssen, kann das Sozialstaatsprin-
zip die Umgestaltung der bestehenden Rechtsordnung nicht verhindern33. Dabei bleibt frei-
lich unklar, wie innerhalb des Sozialstaatsprinzips ein solches Rückschrittsverbot mit der 
Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers in Einklang gebracht werden kann 34 . Die offene 
Normstruktur des Sozialstaatsprinzips verbietet jedenfalls ein soziales „Verstetigungsge-
bot“, das keinerlei Kürzung des einmal erreichten Leistungsniveaus zulässt35. Deshalb lässt 
sich auch aus dem Sozialstaatsprinzip kein generelles Verschlechterungsverbot entneh-
men36. 
2.  Die immanente Schutzpflicht des Staates aus Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG 
Ebenfalls hat es das Bundesverfassungsgericht ausdrücklich verneint, eine Pflicht des 
Staates zum Schutze vor materieller Not aus Art. 1 Abs. 1 GG abzuleiten. Vielmehr betont 
es in ständiger Rechtsprechung, dass aus Art. 1 Abs. 1 GG kein Gebot folgt, soziale Leis-
tungen in einem bestimmten Umfang zu gewähren. Zwingend sei lediglich, dass der Staat 
die Mindestvoraussetzungen für ein menschenwürdiges Dasein seiner Bürger schafft37. 
Die Pflicht zur Sicherung der Mindestvoraussetzungen eines menschenwürdigen Le-
bens umfasst einen Mindestbestand an medizinischen Leistungen38. Dies könnte ein verfas-
sungsrechtliches Argument gegen die Ausgliederung der Zahnersatzleistung nach dem am 
1. Januar 2005 in Kraft getretenen Gesetzliche Krankenversicherung-Modernisierungs-
gesetz (GMG)39 liefern. Der Gesetzgeber muss diese Pflicht allerdings nicht in der gesetzli-
chen Krankenversicherung erfüllen, sondern kann die Vorsorge für die Gesundheit der Pri-
vatautonomie überlassen, wenn er nur für Bedürftige ein Auffangnetz bereitstellt, das die 
medizinische Mindestversorgung sichert. Zu diesem Mindeststandard gehören dann nur al-
le Gesundheitsleistungen, die den „Normalzustand“ der medizinischen Versorgung bilden40.  
Ähnliches folgt auch aus der Betrachtung der staatlichen Schutzpflicht für das Recht 
auf Leben und körperliche Unversehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit der 
Menschenwürdegarantie nach Art. 1 Abs. 1 Satz 1 GG. Es wird im Schrifttum verneint, 
dass der Gesetzgeber mit der Erhaltung der Existenz einer gesetzlichen Krankenversiche-
                                                 
33 Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 331. 
34 Neumann, NZS 1998, S. 401. 
35 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 24. 
36 Jarass, NZS 1997, S. 547; vgl. ders., in: Jarass/Pieroth, GG, Art 20 Rn. 84. 
37 Zum Schutz des Existenzminimums im Einkommensteuerrecht, BVerfGE 82, 60 (80); zum Kindergeld-
recht im Jahre 1994, BVerfGE 91, 93 (108 ff. 111); zur Bewertung von Kindererziehungszeiten in der ge-
setzlichen Rentenversicherung, BVerfGE 94, 241 (263); vgl. auch Bieback, KJ 1998, S. 174. 
38 Neumann, NZS 1998, S. 410. 
39 Vom 14.11.2003, BGBl. I Nr. 55 S. 2190 (2201 f.). Zur früheren Regelung der Zahnersatzleistung, vgl. § 
30 SGB V a. F. 
40 Neumann, NZS 1998, S. 401 (410). 
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rung auch seiner Pflicht zum Schutz von Leben und körperlicher Unversehrtheit nach-
kommt41. Dementsprechend lässt sich eine Verletzung dieser Schutzpflicht durch die Aus-
gliederung einzelner Leistungen aus der Sozialversicherung, beispielsweise der Versor-
gung mit Zahnersatz aus dem Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung, 
nicht feststellen42. So ist mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts festzuhal-
ten, dass Art. 2 Abs. 2 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip einem Versicherten 
„keinen subjektiven Anspruch auf die Gewährung konkreter Leistungen durch die gesetzli-
chen Krankenversicherung einräumt“43.  
3.  Familienausgleichsförderung nach Art. 6 Abs. 1 GG 
Für den Schutz von Ehe und Familie beinhaltet Art. 6 Abs. 1 GG einerseits ein klassi-
sches Abwehrgrundrecht und eine Institutsgarantie44. Als Freiheitsrecht verpflichtet Art. 6 
Abs. 1 GG den Staat, Eingriffe in die Familie zu unterlassen45. Zudem enthält diese Vor-
schrift eine „wertentscheidende Grundsatznorm“, die für den Staat die Pflicht begründet, 
Ehe und Familie durch geeignete Maßnahmen zu fördern und vor Beeinträchtigung zu 
schützen46. Dazu können die sozialen Sicherungssysteme die Familie finanziell entlasten, 
indem sie das Entstehen eines familiären Unterhaltsbedürfnisses verhindern und unmittel-
bare Sozialleistungen gewähren47. Dass die Sozialgesetzgebung in besonderem Maße der 
Ehe- und Familienschutzbestimmung des Art. 6 Abs. 1 GG verpflichtet ist, wird im 
Schrifttum angenommen48. Dies wurde auch vom Bundesverfassungsgericht mehrfach be-
tont: Art. 6 Abs. 1 GG verfolge auch das Ziel, den wirtschaftlichen Zusammenhalt der Fa-
milie zu stärken49. Somit können die Leistungsansprüche der Ehegatten und Familienmit-
glieder gegen den Staat geschützt werden50, etwa bei der Gewährung von Waisenrenten51 
oder der Regelung über das Wiederaufleben einer Witwenrente52. 
Ehe und Familie sind mitunter aber auch „leistungshemmende Faktoren“ im Sozial-
recht53. Denn die staatliche Familienförderung durch finanzielle Begünstigung steht unter 
dem Vorbehalt des Möglichen und im Kontext anderweitiger Förderungsnotwendigkeiten, 
                                                 
41 Sodan, NZS 2003, S. 394. 
42 Storr, SGb 2004, S. 280; Sodan, NZS 2003, S. 393 ff. 
43 BVerfG, Beschluss vom 15.12.1997 = NJW 1998, S. 1775 (1776); Sodan, NZS 2003, S. 394. 
44 Vgl. Papier, NJW 2002, S. 2129 ff. 
45 Vgl. BVerfGE 6, 55 (76); 80, 81 (92); 87, 1 (35); Papier, NJW 2002, S. 2130. 
46 Vgl. BVerfGE 6, 55 (76); 82, 60 (81); BVerfGE 87, 1 (35). 
47 Lecheler, in: Isensee/Kirchhof, HStR, Bd. 6, § 133 Rn. 104. 
48 Lecheler, in: Isensee/Kirchhof, HStR, Bd. 6, § 133 Rn. 104; Rische/Terwey, DRV 1983, S. 278. 
49 BVerfGE 42, 121 (132). 
50 Lecheler, in: Isensee/Kirchhof, HStR, Bd. 6, § 133 Rn. 107. 
51 BVerfGE 40, 121 (132). 
52 BVerfGE 55, 114 (127). 
53 Lecheler, in: Isensee/Kirchhof, HStR, Bd. 6, § 133 Rn. 104. 
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können die sozialen Sicherungssysteme im Einzelnen auf die gesellschaftlichen und recht-
lichen Lebenssachverhalte Ehe und Familie nur beschränkt reagieren54. Daraus folgt, dass 
der Gesetzgeber im Rahmen seiner Gestaltungsfreiheit selbst bestimmen kann, auf welche 
Weise und inwieweit er den Schutz von Ehe und Familie verwirklichen will55. Nach An-
sicht des Bundesverfassungsgerichts geht die grundsätzliche Pflicht des Staates zur mate-
riellen Förderung der Familie nicht so weit, dass der Staat gehalten wäre, jegliche die Fa-
milie treffende Belastung auszugleichen oder jeden Unterhaltspflichtigen finanziell zu 
entlasten56. 
Über lange Zeit ist Art. 6 Abs. 1 GG in der Rechtsprechung für den verfassungsrechtli-
chen Schutz sozialversicherungsrechtlicher Positionen vor gesetzgeberischen Veränderun-
gen weitgehend wirkungslos geblieben57. Denn die konkreten Folgerungen für die Ver-
pflichtungen des Gesetzgebers im Sozialversicherungsrecht lassen sich nicht unmittelbar 
aus Art. 6 Abs. 1 GG ableiten58. Art. 6 Abs. 1 GG entfaltet seine Wirkkraft im Sozialrecht 
eher durch das Zusammenspiel mit Art. 3 Abs. 1 GG59. 
4.  Ergebnis 
Das Sozialstaatsprinzip gewinnt seine Bedeutung vor allem als Leitprinzip für die Aus-
legung anderer Verfassungsnormen60. Die Sozialversicherungsleistung wird als „besonders 
prägnanter Ausdruck des Sozialstaatsprinzips“61 anerkannt. Dieses Prinzips wird jedoch 
weder subjektiv-, noch objektiv-rechtlich gewährleistet62. Individuelle Ansprüche auf ein 
nicht geändertes Sozialversicherungssystem oder Rechte auf konkrete soziale Leistungen 
können ebenfalls nicht aus den Art. 1 Abs. 1 oder Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG immanenten 
Schutzpflichten abgeleitet werden63. Der Staat ist lediglich verpflichtet, Vorkehrung zum 
Schutz der grundrechtlichen Schutzgüter zu treffen, die nicht völlig ungeeignet oder völlig 
unzulänglich sind64. Eine konkrete gesetzliche Bindung aus Art. 6 Abs. 1 GG wird von der 
                                                 
54 BVerfGE 103, 242 (259) 
55 BVerfGE 21, 1 (6); Rische/Terwey, DRV 1983, S. 278. 
56 Vgl. BVerfGE 23, 258 (264); 28, 104 (113 f.); 40, 121 (132); 55, 114 (127); Rische/Terwey, DRV 1983, S. 
278. 
57 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 278. 
58 BVerfGE 82, 60 (81); 105, S. 313 (348 f.); Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 115; Wieland, 
VSSR 2003, S. 268. 
59 BVerfGE 87, 1 ff.; 103, 242 ff.; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 111; siehe unten 4. Kapitel II. 
3. a). 
60 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 19. 
61 BVerfGE 39, 302 (314). 
62 Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 331; Neumann, NZS 1998, S. 401. 
63 Storr, SGb 2004, S. 280; BVerfGE 39, 302 (314); BVerfG, Beschluss vom 15.12.1997 = NJW 1998, S. 
1775 f. 
64 Storr, SGb 2004, S. 280. vgl. unten 4. Kapitel IV. 
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Rechtsprechung ebenfalls abgelehnt. 
II.  Gleichheitssatz (Art. 3 GG) 
Nach Vorgabe des Art. 3 Abs. 1 GG ist ein strenger Prüfungsmaßstab anzulegen, wenn 
eine Ungleichbehandlung Auswirkungen auf grundrechtlich gesicherte Freiheiten hat, also 
in den Schutzbereich eines Grundrechts eingreift65. In diesem Zusammenhang sind fast alle 
Ungleichbehandlungen in bedarfsbezogenen Leistungssystemen grundrechtlich relevant, 
soweit sie sich entweder direkt auf Personen auswirken oder der Gesetzgeber in nach Art. 
12 GG oder Art. 14 GG geschützte Positionen (Rentenansprüche, Rentenanwartschaften, 
Arbeitslosengeld) eingreift 66 . Bei solchen grundrechtsbezogenen Ungleichbehandlungen 
muss der Gesetzgeber für seine Regelung gewichtige Rechtfertigungsgründe vorbringen 
können67. 
1.  Strenger Prüfungsmaßstab für die sozialversicherungsrechtlichen Rechtspositionen 
Das Erfordernis eines sachlichen Grundes für die Ungleichbehandlung wird entspre-
chend der oben erörterten Prüfungsintensität der Rechtfertigungsgründe relativiert. Exem-
plarisch dafür sind finanzielle Überlegungen, die nach früheren Urteilen des Bundesverfas-
sungsgerichts bei Leistungsgesetzen zulässig sind und bei diesen einen ausreichenden 
Differenzierungsgrund liefern68. Als Differenzierungsgrund für die Kürzung der Renten-
anwartschaften werden allerdings solche finanziellen Überlegungen, infolge deren dem ge-
setzgeberischen Spielraum engere Grenzen gesetzt sind, grundsätzlich als unzureichend 
eingestuft, wenn es um die Differenzierung nach Versichertengruppen und Eingriffe in die 
durch die Eigentumsgarantie geschützte Rechtspositionen geht69. 
a)  Verwaltungspraktikabilität als unzureichender Grund für differenzierte Leistungskür-
zungen 
Es ist zu berücksichtigen, dass nach der Rechtsprechung unter dem Gesichtspunkt der 
Verwaltungspraktikabilität bei der Leistungsberechnung einfachen Maßstäben eine beson-
dere Bedeutung für die Rechtfertigung der Differenzierung bei Sozialleistungsanrechten 
                                                 
65 Siehe oben 3. Kapitel III. 1. a). 
66 Zu den Auswirkungen auf die durch Art. 12 Abs. 1 GG geschützte Freiheit der beruflichen Tätigkeit, 
BVerfGE 62, 256 ff.; auf den durch die Eigentumsgarantie geschützte Anspruch des Studenten auf Ar-
beitslosengeld, BVerfGE 74, 9 (24). Vgl. auch Jarass, NZS 1997, S. 550; Hebeler, Generationengerech-
tigkeit, S. 146; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 91. 
67 Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrecht, § 39 Rn. 136 f. 
68 BVerfGE 75, 40 (72); 87, 1 (45). Die Ungleichbehandlung der Mütter der Geburtsjahrgänge vor und nach 
1921 und der Ausschluss der Väter von Kindererziehungsleistungen nach dem RV-Kindererziehungs-
leistungsgesetz sind verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. 
69 Jarass, NZS 1997, S. 550; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 91. 
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zukommt70. Dementsprechend hat das Bundesverfassungsgericht darauf abgestellt, dass 
„das fiskalische Bemühen, Ausgaben zu sparen“ zwar in aller Regel nicht ausreicht, um ei-
ne differenzierende Behandlung verschiedener Personengruppen zu rechtfertigen; sie sei 
aber hinnehmbar, wenn eine andere praktische Lösung nicht ersichtlich ist71. 
Bei der praktikabilitätsorientierten Abwägung spielt außerdem die weitgehende gesetz-
geberische Gestaltungsfreiheit bei Eingriffen in soziale Rechtspositionen mit. Dazu betont 
das Bundesverfassungsgericht bei der leistungsrechtlichen Differenzierung die Einschät-
zungsprärogative des Gesetzgebers bezüglich der tatsächlichen Umstände und Bedürfnisse, 
die zu einer Ungleichbehandlungsregelung führen72. Es hatte deswegen nicht zu entschei-
den, ob durch die angegriffene Differenzierung Nachteile entstanden sind, wie lange sie 
fortwirken, welche Maßnahmen als Ausgleich in Betracht kommen und ob es richtiger ge-
wesen wäre, einen Ausgleich auf andere Weise zu suchen73. Stattdessen überlässt es dem 
Gesetzgeber grundsätzlich die der Ungleichbehandlung zugrunde liegende Pauschalierung 
und Typisierung bei der Festsetzung des Leistungsanspruchs74. Nach diesem herkömmli-
chen Verständnis des Gleichheitssatzes werden die leistungsbezogenen Begünstigungen 
oder Benachteiligungen von Versichertengruppen nur ausnahmsweise für nichtig erklärt75. 
Die Zulassung von Differenzierungsgründen ist angesichts der finanziellen und praktischen 
Schwierigkeiten sowie weitgehender Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers großzügig. An 
dieser Ansicht wird daher kritisiert, dass der Gesetzgeber Gleichheit entweder durch die 
Aufhebung der Entziehung oder durch ihre Ausdehnung auf die sachwidrig verschont ge-
bliebene Gruppe wiederherstellen kann76. Die Gleichheitskontrolle wird dadurch entschärft, 
dass das Bundesverfassungsgericht im Sozialrecht Typisierungen und Pauschalisierungen 
in weiterem Umfang toleriert77. 
In der Massenverwaltung des Sozialrechts erfordert insbesondere die existenzsichernde 
Natur der Lohnersatzleistungen, dass die Feststellung der Leistungshöhe und die Auszah-
lung beschleunigt erfolgen78. Dem Gesetzgeber stehe zwar wegen der erörterten Besonder-
heiten im Sozialrecht ein Gestaltungsspielraum zu, der jedoch nicht pauschal weiter ist als 
                                                 
70 Vgl. Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrecht, § 39 Rn. 152. 
71 BVerfGE 87, 1 (46). 
72 BVerfGE 82, 126 ff.; 87, 1 ff. 
73 BVerfGE 43, 108 (123 f.); 61, 319 (354); 74, 163 (179 f.). 
74 BVerfGE 63, 255 (262); 74, 163 (179 f.); Heun, in: Dreier, GG, Bd. 1, Art. 3 Rn. 33. 
75 Neumann, NZS 1998, S. 409. 
76 Neumann, NZS 1998, S. 409. 
77 Wellkamp, ZfSH/SGB 2000, S. 394. 
78 Beispielsweise Arbeitslosengeld, BVerfGE 63, 255 (262). 
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in anderen Rechtsgebieten79. Durch die Entwicklung der elektronischen Datenverarbeitung 
ist manche Einzelberechnung möglich geworden, welche die Verwaltung früher nur typi-
sieren konnte80. Deswegen könnte sich das verfassungsrechtliche Gewicht der notwendigen 
Typisierung gegenüber seiner früheren Legitimationsbedeutung relativ reduziert haben81. 
Der bloße Verwaltungspraktikabilitätsgrund reicht dann nicht mehr aus, die Ungleichbe-
handlung zu rechtfertigen. 
b)  Striktere Kriterien für zulässige Typisierungen und Ungleichbehandlung 
Um die von der Literatur festgestellte hohe Prüfungsintensität, die das Bundesverfas-
sungsgericht fordert, für die Ungleichbehandlung bei der Beitragserhebung konsequent 
durchzuhalten, soll trotz der praktischen Erfordernisse der Verwaltung bei der Rechtferti-
gung der Ungleichbehandlung noch die Schwere der Beeinträchtigung der durch Art. 14 
Abs. 1 GG geschützten vermögenswerten Rechtspositionen ins Gewicht fallen. Daraus 
folgt die Forderung, dass der Gesetzgeber sich in den Grenzen zulässiger Typisierung hal-
ten muss. Bei der Typisierung der verschiedenen Sachverhalte muss der Gesetzgeber die 
Belange kleinerer Gruppen hinreichend berücksichtigen und darf nicht der für Massenver-
waltung notwendigen Typisierung einen zu großen Vorrang geben82. Plausibel wäre die 
Ansicht, dass für die bevorzugende Typisierungen ein größerer Spielraum besteht als für 
benachteiligende83. Dabei ist die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers aber kein Freibrief 
für die begünstigende Typisierung84. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts stellt eine Typisierung, die eine Gruppe sachwidrig bevorzugt, ebenso eine verfas-
sungswidrige Ungleichbehandlung dar85. 
Zu Recht hat das Bundesverfassungsgericht den Rechtfertigungsgrund einer typisieren-
den Betrachtungsweise des Gesetzgebers später strikter verwendet86. Eine zulässige Typi-
sierung setzt dann voraus, dass die durch sie eintretenden Härten und Ungerechtigkeiten 
nur eine verhältnismäßig kleine Zahl von Personen betreffen und der Verstoß gegen den 
Gleichheitssatz nicht sehr intensiv ist87. Je weniger Personen durch die Typisierung un-
gleich behandelt werden, desto mehr gesetzgeberischer Spielraum wird für die typisierende 
Beitragsgestaltung eingeräumt. Bei der Rechtfertigung der Ungleichbehandlung könne 
                                                 
79 Jarass, NZS 1997, S. 550. 
80 Wellkamp, ZfSH/SGB 2000, S. 394. 
81 Wellkamp, ZfSH/SGB 2000, S. 394. 
82 Wellkamp, ZfSH/SGB 2000, S. 394; Rüfner, NZS 1992, S. 84. 
83 Wellkamp, ZfSH/SGB 2000, S. 394; Sachs, NVwZ 1993, S. 345. 
84 Wellkamp, ZfSH/SGB 2000, S. 394. 
85 BVerfGE 82, 126 (152). 
86 Vgl. BVerfGE 102, 127 ff. 
87 BVerfGE 63, 119 (128); 84, 348 (360); 87, 234 (260 f.). 
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nicht ganz vernachlässigt werden, dass ein pauschalierter Betrag den Verlust sozialer Be-
sitzstände ausgleichen solle88. Wesentlich sei auch, ob die Härten nur unter Schwierigkei-
ten vermeidbar wären. Hierfür seien auch praktische Erfordernisse der Verwaltung von 
Gewicht89. Die Pauschalierungen werden dann verfassungsrechtlich eher bedenklich, wenn 
eine im Vergleich zur geltenden Norm ebenso praktikable Lösung denkbar ist, welche die 
Ungleichbehandlung jedoch deutlich vermindert90. Auch wenn einzelne Härtefälle hinzu-
nehmen sind, kann der Gesetzgeber gehalten sein, mit Hilfe gesetzlicher Härteklauseln 
bzw. Billigkeitsregelungen Vorsorge zur Vermeidung von Extremfällen zu treffen91. 
Ein neuer Prüfungsgesichtspunkt findet sich in der Argumentation des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Verfassungsmäßigkeit der Fingierung der Kirchsteuer als gewöhnlich an-
fallender Abzug vom Leistungsentgelt (§ 136 SGB III). Die Abgabe kann als für Arbeit-
nehmer typisch angesehen werden, „wenn er aufgrund statistischer Erkenntnisse davon 
ausgehen kann, dass die überwiegende Mehrheit der Arbeitnehmer die Abgabe zu zahlen 
hat und deren Abzug nicht sehr stark ins Gewicht fällt“92. Nach dieser Formulierung um-
fasst die quantitative Grenze zulässiger Typisierung nicht mehr eine „verhältnismäßig klei-
ne Zahl“ zu Unrecht Betroffener, sondern einen Anhaltspunkt, der den Lebensumständen 
der Mehrheit der Versicherten entspricht. Zuweilen lassen sich einzelne in der Rechtspre-
chung genannte Prozentsätze absoluter Grenzfälle aber angesichts der umfassenden, sach-
bereichs- und situationsspezifischen Abwägung nicht verallgemeinern93. Gleichwohl ist der 
gesetzgeberische Ansatz der Stichtagsregelungen durch die spätere Rechtsprechung be-
schränkt. Als Sonderform einer Typisierung „in der Zeit“ wirken Stichtagsregelungen als 
Instrument klar bestimmter zeitlicher Begrenzung etwa von finanziellen Leistungen94. De-
ren Einsatz in der Sozialversicherung ist unvermeidlich, so dass die mit der formellen 
                                                 
88 § 117 Abs. 2 AFG wurde als unzulässige Typisierung angesehen, da er die unterschiedslose Vermutung 
normierte, dass die Abfindung typischerweise nur Arbeitsentgelt enthält, BVerfGE 42, 176 (185 ff.); 
Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrecht, § 39 Rn. 159. 
89 BVerfGE 45, 376 (390); 63, 119 (128 f.); 84, 348 ff. 
90 Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrecht, § 39 Rn. 159. 
91 Osterloh, in: Sachs, GG, Art. 3 Rn. 111; Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeits-
förderungsrecht, § 39 Rn. 161. 
92 BVerfGE 90, 266 (238). 
93 Als begünstigende Typisierung nennt das Bundesverfassungsgericht 7,5% der zugleich selbstständig er-
werbstätigen Hausfrauen, die Begünstigte als möglicherweise ohne inneren Grund für die wirtschaftliche 
Erschütterung nach der Rechtsprechungen durch den Tod des Mannes bleiben, vgl. BVerfGE 17, 1 (25); zu 
Belastung durch verbrauchsabhängige Wassergebühren und -Beiträge arbeitet das Bundesverwaltungsge-
richt mit einer 10% Grenze, vgl. BVerwGE 68, 36 (38), Osterloh, in: Sachs, GG, Art. 3 Rn. 111 Fn. 206. 
94 Es verstößt nicht gegen Art 3 Abs. 1 GG, dass Zeiten der Kindererziehung im System der gesetzlichen 
Rentenversicherung nur für die nach dem 31.12.1920 geborenen Mütter und Väter anzurechnen waren, 
BVerfGE 87, 1 (43, 47); sowie dass bei Müttern der Geburtsjahrgänge ab 1921 die auf Kindererziehung 
beruhenden Leistungen auf die Sozialhilfe angerechnet werden, während dies bei Müttern der Geburts-
jahrgänge vor 1921 nicht der Fall ist, BVerfGE 97, 103 (114). 
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Starrheit eines Stichtages verbundene zwangläufige Härte grundsätzlich hinzunehmen ist. 
Voraussetzung ist allerdings, dass sich der Stichtag „am vorgegebenen Sachverhalt orien-
tiert“95 und im Hinblick auf das „System der Gesamtregelung“96 gerechtfertigt ist. Mangels 
Erforderlichkeit einer starren zeitlichen Abgrenzung kann sich hiernach auch eine Pflicht 
zur Schaffung angemessener Übergangsregelungen ergeben97. In diesem Problemfeld ist 
der Vertrauensschutz entscheidend98. 
Pauschalierungsverfahren zur Lösung der Ungleichbehandlung sind dem Gesetzgeber 
von Verfassungs wegen nicht verwehrt99. Diese dem Gesetzgeber zustehende Typisierung 
muss aber für den Zweck geeignet, im Hinblick auf den Verlust der benachteiligten Versi-
chertengruppe erforderlich und angemessen sein. 
2.  Der Gleichheitssatz als modales Abwehrrecht gegen Leistungskürzungen 
Nach herkömmlichem Verständnis des Bundesverfassungsgerichts begründet der 
Gleichheitssatz prinzipiell kein verfassungsrechtliches Gebot, ähnliche Sachverhalte in 
verschiedenen Ordnungszusammenhängen gleich zu regeln100. Eher ist er zum Schutz der 
sozial unterschiedlichen Verhältnisse von Menschen untereinander anzuwenden 101 . Der 
Schutz des Art. 3 Abs. 1 GG hat entsprechend ambivalente Züge102. Obwohl die Leistungs-
differenzierung im Sozialrecht einer hohen Prüfungsintensität des Gleichbehandlungsge-
bots unterfällt, hat die Auslegung des Gleichheitssatzes die systembedingte Ungleichheit 
zu respektieren103. Eine weitere Hürde ist die mit dem Abwehrcharakter verbundene inhalt-
liche Unschärfe. Der Gleichheitssatz enthält keine Aussage über die Schutzwürdigkeit des 
sozialen „Status quo“104. 
a)  Systembedingte Leistungsungleichheit 
aa) Ungleichbehandlung zwischen Pflichtversicherten und freiwillig Versicherten 
Die Sozialversicherung ist eine Grund- bzw. Mindestsicherung, die keinen vollen Risi-
                                                 
95 BVerfGE 58, 81 (126); 79, 212 (219); 87, 1 (43); Jarass, NZS 1997, S. 550. 
96 BVerfGE 44, 1 (21 f.); 80, 297 (311); 87, 1 (47); Jarass, NZS 1997, S. 550. 
97 Vgl. BVerfGE 29, 245 ff. – anlässlich der Aufhebung der Jahresarbeitsverdienstgrenze in der Rentenversi-
cherung der Angestellten ist eine Befreiungsmöglichkeit als Übergangsregelung statt Dauereinrichtung 
vom Gesetzgeber vorgesehen; BVerfGE 71, 364 (397 ff.) – Versorgungsausgleich; vgl. auch die abwei-
chende Meinung in BVerfGE 67, 1 (24 f.) – Herabsetzung des Emeritierungsalters in der Rentenversiche-
rung, Osterloh, in: Sachs, GG, Art. 3 Rn. 114. 
98 Jarass, NZS 1997, S. 550; Osterloh, in: Sachs, GG, Art. 3 Rn. 114. 
99 BVerfGE 92, 53 (73). 
100 BVerfGE 75, 78 ff.; vgl. BVerfGE 40, 121 (139 f.) m. w. N. 
101 BVerfGE 74, 163 ff.; Neumann, NZS 1998, S. 409. 
102 Bieback, KJ 1998, S. 175. 
103 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 81. 
104 Neumann, NZS 1998, S. 409. 
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koausgleich verwirklicht105. Die Ungleichbehandlung in der Beitragsbemessung zwischen 
den Pflichtversicherten und freiwillig Versicherten verstößt deswegen, wie oben festge-
stellt, nicht gegen den Gleichheitssatz, wenn der Zugang zum Versicherungsschutz grund-
sätzlich nur über eine auf kontinuierliche Sicherung des Lebensunterhalts angelegte Er-
werbsarbeit vermittelt wird106. Entsprechend wäre die leistungsrechtliche Benachteiligung 
freiwillig Versicherter gegenüber Pflichtversicherten verfassungsrechtlich nicht zu bean-
standen107. 
Bei der leistungsrechtlichen Benachteiligung wird der freiwillig Versicherte insbeson-
dere vom vorgezogenen Altersruhegeld ausgeschlossen. Um einem Anstieg der Beiträge 
durch Missbrauch der Sozialleistungssysteme vorzubeugen108, setzt der Anspruch auf Rente 
wegen teilweiser Erwerbsminderung nach §§ 43 Abs. 1 Nr. 2, 44 Abs. 1 Nr. 2 SGB VI (un-
ter anderem) voraus, dass der Versicherte in den letzten fünf Jahren vor Eintritt der Er-
werbsminderung drei Jahre Pflichtbeiträge (für eine versicherte Beschäftigung oder Tätig-
keit) entrichtet hat. Der Ausschluss der freiwillig Versicherten von der 
Erwerbsminderungsrente wurzelt in der herkömmlichen Auffassung des Bundesverfas-
sungsgerichts, die von unterschiedlichen Versicherungsverhältnissen zwischen Pflichtver-
sicherten und freiwillig Versicherten ausgeht109. So heißt es im Beschluss des Bundesver-
fassungsgerichts über die verschärften Anspruchsvoraussetzungen für diese vorgezogenen 
Renten durch das Haushaltsbegleitgesetz aus dem Jahre 1984: „Die Begünstigung der 
Pflichtversicherten lässt sich schon deswegen rechtfertigen, weil diese in der Regel nach 
Beitragszeit, Beitragsdichte und Beitragshöhe im wesentlich stärkeren Maße zur Versicher-
tengemeinschaft beigetragen haben und dabei ihren Verpflichtungen im Gegensatz zu den 
freiwillig Versicherten nicht ausweichen konnten“110. Die Gegenleistung der freiwillig Ver-
sicherten ist dann geringer oder weniger sicher als diejenige von Pflichtversicherten. Ein 
sachlicher Grund für die Ungleichbehandlung lässt sich aus dem Solidarprinzip ableiten, 
weil das Rentenversicherungssystem als Solidarsystem auf „verlässliche“ Beitragszahler, 
die stetigen Mittelzufluss garantieren und in gleichem Maße zur Stabilität des Systems bei-
tragen, angewiesen ist111. 
Ein plausibler Einwand gegen diesen Leistungsausschluss der freiwillig Versicherten 
                                                 
105 Rolfs, in: Gagel, SGB III, Bd. 2, § 341 Rn. 10; Scholz, in: Niesel, KassKomm, Bd. 2, § 159 SGB VI, Rn. 5. 
106  Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 81. Über die beitragsrechtliche Ungleichbehandlung zwischen 
Pflichtversicherten und freiwillig Versicherten siehe oben 3. Kaptitel III. 1. b) aa). 
107 So BVerfGE 75, 78 (102). 
108 Begründung des Gesetzes, BR-Drucks. 302/83, S. 59 f.; vgl. Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 145. 
109 BVerfGE 36, 102 (114); 75, 78 (101); Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 145 m. w. N.  
110 BVerfGE 75, 78 (101). 
111 Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 145 m. w. N. 
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lässt sich anhand der Bewertung der Beitragsleistungen nach §§ 64, 70, 71 SGB VI erken-
nen. Danach wirken sich die Beitragszeit und die Höhe der Beiträge sowie die Beitrags-
dichte, also das Verhältnis der mit Beiträgen belegten Monate zur gesamten Versiche-
rungszeit, ohne Differenzierung nach der Versichertenart auf die Höhe der Rente aus. 
Dementsprechend sind nach Rolfs die sich daraus typischerweise zwischen Pflicht- und 
freiwillig Versicherten ergebenden Beitragsunterschiede kompensiert112. Um der Entwick-
lung, die genannten Renten als „vorgezogenes Altersruhegeld zu sehen“, entgegenzuwir-
ken, erscheint außerdem eine weniger belastende Differenzierung mit der Ausübung einer 
beruflichen Tätigkeit schon zu genügen113. Ein solches besser geeignetes Mittel für die im 
Streit stehende Regelung führt aber nicht zu einer Verletzung von Grundrechten. Denn 
nach dem Bundesverfassungsgericht steht dem Gesetzgeber bei seiner Beurteilung über ei-
ne wirksame Lösung im Hinblick auf den Regelungszweck grundsätzlich eine Einschät-
zungsprärogative zu114. Aus dem Abwehrcharakter des Art. 3 Abs. 1 GG wird kein An-
spruch für die freiwillig Versicherten auf eine den Pflichtversicherten innerhalb der 
Solidargemeinschaft gleiche Belastung abgeleitet. Daher ist der Gesetzgeber nicht ver-
pflichtet, die Leistung des vorgezogenen Altersruhegeldes für freiwillig Versicherte mittels 
der Rentenversicherung zu gewährleisten. Insofern ist die Ungleichbehandlung der freiwil-
lig Versicherten zur Stabilisierung des Sozialversicherungssystems – unter der Prämisse 
der fehlenden Schutzpflicht der Sozialversicherung gegenüber dieser Versichertengruppe – 
gleichheitsrechtlich nicht zu beanstanden. 
Ähnliche Überlegungen hinsichtlich weniger „verlässlicher“ Beitragszahler im Solidar-
system könnten auch für geringfügig Beschäftigte gelten, die gemäß § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB 
VI auf ihre Versicherungsfreiheit verzichtet haben115. Eine vergleichbare Ausgrenzung der 
Erwerbsminderungsrente für die geringfügig Beschäftigten ist gesetzlich aber nicht vorge-
sehen. Das fehlende Interesse geringfügig Beschäftigter am Verzicht auf die Versiche-
rungsfreiheit und damit der Aufstockungsoption in der gesetzlichen Rentenversicherung 
belegt jedoch, dass der insoweit vermittelte Sozialversicherungsschutz von den Betroffe-
nen nicht als vordringlich angesehen wird116. Zu bezweifeln wäre dann, dass der Versiche-
rungsfall der Erwerbsunfähigkeit auf die geringfügige Beschäftigung zugeschnitten ist117. 
Die Schutzbedürftigkeit der geringfügig Beschäftigten für die Erwerbsminderungsrente in 
                                                 
112 Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 274. 
113 So Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 275. 
114 BVerfGE 75, 78 (102). 
115 Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 285 f. 
116 Rolfs, NZS 2000, S. 435. 
117 So Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 286. 
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der Rentenversicherung wird aber vom Gesetzgeber bejaht. Hinsichtlich eines möglichen 
Ausschlusses der Begünstigung von geringfügig Beschäftigten muss beachtet werden, dass 
der Gesetzgeber ebenfalls nicht verpflichtet ist, unter allen Umständen Ungleiches un-
gleich zu behandeln. 
bb) Unterschiedliche Leistungshöhe von Versicherten- und der Hinterbliebenenrente 
Die unterschiedliche Funktion der Lohnersatz- und Unterhaltsersatzleistungen hat das 
Bundesverfassungsgericht im Urteil über die Verfassungsmäßigkeit der erheblich differen-
zierten Höhe der Leistungen für Versicherte und Hinterbliebene festgestellt118. Nach § 67 
SGB VI beträgt die Hinterbliebenenrente prinzipiell 55% der Sozialversicherungsrenten 
des versicherten Ehegatten. Die Begünstigung der Hinterbliebenen bei den Rentenansprü-
chen beruht auf dem im System der Sozialversicherung angelegten Prinzip des sozialen 
Ausgleichs. Die Hinterbliebenenrente ersetzt in der Person des Berechtigten den Unterhalt, 
den der verstorbene Versicherte vordem aus seinem Einkommen geleistet hat119. Der Un-
terhaltsfunktion entspricht es daher, wenn dem verwitweten Ehepartner die Quote gewährt 
wird, die ihm nach seiner Stellung in der Familie vermutlich aus der Rente des Versicher-
ten zugeflossen wäre120. Der gleiche Rechtfertigungsgrund gilt auch für die Berücksichti-
gung des eigenen Einkommens des Hinterbliebenen als sachgerechten Anknüpfungspunkt. 
Damit wird ein kleiner Teil aller Hinterbliebenenrenten voll zum Ruhen gebracht, um den 
sozial Schwächeren eine relativ höhere Sicherung zukommen zu lassen121. Folglich hält das 
Bundesverfassungsgericht die Bestimmungen über die Anrechnung von Erwerbs- und Er-
werbsersatzeinkommen auf die Hinterbliebenenrente aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung für verfassungsmäßig122. 
b)  Systembedingte Gleichbehandlung aus dem Gedanken des Solidarausgleichs? 
Ob sich ein Anspruch auf eine systembedingte Gleichbehandlung hinsichtlich die Leis-
tungsbegünstigung nach Art. 3 Abs. 1 GG aus dem Gedanken des Solidarausgleichs ergibt, 
erklärt sich durch den Ansatz des Gleichheitssatzes als modales Abwehrrecht. Das macht 
das Beispiel der Regelung des Arbeitslosengeldes mit Kinderadditiven gegenüber der Re-
gelung beim Krankengeld deutlich. 
Eine kinderbezogene Begünstigung erfolgt bei der Bemessung von Arbeitslosengeld 
                                                 
118 BVerfGE 48, 346 (359). 
119 BVerfGE 97, 271 (287) unter Hinweis auf BVerfGE 17, 1 (10); 39, 169 (186 f.); 48, 346 (359); 66, 66 
(76); 75, 78 (107). 
120 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3Rn. 105. 
121 BVerfGE 97, 271 (292). 
122 Durch das Gesetz zur Neuordnung der Hinterbliebenenrenten sowie zur Anerkennung von Kindererzie-
hungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung (HEZG), BVerfGE 97, 271 (290 ff.). 
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nach § 129 Nr. 1 SGB III mit 67% des Nettoeinkommens für Arbeitslose mit Kindern ge-
genüber 60% für Arbeitslose ohne Kinder. Die verfassungsrechtliche Rechtfertigung für 
diese Begünstigung der Arbeitslosen mit Kindern123 kann von der Bedarfslage der Lohner-
satzleistung ausgehen. Bleibt die Leistung der Arbeitslosenversicherung für beide Versi-
chertengruppen hinter ihrem Bedarf zurück, kann jedoch die unterschiedlich hohe Befrie-
digung desselben nicht mit deren divergierender Höhe erklärt werden 124 . Diese 
Begünstigung der Arbeitslosen mit Kindern legt dann das Solidarprinzip nahe. Der Soli-
darausgleich rechtfertigt Leistungen für Tatbestände, die nach Struktur und Inhalt selbst 
einen Versicherungsfall darstellen könnten. Das durch § 129 Nr. 1 SGB III versicherte Se-
kundärrisiko ist das Risiko, im Falle der Arbeitslosigkeit mindestens ein minderjähriges 
oder noch in der Ausbildung befindliches Kind versorgen zu müssen, so dass sich der un-
terschiedliche Leistungssatz zugleich als Sicherung das Unterhalts des unterhaltsberechtig-
ten Kindes verstehen lässt125. Gleiche Gesichtspunkte gelten auch für die Erstattung der 
Kinderbetreuungskosten zur Förderung der beruflichen Weiterbildung nach § 83 SGB III. 
Die Leistung zur Absicherung des Sekundärrisikos stellt eine versicherungsfremde 
Leistung dar, dessen Finanzierung durch die Sozialversicherung von Verfassungs wegen 
nicht auszuschließen ist126. Das Sekundärrisiko kann aber wie das Primärrisiko im Rahmen 
des Solidarausgleichs versichert werden. Allerdings ist ein Arbeitsloser mit mindestens ei-
nem Kind nach § 129 Nr. 1 SGB III gegenüber kinderlosen Arbeitslosen privilegiert; der 
weitere Mehrbedarf von Versicherten mit zwei und mehr Kindern bleibt unberücksichtigt. 
Dies stellt die Frage nach der Förderung einer Ein-Kind-Familie127. Aus ökonomischer 
Sicht steht der mit der Differenzierung der Leistungen erzielte Anreiz im Vordergrund. Je 
höher die Kinderzahl, desto geringer müssen die Abstufungen im Leistungsniveau ausfal-
len, wenn die Versicherten ohne Kinder nicht unter das Sozialhilfeniveau fallen sollen. 
Daraus folgt, dass der finanzielle Anreiz geringer ist, ein zusätzliches Kind zu bekom-
men128. 
Anders als beim Arbeitslosengeld gilt die Berücksichtigung des Familienstandes und 
der Unterhaltspflichten des Versicherten nicht bei der Bemessung des Krankengeldes nach 
§ 47 SGB V129. Zur Begründung für diese Nichtberücksichtigung in der Krankenversiche-
                                                 
123 Vgl. BVerfGE 65, 255 (265 f.). Es geht mehr um dem Differenzierungsmaßstab mit einem unterhalts-
berechtigten und im Haushalt lebenden Kind, vgl. unten 4. Kapitel II. 3. b) bb) (2). 
124 Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 273. 
125 Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 272 f. 
126 Vgl. 3. Kapitel II. 2.b). 
127 Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 273; vgl. Burger, SozVers 1997, S. 177. 
128 Burger, SozVers 1997, S. 177. 
129 BVerfG, Beschluss vom 17.2.1997 - 1 BvR 1903/96 = NJW 1997, S. 2444 (2445). 
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rung hat das Bundesverfassungsgericht auf drei Argumente abgestellt. Erstens ging es da-
von aus, dass die Höhe des Krankengeldes vom zuvor erzielten beitragspflichtigen Ar-
beitsentgelt abhängig ist130. Zweitens sah es, dass der Familienlastenausgleich oder ein all-
gemeiner Solidarausgleich in der Krankenversicherung im umfangreichen Maße 
berücksichtigt wird, wenn Familienstand und Unterhaltslasten insoweit in die Berechnung 
von Beitragsbemessungsgrundlage und Nettoentgelt eingehen, als sie im Wege steuerrecht-
licher Vorschriften das Verhältnis von Brutto- zu Nettoentgelt beeinflussen, auch wenn 
Kinder (und zum Teil auch Ehegatten) im Grundsatz beitragsfrei mitversichert sind131. Zu-
letzt betonte das Gericht, dass das Hauptgewicht der Krankenversicherung auf Sachleis-
tungen ruht, die unabhängig von Familienstand, Kinderzahl oder der Höhe der geleisteten 
Beiträge erbracht werden, sofern sie medizinisch erforderlich sind132. Demgegenüber ma-
chen die lohnbezogenen Leistungen nur noch einen geringen Teil der Kostenaufwendun-
gen der Krankenversicherung aus133. 
Weil Art. 3 Abs. 1 GG nicht verlangt, Ungleiches unter allen Umständen ungleich zu 
behandeln, ist der allgemeine Gleichheitssatz nicht schon dann verletzt, wenn der Gesetz-
geber ihm mögliche Differenzierungen nicht vornimmt134. Das Bundesverfassungsgericht 
betont fortwährend, dass niemand allein daraus, dass einer Gruppe aus besonderem Anlass 
besondere Vergünstigungen zugestanden werden, für sich ein verfassungsrechtliches Gebot 
herleiten kann, genau dieselben Vorteile in Anspruch zu nehmen135. Familien- oder kinder-
bezogene Begünstigungen reichen nach dieser Ansicht des Bundesverfassungsgerichts in 
der Krankenversicherung aus. Somit ist eine derartige Krankengeldleistung nicht zwingend, 
da verfassungsrechtlich kinderbezogene Begünstigungen weder im Steuerrecht noch im 
Sozialrecht systematisch geboten sind136. Eine systembedingte Gleichbehandlung in der 
Leistungsbegünstigung kann sich mit dem Gedanken des Solidarausgleichs nicht allein aus 
Art. 3 Abs. 1 GG ergeben. 
c)  Das Versicherungsprinzip als konkretisierte Forderung des Gleichheitssatzes? 
Um die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers bei der Rechtfertigung der Benachteili-
                                                 
130 BVerfG, Beschluss vom 17.2.1997 - 1 BvR 1903/96 = NJW 1997, S. 2444 (2445) mit Hinweis auf 
BVerfGE 92, 53 (71 f.). 
131 BVerfG, Beschluss vom 17.2.1997 - 1 BvR 1903/96 = NJW 1997, S. 2444 (2445). 
132 BVerfG, Beschluss vom 17.2.1997 - 1 BvR 1903/96 = NJW 1997, S. 2444 (2445). 
133 Seit Inkrafttreten des Lohnfortzahlungsgesetzes vom 27.7.1969, vgl. BGBl. I S. 946. Vgl. BVerfGE 89, 
365 ff. 
134 Vgl. BVerfGE 4, 31 (42); 86, 81 (87); 90, 226 (239); BVerfG, Beschluss vom 17.2.1997 - 1 BvR 1903/96 
= NJW 1997, S. 2444 (2445). 
135 Vgl. BVerfGE 49, 192 (208); 50, 177 (191); 52, 264 (277); 60, 68 (79); 63, 255 ff. 
136 Vgl. BVerfGE 45, 104 ff.; Jäger, NZA 1990, S. 7. 
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gung durch Leistungsausschluss oder -kürzung enger zu begrenzen, plädieren einige Auto-
ren grundsätzlich für die Konvergenz von Beitragserhebung und Leistungsberechnung137 
sowie gegen die von der Beitragsäquivalenz abweichende Leistungsberechnung. Insoweit 
wird das Versicherungsprinzip als Konkretisierung des Gleichheitssatzes verstanden. Sie 
sichert die verhältnismäßige Gleichheit, nach der die Erbringung finanzieller Leistungen 
des Staates an seine Bürger grundsätzlich nach der individuellen wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit zu bemessen ist138. 
Demgegenüber ist die Forderung nach dem Versicherungsprinzip als vorrangigem 
Maßstab des Art. 3 Abs. 1 GG vom Bundesverfassungsgericht in seiner früheren Recht-
sprechung über die Überstunden bei der Berechnung des Arbeitslosengeldes139 ausdrück-
lich abgelehnt worden. Es sei nicht verfassungswidrig, dass sonstige Arbeitserträge bei der 
Berechnung der Lohnersatzleistungen außer Ansatz bleiben, obschon der Beitrag auch auf 
der Grundlage der Vergütung berechnet worden ist. Art. 3 Abs. 1 GG gebietet danach nicht, 
dass sich die in ihrer absoluten und relativen Höhe nicht sehr beträchtlichen Beitragsanteile 
leistungssteigernd auswirken140. Denn „der Gesetzgeber ist bei der Ausgestaltung sozial-
versicherungsrechtlicher Systeme von Verfassungs wegen nicht gehalten, Geldleistungen 
der Höhe nach in voller Äquivalenz zu den Beiträgen festzusetzen“141. Diese Ansicht des 
Bundesverfassungsgerichts ist in ständiger Rechtsprechung bestätigt worden; sie wird im 
Folgenden anhand konkreter Fälle beleuchtet. 
aa) Die fehlende Äquivalenz von Beitrag und Leistung im Rahmen der gesetzlichen Kran-
ken-, Arbeitslosen- und Rentenversicherung 
Zur Vereinbarkeit des Gleichheitssatzes mit den unterschiedlichen Beitragssätzen bei 
den Krankenkassen der gesetzlichen Krankenversicherung hat das Bundesverfassungsge-
richt darauf hingewiesen, dass die fehlende Äquivalenz von Beitrag und Leistung im Rah-
men der gesetzlichen Krankenversicherung solche Unterschiede zwangsläufig mit sich 
bringt und der Gesetzgeber daher nicht gehalten ist, die Unterschiede völlig einzuebnen 
oder dieses als Ziel anzustreben142. Dabei wird angeführt, dass sich in der gesetzlichen 
Krankenversicherung die Beitragshöhe zwar ebenfalls nach einem als Beitragssatz gekenn-
zeichneten Prozentsatz des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts richtet, die Leistungen sich 
                                                 
137 Vgl. Kokemoor, SGb 1996, S. 410; Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 276; Hase, Versicherungsprinzip und 
sozialer Ausgleich, S. 235; Becker, S. 283 ff.; Butzer, S. 333 ff.; Gitter, JZ 1996, S. 94 (96 f.); Wallerath, 
SGb 1995, S. 550. 
138 Becker, S. 77-82, 361. 
139 BVerfGE 51, 115 ff. 
140 BVerfGE 51, 115 (125). 
141 BVerfGE 51, 115 (122). 
142 BVerfGE 89, 365 (378 f.). 
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hier aber vor allem nach dem Maß der notwendigen Krankenbehandlung bestimmen143. 
In dem erwähnten Beschluss über die Verfassungsmäßigkeit der Anspruchsvorausset-
zungen für die Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrente nach dem Haushaltsbegleitgesetz 
1984 hat das Bundesverfassungsgericht die Folgerung aus dem Äquivalenzprinzip abge-
lehnt, gleich hohe Beitragsleistungen zur gesetzlichen Rentenversicherung müssten zu 
gleich hohen Rentenleistungen führen144. Denn die Rente sei eine Lohnersatzleistung, in 
der sich neben der erbrachten Beitragsleistung zugleich der allgemeine wirtschaftliche 
Leistungsstandard durch den jährlichen Anpassungsprozess niederschlägt. Die Höhe der 
Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung steht daher in aller Regel nicht in ei-
ner versicherungsmathematischen Äquivalenz zur absoluten Höhe der aufgewendeten Bei-
träge145. 
Im Beschluss zur Verfassungsmäßigkeit der Nichtberücksichtigung von Überstunden-
vergütungen bei der Berechnung von Arbeitslosengeld zeigt sich, dass die individuellen 
Beiträge als vorrangiger Maßstab nicht in Betracht kommen. Bei der Beitragsbemessung 
werden das individuelle Arbeitslosigkeitsrisiko und der einzelne Leistungsbedarf nicht be-
rücksichtigt. Angesichts der für die Arbeitslosenversicherung typischen kurzen Anwart-
schaftszeiten, des extrem kurzen Bemessungszeitraums und der üblicherweise kurzen Leis-
tungsbezugszeit 146  steht die Gesamtleistung an Arbeitslosengeld eben im Einzelfall 
typischerweise nicht in einer Beziehung zur jeweiligen Beitragsleistung147. Wegen der ge-
neralpräventiven Aufgaben der Bundesagentur für Arbeit, die mit den von allen Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern zu erhebenden Beiträgen eben nicht nur beitragsabhängige, 
sondern auch beitragsunabhängige Leistungen zu finanzieren hat148, verliert die Unter-
scheidung zwischen beitragsabhängigen und beitragsunabhängigen Leistungen ihre zentra-
le Bedeutung149. 
Die oben angeführten Entscheidungen führen die mangelnde Konvergenz zwischen 
Beitragserhebung und Leistungsberechnung darauf zurück, dass erstere vom Leistungsfä-
higkeits- und letztere vom Bedarfsprinzip ausgeht. Der Solidarausgleich rechtfertigt gerade 
die Beitrags- und Leistungsdifferenzen infolge der Leistungsfähigkeit und Bedürftigkeit, 
                                                 
143 BVerfGE 89, 365 (378 f.). 
144 BVerfGE 75, 78 ff. 
145 BVerfGE 76, 256 (300 ff., 304 ff.) 
146 BVerfGE 51, 115 (124); Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrecht, 
§ 39 Rn. 28, 170. 
147 BVerfGE 51, 115 (125). 
148 BVerfGE 53, 313 (328) – Gegenstand der zur gemeinsamen Entscheidung verbundenen Verfahren ist die 
Frage, ob es mit dem Grundgesetz vereinbar ist, dass Personen, die im Falle der Arbeitslosigkeit kein Ar-
beitslosengeld erhalten, gleichwohl verpflichtet sind, Beiträge an die Bundesanstalt für Arbeit zu leisten.  
149 BVerfGE 53, 313 (328).  
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nämlich die stärkere Belastbarkeit des Leistungsfähigeren und die stärkere Begünstigung 
des in größerem Maße Bedürftigen150. Die Verfechter des Äquivalenzprinzips erblicken im 
Solidarausgleich die Verletzung eines der Sozialversicherung zugrunde liegenden Prin-
zips151. 
bb) Rechtfertigung der von der Äquivalenz abweichenden Leistung 
Die Schwierigkeit der Anerkennung der Äquivalenz liegt in der Unklarheit der inhaltli-
chen Auseinandersetzung, welche Aufgaben noch den Beitragszahlern aufzulegen seien152. 
Ferner ist die Beitragsfinanzierung eine eigenständige, d. h. nach eigenen Maßstäben zu 
beurteilende Finanzierungsform, die keinen eigenständigen Bezugspunkt der Gruppenbil-
dung in der Gleichheitsprüfung rechtfertigen kann153. So zeigt sich in der Rechtsprechung, 
dass das Versicherungsprinzip zwar bei der Rechtfertigung der Ungleichbehandlung in Be-
tracht kommt, aber nicht unmittelbar zu bestimmten verfassungsrechtlichen Ergebnissen 
führt. Eine nicht beitragsäquivalente Gleichbehandlung wird in der Rechtsprechung wegen 
der Vielfältigkeit der Anwendungsfälle neben dem Beitrags-Leistungs-Mechanismus mit 
unterschiedlichen Argumenten gerechtfertigt. Dies wird im Folgenden gezeigt. 
(1)  Ausschluss von beitragsabhängigen Leistungen beim Arbeitslosengeld 
Personen, die im Falle der Arbeitslosigkeit kein Arbeitslosengeld erhalten, können 
gleichwohl verpflichtet sein, Beiträge an die Bundesagentur für Arbeit zu leisten. Zur Ver-
einbarkeit dieser Ungleichbehandlung mit Art. 3 Abs. 1 GG hat das Bundesverfassungsge-
richt auf die Gemeinsamkeit der Interessen zur Vermeidung der Doppelversorgung abge-
stellt. Dies ist nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts der Fall für die Bezieher 
von Knappschaftsausgleichsleistungen, denen diese beitragsabhängigen Leistungen nicht 
zugute kommen können, weil anderenfalls eine Überversorgung durch Leistungen mit glei-
cher Zweckbestimmung aus verschiedenartigen Sozialversicherungssystemen einträte154. 
Die Vermeidung der Überversorgung beruht im vorliegenden Fall vor allem auf der durch 
die Besonderheiten des Risikos der Arbeitslosigkeit geprägten gemeinsamen Interessenla-
gen aller abhängig Beschäftigten. Das Arbeitslosengeld als kurzfristige Lohnersatzleistung 
ist nach dem Bundesverfassungsgericht nicht als die allein wesentliche Leistung des frühe-
ren AFG (nunmehr SGB III) anzusehen. So muss seine Gewährleistung im Verhältnis zu 
anderen beitragsabhängigen, aber auch beitragsunabhängigen Leistungen nach diesem Ge-
                                                 
150 Ebsen, in: Schulin, HS-RV, § 5 Rn. 19. 
151 Vgl. BVerfGE 75, 78. 
152 Bieback, VSSR 2003, S. 33. 
153 Bieback, VSSR 2003, S. 33. 
154 BVerfGE 53, 313 (328 f.). 
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setz stehen155. Die Vermeidung der Doppelversorgung stellt daher einen vernünftigen, sich 
aus der Natur der Sache ergebenden Grund dar. Bei der im Rahmen der Verhältnismäßig-
keitsprüfung geforderten Güterabwägung ist noch das allgemeine Interesse der Solidarge-
meinschaft heranzuziehen. Eine derartige Doppelversorgung würde eine ungerechtfertigte 
Bevorzugung der Leistungsempfänger gegenüber den anderen betroffen Personengruppen 
darstellen156. Dabei muss die Schwere der Beeinträchtigung der Betroffenen bei dem Ruhen 
von sozialrechtlichen Ansprüchen zurücktreten157. 
In einem anderen Fall hat das Bundesverfassungsgericht die Ausgrenzung von Studen-
ten aus der Arbeitslosenversicherung allerdings als einen Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG 
gewertet158. Dabei wurden die Studenten, die in gleicher Weise alle Voraussetzungen für 
einen Anspruch auf Arbeitslosengeld erfüllten, generell vom Bezug des Arbeitslosengeldes 
ausgeschlossen 159 . Nach dem Bundesverfassungsgericht besteht für Studenten mit dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) zwar eine anderweitige – der Arbeitslosen-
versicherung gleichartige – soziale Absicherung; der Ausschluss von den Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung kann jedoch nicht durch das Leistungssystem des BAföG ausge-
glichen werden160. Die Leistungen, die Studenten nach dem BAföG in Form von Darlehen 
unter bestimmten Voraussetzungen vor Vollendung des dreißigsten Lebensjahres erhalten, 
sind mit den Ansprüchen auf Arbeitslosengeld wirtschaftlich und funktional nicht gleich-
zustellen. Die Zielsetzung der Vermeidung von Überversorgung als ein sich aus der Natur 
der Sache ergebender Grund kann deshalb in diesem Fall nicht überzeugend den aus-
nahmslosen Leistungsausschluss aller Studenten rechtfertigen.  
(2)  Nichtberücksichtigung von entrichteten Pflichtbeiträgen oder Arbeitseinkommen bei 
der Rentenberechnung 
Die Nichtberücksichtigung der während einer Ausfallzeit entrichteten Pflichtbeiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung bei der Rentenanrechnung stellt nach dem Bundes-
verfassungsgericht eine Ungleichbehandlung dar; denn der geleistete Beitrag beeinflusst 
nach dem in der Rentenversicherung geltenden Versicherungsprinzip die Rentenhöhe 
                                                 
155 BVerfGE 53, 313 (328). 
156 BVerfGE 53, 313 (328 f.), mit Hinweis auf BVerfGE 31, 185 (193 f.); vgl. Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 
276. 
157 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3Rn. 106. 
158 BVerfGE 74, 9 ff.  
159 Bezüglich § 118a Abs. 1 AFG a. F. Dagegen ist heutzutage die Vermutung, dass Schüler oder Studenten 
nur versicherungsfreie Beschäftigungen ausüben können, nach § 120 Abs. 2 SGB III unter bestimmten 
Voraussetzungen widerlegt. 
160 BVerfGE 74, 9 ff. 
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maßgeblich161. Aufgrund der unzulässigen Typisierung des Gesetzgebers, welche die durch 
die von der Rechtsprechung entwickelten Voraussetzungen – unvermeidbare, auf Härtefäl-
le sowie auf eine kleine Zahl begrenzte Ungleichbehandlungen – nicht erfüllt, ist Art. 3 
Abs. 1 GG durch die angegriffene Regelung verletzt162. 
Eine verfassungswidrige Typisierung des Gesetzgebers besteht auch bei der Regelung 
über die Entgeltkürzung und Begrenzung auf 70% des Durchschnittsentgelts für staats- und 
systemnahe Personen der ehemaligen DDR163 nach §§ 6 Abs. 2 und 3 und 7 Abs. 1 des Ge-
setzes zur Überführung der Ansprüche und Anwartschaften aus Zusatz- und Sonderversor-
gungssystemen des Beitrittsgebiets (AAÜG) vom 11. November 1993164. Danach findet das 
tatsächlich vom Betroffenen erzielte Bruttoentgelt keine vollständige Berücksichtigung. 
Die Begrenzungsregelung des § 6 Abs. 2 AAÜG führt zu einer Benachteiligung gegenüber 
Rentnern aus dem Beitrittsgebiet, deren tatsächlich erzieltes Arbeitsentgelt oder Ar-
beitseinkommen bei der Rentenberechnung nur durch die Beitragsbemessungsgrenze ge-
kappt wird, und solchen, die nur in der Sozialpflichtversicherung und der freiwilligen Zu-
satzrentenversicherung versichert waren 165 . Der Gesetzgeber verfolgte damit das Ziel, 
überhöhte Arbeitsentgelte oder -einkommen bestimmter Personengruppen aus Tätigkeiten, 
in denen diese im Vergleich mit anderen Personengruppen bei typisierender Betrachtung 
einen erheblichen Beitrag zur Stärkung oder Aufrechterhaltung des politischen Systems der 
DDR geleistet haben, nicht in vollem Umfang in die Rentenversicherung zu übernehmen 
und bei der künftigen sozialen Sicherung fortwirken zu lassen. 
Das vom Gesetzgeber verfolgte Ziel ist zwar einsichtig und legitim. Er verwendet je-
doch nach dem Bundesverfassungsgericht eine unzulässige Typisierung bei der Ausgestal-
tung der Erhöhungstatbestände für die Berücksichtigung der Arbeitsverdienste166. So führt 
das Gericht aus: „Zwar ist dem Gesetzgeber bei der Neuordnung sozialrechtlicher Rechts-
verhältnisse im Zusammenhang mit der Wiedervereinigung ein besonders großer Gestal-
tungsspielraum zuzubilligen, der weitgehende Typisierungen bei rentenrechtlichen Tatbe-
ständen gestattet.“ Allerdings fügt es hinzu: „Keinesfalls jedoch folgt aus der ‚Staats- und 
Systemnähe’ der Berufstätigkeit allein, dass diesen Personengruppen durchgängig Entgelte 
                                                 
161 Vgl. § 32 Abs. 7 Satz 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes zur Beseiti-
gung von Härten in den gesetzlichen Rentenversicherungen und zur Änderung sozialrechtlicher Vorschrif-
ten vom 9.6.1965, BGBl. I S. 476; BVerfGE 63, 119 (127.). 
162 BVerfGE 63, 119 (128 f.); Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 276 Fn. 329; vgl. oben 3. Kapitel III. 1. b). 
163 Nämlich die Personen, die durch ihre Tätigkeiten „besonderen Beiträge“ zur Stärkung des Regimes der 
DDR geleistet haben, vgl. BVerfGE 100, 59 (87). 
164 BGBl. I S. 1674, in Kraft getreten am 1.1.1997. 
165 BVerfGE 100, 59 (90). 
166 BVerfGE 100, 59 (94 f.). 
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gezahlt worden sind, die nicht durch Arbeit und Leistung gerechtfertigt und insoweit ‚ü-
berhöht’ waren“167. Dieser Typisierungsfehler wurde nach dem Bundesverfassungsgericht 
mit § 6 Abs. 2 und § 6 Abs. 3 Nummer 8 des zweiten AAÜG-Änderungsgesetz vom 27. 
Juli 2001168 vom Gesetzgeber nicht korrigiert, sondern noch verstärkt169. Aufgrund der ver-
fassungswidrigen Ungleichbehandlung hat das Bundesverfassungsgericht den Gesetzgeber 
beauftragt, bis zum 30. Juni 2005 eine verfassungsgemäße Regelung zu treffen170. Entspre-
chend erhielt § 6 Abs. 2 und Abs. 3 des AAÜG nach dem ersten Gesetz zur Änderung des 
AAÜG vom 21. Juni 2005 eine neue Fassung 171. Die Neuregelung beschränkt die bisher 
generell für Zeiten der Zugehörigkeit zu einem „systemnahen“ Sonder- und Zusatzversor-
gungssystem bei Erreichen einer bestimmten Verdiensthöhe geltende Entgeltbegrenzung 
auf diejenigen Zeiten, in denen Funktionen auf den höchsten Ebenen des politischen Sys-
tems der DDR ausgeübt wurden. Allerdings hat der Gesetzgeber den im neuen § 6 Abs. 2 
AAÜG benannten Personenkreis noch einmal erheblich ausgeweitet, um damit sämtliche 
Personengruppen einzubeziehen, die in der DDR gegenüber Mitarbeitern des Ministeriums 
für Staatssicherheit faktisch oder rechtlich weisungsbefugt waren172. 
Verfassungsrechtlich problematisch ist weiterhin die durch § 7 Abs. 1 Satz 1 AAÜG in 
der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Renten-Überleitungsgesetzes vom 18. Dezem-
ber 1991173 für Angehörige des Sonderversorgungssystems des Ministeriums für Staatssi-
cherheit bzw. des Amtes für Nationale Sicherheit vorgenommene Begrenzung der berück-
sichtigungsfähigen Arbeitsentgelte oder -einkommen auf 70% des jeweiligen 
Durchschnittsentgelts im Beitrittsgebiet. Dies ist mit Art. 3 Abs. 1 und Art. 14 Abs. 1 GG 
nicht vereinbar und damit nichtig, soweit für die Rentenberechnung das zugrunde zu le-
gende Arbeitsentgelt oder -einkommen unter das jeweilige Durchschnittsentgelt im Bei-
trittsgebiet abgesenkt wird174. Denn die Absenkung unter den Durchschnitt wird von dem 
mit § 7 Abs. 1 Satz 1 AAÜG verfolgten Zweck nicht getragen. Dass Arbeitsentgelte oder -
einkommen bei allen von § 7 AAÜG erfassten Personen wegen politischer Begünstigung 
schon dann überhöht waren, wenn sie 70% des Durchschnittsentgelts überstiegen, ist nicht 
                                                 
167 BVerfGE 100, 59 (95). 
168 BGBl. I S. 1939. 
169 BVerfG, Beschlüsse vom 23.6.2004 - 1 BvL 3/98, BvL 9/02, 1 BvL 2/03. 
170 BVerfG, Beschlüsse vom 23.6.2004 - 1 BvL 3/98, BvL 9/02, 1 BvL 2/03; vgl. Brandt, NZS 2004, S. 507. 
171 BGBl. I S. 1672 f., in Kraft getreten am 1.7.2005.  
172 Vgl. Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Gesundheit und Soziale Sicherung vom 11.5. 
2005, BT-Drucks. 15/5488, S. 1. 
173 BGBl. I S. 2207. 
174 BVerfGE 100, 138 ff. 
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erkennbar175. 
(3)  Ruhensregelung der Nichtauszahlung der Rente für Ausländer ins Ausland 
Eine Ungleichbehandlung liegt vor, wenn Ausländern im Ausland ihre Rente nicht aus-
gezahlt wird und auch keine Ansprüche auf eine angemessene Erstattung der Beiträge vor-
gesehen sind, obwohl sie – meist als Pflichtversicherte – unter den gleichen Voraussetzun-
gen Rentenansprüche wie andere Versicherte erworben haben 176 . Mit einer solchen 
Regelung verfolgt der Gesetzgeber das außenpolitische Ziel, den Abschluss von Sozialver-
sicherungsabkommen auf Gegenseitigkeit zu erleichtern. Die Ungleichbehandlung der ver-
sicherten Ausländer wurde als Druckmittel dafür eingesetzt, dass deutschen Staatsangehö-
rigen ihre im Ausland erworbenen Rentenansprüche auch in Deutschland ausgezahlt 
werden177. 
Eine solche außenpolitische Zielsetzung liegt aber außerhalb der Sphäre des Versicher-
ten178. Die Ruhensregelung ist damit unangemessen. Denn der Anspruch eines Versicherten 
kann nicht als „Faustpfand“ für die berechtigten Anliegen anderer verwendet werden. 
Auch wenn dem Gesetzgeber, namentlich bei außenpolitischen Zielsetzungen, ein beson-
ders großer Gestaltungsspielraum zukommt, kann er durch Beiträge erworbene Ansprüche, 
die einem Versicherten persönlich zustehen, nicht zurückhalten, um Deutschen die Reali-
sierung völlig anderer Ansprüche zu ermöglichen. Daher liegt kein sachlich hinreichender 
Differenzierungsgrund vor. Nach § 210 Abs. 1 Nr. 2 SGB VI werden dem ausländischen 
Versicherten die Beiträge erstattet, wenn er weniger als 60 Monate Beiträge zur deutschen 
Rentenversicherung geleistet und somit keinen Anspruch auf Zahlung einer deutschen 
Rente erworben hat. 
(4)  Nichtberücksichtigung von Einmalzahlungen 
Die Befürworter der grundrechtlichen Anerkennung des Versicherungsprinzips179 beru-
fen sich insbesondere auf den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahre 
1995, der die sozialversicherungsrechtliche Behandlung einmalig gezahlten Arbeitsentgelts 
betraf180. Danach wurde Art. 3 Abs. 1 GG durch die Heranziehung von einmalig gezahltem 
Arbeitsentgelt zu Sozialversicherungsbeiträgen ohne gleichzeitige Berücksichtigung bei 
der Berechnung kurzfristiger Lohnersatzleistungen verletzt. Nach § 23a SGB IV wurden 
                                                 
175 BVerfGE 100, 138 (167). 
176 BVerfGE 51, 1 ff.; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 104. 
177 BVerfGE 51, 1 (25). 
178 BVerfGE 51, 1 (26). 
179 Kokemoor, SGb 1996, S. 410 ff.; Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 275 f.; vgl. auch Schlenger, S. 6 ff. 
180 BVerfGE 92, 53 (70). Zur Problematik, vgl. Schlegel, NZS 1997, S. 201; ders., DStR 2000, S. 1353. Dazu 
Kritik, Ebsen, NZS 1997, S. 441 ff.; Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 235; Wieland, 
VSSR 2003, S. 263. 
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Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung und zur Arbeitsförderung er-
hoben; diese blieben aber bei der Berechnung kurzfristiger Lohnersatzleistungen, wie dem 
Arbeitslosen-, Unterhalts- und Krankengeld oder Übergangsgeld bei medizinischen Reha-
bilitationsmaßnahmen in der Rentenversicherung unberücksichtigt 181. Auf den ersten Blick 
erscheint es danach naheliegend, dass der Gleichheitssatz nach dem Versicherungsprinzip 
verlangt, dass alle bezahlten Beiträge bei der Leistungsberechnung berücksichtigt werden 
müssen. 
Auf diesen Aspekt geht das Bundesverfassungsgericht jedoch nicht ein; vielmehr stellt 
es allein darauf ab, dass es an einem rechtfertigenden Grund für die Ungleichbehandlung 
der Versicherten durch die Nichtberücksichtigung der Beitragsanteile bei der Leistungsbe-
rechnung fehlt182. Versicherte mit insgesamt gleicher wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit 
und gleich hoher Beitragspflicht werden bei der Berechnung kurzfristiger Lohnersatzleis-
tungen unterschiedlich behandelt, da sich die beitragsbelasteten Einmalzahlungen anders 
als Arbeitsentgelt nicht leistungssteigernd auswirken183. So erhalten die Versicherten, deren 
Einmalzahlungen ganz oder zum Teil der Beitragspflicht unterliegen, hinsichtlich kurzfris-
tiger Lohnersatzleistungen aus diesen Beiträgen keine Leistungen, während Versicherte, 
die lediglich aus laufendem Arbeitsentgelt Beiträge zahlen, voll in den Genuss äquivalenter 
Leistungen gelangen184. 
Bei dieser Ungleichbehandlung ist die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der zentrale 
Anknüpfungspunkt im Sozialversicherungsrecht. Sie ist einerseits Maßstab für die Heran-
ziehung zu Beiträgen; andererseits ist die durch den Versicherungsfall verursachte Einbuße 
an wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit Maßstab für die Berechnung von Lohnersatzleistun-
gen185. Dem Gleichheitssatz wird dabei dadurch Rechnung getragen, dass alle Versicherten 
demselben, insgesamt differenzierten Berechnungsmodus der Leistungsfähigkeit bzw. des 
Erfolgswerts der Arbeitserträge innerhalb ein und derselben Versichertengruppe im Bei-
trags- und Leistungsbereich unterworfen sind186. 
In einem späteren Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Beitragspflicht von Ein-
malzahlungen im Jahre 2000 wird betont: „der Erfolgswert von beitragspflichtigem einma-
lig gezahltem Arbeitsentgelt muss nicht zwingend im Rahmen des Berechnungsfaktors ge-
sichert werden, nach dem die sonstigen beitragspflichtigen Arbeitsentgelte bei der 
                                                 
181 Vgl. die alten Fassungen von § 112 Abs. 1 2 AFG, § 47 Abs. 2 Satz 1 SGB V, § 21 Abs. 1 SGB VI.  
182 BVerfGE 92, 53 (69). 
183 BVerfGE 92, 53 (69). 
184 BVerfGE 92, 53 (69). 
185 BVerfGE 92, 53 (71 f.); Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 108. 
186 Vgl. auch Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 235. 
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Bemessung berücksichtigt werden“187. Diese Formulierung entspricht der ständigen Zu-
rückhaltung des Bundesverfassungsgerichts zur verfassungsrechtlichen Einforderung der 
Beitragsäquivalenz. Es wurde nicht zu der Frage Stellung genommen, ob die Lohnersatz-
leistungen sich an den geleisteten Beiträgen orientieren müssen oder ob die Beitragsäqui-
valenz sogar verfassungsrechtlich gewährleistet wird188. Gefordert ist nur ein gerechter Er-
folgswert nach der gleichen Bewertung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit bei der 
Beitrags- und Leistungsbemessung: So heißt es im Urteil: „Wenn es der Gesetzgeber dabei 
belässt, die Höhe der jeweiligen Lohnersatzleistung grundsätzlich an den beitragspflichti-
gen Arbeitsentgelten zu orientieren, müssen alle Arbeitsentgeltbestandteile, die der Bei-
tragspflicht unterworfen werden, einen grundsätzlich gleichen Erfolgswert haben“ 189 . 
Gleichheitsrechtlich entscheidend ist dann, ob Rechtfertigungsgründe für die unterschiedli-
che Definition der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ersichtlich sind190. Hier könnte aller-
dings die Berechnung kurzfristiger Lohnersatzleistungen aus Praktikabilitätsgründen ge-
rechtfertigt werden191. Dies ist aber nicht der Fall, denn ihre Zahlung kann so lang andauern, 
dass auch die Berücksichtigung entsprechend längerer Zeiträume geboten erscheint192. Als 
nicht überzeugend erachtet das Gericht ebenso das Argument in der Begründung des Ge-
setzentwurfs, dass Einmalzahlungen nach der zwischenzeitlichen wirtschaftlichen Ent-
wicklung nicht mehr zum Arbeitsentgelt gehören, das der Arbeitslose realistischerweise 
erzielen könnte193. Daher darf der Gesetzgeber „nicht relativ komplizierte Methoden der 
Beitragsberechnung zu Lasten der mit der Beitragsabführung befassten Arbeitgeber einfüh-
ren“194. 
Wie in den beiden Urteilen zur Beitragspflicht von Einmalzahlungen195 deutlich wird, 
ist zu sehen, dass die Argumentation des Bundesverfassungsgerichts streng auf den 
Gleichheitssatz beschränkt ist196. Hinsichtlich der kurzfristigen Lohnersatzleistungen, die 
mangels verfassungsrechtlichem Gebot nicht beitragsäquivalent bemessen werden müssen, 
sah es jedoch einen Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG als gegeben an, wenn für Äquivalenz-
abweichungen bei Versichertengruppen mit gleicher Beitragsleistung ein hinreichender 
                                                 
187 BVerfGE 102, 127 (144). 
188 Wernsmann, DRV 2001, S. 69; Bieback, VSSR 2003, S. 32; Jäger, NZS 2003, S. 228. 
189 BVerfGE 102, 127 (143 ff.). 
190 BVerfGE 92, 53 (68 ff.). 
191 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 108. 
192 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 108. 
193 BVerfGE 102, 127 (132, 143). Vgl. die Begründung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. zum Einmalzahlungsgesetz, BT-Drucks. 13/5062, S. 6 f. 
194 BVerfGE 92, 53 (73). A. A. Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 276 mit dieser Aussage des Bundesverfas-
sungsgerichts als Beweis der Anerkennung des Versicherungsprinzips. 
195 BVerfGE 92, 53 ff.; 102, 127 ff. 
196 Bieback, VSSR 2003, S. 32. 
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sachlicher Grund nicht ersichtlich ist. 
Im Vordergrund steht daher, die strenge gleichheitsrechtliche Verhältnismäßigkeitsprü-
fung durch die Verfassungsgerichtsbarkeit zu kontrollieren als eine individuelle Beitrags-
äquivalenz von Verfassungs wegen einzufordern. Damit lässt sich die verhältnismäßige 
Gleichheitsprüfung aus der Überlegung am gemeinsamen Interesse nicht eindimensional 
auf das individuelle Beitrags-Leistungs-Verhältnis verengen. Ebenfalls verbleibt dem Ge-
setzgeber für die Vielfältigkeit der Funktionen des Leistungsrechts noch Gestaltungsspiel-
raum, durch Leistungskürzung bzw. -ausschluss zur gerechten Aufgabenverteilung und -
erfüllung der Sozialversicherung beizutragen.  
cc) Von Versicherungsprinzip und Solidarausgleich geprägte Systemgerechtigkeit? 
Das geltende Sozialversicherungsrecht ist vom Versicherungsprinzip und dem fürsor-
georientierten Prinzip des sozialen Ausgleichs geprägt. Der Ablehnung des Versicherungs-
prinzips als gleichheitsrechtliches Gebot steht aber die Auffassung nicht entgegen, dass 
nach dem Versicherungs- bzw. Äquivalenzprinzip gleichen Beiträgen ein prinzipiell glei-
cher Versicherungsschutz entsprechen müsse197. Dies ist zwar das Basisprinzip einer Versi-
cherung, es kann aber nicht als absoluter, sondern nur als relativer Bezugspunkt der Prü-
fung des Gleichheitssatzes verwendet werden198. Dem Versuch, das Versicherungsprinzip 
verfassungsrechtlich zu verankern, liegt unvermeidlich dort ein Hindernis im Weg, wo der 
Solidarausgleich ausgeprägt ist. So wird die individuelle Gegenseitigkeit von Beiträgen 
und Leistungen durch ein anderes wichtiges Merkmal der Sozialversicherung – dem Ge-
danken des sozialen Ausgleichs – beschränkt199. Dementsprechend wird angenommen, die 
Forderung nach beitragsäquivalenten Leistungen müsse zurücktreten, wenn aufgrund der 
Sozialversicherung eine Beitragsgestaltung ohne Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Risikoanfälligkeit der Versicherten gerechtfertigt ist200. Dies ist vor allem bei der Diskussi-
on der versicherungsfremden Leistungen der Fall, die gerade dadurch gerechtfertigt ist, 
dass aus den Beitragszahlungen Leistungen an Personen finanziert werden, die dafür keine 
Beiträge gezahlt haben. Eine verfassungsrechtliche Stütze dafür, dass die Versicherten im 
Maße ihrer Beitragszahlung gleiche Leistungen der Versicherung in Anspruch nehmen 
können201, ergibt sich nicht aus dem herkömmlichen Verständnis des Abwehrcharakters des 
Art. 3 Abs. 1 GG. Eine sozialstaatliche Schutzpflicht, die aus den Grundrechten abgeleitet 
                                                 
197 Krause, in: Festgabe sozialgerichtlicher Rechtsprechung, S. 591 f. 
198 Bieback, VSSR 2003, S. 32. 
199 Jarass, NZS 1997, S. 551. 
200 Vgl. Bieback, VSSR 2003, S. 33. So auch Becker, S. 157 f., 365. 
201 So Niemeyer, NZS 1998, S. 106; Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 284 f. 
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und dann etwa die Einbeziehung der Rentenleistung für die Kindererziehungszeiten recht-
fertigt, stellt einen Sonderfall dar202. In diesem Sinne hat das Versicherungsprinzip hin-
sichtlich des gleichheitsrechtlichen Gebots des Versicherungsschutzes in der Sozialversi-
cherung einen nur geringen Stellenwert203. 
Vor diesem Hintergrund ist die Ansicht zu verstehen, dass die Ausprägung des Sozial-
versicherungssystems durch die beiden Prinzipien nicht bedeutet, dass sich das „Sys-
tem“ der Sozialversicherung in der Verwirklichung jener zwei Prinzipien erschöpft und 
grundsätzlich jede gesetzliche Regelung schon als systemwidrig bezeichnet werden müsste, 
die sich nicht eindeutig dem einen oder anderen Prinzip zuordnen lässt204. Denn der Ge-
setzgeber ist nicht gehalten, an einem einmal gewählten System für immer festzuhalten 
und eine Neubewertung unter geänderten Umständen zu unterlassen205.  
Nach der Rechtsprechung führt die Systemwidrigkeit für sich allein noch nicht zu ei-
nem Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG. Eine Verletzung der vom Gesetz selbst statuierten 
Sachgesetzlichkeit kann danach aber einen solchen Verstoß indizieren206. Die Sachgesetz-
lichkeit verdichtet sich zur Systemgerechtigkeit, wenn der Gesetzgeber für gewisse Le-
bensbereiche ein bestimmtes System, beispielsweise ein System der einkommensbezoge-
nen Lohnersatzleistungen schafft und sich aus dem Gesetzeswerk eine Grundkonzeption 
herleiten lässt207. Bedenklich ist daher nicht die Systemänderung, sondern nur die System-
durchbrechung. Die Systemdurchbrechung ist Indiz für eine gleichheitswidrige Regelung, 
wenn der Abweichung keine vernünftigen Kriterien zugrunde liegen208. Denn um Wer-
tungsbrüche innerhalb einer einheitlichen Rechtsordnung zu vermeiden, müssen sich späte-
re Regelungen an einem fortgeltenden früheren Programm orientieren209. Diese verfas-
sungsrechtliche Forderung zielt auf eine Prinzipientreue des Gesetzgebers210 und auf ein 
Verbot legislatorischer Inkonsequenz – dem Verbot des „venire contra factum proprium“; 
eine Bindung des Gesetzgebers an die Gestaltungstradition und die eigene Gestaltungsent-
scheidung würde auch Rechtssicherheit und Vertrauensschutz im sozialen Rechtsstaat ga-
rantieren211.  
                                                 
202 Bieback, VSSR 2003, S. 32; vgl. BVerfGE 87, 1 (39). 
203 Bieback, VSSR 2003, S. 32. 
204 Vgl. Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 93; Bieback, KJ 1998, S. 176 m. w. N.; BVerfGE 66, 214 
(223). 
205 Merten, in: Schulin, HS-KV, § 5 Rn. 103. 
206 BVerfGE 66, 214 (223); vgl. Bieback, KJ 1998, S. 176 m. w. N.  
207 Merten, in: Schulin, HS-KV, § 5 Rn. 103; vgl. unten 4. Kapitel III. 3. c) cc) (3). 
208 Merten, in: Schulin, HS-KV, § 5 Rn. 103. 
209 Merten, in: Schulin, HS-KV, § 5 Rn. 103. 
210 Nämlich den Grundsatz der Verlässlichkeit des Gesetzes in: BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1476). 
211 Bieback, KJ 1998, S. 176. 
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Aus dem Rechtsstaatsprinzip, dem Grundsatz des Vertrauensschutzes, dem Verbot le-
gislatorischer Inkonsequenz sowie dem Art. 3 Abs. 1 GG folgt also das an den Gesetzgeber 
gerichtete Gebot, eingeleitete und stetig praktizierte Eingriffsziele kontinuierlich weiterzu-
verfolgen und jedenfalls nicht abrupt und übergangslos aufzugeben212. Hinsichtlich der 
Systemgerechtigkeit ist daher die Systemkontinuität, nämlich die allgemein-
rechtsstaatliche Kontinuitätsverpflichtung des sozialgestaltenden Gesetzgebers verfas-
sungsrechtlich relevant. Die Abweichung von den Ordnungsprinzipien – dem Versiche-
rungsprinzip und dem Solidarausgleich – begründet für sich allein jedoch noch keinen Ver-
stoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG. 
d)  Gebot der Generationengerechtigkeit? 
Während zur Sicherung des Lebensunterhalts im Alter die Beitragssätze im Laufe der 
Jahre immer mehr stiegen und die jüngeren Versicherten dafür relativ höhere Beiträge ent-
richten mussten und müssen, werden zugleich den künftigen Rentenjahrgängen Leistungs-
kürzungen auferlegt, also gerade den Personen, die höhere Beiträge zu entrichten haben213. 
Hier liegt ein Gerechtigkeitsdefizit zwischen den Generationen vor. Es kommt zu einer Be-
lastung der jüngeren und mittleren Jahrgänge und Begünstigung der älteren Jahrgänge. 
Dementsprechend wird die Beachtung des Gebots der Generationengerechtigkeit im 
Schrifttum214 gefordert. Der Gesetzgeber sei danach durch Art. 3 Abs. 1 GG angehalten, 
Reformmaßnahmen dahin zu ergreifen, Generationengerechtigkeit dadurch herzustellen, 
dass auch heutige Bestandsrentner an den unumgänglichen finanziellen Konsolidierungs-
maßnahmen zu beteiligen seien215. Denn keine Generation ist verfassungsrechtlich insoweit 
als strukturell sozial schwächer oder schutzbedürftiger als eine andere anzusehen, als dass 
sie in solchem großen Umfang bevorteilt werden dürfte, wie dies nach derzeitiger Rechts-
lage für die Zukunft absehbar ist. Der Gleichheitssatz gestatte es also nicht, die Generation 
der Aktiven mit Beiträgen zu belasten, wie sie der Rentnergeneration nicht zugemutet 
wurden, und ihr zudem die Aussicht auf gleichwertige Leistungen zu verweigern216.  
Das Problem der Generationengerechtigkeit besteht darin, ob das Gerechtigkeitsdefizit 
zwischen den Generationen – für das eher der Gesetzgeber Verantwortung tragen muss – 
gleichheitsrechtlich vermeidbar ist. Einfachgesetzlich ist es nicht angelegt, jeder Jahr-
gangskohorte ein exakt gleiches Beitrags-Leistungsverhältnis zu gewährleisten. Wenn das 
                                                 
212 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 62; Rische/Terwey, DRV 1983, S. 290. Vgl. unten 4. Kapitel 
IV. 4. 
213 Jarass, NZS 1997, S. 551. 
214 Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 146 ff.; Becker, S. 348, 373, vgl. auch S. 285-300. 
215 Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 146 f., S. 151. 
216 Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 122; Krause, Eigentum, S. 44. 
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in der Rentenversicherung seit 1957 geübte Umlageverfahren verfassungsrechtlich nicht zu 
beanstanden ist217, lässt sich die von einer strikten Äquivalenz ausgehende These nicht an-
nehmen, dass durch die Ausrichtung der Beitragsbemessung am Bedarf einer anderen Ge-
neration gegen die verhältnismäßige Gleichheit verstoßen wird. Praktisch gesehen, dürfte 
die Vermeidung des Gerechtigkeitsdefizits zwischen den Generationen kaum möglich 
sein218. Die Gesellschaft ist so starken Veränderungen unterworfen, dass man unter Gleich-
heitsaspekten im Laufe der Zeit bekanntermaßen weder zweimal in denselben Strom stei-
gen kann, noch zweimal dasselbe Verhältnis von Beitrag und Leistung vorfindet219. Selbst 
wenn man mit Recht annimmt, dass die ungünstige Altersstruktur der Bevölkerung bereits 
seit ca. 15 Jahren schicksalhaft für die Finanzen der gesetzlichen Rentenversicherung ist220, 
liegt noch eine Unbestimmtheit in der zukünftigen Gestaltung des Systems, die für den 
globalen Generationenvergleich im Sozialversicherungssystem auch wichtig ist. Wie soll 
berücksichtigt werden, ob bis zum Jahr 2030 ein und dasselbe Leistungssystem im Laufe 
der Zeit durch weitere Systeme ergänzt oder in einen ganz anderen Rahmen gesetzt wur-
de?221 
Hinsichtlich der Leistungsunterschiede zwischen den Generationen muss man beachten, 
dass es grundsätzlich dem Gesetzgeber zu definieren und zu entscheiden obliegt, was Ge-
nerationengerechtigkeit für den jeweiligen Lebenszusammenhang bedeutet. Die Ungleich-
behandlung der Generationen stellt dann eine „offene Flanke des Gleichheitssatzes“ dar222. 
Ein Lastenausgleich zwischen den systembedingt benachteiligten und begünstigten Gene-
rationen ist die Sache des Gesetzgebers, die die Verfassungsgerichtsbarkeit nicht mit Ver-
fassungsmitteln sichern kann223. Verfassungsrechtlich kann nur der Grundsatz der Gleich-
wertigkeit der Generationen gewahrt werden, der unter dem Generationenvertrag der 
Rentenversicherung verstanden wird224. Die Ansicht des Generationengerechtigkeitsgebots 
ist daher nicht überzeugend225.  
e)  Gleichmäßige Kostenverteilung beim Sozialabbau 
Hinsichtlich der Rechtfertigung der drohenden Leistungskürzungen steht die Frage im 
                                                 
217 Vgl. BVerfGE 87, 1 ff. 
218 Vgl. Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 143. 
219 Bieback, VSSR 2003, S. 43. 
220 Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 146. 
221 Bieback, VSSR 2003, S. 43 f. 
222 Vgl. Dürig, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 3 Abs. 1 Rn. 194 ff.; Ossenbühl, FS-Zacher, S. 673; Steiner, NZS 
2004, S. 508. 
223 Steiner, NZS 2004, S. 505. 
224 Steiner, NZS 2004, S. 505, nämlich die Teilhabeberechtigung, vgl. unten 4. Kapitel III. 3. a) aa). 
225 Steiner, NZS 2004, S. 508. 
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Zentrum, wer die Last unvermeidbarer Kürzungen tragen soll. Auf den ersten Blick er-
scheint es angemessen, dass die Leistungskürzungen verstärkt bei den Versichertengruppen 
getätigt werden, die weniger hohe Beiträge entrichtet haben226. Dieses Argument hat aber 
einen Gewinn-Verlust Ausgleich zum Inhalt. Es will von einer durch sozialen Ausgleich 
geprägten Leistungsgewährung zurück zur Gewährleistung der von individuellen Beiträgen 
bedingten Leistung227. Ebenfalls widerspricht das von der Höhe der bezahlten Beiträge 
ausgehende Argument der herkömmlichen Rechtsprechung. Sachliche Gründe für die Leis-
tungskürzung für bestimmte Versichertengruppen sind danach insbesondere die mangelnde 
Schutzbedürftigkeit und die stärkere Belastbarkeit der Benachteiligten aufgrund ihrer grö-
ßeren Leistungsfähigkeit228. Versicherte, die geringere Beiträge entrichtet haben, werden 
bei Leistungskürzungen nicht in erster Linie herangezogen, auch wenn sie vom Rentensys-
tem mehr als andere profitieren, da sie zur Absicherung des Lebens im Alter stärker vom 
Rentensystem abhängig sind. 
Hinsichtlich der Lastengleichheit gilt dann jedenfalls der Gedanke der gleichmäßigen 
Kostenverteilung. Art. 3 Abs. 1 GG ist zwar eine Hürde gegen einen Sozialabbau zu Las-
ten einzelner Gruppen229 . Gleichheitsrelevant ist eine Rentenkürzung jedoch nur dann, 
wenn die Leistungskürzung eine Maßstabsbildung darstellt, die ein großes, unerträgliches 
Ausmaß der Renditeunterschiede der Renten erreicht. Je genereller Leistungskürzungen 
vorgenommen werden, umso schwieriger wird es, eine begünstigte Vergleichsgruppe zu 
finden230. Nach diesen Feststellungen sind die zur Sicherung der Sozialversicherungsfinan-
zierung notwendigen Leistungskürzungen prinzipiell gleichmäßig auf alle Versicherten zu 
verteilen231. 
Dazu ist ein Kriterium des Bundesverfassungsgerichts anzuführen, wonach ein Verstoß 
gegen den Gleichheitssatz vorliegt, wenn der Gesetzgeber es versäumt hat, tatsächliche 
Gleichheiten oder Ungleichheiten der zu ordnenden Lebenssachverhalte zu berücksichtigen, 
die so bedeutsam sind, dass sie bei einer am Gerechtigkeitsdenken orientierten Betrach-
tungsweise beachtet werden müssen232. Dieser Gesichtspunkt steht der Begründung des 
Bundessozialgerichts zur Verfassungsmäßigkeit der für das gesamte Bundesgebiet einheit-
lichen Aussetzung der Rentenanpassung233 nahe. Dort heißt es: „Der Gesetzgeber hatte 
                                                 
226 Jarass, NZS 1997, S. 551. 
227 Bieback, KJ 1998, S. 170. 
228 Vgl. oben 4. Kapitel II. 1. b). 
229 Neumann, NZS 1998, S. 411. 
230 Neumann, NZS 1998, S. 409. 
231 Jarass, NZS 1997, S. 551 m. w. N. 
232 BVerfGE 71, 255 (271); 103, 242 (258). 
233 BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 ff. 
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nicht nur Unterschiede der Rentenbewertung im Beitrittsgebiet und im übrigen Bundesge-
biet zu beachten“234. Deshalb durfte er also in Rechnung stellen, dass eine zu Gunsten der 
Rentner des Beitrittsgebiets vorstellbare Ausnahmeregelung eine stärkere Belastung der im 
aktiven Erwerbsleben stehenden Versicherten und der öffentlichen Haushalte mit sich ge-
bracht hätte235. Bei dieser Abwägung verpflichtet weder Art. 3 Abs. 1 GG noch Art. 14 Abs. 
1 GG den Gesetzgeber dazu, die benachteiligten Versichertengruppen auszugrenzen. Dem-
entsprechend spielt der Gedanke der gerechten Lastenverteilung bei der Rechtfertigung der 
leistungskürzungsbezogenen Maßstabsbildung, die mit der gesetzgeberischen Bemühung 
zur Vermeidung der Benachteiligung zusammenhängt, eine beachtliche Rolle. 
3.  Gleichberechtigungsgebot 
Es wird angenommen, dass die Grundrechte neben ihrer negativen Abwehrfunktion ge-
gen staatliche Eingriffe auch die positive Funktion haben, grundrechtlichen Freiheiten zu 
realisieren oder zu effektivieren und zu schützen236. Dabei handelt sich um einen Gesetzge-
bungsauftrag, die Gleichberechtigung für besonders schützenswerten Gruppen in der Soli-
dargemeinschaft sicherzustellen237. Eine direkte verfassungsrechtliche Schutzpflicht in der 
Sozialversicherung wird insbesondere für Frauen aus Art. 3 Abs. 2, 3 GG und für die Kin-
dererziehenden aus Art. 3 Abs. 1 i. V. m. Art. 6 GG abgeleitet238 . Danach soll die Benach-
teiligung dieser Gruppen durch die Begünstigung bei den Sozialversicherungsleistungen 
kompensiert werden. 
a)  Gleichberechtigung der Kinderziehenden aus Art. 3 Abs. 1 i. V. m. Art. 6 GG 
Das Gleichberechtigungsgebot für Kindererziehende, das einen Beitragszuschlag für 
die Nichterziehenden in der Pflegeversicherung239 begründet, hat seinen Ursprung in der 
Rechtfertigung der kinderbezogenen sozialen Ausgleichsregelung in der Rentenversiche-
rung. Die Pflichtbeiträge für die Zeiten der Erziehung eines Kindes in dessen ersten drei 
Lebensjahren gelten als gezahlt (§ 56 Abs. 1 SGB VI) und diese Erziehungsleistung wird 
bei der Berechnung der Rentenwerte berücksichtigt (§ 249 Abs. 1 Satz 1 SGB VI)240.  
                                                 
234 BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1478). 
235 BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1479); so auch Bieback, KJ 1998, S. 173. 
236 Bieback, KJ 1998, S. 172 m. w. N. 
237 Bieback, KJ 1998, S. 172. 
238 BVerfGE 87, 1 ff.; 103, 242 ff.; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 111. 
239 Vgl. BVerfGE 103, 242 ff.; siehe auch oben 3. Kapitel III. 1. e). 
240 Kindererziehungszeiten werden § 70 Abs. 2 SGB VI für jeden Kalendermonat mit 0,0833 Entgeltpunkten 
und einem Rentenartfaktor von 1,0 nach § 67 SGB VI. Die sich daraus ergebende Rente entspricht der ei-
nes durchschnittlichen Einkommens. 
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aa) Grundlagen des verfassungsrechtlichen Familienlastenausgleichsgebots 
Im Urteil vom 7. Juli 1992241 hat das Bundesverfassungsgericht aus Art. 3 Abs. 1 i. V. 
m. Art. 6 Abs. 1 GG ein verfassungsrechtliches Schutzgebot für diese Beitragsbefreiung 
für die Kindererziehenden gegenüber den Nichterziehenden in der Rentenversicherung ab-
geleitet. Die Kindererziehungszeiten wirken danach wie die Erwerbstätigkeit und Beitrags-
leistung sozialleistungssteigernd und -begründend242. 
In einem späteren Urteil aus dem Jahre 1996 kommt der Gedanke vom Lückenschlie-
ßungsprinzip im Versicherungsverlauf hinzu243. Diesem Prinzip liegt die Berücksichtigung 
von Ersatz- und Ausfallzeiten zugrunde, die dadurch gekennzeichnet sind, dass dem Versi-
cherten für die Berechnung der Rente Zeiten angerechnet werden, ohne dass er dafür Bei-
träge bezahlt hat244. Danach sei es nicht gerechtfertigt, die Erziehungsleistung, die neben 
der Zahlung von Beiträgen durchschnittlicher Höhe geschieht, völlig unbeachtet zu las-
sen245. Somit scheint es, dass das Bundesverfassungsgericht neben der eigentumsschutzre-
levanten Eigenleistung der Versicherten (der Erwerbstätigkeit und der Beitragsleistung) die 
Erziehungsleistung der Versicherten honoriert sehen will246.  
Diese kinderbezogenen Begünstigungen können prinzipiell schon mit dem eine Umver-
teilung bewirkenden Solidarprinzip gerechtfertigt werden247. Die Tendenz in der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts lässt daher erkennen, dass Art. 3 Abs. 1 GG sei-
ne Wirkkraft im Sozialrecht durch das Zusammenspiel mit Art. 6 Abs. 1 GG entfaltet248.  
Der Rechtfertigung der rentenrechtlichen Anrechnung von Kindererziehungszeiten liegt 
eine nicht unproblematische Verfassungsdogmatik zugrunde. Man geht hier von einem 
Gleichbehandlungsgebot für die versicherungsfremden Leistungen aus. Die kinderbezoge-
ne Begünstigung in der Rentenversicherung entspricht zwar auch dem Auftrag an den Ge-
setzgeber aus Art. 6 Abs. 1 GG das Ziel der Familienförderung zu verfolgen, da dadurch 
die Familienbenachteiligung abgemildert werden kann. Dabei ergibt sich aber die finanz-
verfassungsrechtliche Überlegung, ob nicht alle Bürger in erster Linie durch die Aufbrin-
gung von Steuermitteln für die versicherungsfremden Familienausgleichsleistungen in der 
                                                 
241 BVerfGE 87, 1 (37); vgl. dazu Ebsen, SozVers 1993, S. 144 ff.; Becker, S. 303. Gegenthesen: vgl. Bor-
chert, FuR 1992, S. 227 ff. 
242 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 113. 
243 BVerfGE 94, 241 (262).  
244 BVerfGE 58, 81 (112) zur Verfassungswidrigkeit der Aufstockung der vorhandenen Werteinheiten durch 
Kindererziehungszeiten auf den Wert 6,25. 
245 BVerfGE 94, 241 ff.; Bieback, KJ 1998, S. 176; Ebsen, in: Schulin, HS-RV, § 4 Rn. 74. 
246 Vgl. BVerfGE 92, 53, (71 f.); Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 116; Bieback, KJ 1998, S. 176. 
247 Ebsen, in: Schulin, HS-RV, § 5 Rn. 18 f. 
248 BVerfGE 87, 1 ff.; 103, 242 ff.; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 111. 
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Sozialversicherung aufkommen müssen249. Diese Frage hängt mit dem komplexen Problem 
zusammen, dass die Aufgabenteilung zwischen Staat und Solidargemeinschaft nicht klar 
abgegrenzt ist250. 
Wie oben festgestellt, ist der Ansicht zuzustimmen, dass die sozialen Ausgleichsrege-
lungen nicht auf die staatliche Förderungsaufgabe im Sinne von Art. 6 Abs. 1 GG zurück-
zuführen sind, sondern besonderes in der Sozialversicherung gelten müssen251. Der Grund, 
Kindererziehungsleistungen in der Rentenberechnung zu berücksichtigen, liegt im Fehlen 
eines „Familienlastenausgleichs“ in der Rentenversicherung. Dies wiegt umso schwerer, 
weil ihr jedenfalls seit der Rentenreform 1956/57 ein „Generationenvertrag“ zugrunde 
liegt252. Die Kindererziehung sichert gerade den Generationenvertrag. Ohne nachrückende 
Generationen lässt sich die jetzige Altersversorgung nicht aufrechterhalten253. Der Zweck 
der beitragsfreien Zeit, die kinderbezogene Begünstigung, die nebenbei das Ziel der staat-
lichen Förderung aus Art. 6 Abs. 1 GG erreichen kann, dient zur speziellen rentenversiche-
rungsrechtlichen Förderung aufgrund des Generationenvertrags. In diesem Fall gewährleis-
tet der Gesetzgeber durch die sozialversicherungsrechtliche Begünstigung Angehöriger 
auch einen angemessen Schutz von Ehe und Familie254.  
bb) Zur Verfassungsdogmatik 
Das Gleichberechtigungsgebot für die Kindererziehenden, wie von der Rechtsprechung 
entwickelt, zeigt weiterhin, dass die Verfassungsgerichtsbarkeit aus Art. 3 Abs. 1 GG im 
Zusammenspiel mit Art. 6 Abs. 1 GG die Möglichkeit hat, in den dem Gesetzgeber zuste-
henden gesetzgeberischen Gestaltungsspielraum einzugreifen und ihn dazu zu verpflichten, 
gewachsene Strukturen im Sozialversicherungsrecht zu korrigieren. Wird ein verfassungs-
rechtliches Gebot aus Art. 6 Abs. 1 GG mit dem Ziel, höhere Leistungen für die Kinderer-
ziehung vorzusehen, verneint255, ist es dann in der Konsequenz verfassungsdogmatisch zu 
bezweifeln, dass Art. 6 Abs. 1 in Verbindung mit dem noch allgemeineren Art. 3 Abs. 1 
GG eine wesentlich größere Wirkkraft entfaltet256. 
Die Berücksichtigung der Kindererziehungsleistungen in der Rentenberechnung erfüllt 
die Forderung nach Herstellung der verfassungsrechtlich gebotenen Gleichheit. Da die 
                                                 
249 Zustimmend Ruland, NJW 2001, S. 1678; eingehend Becker, S. 308 ff.; Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 
151 f. 
250 Sieh oben 3. Kapitel II. 2. b). 
251 Vgl. 3. Kapitel II. 2. b) cc); so auch Bieback, VSSR 2003, S. 24 f.; Hase, VSSR 1996, S. 91. 
252 Lecheler, in: Isensee/Kirchhof, HStR, Bd. 6, § 133 Rn. 108. 
253 BVerfGE 87, 1 (37); 94, 241 ff. 
254 A. A. Hase, VSSR 1996, S. 91 Fn. 40. 
255 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 115. 
256 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 115. 
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staatliche Familienförderung Ausfluss des Gleichbehandlungsgebots ist, welches einen 
Ausgleich für die benachteiligten Versicherten verlangt, kann aus Art. 6 Abs. 1 GG ein 
verfassungsrechtlicher Schutz für Kindererziehende entnommen werden257. Daraus folgt, 
dass in sämtlichen Rechtsgebieten die Benachteiligung von Ehegatten gegenüber Ledigen 
und von Eltern gegenüber Kinderlosen verboten ist258. Wo gerade die formale Gleichbe-
handlung zu materieller und deshalb verfassungsrechtlich beanstandungswürdiger Un-
gleichheit führt, muss korrigierend eingegriffen werden259. Das wird besonderes deutlich 
bei einem wirtschaftlichen Vergleich eines kinderlosen Doppelverdiener-Ehepaars mit ei-
ner Mehrkinderfamilie, bei der ein Ehepartner sich für die Kindererziehung aus der Berufs-
tätigkeit zurückgezogen hat260. Die Situation der Ungleichbehandlung in der Rentenversi-
cherung verschärft sich im Alter noch weiter: nur die Kinder des einen Ehepaars leisten 
Rentenversicherungsbeiträge, mit denen die laufenden Renten finanziert werden, gerade 
deren Eltern erhalten wesentlich weniger Rente als die kinderlosen Eheleute, denen zwei 
Renten zur Verfügung stehen261. 
Da der Gesetzgeber wegen des Grundrechtsschutzes keine andere Möglichkeit hat, als 
durch Schaffung bzw. Erweiterung von familienbegünstigenden Regelungen die im bishe-
rigen System liegenden Ungerechtigkeiten abzubauen262, dient der richterliche Eingriff in 
die gesetzgeberische Gestaltungsfreiheit dazu, seinem Auftrag zur Gewährleistung von 
Gleichberechtigung der Familie in der Rentenversicherung zu realisieren oder zu effekti-
vieren. Grundrechtsdogmatisch ist es schließlich akzeptabel, zwar eine aus der Verfassung 
(Art. 6 Abs. 1 GG) folgende Pflicht des Gesetzgebers zu einem bestimmten familienför-
dernden Verhalten zu verneinen, wohl aber dem Gesetzgeber eine Benachteiligung der 
Familien zu verbieten263.  
b)  Gleichberechtigung von Männern und Frauen nach Art. 3 Abs. 2, 3 GG 
Hinsichtlich der Sozialversicherungsleistungen sind auch der Auftrag zur Förderung 
der Gleichberechtigung von Männern und Frauen (Art. 3 Abs. 2 GG) und das darin an das 
Geschlecht anknüpfende Diskriminierungsverbot (Art. 3 Abs. 3 GG) relevant264. Eine Dif-
ferenzierung nach dem Geschlecht ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
                                                 
257 Papier, NJW 2002, S. 2130. 
258 Papier, NJW 2002, S. 2130. 
259 Papier, NJW 2002, S. 2132. 
260 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 113. 
261 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 113. 
262 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 115. 
263 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 115. 
264 Ebsen, in: Schulin, HS-RV, § 4 Rn. 80; Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 3 Rn. 81, 90. 
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richts nur ausnahmsweise zulässig; nämlich nur dann, wenn im Hinblick auf die objektiven 
biologischen oder funktionalen (arbeitsteiligen) Unterschiede nach der Natur des jeweili-
gen Lebensverhältnisses eine besondere Regelung erlaubt oder sogar geboten ist265. So sei 
der Gesetzgeber zu einer Ungleichbehandlung befugt, wenn er einen sozialstaatlich moti-
vierten typisierenden Ausgleich von Nachteilen anordnet, die ihrerseits auch auf biologi-
sche Unterschiede zurückgehen266. 
aa) Ausgleich der biologischen oder funktionalen Unterschiede als Rechtfertigungsgrund 
für ein früheres Renteneintrittsalter von Frauen 
Art. 3 Abs. 2 und 3 GG wirken auf den Abbau bestehender Nachteile der Frauen hin, 
insbesondere durch die Politik der früheren Verrentung von Frauen267. Vom Gesichtspunkt 
der biologischen Unterschiede aus ist die frühere Regelung über die Differenzierung des 
Renteneintritts von Frauen mit Vollendung des 60. Lebensjahres im Unterschied zu Män-
nern mit dem 65. Lebensjahr nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts mit 
Art. 3 Abs. 2 GG vereinbar268. 
Der Ausgleich der funktional-arbeitsteiligen Unterschiede als Rechtfertigungsgrund 
wird aber im Schrifttum bezweifelt. Denn diese funktional-arbeitsteiligen Unterschiede 
sind eher Folgen der biologisch-geschlechtlichen Unterschiede und nicht als legitime Kri-
terien für Differenzierungen anzuerkennen269. Die funktional-arbeitsteiligen Unterschiede 
beruhen auf dem Herkommen270, die aus Zeiten einer völlig anderen Sicht des Verhältnis-
ses von Männern und Frauen herrühren. Mit einer solchen Grundlage für Differenzierun-
gen besteht die Gefahr, überkommene Rollenverteilungen festzuschreiben. Eine Anpas-
sung, die gerade von Art. 3 Abs. 2 Satz 1 GG bezweckt ist, könnte auf diese Weise 
verhindert werden271. Die Begründung des Bundesverfassungsgerichts steht dabei nicht im 
                                                 
265 Vgl. BVerfGE 3, 225 (242); 43, 213 (225); 52, 369 (374); 57, 335 (342 f.); 74, 163 (179). Beispielsweise 
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266 BVerfGE 74, 163 (179 f.). 
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268 BVerfGE 74, 163 ff. 
269 Starck, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 1, Art. 3 Abs. 2 Rn. 327; Dürig, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 3 
Abs. 2 Rn. 18. 
270 Gubelt, in: Münch/Kunig, GG, Bd. 1, Art. 3 Rn. 90; Starck, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 1, Art. 3 
Abs. 2 Rn. 327. 
271 Gubelt, in: Münch/Kunig, GG, Bd. 1, Art. 3 Rn. 90. 
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vollständigen Einklang mit der Vorentscheidung zum Hausarbeitstag272. In diesem Be-
schluss folgt aus der Erkenntnis, dass die zu kompensierenden Nachteile bei der erwerbstä-
tigen Frau als Ehefrau und Mutter eher gesellschaftlich als biologisch funktional bedingt 
sind – wenngleich sie natürlich mittelbar immer mit der Mutterrolle und den gesellschaftli-
chen Erwartungen an Frauen zusammenhängen, noch nicht die Rechtfertigung kompensa-
torischer Vorteile273.  
Außerdem wäre eine Reduzierung der vorausgesetzten Versicherungszeit für den vor-
zeitigeren Ruhestand weiblicher Versicherter allerdings ohne entsprechende Zwangspaten-
schaft der übrigen Versicherten nicht möglich274. Angesichts der mit fortschreitender Ent-
wicklung zunehmenden tatsächlichen Gleichbehandlung der Geschlechter liegt in der 
kompensatorischen Regelung des früheren Renteneintrittsalters für Frauen kein sachge-
rechter Ausgleich für erlittene Nachteile275. In diesem Sinne verliert der an biologischen 
Umständen orientierte Rechtfertigungsgrund entsprechend dem Wandel der gesellschaftli-
chen Wirklichkeit für die frühere Altersrente für Frauen276 an Bedeutung. Diese Tendenz 
hat den Gesetzgeber im Rentenreformgesetz 1999277 dazu veranlasst, Frauen seit dem Jahr 
2005 erst mit dem 65. Lebensjahr eine ungekürzte Altersrente zuzugestehen. Dazu hat das 
Bundesverfassungsgericht die beschleunigte Anhebung der Altersgrenze durch das Wachs-
tums- und Beschäftigungsförderungsgesetz von 1996278 für verfassungsmäßig gehalten279. 
Zu Recht ist das Diskriminierungsverbot in der Rechtsprechung zunehmend strikter an-
gewendet worden; folgende Voraussetzungen wurden im Rahmen der Prüfung des Art. 3 
Abs. 3 GG aufgestellt280. Die Verwendung des Geschlechts als Differenzierungskriterium 
ist danach nur noch ausnahmsweise zulässig, soweit es zur Lösung von Problemen, die ih-
rer Natur nach nur entweder bei Männern oder bei Frauen auftreten können, zwingend er-
forderlich ist281. Diese Voraussetzung muss auch für Art. 3 Abs. 2 GG gelten282. Das Diffe-
renzierungskriterium ist dann aufgrund der funktionalen (arbeitsteiligen) Unterschiede 
nicht zu rechtfertigen, sondern einer strengeren Verhältnismäßigkeitsprüfung zu unterzie-
                                                 
272 BVerfGE 52, 369 ff. 
273 Jäger, NZA 1990, S. 7. 
274 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 79. 
275 Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 3 Rn. 104; Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 284. 
276 Vgl. BVerfGE 74, 163 (181 f.). 
277 Vom 16.12.1997, BGBl. I S. 2998. 
278 Vom 25.9.1996, BGBl. I S. 1461. 
279 BVerfG, Beschluss vom 3.2.2004 - 1 BvR 2491/97 = NJW 2004, S. 2151 ff. 
280 Vgl. Ebsen, in: Schulin, HS-RV, § 4 Rn. 81; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 109. 
281 BVerfGE 85, 191 (207); 92, 91 (109), vgl. dazu Gubelt, in: Münch/Kunig, GG, Bd. 1, Art. 3 Rn. 89. 
282 Gubelt, in: Münch/Kunig, GG Bd. 1, Art. 3 Rn. 89. 
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hen283. 
bb) Von der Kompensation erlittener Nachteile der Frauen zur Diskriminierung der Män-
ner? 
Eine Ungleichbehandlung „wegen des Geschlechts“ kann aufgrund Art. 3 Abs. 2 GG 
als eine Maßnahme zur Kompensation erlittener Nachteile gerechtfertigt werden284. Dieser 
Rechtfertigungsgrund für eine neuartige Durchbrechung des Gleichbehandlungsgrundsat-
zes kann aber nicht verallgemeinert werden; denn dies liefe auf eine verfassungsrechtliche 
Billigung der Beseitigung früherer Benachteiligung der Frauen durch neue Diskriminie-
rungen der Männer hinaus285. 
(1)  Ausschluss der Männer von Kindererziehungszeiten 
Eine Diskriminierung der Männer könnte sich zunächst dadurch ergeben, dass sie bei 
der Bewertung der Kinderziehungszeiten in der Rentenversicherung ausgeschlossen wer-
den. Dies ist der Fall nach dem Kindererziehungsleistungsgesetz vom 12. Juli 1987, wo-
nach Väter der Geburtsjahrgänge vor 1921 keinen Anspruch auf Leistungen haben, wäh-
rend Mütter dieser Jahrgänge Kindererziehungsleistungen erhalten und jüngere Väter in 
das Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Gesetz vom 11. Juli 1985 einbezogen 
sind. Diese Regelung verstößt nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
nicht gegen Art. 3 Abs. 1 und 3 GG286. Das Gericht geht von der nicht als Fehleinschätzung 
zu erkennenden Vorstellung des Gesetzgebers aus, nach der die Väter in den vom Gesetz 
erfassten Fällen die Kindererziehung typischerweise nicht übernommen hätten und bei ih-
nen daher keine Nachteile in der Altersversorgung infolge Kindererziehung eingetreten 
seien; dies entspreche dem für die damalige Zeit typischen Rollenbild der Familie287. Diese 
differenzierende Regelung ist angesichts der Zielsetzung des Gesetzgebers gerechtfertigt, 
dieses Gesetz mit möglichst geringem Verwaltungsaufwand zu vollziehen288. Eine Prüfung 
anhand Art. 3 Abs. 2 GG ist dabei aber vom Gericht nicht vorgesehen. Angesichts der oben 
dargestellten strengen „zwingend erforderlichen“ Maßstäbe für eine Differenzierung nach 
dem Geschlecht kann es kaum überzeugen, einem Vater, der sich nachweislich der Kinder-
erziehung gewidmet hat, nur deshalb die Sozialleistung zu versagen, weil er sich „ge-
schlechtsuntypisch“ verhalten hat289. 
                                                 
283 Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 3 Rn. 94; Gubelt, in: Münch/Kunig, GG, Bd. 1, Art. 3 Rn. 89 f. 
284 BVerfGE 74, 163 (179 f.); Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 3 Rn. 97 m. w. N. 
285 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 109; Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 3 Rn. 97. 
286 BVerfGE 87, 1 ff. 
287 BVerfGE 87, 1 (47); vgl. BR-Drucks. 60/87, S. 20 ff. 
288 BVerfGE 87, 1 ff. 
289 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 109. 
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(2)  Höheres Arbeitslosengeld durch Berücksichtigung eines unterhaltsberechtigten und im 
Haushalt lebenden Kindes 
Eine weitere ähnliche mittelbare Diskriminierung kommt hinsichtlich der Höhe des Ar-
beitslosengeldes insofern in Betracht, als danach differenziert wird, ob ein unterhaltsbe-
rechtigtes Kind im Haushalt lebt290. So bleibt die Unterhaltsverpflichtung eines nicht ver-
heirateten Arbeitnehmers gegenüber einem nicht in seinem Haushalt lebenden Kind bei der 
Bemessung des Arbeitslosengeldes unberücksichtigt. Eine derartige Bemessung des Ar-
beitslosengelds ist nach dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahre 
1983291 verfassungskonform. Die Frage, ob Kindern durch Haushaltsaufnahme oder durch 
Barleistungen Unterhalt gewährt wird, war allerdings in dem erwähnten Beschluss nicht zu 
beantworten292. Unter Hinweis auf den Verwaltungsaufwand293 und auf kein verfassungs-
rechtliches Gebot für Vergünstigungen für unverheiratete Arbeitnehmer, die ihren Unter-
haltspflichten nachkommen, rechtfertigt das Bundesverfassungsgericht die pauschalierte 
Bemessung des Arbeitslosengeldes294. 
Dagegen spricht aber, dass die angegriffene Regelung zu einer Benachteiligung der 
Männer sowie zu einer mittelbaren Diskriminierung der Väter führen könnte295, die einen 
sachlich überzeugenden Differenzierungsgrund verlangen würde296. Wenn auch Kinderad-
ditive und Kinderzuschläge, wie oben festgestellt, im Sozialrecht weder systematisch noch 
verfassungsrechtlich geboten sein mögen, darf nicht prinzipiell durch die gesetzliche Rege-
lung eine Lebensgestaltung in Form der Betreuung gegenüber der anderen Lebensgestal-
tung in Form der Unterhaltszahlung begünstigt werden297. Eine unzulässige Typisierung 
könnte sich in der Zukunft erweisen, wenn es in der Lebenswirklichkeit fast ausschließlich 
Zahl-Väter und betreuende Mütter gibt, da dann die durch die Ungleichbehandlung eintre-
tenden Härten und Ungerechtigkeiten nicht nur eine verhältnismäßig kleine Zahl von Per-
                                                 
290 § 111 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 Buchst b. AFG; nunmehr § 129 Nr. 1 SGB III. Zum Arbeitslosengeld mit der 
Berücksichtigung der Kinderadditive, vgl. oben 4. Kapitel II. 2. b). 
291 BVerfGE 63, 255 ff.  
292 Jäger, NZA 1990, S. 7. 
293 Denn die Berücksichtigung solcher „Kinderadditive“ wäre daher nur nachträglich in einem dem Lohn-
steuerjahresausgleich entsprechenden Verfahren möglich, vgl. BVerfGE 63, 255 ff. 
294 BVerfGE 63, 255 ff. 
295 Jäger, NZA 1990, S. 7. 
296 Gubelt, in: Münch/Kunig, GG, Bd. 1, Art. 3 Rn. 91. 
297 4. Kapitel II. 2. b); so sah auch Jäger, NZA 1990, S. 7 mit dem Beispiel der Gleichbehandlung von Frauen 
und Männer bei der Steuerbegünstigung in der BVerfGE 6, 55 (82), wonach nämlich der Frauenunterhalt 
ebenso viel wert ist wie der Barunterhalt der Männer, dürfte jedoch die Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern, wenn es um Leistungszuschläge geht, auch nicht zu Lasten von Männern vernachlässigt werden. 
In dieser Richtung ging auch BVerfGE 45, 104 (130 f.). Es sei mit Art. 3 Abs. 1 GG unvereinbar, dass ein 
unverheirateter Elternteil, dem sein Kind steuerlich nicht zugeordnet ist und der seiner Unterhaltspflicht 
nachkommt, von solchen kinderbedingten Vergünstigungen völlig ausgeschlossen werde. 
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sonen betreffen würde. 
c)  Subjektives Leistungsrecht für die benachteiligten Gruppen? 
Das Grundgesetz kennt grundsätzlich keine sozialen Grundrechte, die als subjektive 
Anspruchsrechte ausgestaltet sind298. Während jedoch ein Teil der Lehre einen einklagba-
ren Individualanspruch befürwortet, hat die Rechtsprechung ein subjektiv einklagbares So-
zialgrundrecht bisher nur in außergewöhnlichen Fällen bejaht299. Denn bei Anerkennung 
eines solchen Sozialgrundrechts für die schutzbedürftigen Gruppen muss beachtet werden, 
dass dann der Spielraum des Gesetzgebers auf eine bestimmte staatliche Maßnahme der 
Förderung der Gleichberechtigung reduziert wird. Ein subjektiv einklagbares Sozialgrund-
recht ist danach nur anzunehmen, wenn ein verfassungsrechtliches Gebot an den Staat zur 
Schaffung der Voraussetzung für eine Grundrechtsverwirklichung ganz offensichtlich ver-
letzt wird300. 
Im Einzelnen ist zunächst umstritten, ob Art. 3 Abs. 2 GG neben einer objektiv-
rechtlichen Verpflichtung auch ein einklagbares subjektives Leistungsrecht enthält301. Ü-
bereinstimmend festgestellt wird zumindest, dass daraus eine rechtlich verbindliche Wir-
kung für die Erfüllung bestimmter sachlich umschriebener Aufgaben vorgeben ist, sich a-
ber keine einklagbaren Individualansprüche für den Einzelnen auf eine bestimmte 
staatliche Maßnahme zur Förderung der Gleichberechtigung herleiten lassen302. 
Zweifel bestehen auch hinsichtlich der Frage, ob sich aus der Verbindung von Art. 3 
Abs. 1 GG, einem negativen Abwehrrecht, mit Art. 6 Abs. 1 GG, dem darüber hinaus auch 
die Funktion eines Leistungsrechts zukommt, ein Anspruch auf einen bestimmten Versi-
cherungsschutz begründen lässt, etwa für benachteiligte Kindererziehende. Ob sich solche 
einklagbaren Individualansprüche entsprechend der Rechtsprechung über die Kindererzie-
hungsleistungen herleiten lassen, hängt davon ab, inwiefern aus der staatlichen Schutz-
pflicht eine zusätzliche gesetzgeberische Berücksichtigung der Erziehungsleistung abzulei-
ten ist. Hinsichtlich der problematischen Verfassungsdogmatik im Urteil aus dem Jahr 
2001 betont das Bundesverfassungsgericht den Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers, 
der ihm sowohl hinsichtlich der Höhe der eingeforderten Entlastung als auch hinsichtlich 
                                                 
298 Gitter/Nunius, in: Schulin, HS-UV, § 4 Rn. 23. 
299 Gitter/Nunius, in: Schulin, HS-UV, § 4 Rn. 23. 
300 Gitter/Nunius, in: Schulin, HS-UV, § 4 Rn. 23. 
301 Bejahend Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 3 Rn. 90. A. A. Scholz, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 1, Art. 3 
Abs. 2 Rn. 66; Gubelt, in: Münch/Kunig, GG, Bd. 1, Art. 3 Rn. 93b. 
302 Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 3 Rn. 90; Gubelt, in: Münch/Kunig, GG, Bd. 1, Art. 3 Rn. 93b; Scholz, 
in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 1, Art. 3 Abs. 2 Rn. 66. 
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der Art der Ausgestaltung zukommt303. Es wird darauf hingewiesen, dass die Forderung 
nach ausreichender Berücksichtigung der Kindererziehungsleistungen auf dem Auftrag an 
den Gesetzgeber, die Beitragserhebung in der Pflegeversicherung familiengerecht auszu-
gestalten, beruht304. Hinsichtlich der staatlichen Schutzpflicht für die Kindererziehenden 
kann jedoch kein subjektives Leistungsrecht festgestellt werden.  
Denn es bleibt im modernen Sozialstaat der nicht einklagbaren Entscheidung des Ge-
setzgebers überlassen, ob und in welchem Umfang er soziale Teilhaberechte gewähren 
will305. Aus den Schutzpflichten in Entsprechung zum grundrechtlichen Abwehrrecht kann 
man aber eine Argumentations- und Rechtfertigungslast des Gesetzgebers folgern, wenn er 
altes Schutzrecht ändern will306. In diesem Sinne folgt aus der Verbindung der allgemeinen 
Schutzpflicht des Staates mit Art. 3 Abs. 1 GG eine als Staatsziel ausgestaltete, objektiv-
rechtliche Verpflichtung für bestimmte Versicherte. Damit richtet sie sich an Gesetzge-
bung, Verwaltung und Rechtsprechung und bleibt konkretisierungs- und aktualisierungs-
bedürftig307. Selbst wenn man aus dem Gleichheitssatz ein subjektives Recht ableitet308, 
folgt daraus nur ein Anspruch auf Berücksichtigung der besonderen Schutzbedürftigkeit; 
dabei wird ebenfalls ein Leistungsrecht auf die Gewährleistung eines bestimmten Versi-
cherungsschutzes abgelehnt. 
4.  Ergebnis 
Die zulässige gesetzgeberische Typisierung bei der Leistungsdifferenzierung muss an-
hand des Gesichtspunkts der Verhältnismäßigkeitsprüfung kontrolliert werden. Der bloße 
Verwaltungspraktikabilitätsgrund reicht dann nicht mehr aus, die Ungleichbehandlung der 
durch die Grundrechte geschützten Rechtspositionen zu rechtfertigen. 
Jedoch zeigt sich in der Rechtsprechung die geringe Durchsetzungskraft des Gleich-
heitssatzes gegen eine Ungleichbehandlung der Sozialleistungen, die aus dessen Charakter 
als modales Abwehrrecht resultiert309. Es ist gleichheitsrechtlich nicht zu beanstanden, den 
Leistungsempfängern sachlich begründet unterschiedlichen Versicherungsschutz zu ge-
währleisten. Die systembedingte Leistungsungleichheit im Versicherungsverhältnis zwi-
                                                 
303 Vgl. BVerfGE 103, 242 (270); vgl. dazu Jäger, NZS 2003, S. 228. 
304 BVerfGE 103, 242 (257 f.). 
305 Gitter/Nunius, in: Schulin, HS-UV, § 4 Rn. 24; nämlich der Vorbehalt des Möglichen, vgl. unten 4. Kapi-
tel I. 1. a) bb). 
306 Schlink, EuGRZ 1994, S. 457 ff.; Stober, SGb 1989, S. 53 ff.; Haverkate, SGb 1986, S. 333; Bieback, KJ 
1998, S. 174. 
307 Gubelt, in: Münch/Kunig, GG, Bd. 1, Art. 3 Rn. 93b; Scholz, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 1, Art. 3 Abs. 2 
Rn. 66. 
308 So Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 3 Rn. 90; Bieback, KJ 1998, S. 174. 
309 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 75; Rische/Terwey, DRV 1983, S. 277. 
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schen Pflichtversicherten und freiwillig Versicherten, sowie zwischen den Versicherten 
und den Hinterbliebenen ist nach der Rechtsprechung zu berücksichtigen. Es besteht eben-
falls grundsätzlich kein Gebot, unter allen Umständen Gleiches gleich zu behandeln. Auch 
gibt es kein allgemeines Gebot, die konsequente Gleichbehandlung von begünstigenden 
Leistungen, die auf dem Gedanken des Solidarausgleichs beruhen, zu gewährleisten. So 
lässt sich beispielsweise mit Art. 3 Abs. 1 GG nicht begründen, dass auch beim Kranken-
geld Kinderadditive berücksichtigt werden müssen, weil dies bei der Bemessung von Ar-
beitslosengeld der Fall ist. Hinsichtlich der Lastengleichheit gilt nur der Gedanke der 
gleichmäßigen Kostenverteilung. Danach sind die zur Sicherung der Rentenfinanzierung 
notwendigen Leistungskürzungen prinzipiell gleichmäßig auf alle Versicherten zu verteilen. 
Angesichts der Konvergenz von Beitragserhebung und Leistungsberechnung, sind die 
Ungleichbehandlungen im Leistungsrecht – der Ausschluss von beitragsabhängigen Leis-
tungen beim Arbeitslosengeld, die Nichtauszahlung der Rente für Ausländer ins Ausland 
und die Nichtberücksichtigung entrichteter Beiträge bei der Rentenberechnung – nach der 
Rechtsprechung stets nach dem sachlichen Grund zum Regelungszweck im Einzelfall zu 
beurteilen. Die grundsätzliche Fortschreibung unterschiedlicher, durch die Höhe der er-
brachten Beiträge definierter Lebensstandards in der späteren Rente zur Sicherung der 
Rentenfinanzierung stellt keine Systemwidrigkeit der Sozialversicherung dar. Ein Gebot 
der Generationengerechtigkeit und die von Versicherungsprinzip und Solidarausgleich ge-
prägte Systemgerechtigkeit als konkretisierte Forderung des Gleichheitssatzes sind nicht 
anzunehmen. 
Mit der staatlichen Schutzpflicht aus Art. 3 Abs. 1 i. V. m. Art. 6 Abs. 1 GG sowie aus 
Art. 3 Abs. 2, 3 GG werden die Differenzierungen zu Gunsten sozial Schwächerer und zu 
Lasten sozial Stärkerer gerechtfertigt – und damit der Schutz besonders schützenwerter 
Gruppen wie Schwangere, Kindererziehende und Frauen sichergestellt. In diesem Sinne 
hat Art. 3 GG neben der Funktion eines negativen Abwehrrechts mit Blick auf besonders 
benachteiligte Gruppen noch die positive Funktion, die sozialstaatlichen Schutzpflichten 
bei den Leistungen in der Sozialversicherung zu realisieren und zu effektivieren. Aufgrund 
dieser Verpflichtung des Staates wird eine hinreichende Berücksichtigung der Gleichbe-
rechtigung gefordert, nicht aber ein unmittelbarer Anspruch auf Schutz durch bestimmte 
Maßnahmen oder konkrete Leistungen. Daher kann dem Gleichheitssatz des Art. 3 GG 
kein subjektives Leistungsrecht entnommen werden. 
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III.  Eigentumsschutz (Art. 14 Abs. 1 GG) 
1.  Grundlage der Eigentumsprüfung 
Versteht man den Leistungsanspruch und das Anwartschaftsrecht als Gegenleistung für 
die gezahlten Beiträge310, nämlich den Anspruch auf die gesetzlichen Rechte als durch Bei-
träge des Bürgers verdiente Sicherheit311, gewinnt der Eigentumsschutz seine praktische 
Bedeutung für den Schutz von Sozialversicherungsleistungen. 
Hinsichtlich der Gegenseitigkeit von Beitragspflicht und Leistungsanspruch erscheint 
das Sozialversicherungsverhältnis als zweiseitig verpflichtendes öffentlich-rechtliches 
Schuldverhältnis312, das insofern dem Privatversicherungsverhältnis vergleichbar ist. Im 
Unterschied zum Eigentum im sachenrechtlichen Sinne, wie z. B. dem Hauseigentum, das 
den Schutz als Ergebnis abgeschlossener Verteilungs- und Umverteilungsprozesse genießt 
und keiner zeitlichen Begrenzung unterliegt313, sind die sozialversicherungsrechtlichen An-
rechte auf das künftige Sozialprodukt der Gesellschaft gerichtet. Dies zeigt sich deutlich 
beim Rentenanrecht in der Rentenversicherung, die im Umlageverfahren finanziert wird314 
und bei der im Zeitraum nach dem Ausscheiden aus der aktiven Erwerbstätigkeit der Ver-
sicherten Leistungen aus dem Erwerb anderer zu zahlen sind. Mit den Beiträgen der akti-
ven Arbeitnehmer wird kein Kapitalstock geschaffen, aus dem später deren Rente gespeist 
wird, sondern die Beiträge werden zur Finanzierung der gegenwärtigen Renten verwen-
det315. Der Eigentumsschutz im Sozialversicherungsrecht betrifft also diejenige Zeitphase, 
in der das Versicherungsverhältnis noch als Beitrags- und Anwartschaftsverhältnis begrün-
det ist und damit das endgültige Ergebnis der individuellen Rentenbiografie des Versicher-
ten noch nicht feststeht316. Hinsichtlich der noch laufenden Anwartschaften ergibt sich so-
mit die eigentliche Schwierigkeit in der Fragestellung, welche sozialrechtlichen Positionen 
im Sozialversicherungsverhältnis inwieweit eines Schutzes durch Art. 14 Abs. 1 GG fähig 
sind317.  
a)  Vom Privat- zum Sozialeigentum 
Vor diesem Hintergrund wurde die Einbeziehung von subjektiv-öffentlichen Rechten in 
den Eigentumsschutz lange Zeit verneint. Denn die konventionelle Grundrechtsdogmatik 
                                                 
310 Ruland, DRV 1997, S. 102; ders., VSSR 1997, S. 31. 
311 Depenheuer, AöR 1995, S. 420. 
312 Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn. 53. 
313 Krause, Eigentum, S. 34. 
314 Ruland, DRV 1997, S. 102; ders., VSSR 1997, S. 31. 
315 Söllner, FS-Geiger, S. 267. 
316 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 287. 
317 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 287. 
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ging davon aus, dass die Qualifikation sozialversicherungsrechtlicher Positionen als Eigen-
tum i. S. d. Art. 14 Abs. 1 GG durch Zementierung des Status quo der staatlichen Ausga-
ben zur Blockierung des Gesetzgebers318 führen würde. So beschränkte die Rechtsprechung 
den verfassungsrechtlichen Eigentumsschutz nur auf privatrechtlich vermögenswerte 
Rechte, was auf die Auslegung von Art. 153 Weimarer Reichsverfassung (WRV) zurück-
zuführen war319. Die Kontrollmaßstäbe bei der Prüfung sozialversicherungsrechtlicher Re-
gelungen beschränkten sich daher auf das Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) und den 
allgemeinen Gleichheitssatzes (Art. 3. Abs. 1 GG). 
Seit den 1950er Jahren wurde für die Einbeziehung der subjektiv-öffentlichen Rechte in 
den Schutzbereich des Art. 14 Abs. 1 GG plädiert320. In der ursprünglichen Diskussion 
wurde ihre Einbeziehung ohne Differenzierung der Leistung nach Beitrags- oder Zuschuss-
finanzierung gefordert. In der weiteren Auseinandersetzung – auch mit Andeutungen in der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts – erfolgte eine Präzisierung: diejenigen 
vermögenswerten Rechtspositionen des öffentlichen Rechts wurden als eigentumsähnlich 
anerkannt, die auf individueller Leistung beruhen321. Dazu hat Rupp-v. Brünneck in ihrer 
Eigenschaft als Bundesverfassungsrichterin gefordert, dass der ein subjektiv-öffentliches 
Recht begründende Sachverhalt dem Einzelnen eine Rechtsposition verschafft, die derjeni-
gen des Eigentümers entspricht322. So führt sie in ihrer abweichenden Meinung aus: „Wenn 
der Eigentumsschutz ein Stück Freiheitsschutz enthält, insofern er dem Bürger die wirt-
schaftlichen Voraussetzungen einer eigenverantwortlichen Lebensgestaltung sichert, so 
muss er sich auch auf die öffentlich-rechtlichen Berechtigungen erstrecken, auf die der 
Bürger in seiner wirtschaftlichen Existenz zunehmend angewiesen ist“323. Mit seinem bahn-
brechenden Urteil vom 28. Februar 1980 324  vollzog das Bundesverfassungsgericht den 
Wandel, indem es Sozialrechtspositionen ausdrücklich als Eigentum i. S. d. Art. 14 Abs. 1 
GG anerkannte 325. 
Zu dieser Entwicklung der Erstreckung des Schutzbereichs von Art. 14 GG auf sozial-
versicherungsrechtliche Ansprüche hat der Bedeutungswandel des Eigentumsbegriffs bei-
                                                 
318 BVerfGE 1, 264 (278); 2, 380 (401); Ditfurth, S. 37; Krause, Eigentum, S. 31 f.; Söllner, FS-Geiger, S. 
267 m. w. N.; Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 337. 
319 Krause, Eigentum, S. 30; Depenheuer, AöR 1995, S. 421; und zum Ertrag der Diskussion zu Art. 153 
WRV, vgl. Pieroth/Schlink, Staatsrecht II, § 23 Rn. 903; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 96 m. w. 
N. 
320 Vgl. Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 95; Gebler, S. 151 m. w. N. 
321 Gebler, S. 151 m. w. N. Zurückhaltend Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 337. 
322 BVerfGE 32, 129 (142); vgl. auch BVerfGE 40, 65 (82 f.); 53, 257 (289). 
323 BVerfGE 32, 129 (142) . 
324 BVerfGE 53, 257 ff. 
325 Stober, SGb 1989, S. 54.  
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getragen. Heute ist er nicht mehr allein von seiner Substanz, sondern auch von seiner 
Funktion her zu bestimmen326. Der Eigentumsgarantie kommt im Gesamtgefüge der Grund-
rechte die Aufgabe zu, „dem Träger des Grundrechts einen Freiheitsraum im vermögens-
rechtlichen Bereich zu sichern und ihm dadurch eine eigenverantwortliche Gestaltung sei-
nes Lebens zu ermöglichen“327. Die Sicherung der wirtschaftlichen Existenz des Bürgers 
erfolge zunehmend durch seine öffentlich-rechtlichen Ansprüche, die sich ebenso wie pri-
vatrechtliche Forderungen konkret nach den gesetzlichen Vorschriften berechnen ließen328. 
Die Trennung in privates und öffentliches Rechts sei daher durch die Rechtsentwicklung 
überholt, wenn sie mit der Begründung der stetigen gesellschaftlichen Abänderung zum 
Verlust der Normativität der öffentlich-rechtlichen Positionen führt329. 
Um die gesamte Bandbreite der Eigentumsgarantie zu verwirklichen, werden sozialver-
sicherungsrechtliche Positionen unter der Voraussetzung, dass sie eine bestimmte Eigen-
tumsqualität aufweisen, in den Eigentumsschutz einbezogen. Welche Elemente ein Sozial-
versicherungsanspruch enthalten muss, damit eine eigentumsrelevante Rechtsposition 
entsteht, hat das Bundesverfassungsgericht in seiner ständigen Rechtsprechung erläutert: 
„Voraussetzung für einen Eigentumsschutz sozialversicherungsrechtlicher Positionen ist 
eine vermögenswerte Rechtsposition, die nach Art eines Ausschließlichkeitsrechts dem 
Rechtsträger als privatnützig zugeordnet ist; diese genießt den Schutz der Eigentumsgaran-
tie dann, wenn sie auf nicht unerheblichen Eigenleistungen des Versicherten beruht und 
zudem der Sicherung seiner Existenz dient“330.  
b)  Privatnützigkeit der vermögenswerten Rechtspositionen – Zuordnung als Ausschließ-
lichkeitsrecht 
Nach der herkömmlichen Rechtsprechung ist das verfassungsrechtlich geschützte Ei-
gentum in seinem rechtlichen Gehalt durch Privatnützigkeit gekennzeichnet, d. h. die Zu-
ordnung zu einem Rechtsträger, in dessen Hand es als Grundlage privater Initiative und im 
eigenverantwortlichen privaten Interesse “von Nutzen“ sein soll331. Nach dem erwähnten 
Urteil von 1980 kann diese Voraussetzung für die Eigentumsgarantie auch für die Leistun-
gen der Sozialversicherung gelten, wenn die in Betracht kommende Rechtsposition ein 
                                                 
326 Depenheuer, AöR 1995, S. 421. 
327 BVerfGE 40, 65 (83); 42, 263 (293); 50, 290 (339); 68, 193 (222); 83, 201 (208). 
328 BVerfGE 32, 129 (141). 
329 Hsu, S. 127 m. w. N. 
330 BVerfGE 53, 257 (290); 69, 272 (300); 72, 9 (18); 76, 220 (235). Zur Kritik daran vgl. Gebler, S. 154; 
Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 93, Ruland, DRV 1997, S. 94 f.; Schmidt-De Caluwe, JA 
1992, S. 131; Stober, SGb 1989, S. 57. 
331 BVerfGE 31, 229 (240); 37, 132 (140); 42, 263 (294). 
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subjektiv-öffentliches Recht auf Leistung begründet332. Das ist der Fall, wenn der Berech-
tigte davon ausgeht, dass es sich bei seinem Anspruch um „seine“, ihm ausschließlich zu-
stehende Rechtsposition handelt333, die nicht mehr der Verfügung des Leistungsträgers oder 
eines Dritten unterliegt334. 
aa) Abgrenzung zu Aussichten und Ermessensleistungen 
Nach dem Kriterium der Privatnützigkeit versucht das Bundesverfassungsgericht zu un-
terscheiden, ob eine Rechtsposition lediglich eine Aussicht auf zukünftigen Erwerb des 
Vollrechts begründet oder ob bereits ein Anwartschaftsrecht auf dieses Vollrecht erworben 
wurde. Die Funktion des Kriteriums liegt darin, dass es das Bestehen einer Rechtsposition 
verlangt und damit der Abgrenzung von subjektiven Rechten und anderen Positionen dient, 
die diese Qualität nicht besitzen335. Denn die Rechtsordnung verleiht Chancen, Erwartun-
gen oder Aussichten grundsätzlich keine Eigentumsfähigkeit336. 
Eine verfestigte Rechtsposition liegt ebenfalls nicht vor, wenn das Gesetz dem Betrof-
fenen nur eine Ermessensleistung in Aussicht stellt. Bei diesen ist die Position des Versi-
cherten in mehrfacher Hinsicht bedingt, nämlich durch den Eintritt der tatbestandlichen 
Voraussetzungen der Ermessensleistungen und zusätzlich durch eine positive Ermes-
sensausübung des Sozialversicherungsträgers337. Weil der Gesetzgeber dem Versicherten 
keinen sicheren Anspruch zugestanden hatte, auf dessen Erfüllung er sich einrichten konn-
te338, sind sämtliche im Ermessen des Versicherungsträgers stehende Leistungen nicht ei-
gentumsrechtlich gesichert. Anders als bei gesetzlich gebundenen Leistungen fehlt es in-
soweit an der notwendigen Verfestigung einer inhaltlich eindeutig bestimmten 
Rechtsposition, die dem Berechtigten nach „Art eines Ausschließlichkeitsrechts“ zugeord-
net werden könnte. Daher wurden Ermessensleistungen und Aussichten in der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts gleichgesetzt339. Folglich hat es den Eigentumsschutz 
bei der Aussicht einer Frau auf eine Geschiedenenwitwenrente340 und eines Rentners auf 
                                                 
332 Vgl. BVerfGE 53, 257 (289). 
333 Vgl. BVerfGE 69, 272 (300 f.); 72, 9 (19); 76, 220 (236). 
334 Vgl. Neumann, DRV 1999, S. 394; Grüttner, S. 169. 
335 Stober, SGb 1989, S. 55. 
336 Stober, SGb 1989, S. 55. 
337 Beispielsweise ist die Gewährleistung von Rehabilitationsleistungen nach § 11 Abs. 2 SGB VI zu nennen. 
Hat der Versicherte die Voraussetzungen (z. B. 6-monatige Pflichtversicherungszeit im Falle der Nr. 1) 
erfüllt, kann der Rentenversicherungsträger medizinische Leistungen zur Rehabilitation erbringen. Zwar 
stehen die Leistungen im Ermessen der Trägers, doch enthält das Rehabilitationsangleichungsgesetz zu 
seiner Ausübung detaillierte Vorgaben, vgl. Gebler, S. 161 m. w. N. 
338 Krause, Eigentum, S. 137.  
339 BVerfGE 69, 272 (310). 
340 BVerfGE 72, 141 (152 f.). 
 
163 
beitragslosen Krankenversicherungsschutz341 ebenso verneint wie bei Ermessensleistungen, 
z. B. Rehabilitationsleistungen der Rentenversicherung342. 
Zwar unterscheidet sich die Ermessensleistung nach Stober von der bloßen Aussicht 
dadurch, dass sie Rechtsqualität hat, die sich im Einzelfall – etwa bei einer „Ermessensre-
duzierung auf Null“ – zu einem vollen subjektiven Recht verdichten kann343. Diese Ansicht 
ändert aber nichts daran, dass die dabei einzige rechtmäßige Ermessensentscheidung, die 
beantragte Leistung zu erbringen, doch von einer bestimmten gesetzlichen Voraussetzung 
abhängig sein kann, etwa wenn eine dringende Gefahr für ein besonders wertvolles 
Rechtsgut vorliegt. Bei dieser kommt es nämlich nicht allein auf das Interesse oder die 
Entscheidung des Leistungsempfängers an. Im Fall einer solchen Ermessensreduzierung 
steht dem Berechtigten kein Recht auf die Erteilung der Bewilligung zu, sondern nur auf 
eine fehlerfreie Ermessensentscheidung (§ 114 VwGO). Hier liegt dann kein Anspruch auf 
eine zugesprochene Leistung vor, die als eine verfestigte ausschließliche Rechtsposition 
zur Eigentumsqualität führt344. Anders wird der Eigentumsschutz bei der Ermessensleistung 
nur dann bejaht, wenn sie durch bindend gewordenen Bescheid festgestellt worden ist345. 
Dies ist beispielsweise gegeben im Fall des Arbeitslosengeldes bei beruflicher Weiterbil-
dung nach der Bewilligung der notwendigen Umschulungsmaßnahme durch die Agentur 
für Arbeit346. 
Festgestellt wird deshalb, dass wegen der fehlenden Privatnützigkeit die bloßen Aus-
sichten und die Ermessensleistungen im Allgemeinen 347  vom Eigentumsschutz ausge-
schlossen sind.  
bb) Vermögenswerte Ansprüche und Anwartschaften 
Der Umfang des Eigentumsschutzes richtet sich danach, ob es sich um ein Vollrecht 
oder um eine Anwartschaft handelt348. Die Abhängigkeit der Leistung von der Erfüllung 
der Wartezeit und dem Eintritt des Risikos ist für eine Versicherung typisch. Nach Auffas-
sung des Bundesverfassungsgerichts erstreckt sich die Reichweite der Eigentumsgarantie 
aber nicht nur auf Ansprüche auf Versicherungsleistungen, sondern auch auf Anwartschaf-
                                                 
341 BVerfGE 69, 272 (307). 
342 BVerfGE 63, 152 (174). 
343 Stober, SGb 1989, S. 55. 
344 Ditfurth, S. 64. 
345 Söllner, FS-Geiger, S. 271; Stober, SGb 1989, S. 55.  
346 Vgl. unten 4. Kapitel 1. e) aa) (1). 
347 Vgl. BVerfGE 63, 152 (174); 69, 272 (310); Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 91; Neumann, DRV 
1999, S. 394; Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn. 148; Rüfner, in: Stober, Eigentumsschutz 
sozialrechtlicher Positionen, S. 88; Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 216 f. 
348 Gebler, S. 172; Krause, Eigentum, S. 198. 
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ten nach Begründung des Rentenversicherungsverhältnisses, die bei Erfüllung weiterer 
Voraussetzungen – wie dem Ablauf der Wartezeit und des Eintritts des Versicherungsfalles 
– zum Vollrecht erstarken können (Rentenanwartschaften) 349 . Unter eine verfestigte 
Rechtsposition fallen danach jedenfalls die Ansprüche der Versicherten, die durch Zahlung 
von Beiträgen während der gesetzlichen Wartefrist die volle Anwartschaft darauf erworben 
haben350. Noch zu klären ist indes die Rechtsstellung vor Erfüllung dieser Voraussetzungen, 
namentlich ob sie als eine dem Versicherten ausschließlich zustehende Rechtsposition an-
zusehen ist, die der Verfügung durch den Leistungsträger oder einen Dritten entzogen ist. 
cc) Rechtsposition vor Ablauf der Wartezeit 
Nach der oben dargestellten Haltung des Bundesverfassungsgerichts ist insbesondere 
unklar, ob die Anwartschaft auf Versicherungsleistungen bereits vor Ablauf der Wartezeit 
dem Eigentumsschutz unterliegt351. Wartezeiten sind Mindestversicherungszeiten, die der 
Versicherte vor Eintritt eines Versicherungsfalls zurückgelegt haben muss, damit sein 
Leistungsanspruch entsteht (§ 50 SGB VI)352. Mit dem Erfordernis der Wartezeit werden 
vor allem besonders schlechte Risiken vom Versicherungsschutz ausgeschlossen. In Be-
tracht kommt dann die Meinung, dass die Rechtspositionen vor Erfüllung der geforderten 
Beitragszeiten noch nicht vom Eigentumsschutz erfasst werden353. Denn die Position vor 
Ablauf der Wartezeit ist deutlich schwächer als danach354. Bis zur Erfüllung der Wartezeit 
bestehen Ungewissheiten, die den weiteren Verlauf des Lebens des Einzelnen betreffen – 
er könnte z. B. die versicherte Tätigkeit aufgeben oder sterben, und die Berechtigung ent-
fällt. So betont Papier, dass die Begründung eines Versicherungsverhältnisses allein noch 
keine eigentumsgeschützte Rechtsposition schafft355. Demnach begründe diese Position vor 
Ablauf der Wartezeit zunächst nur „Erwerbsberechtigungen“, d. h. die Chance des Versi-
cherten, bei Fortsetzung des Versicherungsverhältnisses den Anwartschafts- bzw. Voll-
rechtserwerb zu erreichen356. 
Dagegen spricht aber die Ansicht, dass der Einzelne bereits nach Begründung des Ver-
sicherungsverhältnisses eine gesicherte Rechtsposition innehat, die weder vom Leistungs-
                                                 
349 BVerfGE 53, 257 (289 f.); 69, 272 (300); 72, 141 (153). 
350 BVerfGE 72, 9 (18 f.) 
351 BVerfGE 53, 257 (289 f.); 69, 272 (301); 72, 141 (153). Vgl. auch Papier, DVBl 1986, S. 579; Ditfurth, S. 
57 Fn. 152. 
352 Kreikebohm/von Koch, in: Schulin, HS-RV, § 29 Rn. 1und 16. Die allgemeine Wartezeit gilt für die Re-
gelaltersrente (§ 35 Nr. 2 SGB VI), die Ansprüche auf Rente wegen Erwerbs- oder Berufsunfähigkeit und 
die Hinterbliebenenrente (§ 43 SGB VI), Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 328. 
353 Bieback, ZSR 2000, S. 788; Jarass, NZS 1997, S. 545. 
354 Jarass, NZS 1997, S. 545. 
355 Papier, DVBl 1986, S. 579; Papier, Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn. 156 m. w. N. 
356 Papier, DVBl 1986, S. 579; Papier, Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn. 156. 
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träger noch von einer sonstigen am Leistungsverhältnis beteiligten Person in rechtlich rele-
vanter Weise beeinträchtigt werden kann; der Versicherungsnehmer kann davon ausgehen, 
dass ihm diese für den Zeitraum nach Ablauf der Wartezeit schon fest und unentziehbar 
zugeordnet ist357. So ist im Zivilrecht beispielsweise das Anwartschaftsrecht aus aufschie-
bend bedingter Übereignung anerkannt, obwohl die Anwartschaft schon dann entfällt, 
wenn der zugrunde liegende Kaufvertrag etwa infolge Anfechtung oder Rücktritt erloschen 
ist358.  
Noch zu erklären ist weiterhin, warum hier der Eigentumsschutz für eine solche, noch 
zu erwartende Rechtsstellung für den Versicherten von Bedeutung ist, auch wenn die Mög-
lichkeit besteht, dass er niemals Leistungen erhalten wird. Trotz der Ungewissheiten, dass 
der Versicherte beispielsweise die versicherte Tätigkeit aufgeben oder sterben könnte und 
damit vor Erfüllung der Wartezeit vom Leistungsanspruch ausgeschlossen sein würde, hat 
diese Anwartschaft für ihn einen nicht unerheblichen Sicherungswert. Die Voraussetzun-
gen und der Umfang der Versicherungsleistungen sind von der Begründung des Versiche-
rungsverhältnisses an hinreichend bestimmt359. Sowohl Dauer als auch Höhe der monatlich 
zu leistenden Beiträge sind für den Umfang der späteren Rentenzahlung von Bedeutung. 
Gerade dieser Umstand zeigt, wie praktisch mit jeder einzelnen Beitragsleistung der späte-
re Rentenanspruch kontinuierlich „aufgebaut“ wird360. Dabei ist jederzeit erkennbar, wem 
ein „bedingtes Recht auf die Leistung“ zusteht361. Folglich ist die Verbindlichkeit des 
Rechts nicht zu negieren, auf dessen Grundlage der Versicherte Vorsorge für Risiken sei-
nes Lebens treffen soll362. So besteht in der Rechtsstellung des Versicherten, wie Hase und 
Jarass präzisieren, bereits mit der Begründung des Versicherungsverhältnisses und der ers-
ten Beitragsleistung eine vermögenswerte Position, die von Art. 14 Abs. 1 GG geschützt 
wird363. 
dd) Altersgrenze als Berechnungsfaktor der Rentenansprüche 
Um das Ziel der Beibehaltung der Rentenhöhe möglichst ohne Erhöhung der Beiträge 
zu erreichen, wird ein hinausgeschobener Rentenbeginn mit Anhebung der Altersgrenze 
als Einsparungsmaßnahme für die Rentenkasse umgesetzt364. Es stellt sich hier die Frage, 
                                                 
357 Ditfurth, S. 75; Grüttner, S. 103 f. 
358 Grüttner, S. 103 m. w. N. 
359 Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 215. 
360 Grüttner, S. 102. 
361 Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 215. 
362 Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 215. 
363 Jarass, NZS 1997, S. 545; Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 215. 
364 Ruland, VSSR 1997, S. 33 f.; ders, DRV 1997, S. 104. Hinzuweisen ist hier insbesondere auf das gegen-
wärtige Gesetzgebungsverfahren zur „Rente mit 67“. 
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ob der Zeitpunkt des Rentenbeginns als ein Berechnungsfaktor in der Anwartschaft eben-
falls von Art. 14 Abs. 1 GG erfasst wird. Dabei handelt sich um die Überlegung, ob eine 
hinreichende Anwartschaft nur bis zum Erreichen der Altersgrenze und der Mindestbei-
tragszeit zu bejahen ist. 
In einem frühen Beschluss – vor seiner erstmaligen Anerkennung der Eigentumsgaran-
tie für sozialrechtliche Rechtspositionen im Jahre 1980 – lehnte es das Bundesverfassungs-
gericht ab, die Vorverlegung des Rentenalters an der Eigentumsgarantie zu messen365. Das 
Altersruhegeld bereits von der Vollendung des 60. Lebensjahres an beziehen zu können, 
begründe danach nur eine Aussicht der Versicherten, die ebenso wenig wie die Beitrags- 
und Leistungshöhe zum feststehenden Inhalt jener Anwartschaft zählt366. Jedoch hatte die-
ser Beschluss die Überführung der Renten bei der Rückgliederung des Saarlands zum Ge-
genstand, was mit der Problematik der DDR-Renten und der Fremdrenten367 vergleichbar 
ist. Dass aber solche Sondersituationen vom Schutz des Art. 14 GG erfasst werden, ist 
nach derzeitiger Auffassung ohnehin generell zweifelhaft368. 
Die festgesetzte Altersgrenze stelle einen in der Rentenformel enthaltenen Zugangsfak-
tor dar, der den Umfang der durch Beiträge erbrachten Leistungen und damit den Wert der 
Rentenanwartschaft wesentlich bestimmt369. Dies stimmt allgemein auch mit der späteren 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts überein, wonach sich die geschützte 
Rechtsposition auf diejenigen Berechnungsfaktoren erstreckt, die sich als lohn- bzw. bei-
tragsbezogen erweisen, die also durch die persönliche Arbeitsleistung des Versicherten 
mitbestimmt werden370. So zeigt sich im Beschluss des Bundesverfassungsgerichts über die 
beschleunigte Anhebung des Renteneintrittsalters für Frauen durch das Wachstums- und 
Beschäftigungsförderungsgesetz von 1996, indem sie vom Gericht als verhältnismäßige 
Inhalts- und Schrankenbestimmung gesehen wird, dass die Altersgrenze in dieser Weise 
vom Eigentumsschutz der Renten miterfasst wird371. 
c)  Eine nicht unerhebliche Eigenleistung 
Im Bezug auf die zweite der oben genannten Voraussetzungen des Bundesverfassungs-
gerichts für einen Eigentumsschutz muss die sozialversicherungsrechtliche Position im Zu-
                                                 
365 BVerfGE 22, 241 (253). 
366 Jarass, NZS 1997 S. 546 f. 
367 Vgl. 4. Kapitel III. 1 c) bb) (3), (4). 
368 Vgl. Jarass, NZS 1997, S. 547; so sah Krause, Eigentum, S. 145 die Übergangsfälle nicht als Verstoß ge-
gen Art. 14 GG, sondern gegen das Vertrauensschutzprinzip. 
369 Ruland, VSSR 1997, S. 33 f. 
370 BVerfGE 58, 81 (112); 100, 1 (32 ff.); Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 59. 
371 BVerfG, Beschluss vom 3.2.2004 - 1 BvR 2491/97 = NVwZ 2004, S. 604; vgl. Binne, DRV 1996, S. 145 
(146); Ruland, VSSR 1997, S. 33; O‘Sullivan, SGb 2004, S. 209 ff.; Wenner, SozSich 2004, S. 177 f. 
 
167 
sammenhang mit einer eigenen Leistung, die als besonderer Schutzgrund für die Eigen-
tumsposition anerkannt ist, stehen372. Denn „in dem Element der grundsätzlichen Verfü-
gungsbefugnis gelangt die Herrschaft über das Eigentumsobjekt und damit der besondere 
personale Bezug des Inhabers zu diesem zum Ausdruck“373. Dieser Zusammenhang wird 
bei Rentenansprüchen und -anwartschaften dadurch hergestellt, dass ihr Umfang durch die 
persönliche Arbeitsleistung des Versicherten mitbestimmt wird, wie dies vor allem in den 
„einkommensbezogenen Beitragsleistungen“374 oder „Beitragszahlungen“ der Fall ist. 
Danach besteht die eigentumsrelevante Bedeutung des Sozialversicherungsrechts ge-
genüber dem Versorgungs- und Förderungsrecht rein staatlich finanzierter Leistungen dar-
in, dass der Staat hier durch die Statuierung einer Versicherungspflicht und die Festsetzung 
von Beiträgen zu dem Versicherungssystem der sozialen Sicherheit den Versicherten Teile 
ihres Einkommens bzw. ihres Vermögens entzieht und bei Eintritt des Versicherungsfalls 
nach Maßgabe der Beiträge Versicherungsleistungen gewährt375. Daraus folgt für die vom 
Staat in Erfüllung sozialstaatlicher Fürsorge aus öffentlichen Mitteln gewährten Leistun-
gen376, für die der Bürger keine äquivalente „eigene Leistung“ erbracht hat, dass diese von 
vornherein aus dem Eigentumsschutz auszugrenzen sind377. Substrat des Eigentumsschut-
zes ist infolge dieses Kriteriums die erdiente und verfügbare Rechtsstellung. 
aa) Kritik hinsichtlich der Besonderheiten der Sozialversicherung 
Gegen das Merkmal der Eigenleistung wurde im Schrifttum jedoch vorgebracht, dass 
Art. 14 Abs. 1 GG nicht private Vermögensrechte schütze, sondern Vermögensrechte Pri-
vater; Vermögensrechte werden dadurch also ohne Rücksicht auf den Erwerbsgrund ge-
schützt, wie das Eigentum im sachenrechtlichen Sinne zeigt378. Dagegen spricht aber, dass 
das Merkmal der Eigenleistung nur eine Abgrenzungsfunktion bietet, indem das Erwerben 
der Rechtsposition abhängig von einer Tätigkeit ist, die der Versicherte mittelbar oder un-
mittelbar beeinflussen kann. Dies gilt auch bei dem privaten Eigentum, das der Berechtigte 
aus bestimmten wirtschaftlichen Gründen hinzuverdient379. 
Beim Abstellen der Eigentumsgarantie auf die nicht unerhebliche Eigenleistung wird 
                                                 
372 BVerfGE 53, 257 (291); 100, 1 (33). 
373 BVerfGE 53, 257 (291); 100, 1 (32 ff.). 
374 BVerfGE 53, 257 (291). 
375 So Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 150 f. 
376 Beispielsweise sind zu nennen die Sozialhilfe, das Wohngeld, der Lastenausgleich oder die Wohnungs-
bauprämie, vgl. BVerfGE 48, 403 (413 ff.); Jarass, NZS 1997, S. 546; Ruland, VSSR 1997, S. 27; Papier, 
in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn. 134. Dazu zählen auch die sozialen Entschädigungen und die 
Kriegsopferversorgung, Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 98. 
377 Ossenbühl, FS-Zeidler, S. 631; Stober, SGb 1989, S. 55; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 97. 
378 Ossenbühl, FS-Zeidler, S. 632; Ruland, VSSR 1997, S. 28; Wieland, in: Dreier, GG, Bd. 1, Art. 14 Rn. 63. 
379 Hsu, S. 155. 
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weiter kritisiert, dass dies der Besonderheit der Sozialversicherung widerspricht, bei der 
der Beitragsmechanismus der Globaläquivalenz nach dem Prinzip des sozialen Ausgleichs 
ausgeprägt ist380. Die beitragsäquivalente Versicherungsleistung wird durch die Elemente 
Solidarität, sozialer Ausgleich, Generationenvertrag sowie zahlreiche Mischtatbestände 
„korrigiert“. Dies kann an folgenden Beispielen illustriert werden: 1) Mit Blick auf das Ri-
sikoprinzip und die hierdurch bedingten Umverteilungseffekte innerhalb der Gemeinschaft 
während der Zeitphase der noch nicht feststehenden Rentenbiografie wird das sozialversi-
cherungsrechtliche Anrecht nicht unbedingt in Äquivalenz zum individuell geleisteten Bei-
trag stehen381. 2) Mit dem Übergang vom Anwartschaftsdeckungs- zum Umlageverfahren 
seit seiner Einführung im Jahre 1957 in der Rentenversicherung sei dem Rentenanspruch 
die reale wirtschaftliche Grundlage entzogen worden, soweit ihr Bezugspunkt nicht der ab-
soluten Höhe der Beiträge des Versicherten entspricht382. 3) Neben der umverteilenden Bei-
tragsfinanzierung spielen öffentliche Zuschüsse in der Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung eine wichtige Rolle383. 
Damit beruhen die eigentumsschutzwürdigen Rechtspositionen auch unvermeidlich auf 
staatlichen Gewährleistungen384. Demzufolge knüpft die Berechtigung der sozialrechtlichen 
Rechtsposition nicht ausschließlich an das „Subjekt-Sein“ des Eigentümers an385, wobei der 
Anspruch durch eigene Beiträge erworben wäre. Außerdem erfordert die Anwendung die-
ses Kriteriums eine Abgrenzung zwischen den durch eigene Leistung erworbenen und den 
auf staatlicher Gewährung beruhenden Teilen, insbesondere bei der rentenversicherungs-
rechtlichen Position. Angesichts des komplizierten Finanzierungsmodells der Rentenversi-
cherung lässt es sich nicht einmal grob schematisch ermitteln, welche Bestandteile der je-
weiligen individuellen Rente durch eigene Beiträge, welche durch die Beiträge der 
Mitversicherten und welche durch staatliche Zuschüsse finanziert werden386. Diese ver-
schiedenen Bestandteile bei einer Rechtsposition in ein jeweils eigenständiges Objekt einer 
Eigentumsgarantie zu trennen, ist daher schwer, mitunter gar nicht möglich. 
Aus dem Zusammenspiel von Beiträgen und Bundeszuschüssen in der Sozialversiche-
rung, die nach dem Umlageverfahren Versicherungsleistungen finanzieren387, ergibt sich, 
dass mit dem Kriterium der nicht unerheblichen Eigenleistungen der Versicherten die 
                                                 
380 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 281; Bieback, KJ 1998, S. 170; Depenheuer, AöR 1995, S. 431. 
381 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 289; Stober, SGb 1989, S. 55; Bieback, KJ 1998, S. 170. 
382 Blüggel, SozSich 2004, S. 63. 
383 Bieback, KJ 1998, S. 170. 
384 Stober, SGb 1989, S. 55. 
385 Depenheuer, AöR 1995, S. 429. 
386 Hsu, S. 155; Neumann, NZS 1998, S. 405 f.; vgl. Meyer/Blüggel, S. 8. 
387 Vgl. oben 2. Kapitel III. 
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Schutzfähigkeit sozialrechtlicher Positionen als Sozialeigentum i. S. d. Art. 14 Abs. 1 GG 
nicht einwandfrei zu begründen ist. 
bb) Problematik und Lösung der Judikatur 
Angesicht der dogmatischen Probleme wird sich die Frage, ob eine sozialversiche-
rungsrechtliche Position auf nicht unerheblichen Eigenleistungen des Versicherten beruht, 
regelmäßig nur anhand des Einzelfalls beurteilen lassen. Dafür hat das Bundesverfas-
sungsgericht aber auch eine Reihe allgemeiner Kriterien entwickelt388. Die Bedeutung der 
nicht unerheblichen Eigenleistung wird dabei unter Berücksichtigung der sozialversiche-
rungsrechtlichen Besonderheiten389 – wie im Folgenden gezeigt wird – Schritt für Schritt 
neu interpretiert. 
(1)  Die dem Arbeitnehmer zuzurechnende Leistung 
Zur erdienten und verfügbaren Rechtsstellung des Arbeitnehmers gehören, wie das 
Bundesverfassungsgericht seit langem bestätigt, auch die Arbeitgeberanteile, die den ei-
gentumsrelevanten Eigenleistungen des Arbeitnehmers zuzurechnen sind. Diese Ansicht 
gilt für den Arbeitgeberbeitrag in der Pflegeversicherung wie bei der Kranken-, Renten- 
und Arbeitslosenversicherung390. So sind als eigene Leistungen des Versicherten „nicht nur 
die von ihm selbst bezahlten Beiträge zu berücksichtigen, sondern in aller Regel auch sol-
che Beiträge, die von Dritten zu seinen Gunsten dem Träger der Sozialversicherung zuge-
flossen sind“391. 
Ob diese Einordnung auch für die Rente der gesetzlichen Unfallversicherung gilt, die 
vollständig durch die Arbeitgeber finanziert ist, ist vom Bundesverfassungsgericht noch 
nicht entschieden worden. Lediglich geringe Bedeutung könnte die Eigentumsgarantie im 
Bereich der echten Unfallversicherung erlangen392, wenn man davon ausgeht, dass sie mit 
einer Ablösung der zivilrechtlichen Haftung des Arbeitgebers verbunden ist, für die der 
Unternehmer in eigener Sache Beiträge leistet393. Der Charakter als Haftpflichtversicherung 
des Arbeitgebers für das betriebliche Risiko des Arbeitnehmers ändert aber nichts daran, 
dass die Arbeitgeberbeiträge im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses durch die Arbeitsleis-
tung des Arbeitnehmers erwirtschaftet werden und vom Gedanken der Fürsorge geprägt 
sind. Damit sind auch Anwartschaften auf Rentenleistungen bei der Unfallversicherung 
                                                 
388 BVerfGE 69, 272 (302). 
389 Vgl. Stober, SGb 1989, S. 55. 
390 Fuchs, in: Schulin, HS-PflV § 4 Rn. 49. 
391 BVerfGE 69, 272 (302); vgl. dazu Brünneck, JZ 1990, S. 994; Ditfurth, S. 98 ff.; Haverkate, ZRP 1984, S. 
220; Krause, Eigentum, S. 103. 
392 Ditfurth, S. 97 Fn. 368; Gitter/Nunius, in: Schulin, HS-UV, § 4 Rn. 25 ff.; 40, 43. 
393 Ditfurth, S. 97 Fn. 368; Gitter/Nunius, in: Schulin, HS-UV, § 4 Rn. 43. 
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nach § 56 Abs. 1 SGB VI ebenfalls aus dem Versicherungsverhältnis erworben und stellen 
sich als den Versicherten zurechenbare Eigenleistung dar394.  
(2)  Von der Beitragsleistung zur persönlichen Arbeitsleistung 
Bezüglich der Eigenleistung ergibt sich die Frage nach dem Eigentumsschutz für die 
Ansprüche und Anwartschaften, die in den Zusatz- und Sonderversorgungssystemen der 
DDR erworben worden sind. Nach dem Bundesverfassungsgericht fehlt es ihnen nicht an 
einer nennenswerten Eigenleistung395. Dazu weist es darauf hin: „Soweit eine Beitrags-
pflicht bestand, waren die Beiträge überdies teilweise niedrig und der zugesagten Versor-
gungsleistung nicht adäquat. Diese Besonderheiten stehen jedoch der eigentumsrechtlichen 
Schutzwürdigkeit nicht entgegen“396. Fraglich ist dabei aber, dass diese einkommensbezo-
genen Beitragspflicht nicht ausnahmslos galt. In einigen Zusatzversorgungsregelungen war 
die Bedeutung der beruflichen Leistungen und Arbeitserfolge ausdrücklich hervorgehoben 
und als Rechtfertigung für die Höhe der Versorgung genannt397. 
Geht man von den Arbeitgeberbeiträgen aus, die, wie oben dargestellt, zu den eigen-
tumsrelevanten Eigenleistungen des Arbeitnehmers gerechnet werden, ist es gut nachvoll-
ziehbar, dass das Bundesverfassungsgericht die eigene Beitragsleistung des Versicherten 
nicht als einziges Substrat des Einsatzes des Versicherten versteht, sondern in der monetä-
ren Beitragsleistung lediglich einen Ausdruck der persönlichen Arbeitsleistung sieht398. 
Materiell ist die Beitragsfinanzierung durch die Arbeitgeber vor dem Hintergrund zu ver-
stehen, dass sie mit der Fürsorgepflicht für die Arbeitnehmer während des Beschäftigungs-
verhältnisses begründet und ökonomisch als Bestandteil des Arbeitsentgelts anzusehen 
ist399. Mit diesem Ausgangspunkt ist es zu erklären, dass die in der DDR begründeten An-
sprüche und Anwartschaften nach dem Urteil des Bundesverfassungsgericht aus dem Jahre 
1999 die wesentlichen Merkmale des Eigentums im Sinne von Art. 14 Abs. 1 GG aufwei-
sen, auch wenn diese Rentenansprüche und -anwartschaften nicht in erster Linie durch Bei-
tragszahlungen, sondern maßgeblich durch Arbeitsleistung erworben wurden400.  
                                                 
394 Vgl. Stober, SGb 1989, S. 57; Strick, VSSR 2000, S. 46 m. w. N.; Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, 
Art. 14 Rn. 142; Hsu, S. 142. 
395 BVerfGE 100, 1 (34). 
396 Die Arbeitnehmer, die Zusatz- und Sonderversorgungssystemen angehörten, hatten auch Beiträge gezahlt, 
die bis zu 10 % der Bruttoentgelte erreichen konnten, BVerfGE 100, 1 (33). 
397 Beispielsweise nach § 9 Abs. 1 der Verordnung über die Altersversorgung der Intelligenz an wissenschaft-
lichen, künstlerischen, pädagogischen und medizinischen Einrichtungen der DDR, vgl. BVerfGE 100, 1 
(34 f.) 
398 So BVerfGE 69, 272 (301); vgl. dazu Merten, in: Schulin, HS-KV, § 5 Rn. 68; Spellbrink, in: Spellbrink/ 
Eicher, Kasseler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 20. 
399 Vgl. Fuchs, in: Schulin, HS-PflV, § 4 Rn. 49; Schulin, NZS 1994, S. 434. 
400 BVerfGE 100, 1 (35).  
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Nach dem Gesagten gelangt also die durch die einkommensbezogenen Beiträge und die 
persönliche Arbeitsleistung der Versicherten begründeten Leistungen aus der Sozial-
pflichtversicherung, den freiwilligen Zusatzrentenversicherungen und Sonderversorgungs-
systemen der DDR mit dem Beitritt und der Anerkennung durch den Einigungsvertrag wie 
andere vermögenswerte Rechtspositionen in den Schutzbereich dieses Grundrechts401. 
(3)  Drittleistungen in beitragsfreien Zeiten 
Eine weitere Eigenleistungsproblematik liegt in den Fällen von Ersatz-, Anrechnungs- 
oder Arbeitsausfallzeiten vor, in denen die Beiträge vom Bund oder einer juristischen Per-
son des öffentlichen Rechts getragen werden402. Anders als im Fall des Arbeitgeberbeitrags 
zeigt sich hier, dass keine Beitrags- bzw. Arbeitsleistung aufgrund eines Beschäftigungs-
verhältnisses zwischen dem Versicherten und dem Beitragszahler vorliegt. Unklar ist daher, 
ob eine Eigenleistung auch bei solchen von Dritten finanzierten Leistungen während der 
arbeitsausfall- und beitragsfreien Zeit festgestellt werden kann. 
Diese Frage ist besonders rentenrechtlich relevant, da sie sich ohne eigene Beitragsleis-
tung dennoch im Rahmen der Gesamtleistungsbewertung rentensteigernd auswirken kön-
nen. Beispielsweise trägt der Bund die Beiträge zur Kranken-, Renten- und Arbeitslosen-
versicherung für die Wehr- oder Zivildienstleistenden 403 . Diese Drittleistung für die 
Wehrdienstzeiten als Beitragsersatzzeiten unterscheidet sich deshalb von der einseitigen 
staatlichen Leistungsgewährung dadurch, dass der allgemeine Zuschuss nur an die Stelle 
der eigentlich während des Wehrdienstes durch den Bund an die Rentenversicherung zu 
zahlenden Beiträge tritt404. 
Für die allgemeine Anerkennung des Eigentumsschutzes für die beitragsfreie Zeit geht 
Krause von einer irrelevanten Differenzierung zwischen den Beitragsübertragungen der öf-
fentlichen Behörden, den Bundeszuschüssen oder der Erhöhung der Beiträge aus405. Da-
nach handelt es sich nur um einen buchungstechnischen Vorgang, um diese Leistungen 
während der Arbeitsausfall- und Ersatzzeit durch die Versicherungsgemeinschaft zu de-
cken. Hinsichtlich der Ersatzzeiten für geleisteten Wehrdienst gem. §§ 2 und 3 Bundesver-
sorgungsgesetz vertritt Ditfurth, dass der Staat für diese Zeit Rentenanwartschaften zu-
                                                 
401 Vgl. BVerfGE 91, 294 (307 f.); 100, 1 (32 ff.), Marschner, NJW 1999, S. 2479 ff.; Ritz, Die Sozialversi-
cherung 2001, S. 197 ff.; Ulmer, NZS 2000, S. 176 ff.; Will, NJ 1999, S. 337 ff. A. A. Papier, der die 
DDR-Rente als eine vom einfachen Bundesgesetzgeber zu entscheidende Ermessungsleistung versteht, 
die keine unter dem Eigentumsschutz entstandene Rechtsposition ist, vgl. Papier, in: Maydell/Ruland, 
SRH, A. 3 Rn. 60., ders., in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn. 133 f.; ders., DRV 1994, S. 844 f.; 
ders., DtZ 1996, S. 44.  
402 Vgl. oben 2. Kapitel II. 3. b) aa). 
403 § 251 SGb V; § 170 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI; § 347 Abs. 1 Nr. 2 SGB III. 
404 Ditfurth, S. 107. 
405 Krause, Eigentum, S. 189 f. 
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gunsten der Wehrdienstleistenden aufzubauen hat, denn diese lassen dem Staat einen Teil 
ihrer Lebensarbeitszeit zugute kommen406. In diesem Sinne sind die „Beiträge“ vom Bund 
aus Bundeszuschüssen den Wehrdienstleistenden genauso zuzurechnen, wie Beiträge von 
Arbeitgebern den Arbeitnehmern407. Entsprechendes kann auch bei der Anrechnung der 
Kindererziehungszeiten nach § 56 Abs. 1 SGB VI gelten, die dazu dient, die Erziehungs-
leistung der Versicherten zu honorieren408. Mit diesem Ansatz wäre es zwar denkbar, die 
Kindererziehung mit der durch den Arbeitnehmer erdienten Eigenleistung gleich zu setzen, 
sie als eigentumsschutzrelevante Arbeitsleistung gleich zu bewerteten, und damit als fikti-
ve Beitragsleistung anzuerkennen. Dieser Weg zur rentenrechtlichen Bewertung von Kin-
dererziehungszeiten wird allerdings vom Bundessozialgericht abgelehnt409. Denn im Unter-
schied zu anderen beitragsfreien Zeiten wird die staatliche Schutzpflicht für die 
Kindererziehenden auf Art. 3 Abs. 1 i. V. m. Art. 6 Abs. 1 GG gestützt und der Gesetzge-
ber ist danach für die Anerkennung der beitragsfreien Anrechnungszeit in der Rentenversi-
cherung verpflichtet410. 
In beiden Fällen zeigt sich, dass die Eigenleistung des Versicherten während der bei-
tragsfreien Zeiten auf dem Staat bzw. der Solidargemeinschaft zu gute kommenden Tätig-
keiten beruht411. Den Vorleistungen der Versicherten liegt eine beitragsgleiche Leistung des 
Staates oder der Versicherungsgemeinschaft zugrunde. Durch die gesetzgeberische Zuord-
nung ist hier die Drittleistung als eine eigentumsschutzrelevante und den Versicherten zu-
zurechnende Leistung anzusehen. 
(4)  Anspruch und Anwartschaft als Gesamt-Schutzgut 
Die Argumentation der persönlich zuzurechnenden Vorleistung kann aber schwerlich 
für Drittbeiträge während Ausfallzeiten gelten. Aufgrund der Funktion der staatlich finan-
zierten Beitragsleistung zur Stabilisierung der Renteneinnahmen während der Ausfallzeit 
durch Arbeitslosigkeit und Krankheit entrichtet der Leistungsträger die jeweiligen Beiträge 
für die Bezieher von Krankengeld412oder von Versorgungskrankengeld, Übergangsgeld o-
der Arbeitslosengeld413. Die Anrechnung dieser Zeiten in der Arbeitslosen- und Rentenver-
sicherung ist an keine persönliche Vorleistung des Begünstigten geknüpft, die mit den Bei-
                                                 
406 Ditfurth, S. 109. 
407 Ditfurth, S. 109. 
408 Vgl. BVerfGE 94, 241 (262); Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 116; Bieback, KJ 1998, S. 176; 
dazu oben 4. Kapitel II. 3. a). 
409 Vgl. BSG, Vorlagebeschluss vom 16.12.1999 - B 4 RA 49/99 R. 
410 BVerfGE 87, 1 (40 ff.); 94, 241 (264). 
411 Ditfurth, S. 109. 
412 Nach § 170 Abs. 1 Nr. 2a SGB VI; § 347 Nr. 5 SGB III; vgl. dazu Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 483. 
413 § 170 Abs. 1 Nr. 2b SGB VI, die ähnliche Regelung für die Beiträge der Krankenversicherung von § 251 
Abs. 4a SGB V wurde in der Fassung des RV-Nachhaltigkeitsgesetz vom 21.7.2004 aufgehoben. 
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trägen oder der Arbeitsleistung der Versicherten vergleichbar ist. Aus diesen Fällen kann 
folglich nicht geschlossen werden, dass der Staat für diese auf sozialem Ausgleich beru-
hende Ausfallzeit eine Rentenanwartschaft zugunsten des Berechtigten aufzubauen hatte 
und so ein Recht auf Eigentumsschutz zu begründen ist414. 
Hinsichtlich der Problematik bei der Erfüllung der eigenen Leistung wird das Argu-
ment herangezogen, dass in jeder sozialversicherungsrechtlichen Anspruchsposition und 
Anwartschaft Bestandteile enthalten sind, die nicht durch eine entsprechende Beitragsleis-
tung des Berechtigten gedeckt sind415. Beitragsleistungen können gerade so bemessen sein, 
dass sie auch die Sozialleistungen unter Anrechnung beitragsloser Zeiten mit abgelten sol-
len416. Wenn die Anrechnung beitragsfreier Zeiten als niemals leistungsbestimmt angese-
hen wird417, also die Beitragsfinanzierung in Verbindung mit der Wirkung des sozialen E-
lements eine sicherungsbedürftige Rechtsposition ergibt, so ist keine strikte Abgrenzung 
von beitragsfreien Zeiten gegenüber den Beitragszeiten bei Erfüllung der nicht unerhebli-
chen Eigenleistung notwendig. Vielmehr soll sich der Schutz des Art. 14 Abs. 1 GG auf 
sämtliche vermögenswerte Rechte erstrecken, die einem Versicherten zustehen418. 
Entsprechendes zeigt sich im Beschluss über die Verfassungsmäßigkeit der Bewertung 
von Ausbildungs-Ausfallzeiten in der Rentenversicherung. Das Bundesverfassungsgericht 
geht davon aus, dass Gegenstand des Schutzes des Art. 14 GG die Ansprüche oder An-
wartschaften sind, wie sie sich insgesamt aus der jeweiligen Gesetzeslage ergeben419. Da-
nach wird eine weitere Anmerkung zur nicht unerheblichen Eigenleistung gegeben: Renten 
und Rentenanwartschaften beruhen auf verschiedenen Elementen, die erst in ihrem funkti-
onalen Zusammenwirken zu einem Gesamtergebnis führen. Die einzelnen Elemente kön-
nen nicht losgelöst voneinander behandelt werden, als seien sie selbstständige Ansprüche. 
Im Hinblick auf Art. 14 GG ist die erlangte sozialversicherungsrechtliche Position insge-
samt Schutzobjekt420. Danach steht es der Annahme einer nicht unerheblichen Eigenleis-
tung nicht entgegen, wenn die Rechtsposition auch oder überwiegend auf staatlicher Ge-
währung beruht, wie es sich im minderen Ausmaß beim Eigenanteil in der 
Rentenversicherung darstellt421. Vom Kriterium der nicht unerheblichen Eigenleistung aus-
                                                 
414 Ditfurth, S. 109. A. A. Blüggel, SozSich 2004, S. 67. 
415 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 282. 
416 Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn. 145. 
417 Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn. 145. 
418 Vgl. Rische/Terwey, DRV 1983, S. 287. Unter dem Verständnis des dogmatischen Übergangs vom libera-
len Abwehr- zum sozialen Teilhaberecht, vgl. unten 4. Kapitel III. 3. a). 
419 BVerfGE 53, 257 (293). 
420 BVerfGE 58, 81 (109). 
421 BVerfGE 58, 81 (112); 69, 272 (301). 
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geschlossen ist daher die Rechtsposition, die ausschließlich auf einseitiger staatlicher Ge-
währung beruht422. 
(5)  Der nachträgliche Erwerb einer eigentumsgeschützten Rechtsposition 
Sozialversicherungsrechtliche Ansprüche und Anwartschaften werden auch Nichtversi-
cherten, die bis zum Erhalt von Versicherungsleistungen außerhalb der Solidargemein-
schaft standen, gewährleistet. Dementsprechend stellt sich die Frage nach dem Eigentums-
schutz bei der nachträglich erworbenen Rechtsposition bzw. nach den dafür 
entsprechenden Erfordernissen. 
Beachtenswert ist eine Ansicht gegen die Anerkennung des Eigentumsschutzes bei der 
Anwartschaft auf DDR-Renten, nach der eigene vermögenswerte Leistungen des Berech-
tigten entweder dem verpflichteten Hoheitsträger gegenüber oder doch jedenfalls innerhalb 
der zur Leistung verpflichteten Solidargemeinschaft erbracht worden sein müssen423. Nach 
dieser These kann sich der nachträgliche Erwerb einer eigentumsgeschützten Rechtspositi-
on für die außerhalb der Solidargemeinschaft entstandene Rente bzw. Anwartschaft nur aus 
einer Rechtsnorm ergeben, die der Überführung der in der DDR begründeten Rentenan-
sprüche und -anwartschaften in die Rentenversicherung des wiedervereinigten Deutschland 
zugrunde liegt und konkrete Bestimmungen hinsichtlich der Eigentumsrelevanz der vom 
Berechtigten – nicht innerhalb des Sozialversicherungssystems – erdienten Leistung ent-
hält. Als entsprechende Rechtsgrundlagen für die Anerkennung des Eigentumsschutzes für 
die Anwartschaft aus DDR-Renten kommen der Einigungsvertrag und das nachfolgende 
Rentenüberleitungsgesetz in Frage. Fraglich ist zwar, ob ihnen eine eigentumsrelevante, 
unter dem Schutz des Art. 14 GG stehende Rechtsposition unmittelbar entnommen werden 
kann. Denn der Einigungsvertrag enthält nur Regelungsaufträge an den Gesetzgeber, die 
nicht mit der Konstituierung entsprechender Rechtspositionen gleichgesetzt werden dür-
fen424. Und beim Rentenüberleitungsgesetz geht es nur um eine einseitige bundesgesetzli-
che Rechtsgewährung des öffentlichen Rechts, die keine Anhaltspunkte für die Eigenleis-
tung des Versicherten enthält425. Jedoch hat das Bundesverfassungsgericht in dem oben 
aufgeführten Urteil aus dem Jahre 1999 unter der Berücksichtigung der Besonderheit der 
Sozialversicherung anders geurteilt, indem es die Arbeitsleistung in der DDR-Zeit mit der 
                                                 
422 Schmidt-De Caluwe, JA 1992, S. 131 f. 
423 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 58. So sah Heintzen Stasi-Renten als verfassungswidrige 
Fremdlast, die nicht durch an den Träger der gesetzlichen Rentenversicherung bezahlten Beiträge, sondern 
aus dem Bundeshaushalt erstattet werden sollten. Vgl. Heintzen, VSSR 1995, S. 15 (19 f.); Spellbrink, in: 
Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 20. 
424 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 58 unter Hinweis auf den Einigungsvertrag, Anlage 2 Kapitel 
VIII Sachgebiet H Abschnitt III Nr. 9 lit. a und b. 
425 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 58. 
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innerhalb der Solidargemeinschaft der Bundesrepublik Deutschland gleichgestellt hat426. 
Ein den DDR-Renten vergleichbares Problem des Eigentumsschutzes besteht weiterhin 
bei einer Überleitung der Rentenansprüche und -anwartschaften aus Fremdrentenzeiten für 
die nach Deutschland gekommenen Spätaussiedler. Sie sind Deutsche i. S. d. Art. 116 Abs. 
1 GG und frühere deutsche Staatsangehörige i. S. d. Art. 116 Abs. 2 Satz 1 GG, die nach 
dem 8. Mai 1945 in ein ausländisches Staatsgebiet zur Arbeitsleistung verbracht wurden (§ 
1 Abs. 1 Nr. c Fremdrentengesetz – FRG). Trotz einer fehlenden Beitragszahlung an den 
bundesdeutschen Rentenversicherungsträger wurde eine – an bundesdeutsche Rentenver-
läufe angepasste – fiktive Rentenhöhe für entsprechende Tätigkeiten im Ausland gemäß 
Fremdrentengesetz vom 25. Februar 1960 angerechnet. Allein aufgrund des Fremdrenten-
gesetzes wird ihnen ein vermögenswerter Rechtsanspruch gewährleistet; d. h. ohne die 
Grundlage eines Transformationsaktes, die den nachträglichen Erwerb einer eigentumsge-
schützten Rechtsposition bewirkt. Daher ist es bedenklich, dass die Arbeitsleistung im 
Ausland der Eigenleistung der Versicherten in der Solidargemeinschaft gleichgestellt wird, 
wenn im Fremdrentengesetz kein Anhaltspunkt dafür gegeben wird. Unter diesen Umstän-
den ist es unklar, ob dem Fremdrentengesetz ein nachträglicher Erwerb einer eigentumsge-
schützten Rechtsposition entnommen werden kann und inwiefern diese Leistungen gegen 
Kürzungen geschützt sind. 
Behandelt man diese Problematik im Allgemein mit einer These aus einem früheren 
Beschluss des Bundesverfassungsgerichts im Jahre 1970427, wird der Bestandschutz der 
Fremdrente abgelehnt. Da das Gesetz den Anspruch auf Fremdrente erst gewähre, der von 
Art. 14 Abs. 1 GG geschützt sein soll, könne das Gesetz selbst Art. 14 GG nicht verletzt 
haben428. Desgleichen hat das Bundessozialgericht einen Eigentumsschutz für jene Rechts-
position bislang unter Hinweis darauf abgelehnt, dass die auf dem Gedanken der Einglie-
derung beruhenden Rentenansprüche und -anwartschaften des FRG erst mit Einreise in das 
Bundesgebiet entstehen können 429 . Doch ist dieses Argument gegen eine verfügbare 
Rechtsposition bei Fremdrenten nicht ganz überzeugend, denn die Voraussetzung der Ein-
reise ist nur von der Entscheidung des Leistungsempfängers und nicht eines Dritten abhän-
gig. 
Die Problematik der Fremdrenten wird durch die Regelung des § 22 Abs. 4 FRG auf-
gehoben, wonach die Höchstzahl zu erwerbender Entgeltpunkte für die Leistungsempfän-
                                                 
426 BVerfGE 100, 1 ff. 
427 BVerfGE 29, 22 (33 f.). 
428 BVerfGE 29, 22 (33 f.). 
429 Vgl. BSG, Urteil vom 23.6.1999 - B 5 RJ 44/98 R = SozR 3-3050 § 1 Nr. 4; BSG, Urteil vom 9.9.1998 - 
B 13 RJ 5/98 R = SozR 3-5050 § 22 Nr. 6; Oppermann, SozSich 2000, S. 287. 
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ger auf höchstens 25 begrenzt und um 40% ihres Wertes gekürzt wurden430. Die Verfas-
sungsmäßigkeit dieser Regelung ist Gegenstand einer Normenkontrolle nach Art. 100 Abs. 
1 GG, über die das Bundesverfassungsgericht am 13. Juni 2006 entschieden hat431. Ihm 
wurde ein Meinungsunterschied zwischen dem 5. Senat432 und dem 4. Senat433 des Bundes-
sozialgerichts bezüglich des Eigentumsschutzes vorgelegt. Der 5. Senat neigt dem fehlen-
den Eigentumsschutz von Fremdrentenzeiten zu434. Mangels eines dem Einigungsvertrag 
ähnlichen Transformationsakts scheidet danach der nachträgliche Erwerb einer eigentums-
geschützten Rechtsposition aus435. Der 4. Senat zeigt hingegen bereits den Weg für einen 
umfassenden Eigentumsschutz über das Rentenanwartschaftsrecht als verfestigte Teilhabe-
position. Vorausgesetzt wird dabei, dass der Gesetzgeber die Betroffenen, gestützt auf die 
ihm nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG zustehende Kompetenz, einem Sozialversicherungssys-
tem zuordnet und dies einen gerade auf die Begründung von Eigentum zielenden „Willen 
des Gesetzgebers“ deutlich mache436. Die Richtigkeit der letztgenannten Ansicht ist aller-
dings zu bezweifeln, da sie auf das Kriterium „nicht unerhebliche Eigenleistung“ verzichtet 
und die Eigentumsrelevanz völlig von der gesetzgeberischen Ausgestaltung abhängig sein 
lässt. Dadurch könnte die Eigentumsgarantie, die auch Ausdruck der Beitragfinanzierung 
ist, nach dem „Willen des Gesetzgebers“ so weit erstreckt werden, dass auch vermögens-
werte Rechtspositionen bei völlig durch Steuer finanzierten staatlichen Leistungen, wie 
Versorgung, Fürsorge und Sozialhilfe, unter Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG fallen können. 
Ein wichtiges Indiz für die Nichteinbeziehung in den Schutzbereich des Art. 14 Abs. 1 
GG ist die Finanzierung der Fremdrenten, die der Gesetzgeber nicht als eine durch Beiträ-
ge finanzierte sozialversicherungsrechtliche Leistung ausgestaltet hat. Anders als die DDR-
Rente, die aus den allgemeinen Beitragseinnahmen der Sozialversicherung durch die Um-
lage innerhalb der Solidargemeinschaft finanziert wird, trägt der Bund nach § 291b SGB 
VI die Rentenleistung nach dem Fremdrentengesetz. Diese ganz aus Steuern finanzierte 
vermögenswerte Rechtsposition unterscheidet sich von einem Anspruch aufgrund des Ver-
sicherungsverhältnisses, indem neben dem überwiegenden Gedanken des sozialen Aus-
gleichs noch das Versicherungsprinzip mitwirkt. Daher ist die bereits erwähnte, bezüglich 
der Besonderheit der Sozialversicherung in der Rechtsprechung entwickelte Interpretation 
                                                 
430 In der Fassung des Wachstums- und Beschäftigungsförderungsgesetzes (WFG) vom 6.5.1996.  
431 BVerfG, 1 BvL 9/00, vgl. www.bverfg.de/entscheidungen/ls20060613_1bvl000900.html. 
432 BSG, Urteil vom 1.12.1999 - B 5 RJ 26/98 R. 
433 BSG, Vorlagebeschluss vom 16.12.1999 - B 4 RA 49/99 R. 
434 BSG, Urteil vom 1.12.1999 - B 5 RJ 26/98 R., Umdruck, S. 10 f. 
435 BSG, Urteil vom 1.12.1999 - B 5 RJ 26/98 R., Umdruck, S. 11 ff. 
436 BSG, Vorlagebeschluss vom 16.12.1999 - B 4 RA 49/99 R, Umdruck, S. 31, 39-41. 
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bei der Anwendung des Kriteriums der nicht unerheblichen Eigenleistung437 für die Aner-
kennung der nachträglich erworbenen Fremdrente ausgeschlossen. Der Anspruch auf 
Fremdrenten nähert sich Leistungen an, die nach der Rechtsprechung nicht dem Schutz des 
Art. 14 GG unterfallen, da sie ausschließlich darauf beruhen, dass der Staat sie in Erfüllung 
seiner Fürsorgepflicht bzw. der Kriegsentschädigung durch Gesetz eingeräumt hat438. Die-
sen davon abzugrenzen, hilft gerade das Kriterium der nicht unerheblichen Eigenleistung. 
So hat das Bundesverfassungsgericht im Beschluss vom 13. Juni 2006, wie es auch der 5. 
Senat des Bundessozialgerichts vertritt, dieses Kriterium für den Eigentumsschutz zugrun-
de gelegt. Hier beruft es sich auch auf dem Beschluss aus dem Jahre 1970: regelmäßige 
Voraussetzung des Eigentumsschutzes sei allerdings, dass rentenrechtliche Anwartschaften 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes erworben wurden. Da den durch das Fremdrenten-
gesetz begründeten Rentenanwartschaften ausschließlich Beitrags- und Beschäftigungszei-
ten zugrunde liegen, die außerhalb der gesetzlichen Rentenversicherung der Bundesrepu-
blik Deutschland erbracht oder zurückgelegt wurden, unterliegen sie nicht dem Schutz des 
Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG439.  
Damit ist das Erfordernis der an einen Versicherungsträger in der Bundesrepublik 
Deutschland erbrachten Eigenleistung für die Anerkennung einer nachträglich erworbenen 
sozialversicherungsrechtlichen Rechtsposition als Eigentum im Sinne von Art. 14 Abs. 1 
Satz 1 GG unverzichtbar440. Festzustellen ist weiterhin, dass das Kriterium der nicht uner-
heblichen Eigenleistung wesentlich zur Abgrenzung von steuerfinanzierten Leistungen 
dient. Eine solche Eigenleistung des Versicherten, die zwar vor allem in den einkommens-
bezogenen Beitragsleistungen Ausdruck findet, muss jedoch unter Berücksichtigung der 
sozialen Beitragsäquivalenz verstanden werden. Infolge der oben angeführten Lösungen 
der Judikatur bezieht sich die nicht unerhebliche Eigenleistung wesentlich auf die dem Ar-
beitnehmer zuzurechnenden Arbeitsleistungen bzw. beitragsfinanzierten Versicherungs-
leistungen der Solidargemeinschaft.  
d)  Existenzsicherung 
Da sozialversicherungsrechtliche Positionen der Existenzsicherung der Berechtigten zu 
dienen bestimmt sind, wird für sie als Kriterium der Eigentumsschutz herangezogen. Die 
Existenzsicherungsfunktion behält den Eigentumsschutz solchen Positionen vor, deren 
                                                 
437 Vgl. oben 4. Kapitel III. 1. c) bb). 
438 Vgl. BVerfGE 16, 94 (113); 18, 392 (397); 53, 257 (292); 69, 272 (302). 
439 BVerfG, 1 BvL 9/00, Absatz-Nr. 80, vgl. www.bverfg.de/entscheidungen/ls20060613_1bvl000900. html. 
440 BVerfG, 1 BvL 9/00, Absatz-Nr. 80 unter Hinweis auf BVerfGE 29, 22 (34), vgl. www.bverfg.de/ ent-
scheidungen/ls20060613_1bvl000900.html. 
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Fortfall oder Einschränkung „die freiheitssichernde Funktion der Eigentumsgarantie we-
sentlich berühren“ würde441. Dementsprechend charakterisiert das Bundesverfassungsge-
richt in seinem späteren Urteil über die krankenversicherungsrechtliche Position der Rent-
ner das Kriterium der Existenzsicherung als konstituierendes Merkmal für den 
Eigentumsschutz442. Aufgabe der Eigentumsgarantie ist folglich nicht nur, Sonderopfer 
auszuschließen oder an eine Entschädigung zu binden, sondern auch dem Bürger die mate-
rielle Basis zu sichern, von der aus Freiheitsrechte in Anspruch genommen werden kön-
nen443. 
aa) Existenzminimum- oder Lebensstandardsicherung? 
Unklar ist freilich, was unter „Existenzsicherung“ zu verstehen ist. Die Interpretationen 
erstrecken sich von der Sicherung des Existenzminimums bis zur Lebensstandardsicherung. 
Die Gleichsetzung der Existenzsicherung mit dem Existenzminimum scheitert jedoch dar-
an, dass eine solche Verengung des Begriffs der Existenzsicherung zur Schutzunfähigkeit 
des Eigentums führen könnte. 
Mit der „Garantie menschenwürdiger Existenz aus staatsbürgerlicher Solidarität“ 444 
wird die staatlich finanzierte gegenleistungsfreie Sozialhilfe begründet. Vorsorge und Vor-
leistungen werden entwertet, wenn der Eigentumsschutz für Rentenanwartschaften nur das 
erbringen würde, was ohnehin auch ohne Beitragsleistung verfassungsrechtlich gewährleis-
tet ist445. Da das Existenzminimum bereits über das Sozialstaatsprinzip (vgl. Art. 20 Abs. 1 
GG) i. V. m. Art. 1 und Art. 2 GG gewährleistet ist446, würde die doppelte Absicherung nur 
dieses existenziellen Minimalniveaus durch die Eigentumsgarantie keinen weiterreichen-
den verfassungsrechtlichen Schutz entfalten447. 
Einer weiterrechenden Interpretation des Begriffs Existenzsicherung liegt die Idee einer 
von der individuellen Lebensführung ausgehende Lebensstandardsicherung zugrunde. Da 
die Existenzsicherung angesichts der freiheitssichernden Funktion als eigentumsschutzre-
levantes Merkmal angesehen wird, würde sie den „existenzbestimmenden Lebensbe-
reich“ umfassen. Folglich bedeutet „Existenzsicherung“ nach Denck die „Erhaltung eines 
den jeweiligen persönlichen und gesamtwirtschaftlichen Verhältnissen entsprechenden Le-
                                                 
441 BVerfGE 64, 87 (102); 69, 272 (304); Neumann, DRV 1999, S. 394. 
442 BVerfGE 69, 272 (303). 
443 Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 99; Ruland, VSSR 1997, S. 29. 
444 Ruland, VSSR 1997, S. 30. 
445 Ruland, VSSR 1997, S. 30. 
446 Ruland, DRV 1986, S. 17; Ditfurth, S. 166. 
447 Ditfurth, S. 168. 
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bensniveaus“448, und nach Hebeler ist darunter der Lebensstandard zu Zeiten, in denen der 
Versicherte gearbeitet hat, zu verstehen449. Von der Sicherung der individuellen Bedürftig-
keit ausgehend, gehört zur Existenzsicherung nach Jarass das, was für die „eigenverant-
wortliche Gestaltung des Lebens“ notwendig ist450. Bei solcher, von der jeweiligen Bei-
trags- und Arbeitsleistung ausgehenden, Lebensstandardsicherung als Existenzsicherung ist 
noch zu berücksichtigen, dass die Sicherung der freiheitssichernden sozialversicherungs-
rechtlichen Ansprüche der zukünftigen Gesetzgebung einen wirtschaftlichen Spielraum 
überlassen muss451. Das Kriterium der Existenzsicherung für die Qualifikation als Eigen-
tum i. S. d. Art. 14 Abs. 1 GG kann nicht in einem auf vorangegangenen Beitrags- bzw. 
Arbeitsleistungen beruhenden Lebensstandard vorbehaltlos zum Ausdruck kommen. Denn 
die Sicherung des Lebensstandards ist eine Frage der Lohnersatzfunktion der Sozialleis-
tungen, die aber von der Existenzsicherung zu unterscheiden ist452. 
Eine festgelegte Auslegung der Existenzsicherung, entweder als bloße Sicherung des 
Existenzminimums453 oder der Lebensstandardsicherung, würde sich in unlösbaren Wider-
spruch setzen. Eine am individuellen Arbeitsverhältnis oder an der Bedürftigkeit orientierte 
Auslegung kann ebenfalls keine konkrete Bedeutung der Existenzsicherung liefern454. An-
gesichts der Unklarheit des Begriffs „Existenzsicherung“ ist also fraglich, ob dieses Krite-
rium als „Sondertatbestand sozialrechtlichen Eigentums“ überhaupt brauchbar ist455. 
bb) Objektive Feststellung der existenzsichernden Bedeutung 
Auch das Bundesverfassungsgericht vermag eine detaillierte Aufklärung über den Beg-
riff der Existenzsicherung nicht zu geben. Festgestellt wird hinsichtlich der existenzsi-
chernden Funktion einer Anwartschaft als Grundlage ihres Eigentumsschutzes nur, dass es 
„nicht darauf ankommen kann, ob ein Grundrechtsträger nach seinem Vermögensstand in-
dividuell mehr oder weniger auf den Bezug einer sozialversicherungsrechtlichen Leistung 
angewiesen ist. Es geht vielmehr um die objektive Feststellung, ob eine öffentlich-
rechtliche Leistung ihrer Zielsetzung nach der Existenzsicherung der Berechtigten zu die-
                                                 
448 Denck, in: BB 1986, S. 1600. 
449 Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 99. 
450 Jarass, NZS 1997, S. 546. Zum Zweck der Eigentumsgarantie, vgl. BVerfGE 40, 65 (83); 42, 263 (293); 
50, 290 (339); 68, 193 (222); 72, 9 (21); auch Krause, Eigentum, S. 53. 
451 Vgl. unten 4. Kapitel III. 3. a) aa). 
452 Vgl. dazu unten 4. Kapitel III. 3. b) aa) und c) cc) (3). 
453 Ruland, VSSR 1997, S. 30 f.; Ditfurth, S. 166; Jarass, NZS 1997, S. 546; Ruland, DRV 1997, S. 101 f. 
454 Zur Kritik gegen die Existenzsicherung als Kriterium, vgl. Ossenbühl, FS-Zeidler, S. 633 ff.; Rüfner, Jura 
1986, S. 477; Stober, SGb 1989, S. 58; Jarass, NZS 1997, S. 546. 
455 Dafür sind etwa Süchting, S. 66; Bull, ZSR 1988, S. 29 f.; Depenheuer, AöR 1995, S. 428, 434; Ditfurth, 
S. 136-161,170-184; Eschenbach, S. 536, dagegen Bieback, KJ 1998, S. 164; Wolter, vom Volkseigentum 
zum Privateigentum, 1998, S. 114-137; Neumann, DRV 1999, S. 395, Ossenbühl, FS-Zeidler, S. 629; 631. 
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nen bestimmt ist. Nicht das Bedürfnis des einzelnen, sondern der Umstand ist entscheidend, 
dass eine Position der großen Mehrzahl der Staatsbürger zur existenziellen Sicherung 
dient“456. Dies ist insbesondere der Fall, wenn sich eine wesentliche, durch lange Zeiträume 
gewährte Leistung so verfestigt hat, dass die Versicherten sie zu ihrer existenziellen Ver-
sorgung rechnen können457. So ist der Anspruch auf Rente in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung, auch in der gesetzlichen Unfallversicherung458, problemlos als „existenziell“ zu 
sehen. Dagegen kann die „existenzielle Bedeutung“ beim Anspruch auf die Versorgung 
mit Zahnersatz verneint werden. Zwar könnte Zahnersatz für den betroffenen Patienten ho-
he Kosten verursachen, jedoch ist an solchen Kosten bereits gemäß § 30 Abs. 2 SGB V a. 
F. ein erheblicher Eigenanteil der Versicherten vorgesehen459. Damit kann mit einer Aus-
gliederung der Versorgung mit Zahnersatz aus der gesetzlichen Krankenversicherung nach 
§ 30 SGB V keine existenzsichernde Leistung entfallen460. 
Mit der Mehrheitsvorstellung des Bundesverfassungsgerichts wurde das Kriterium der 
Existenzsicherung darauf beschränkt, dass eine Position der großen Mehrzahl der Staats-
bürger zur existenziellen Sicherung dient. Kritisiert wird an dieser Interpretation, dass da-
durch nur eine Art „Majoritätseigentum“ geschaffen wurde461. 
cc) Lohnersatzfunktion bei kurzfristigen Lohnersatzleistungen 
Angesichts dieses Abstellens auf die Mehrzahl der Bevölkerung ist insbesondere frag-
lich, ob der Schutz nach Art. 14 Abs. 1 GG kurzzeitige Leistungen ausschließt. Beispiel-
haft ist der Anspruch auf Krankengeld in der Krankenversicherung. Ob er vom Schutzbe-
reich des Art. 14 Abs. 1 GG erfasst wird, hat das Bundesverfassungsgericht bisher im 
Gegensatz zu Ansprüchen oder Anwartschaften auf Renten und Arbeitslosengeld offen ge-
lassen462.  
Die Schwierigkeit bei der Einbeziehung in die Eigentumsgarantie liegt darin, dass die 
freiheitssichernde Funktion weniger praktische Relevanz für die kurzzeitigen Leistungsan-
sprüche auf Krankengeld als für die langfristige Rentenanwartschaft hat463. Denn das kran-
kenversicherungsrechtliche Umlageverfahren ist ein Wirtschaften für den Augenblick464. 
                                                 
456 BVerfGE 53, 257 (290). Vgl. dazu auch Ruland, VSSR 1997, S. 29; Hebeler, S. 99; Preis/Kellermann, 
SGb 1999, S. 337. 
457 BVerfGE 69, 272 ff. 
458 Katzenstein, FS-Zeidler, Bd. 1, S. 665. 
459 Sodan, NZS 2003, S. 395. 
460 Sodan, NZS 2003, S. 395. 
461 Leisner, FS-Obermayer 1986, S. 65 (70). Vgl. auch Ditfurth, S. 167; Bull, ZSR 1998, S. 30. 
462 BVerfG, Beschluss vom 17.2.1997 - 1 BvR 1903/96; BVerfGE 97, 378 (389); vgl. dazu Jäger, NZS 2003, 
S. 228; Merten, in: Schulin, HS-KV § 5 Rn. 67. 
463 Krause, Eigentum, S. 1066 f.; vgl. Hsu, S. 147. 
464 Storr, SGb 2004, S. 286. 
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Die Beiträge zur Krankenversicherung werden für den aktuellen Versicherungsschutz – 
vom ersten Tag an (§ 186 SGB V), ohne Wartezeiten und in vollem Umfang bis zur Been-
digung der Mitgliedschaft (§ 190 SGB V), nicht aber für eine spätere Zeit gezahlt465. Bei 
Ansprüchen aus der gesetzlichen Krankenversicherung würde es bereits an dem durch Art. 
14 GG gewährleisteten Sicherungsschutz fehlen: hier wird kein Vermögen angespart, hier 
werden keine Anwartschaften für die Zukunft angelegt466.  
Dagegen spricht aber, dass Existenzsicherung für den Einzelnen eine auf die Leistung 
bezogene Funktionssicherung bedeutet467. Dies zeigt sich in der Funktion der Lohnersatz-
leistungen, die der Ersatz des weggefallenen, zuvor versicherten Einkommens sind 468 . 
Schutzgut der Eigentumsgarantie ist infolge dieses Kriteriums daher eine einkommensab-
hängige Sicherung469. Die Schutzfunktion des Art. 14 GG wird sich dadurch in ihrer Wirk-
samkeit für Unterhaltsersatzleistungen der Sozialversicherung systemkonform stets am in-
dividuellen Ausfall eines Unterhalts orientieren müssen470. Die Betroffenheit der großen 
Mehrzahl der Bürger ist dann nur ein Indiz für ihre wirtschaftliche Existenzsicherung. Wie 
das Bundesverfassungsgericht präzisiert: „In der heutigen Gesellschaft erlangt die große 
Mehrzahl der Staatsbürger ihre wirtschaftliche Existenzsicherung weniger durch privates 
Sachvermögen als durch den Arbeitsertrag und die daran anknüpfende solidarisch getrage-
ne Daseinsvorsorge, die historisch von jeher eng mit dem Eigentumsgedanken verknüpft 
war471. Diese Funktion der Existenzsicherung, nämlich eine einkommensabhängige Siche-
rung, ist durch den Lohnersatzcharakter der Leistung – etwa bei Ansprüchen auf Kranken- 
und Sterbegeld für die Hinterbliebenen (§ 58 SGB V) – jedenfalls gegeben472. 
e)  Problematik der Lohnersatzleistungen im SGB III 
Das Problem des Eigentumsschutzes für die Ansprüche nach dem Arbeitsförderungs-
recht (SGB III) liegt darin, dass neben den beitragsfinanzierten Leistungen der Arbeitslo-
senversicherung auch Arbeitsförderungsmaßnahmen für Nichtversicherte im Sinne des 
SGB III gewährleistet werden. Um die letztgenannten Leistungen von der staatlichen Ver-
sorgung abzugrenzen, kann eine sozialversicherungsrechtlich eigentumsschutzwürdige 
Rechtsposition dann nur nach den jeweiligen Voraussetzungen der Rechtspositionen fest-
                                                 
465 Storr, SGb 2004, S. 286; Hsu, S. 147. 
466 Vgl. Storr, SGb 2004, S. 286. 
467 Ruland, VSSR 1997, S. 31. 
468 Ruland, VSSR 1997, S. 31. 
469 Ruland, VSSR 1997, S. 31. 
470 Vgl. Rische/Terwey, DRV 1983, S. 295, bezüglich der Rentenversicherung. 
471 BVerfGE 40, 65 (84); 53, 257 (290). 
472 Jarass, NZS 1997, S. 546. 
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gestellt werden. Bei der Feststellung einer erdienten und verfügbaren Rechtsstellung des 
Versicherten nach dem SGB III kommt es grundsätzlich darauf an, inwieweit die Leistun-
gen als Anspruchsvoraussetzung die Zahlung von Beiträgen, d. h. das Bestehen eines Ver-
sicherungsverhältnisses, voraussetzen473.  
Nicht von Art. 14 Abs. 1 GG geschützt ist danach der Anspruch auf Berufsberatung 
gem. § 3 Abs. 1 Nr. 1, § 29 Abs. 1 SGB III, der lediglich für diejenigen gilt, die „am Ar-
beitsleben teilnehmen oder teilnehmen wollen“474. Ähnliches gilt auch für die Ansprüche 
auf Ausbildungs- und Arbeitsvermittlung und die unterstützende Leistung nach § 45 Satz 1 
SGB III, die kein Leistungsäquivalent auf Seiten des Anspruchsinhabers erfordern475. Die 
Frage, ob eine nicht unerhebliche Eigenleistung beim Anspruch auf Arbeitslosenhilfe, 
nunmehr Arbeitslosengeld II vorliegt, hat das Bundesverfassungsgericht bislang offen ge-
lassen. Denn diese Leistung wird grundsätzlich vom Bund getragen (§ 46 Abs. 1 SGB II, § 
363 Abs. 1 SGB III a. F.). Zuzustimmen ist daher dem Bundessozialgerichts, das mit dem 
Argument der Steuerfinanzierung der Leistung den Eigentumsschutz in der Regel verneint 
hat476. 
aa) Erdiente und verfügbare Rechtspositionen der Versicherten 
Hinsichtlich des Eigentumsschutzes ist fraglich, ob die Lohnersatzleistungen nach § 
116 SGB III erdiente und verfügbare Rechtspositionen des Versicherten darstellen. Dabei 
ist insbesondere zu berücksichtigen, dass nach der Gesetzesänderung durch die Hartz IV 
Reform mit Wirkung vom 1. Januar 2005 die Vorschriften über das Unterhaltsgeld und die 
Arbeitslosenhilfe für Arbeitslose aus dem SGB III gestrichen wurden477. Das Unterhalts-
geld ist durch das „Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung“ i. S. d. §§ 116 Nr. 1, 
124a SGB III ersetzt worden. Demnach erhält auch Arbeitslosengeld, wer als Anwart-
schaftsberechtigter an einer nach § 77 SGB III geförderten beruflichen Weiterbildung teil-
nimmt (§ 124a SGB III). Entsprechend dieser Gesetzesänderung sind Lohnersatzleistungen 
nach § 116 SGB III: Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung (Nr. 1), Teilarbeitslo-
sengeld bei Teilarbeitslosigkeit (Nr. 2), Übergangsgeld bei Teilnahme an Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben (Nr. 3), Kurzarbeitergeld für Arbeitnehmer, die infolge eines 
Arbeitsausfalles einen Entgeltausfall haben (Nr. 4), Insolvenzgeld für Arbeitnehmer, die 
wegen Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers kein Arbeitsentgelt erhalten (Nr. 5), Winter-
                                                 
473 Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 21 f. 
474 Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 21 f. 
475 Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 21 f. 
476 BSGE 59, 227 (233); 82, 198 (207); 85, 123 (130); Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch 
des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 35 m. w. N. 
477 BGBl. I S. 2954. 
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ausfallgeld für Arbeitnehmer, die infolge eines witterungsbedingten Arbeitsausfalls in der 
Schlechtwetterzeit einen Entgeltausfall haben (Nr. 7). 
(1)  Lohnersatzleistungen mit der Erfüllung einer Wartezeit  
i)  Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit und Teilarbeitslosengeld 
Durch die Eigentumsgarantie geschützt wird die Rechtsposition solcher Versicherter, 
die innerhalb der gesetzlichen Rahmenfrist die Anwartschaftszeit erfüllt haben478. Durch 
diese gesetzliche Voraussetzung erweist sich zum einen, dass dieser Anspruch eine dem 
Versicherten ausschließlich zustehende Rechtsposition ist, denn der Arbeitnehmer kann 
durch Zahlung von Beiträgen die volle Anwartschaft darauf erwerben. Zum anderen beruht 
dieser Anspruch auf einer nicht unerheblichen Eigenleistung, die er durch persönliche Ar-
beitsleistung erbringt, soweit der versicherte Arbeitnehmer den Beitrag entrichtet479. Ent-
sprechend ist der Eigentumsschutz für den Anspruch auf das im früheren AFG vorgesehe-
ne Arbeitslosengeld vom Bundesverfassungsgericht bestätigt worden480. 
Gleiches gilt auch für den Anspruch auf Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit nach § 
117 SGB III, der ebenfalls die Erfüllung der Anwartschaftszeit (§ 123 SGB III) voraussetzt. 
Mit der weiteren Voraussetzung der Arbeitslosmeldung des Arbeitnehmers entsteht der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld ohne weitere Handlung des Arbeitslosen bzw. der Agentur 
für Arbeit481. Bei der Arbeitslosmeldung handelt sich um eine Tatsachenerklärung, die an-
ders als eine Willenserklärung nicht widerrufen werden kann482. Die Zuordnung als Aus-
schließlichkeitsrecht beim Anspruch auf Arbeitslosengeld zeigt sich in der Anfügung des 
§ 118 Abs. 2 SGB III durch die Hartz III Reform483; denn danach besitzt der Arbeitslose die 
Möglichkeit, die Anspruchsentstehung mit seiner Meldung zu beeinflussen. Diese Berück-
sichtigung wird auch beim Teilarbeitslosengeld herangezogen, wenn die Vorschriften über 
das Arbeitslosengeld für Empfänger dieser Leistung für das Teilarbeitslosengeld entspre-
chend gelten (§ 150 Abs. 2 SGB III). Gewährleistet vom SGB III wird Teilarbeitslosengeld 
für den Teilarbeitslosen, der eine versicherungspflichtige Beschäftigung verloren hat, die 
er neben einer weiteren solchen Beschäftigung ausgeübt hat, und eine versicherungspflich-
tige Beschäftigung sucht (§ 150 SGB III). Wie beim Anspruch auf Arbeitslosengeld wird 
beim Teilarbeitslosen einem Äquivalent eigener Leistung in erhöhtem Maße Rechnung ge-
                                                 
478 Vgl. BVerfGE 72, 9 (19). 
479 BVerfGE 72, 9 (18 f.). 
480 BVerfGE 72, 9 (18 f.). 
481 Brand, in: Niesel, SGB III, § 118 Rn. 6. 
482 Brand, in: Niesel, SGB III, § 118 Rn. 6. 
483 Das 3. Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23.12.2003, BGBl. I S. 2848, in Kraft 
getreten am 1.1.2004. 
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tragen, da die Anwartschaftszeit für den Anspruch auf Teilarbeitslosengeld erfüllt werden 
muss. 
ii)  Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung, Übergangsgeld 
Neben dem Arbeitslosengeld wurden noch die im früheren AFG vorgesehenen Ansprü-
che auf Unterhalts- und Übergangsgeld, die durch einen Leistungsbescheid festgesetzt 
werden, vom Bundesverfassungsgericht im Beschluss aus dem Jahre 1987 als Ausschließ-
lichkeitsrecht des Rechtsträgers angesehen484. Jedoch ergibt sich die Frage, ob das gleiches 
Ergebnis beim Übergangsgeld (§§ 116 Nr. 3, 160 ff. SGB III) nach der Ausgestaltung des 
SGB III und beim Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung (116 Nr. 1, 124a SGB 
III) nach der Reform bestehen bleibt. Nach § 160 Nr. 3 SGB III haben behinderte Men-
schen Anspruch auf Übergangsgeld, wenn die Vorbeschäftigungszeit für das Übergangs-
geld erfüllt ist und sie an einer Maßnahme der Berufsausbildung, der Berufsvorbereitung 
einschließlich einer wegen der Behinderung erforderlichen Grundausbildung, oder an einer 
Maßnahme der beruflichen Weiterbildung teilnehmen, für die die besonderen Leistungen 
erbracht werden. Diese Ausgestaltung des Übergangsgeldes nach §§ 116 Nr. 3, 160 ff SGB 
III bleibt im Vergleich zum früheren AFG als Rechtsanspruch unverändert485. 
Im Unterschied zum im AFG vorgesehenen Unterhaltsgeld setzte dieser Anspruch nach 
der Einführung des SGB III die Notwendigkeit der Weiterbildung voraus (§ 77 SGB III a. 
F.). Wegen dieser Anspruchsvoraussetzung wurde diese Leistung dem Ermessen der ehe-
maligen Bundesanstalt für Arbeit unterstellt486. Diese Voraussetzung bleibt nach der Fas-
sung des § 77 Abs. 1 Satz 1 SGB III bestehen487. So sind das Arbeitslosengeld bei berufli-
cher Weiterbildung sowie das frühere Unterhaltsgeld nach SGB III als Ermessensleistung 
ausgestaltet488; ihre privatnützige Zuordnung vor der Bewilligung der Weiterbildung durch 
die Agentur für Arbeit wird verneint489. 
Hinsichtlich des Kriteriums der nicht unerheblichen Eigenleistungen hat das Bundes-
verfassungsgericht im erwähnten Beschluss aus dem Jahre 1987 zur Rechtslage unter dem 
Arbeitsförderungsgesetz entschieden, dass die Lohnersatzleitungen Unterhalts- und Über-
gangsgeld auf nicht unerheblichen Eigenleistungen des Versicherten beruhen490. Denn sie 
                                                 
484 BVerfGE 76, 220 (235). 
485 Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 35; Niesel, in: 
Niesel, SGB III, § 160 Rn. 7. 
486 Mayer, SozSich 2003, S. 241. 
487 Durch das 3. Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24.2.2003, BGBl. I S. 2848. 
488 Vgl. BT-Drucks. 15/1515, S. 84; Lauter, in: Wissing/Mutschler/Bartz/Schmidt-De Caluwe, SGB III, § 
124a Rn. 4; Brand, in: Niesel, SGB III, § 124a Rn. 3. 
489 Vgl. oben 4. Kapitel III. 1. b) aa). 
490 BVerfGE 76, 220 (244 ff.). 
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waren ausschließlich aus Beitragsmitteln finanziert und setzten in aller Regel eine Bei-
tragsleistung des Versicherten vor Beginn der Maßnahme voraus (§§ 46 Abs. 1, 59 Abs. 1 
Satz 3 AFG a. F.). Dabei war – und ist auch nach der Einführung des SGB III – für die An-
sprüche auf Unterhalts- und Übergangsgeld (§§ 77 Abs. 1, 78 SGB III a. F.) eine Vorbe-
schäftigungszeit erforderlich. Sie ist erfüllt, wenn der Arbeitnehmer (für das frühere Un-
terhaltsgeld, §§ 78, 153 SGB III a. F.) oder der Behinderte (für das Übergangsgeld, §§ 160, 
161 SGB III) innerhalb der letzten drei Jahre vor Beginn der Teilnahme entweder mindes-
tens zwölf Monate in einem Versicherungspflichtverhältnis gestanden hat oder die Voraus-
setzungen für einen Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe erfüllt und Leis-
tungen beantragt hat. Diese Voraussetzung der Vorbeschäftigungszeit macht den 
jeweiligen Anspruch zu einer Rechtsposition, die auf einer nicht unerheblichen Eigenleis-
tung des Versicherten beruht491. Mit der Gesetzesänderung durch die Reform am 1. Januar 
2005 blieb die Regelung der Vorbeschäftigungszeit für den Anspruch auf Übergangsgeld 
unverändert. Dagegen wird sie für den Anspruch auf das Unterhaltsgeld (§§ 78, 153 SGB 
III a. F.) aufgehoben. Der ihn ersetzende Anspruch auf Arbeitslosengeld bei beruflicher 
Weiterbildung setzt jedoch stets eine Eigenleistung des Versicherten voraus, da er mit dem 
Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit zu einer einheitlichen Versicherungsleistung zusam-
mengefasst wird und dabei auch die Erfüllung der Anwartschaftszeit voraussetzt (§ 124a 
SGB III)492. 
(2)  Lohnersatzleistungen ohne die Erfüllung einer Wartezeit  
Die Gewährleistung einer Lohnersatzleistung ohne die Erfüllung einer Wartezeit exis-
tiert bei den Ansprüchen auf Insolvenz-, Winterausfall- und Kurzarbeitergeld. Zweifel am 
Eigentumsschutz liegen darin begründet, dass sie wegen der betriebsnützigen Ausrichtung 
nicht allein den Arbeitnehmern privatnützig zugeordnet sind493. Beispielsweise dient das 
Winterausfallgeld zur Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft ne-
ben den Interessen der Arbeitnehmer auch den Interessen der Betriebe und Arbeitgeber494. 
Dies bestätigt sich durch die Vorschriften der §§ 323 f. SGB III, wonach Antragstellung, 
Nachweispflicht und Auszahlung der Leistung durch die Arbeitgeber erfolgen495. So hat 
das Bundesverfassungsgericht die Frage des Eigentumsschutzes beim Anspruch auf Kurz-
arbeitergeld offen gelassen und nicht auf ein Ausschließlichkeitsrecht entschieden, da die 
                                                 
491 Vgl. Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 23, 35. 
492 Olk, in: Wissing/Mutschler/Bartz/Schmidt-De Caluwe, SGB III, § 77 Rn. 44. 
493 Bezüglich Winterausfallgeld, vgl. Mutschler, in: Wissing/Mutschler/Bartz/Schmidt-De Caluwe, SGB III, 
§ 214 Rn. 14. 
494 Mutschler, in: Wissing/Mutschler/Bartz/Schmidt-De Caluwe, SGB III, § 214 Rn. 14. 
495 Mutschler, in: Wissing/Mutschler/Bartz/Schmidt-De Caluwe, SGB III, § 214 Rn. 14. 
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Zahlung von Kurzarbeitergeld auch den Interessen von Betrieben diene, indem es diesen 
eingearbeitete Arbeitnehmerschaften erhalte496. 
Vom System des SGB III aus könnte man argumentieren, dass die Privatnützigkeit zu 
Gunsten der Arbeitnehmer zwar nicht der einzige, wohl aber der im Vordergrund stehende 
Zweck der Leistung ist, soweit der Anspruch als Lohnersatzleistung der Arbeitnehmer aus-
gestaltet ist497. Jedoch liegt der Anspruch nicht in der Hand des Arbeitnehmers, wenn die 
Anspruchsentstehung mit Unwägbarkeiten verbunden ist. So ist ähnlich wie bei Ermes-
sensleistungen bei der Gewährleistung dieser in Frage stehenden Leistungen noch zu prü-
fen, ob beispielsweise das Konkurs- bzw. Insolvenzereignis beim Insolvenzgeld (§§ 116 
Nr. 5, 183 ff. SGB III) und der witterungsbedingte Arbeitsausfall beim Winterausfallgeld 
eingetreten sind (§§ 116 Nr. 7, 211 Abs. 4 SGB III)498 und ob eine Verbundenheit mit er-
heblichem Arbeits- und Entgeltausfall beim Kurzarbeitergeld (§ 169 Nr. 1 SGB III)499 vor-
liegt. Eine verfestigte Rechtsposition des Arbeitnehmers kann daher fehlen. 
i)  Insolvenz- und Winterausfallgeld 
Abzulehnen ist weiterhin eine nicht unerhebliche Eigenleistung bei den Ansprüchen auf 
Insolvenz- und Winterausfallgeld nach der Ausgestaltung des SGB III500. Gegenüber dem 
Arbeitslosengeld zur Sicherung eines Ersatzeinkommens für den Versicherten bei Verlust 
des Arbeitsplatzes zeigen sich die Unterschiede bei der Ausrichtung der beiden Ansprüche. 
Zum einen werden sie gewährt, ohne dass eine individuelle Anwartschaftszeit erfüllt sein 
muss (§§ 183, 209 Abs. 1 SGB III)501, zum anderen werden sie durch Umlage der Unter-
nehmer finanziert, ohne dass diese Umlage konkret dem einzelnen Arbeitnehmer zure-
chenbar geleistet wird502. Das Insolvenzgeld wird an die Unfallversicherungsträger (§ 359 
Abs. 1 SGB III) durch eine Umlage der Unternehmer in ihrem Zuständigkeitsbereich auf-
gebracht. Desgleichen wird das Winterausfallgeld bis zur 100. Ausfallstunde durch die 
Umlage der Bauunternehmer gemäß § 354 SGB III und ab der 101. Ausfallstunde wird es 
aus den Beiträgen der Versichertengemeinschaft finanziert. Infolge dessen beruht die Leis-
tung nur zu einem geringen Teil auf den Beitragsleistungen der Bauarbeitnehmer503. Zwar 
können die Arbeitgeberbeiträge, die zugunsten der Arbeitnehmer entrichtet werden, auch 
                                                 
496 Mutschler, in: Wissing/Mutschler/Bartz/Schmidt-De Caluwe, SGB III, § 214 Rn. 14. 
497 Mutschler, in: Wissing/Mutschler/Bartz/Schmidt-De Caluwe, SGB III, § 214 Rn. 15. 
498 Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 39. 
499 Vgl. Roeder, in: Niesel, SGB III, § 169 Rn. 3. 
500 Mutschler, in: Wissing/Mutschler/Bartz/Schmidt-De Caluwe, SGB III, § 214 Rn. 15 f.; Spellbrink, in: 
Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 39. 
501 Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 38 f. 
502 Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 38 f. 
503 Mutschler, in: Wissing/Mutschler/Bartz/Schmidt-De Caluwe, SGB III, § 214 Rn. 16. 
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ihnen zugerechnet werden. Bei der brachenspezifischen Winterbau-Umlage zeigt sich je-
doch, dass sie kein entgeltähnlicher Beitrag zur Sicherung des Arbeitnehmers ist, sondern 
in erheblichem Maße im eigenen Interesse der Unternehmer aufgebracht wird504. 
ii)  Kurzarbeitergeld 
Anders als bei den Ansprüchen auf Insolvenz- und Winterausfallgeld ist der Eigen-
tumsschutz beim Kurzarbeitergeld besonders umstritten, denn die Anwartschaft darauf 
steht unter dem Vorbehalt der Bedürftigkeit des Antragstellers505. Die Frage, inwieweit die-
ser Anspruch eine eigentumsrechtlich geschützte Rechtsposition sein kann, hat das Bun-
desverfassungsgericht im Urteil zur Verfassungsmäßigkeit der Regelung des Ruhens der 
Lohnersatzansprüche (§ 116 Abs. 3 Satz 1 AFG; nunmehr §§ 146, 174 SGb III) nicht ab-
schließend entschieden, da die angegriffene Regelung nicht in verfassungswidriger Weise 
in diese Position eingreift, selbst wenn man die Betroffenheit des Schutzbereichs an-
nimmt506. Jedoch hielt das Gericht fest, dass der Anspruch auf Kurzarbeitergeld nicht au-
tomatisch bei absehbar kurzfristiger Beschäftigungslosigkeit entsteht. „Vielmehr ist er an 
eine Anzeige des Arbeitsausfalles geknüpft, die nicht durch den Arbeitnehmer, sondern nur 
durch den Arbeitgeber oder die Betriebsvertretung erstattet werden kann“507 (§ 72 Abs. 1 
AFG; § 173 Abs. 1 und 2 SGB III). In dieser Richtung findet sich eine Ansicht im Schrift-
tum, wonach der Arbeitnehmer keinen Anspruch, sondern lediglich eine Aussicht inneha-
be508. 
Damit erhebt sich die weitere umstrittene Frage, ab wann die Rechtsstellung des Kurz-
arbeitergeldes zur Rechtspositionen verdichtet ist. Katzenstein vertritt die Meinung, dass 
eine dem Einzelnen zugeordnete Rechtsposition erst nach Bewilligung des Kurzarbeiter-
geldes entstehe, da diese zuvor wenig verfestigt sei509. Nach Stober erwächst diese Aussicht 
zu einem Recht bereits ab der Antragstellung durch den Arbeitgeber oder den Betriebsrat; 
denn dann seien die nicht vom Arbeitnehmer beeinflussbaren Voraussetzungen erfüllt510.  
Gegen der Einordnung des Kurzarbeitergeldes als „Aussicht“ fordern Denck, Papier 
                                                 
504 Mutschler, in: Wissing/Mutschler/Bartz/Schmidt-De Caluwe, SGB III, § 214 Rn. 16. 
505 Spellbrink, SGb 2000, S. 300. 
506 BVerfGE 92, 365 (406). A. A. Isensee, DB 1986, S. 434 sah die Rechtsgrundlage der in Frage gekomme-
nen Ansprüche als verfassungswidrig und damit nichtig an. Danach ist die Entsprechung zu den Eigen-
tums-Kriterien zwar beim Arbeitslosengeld und beim Kurzarbeitergeld gegeben, aber nicht die Bedingun-
gen der Möglichkeit eines schutzfähigen Sozialversicherungsanspruchs. 
507 BVerfGE 92, 365 (406). Hinsichtlich des Merkmals der Eigenleistung sah das Gericht weiterhin: „obwohl 
beitragsfinanziert, ist das Kurzarbeitergeld eine Arbeitgeber und Arbeitnehmer begünstigende Leistung 
des Solidarausgleichs“. A. A. Papier, in: Ruland, SRH, Rn. 64. 
508 Stober, SGb 1989, S. 55; Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, 
§ 39 Rn. 37; ders., SGb 2000, S. 300 m. w. N. 
509 Katzenstein, FS-Zeidler, Bd. 1, S. 660. 
510 Stober, SGb 1989, S. 55 m. w. N. 
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und Benda eine Zuordnung zum Arbeitnehmer schon vor Anzeige und Antragsstellung511. 
Diese Gedanken orientieren sich an der verfassungsrechtlich gewandelten Schutzfunktion 
des Eigentums, die für die Rechtsstellung des Kurzarbeitergeldes angesichts des den Ar-
beitnehmer treffenden Wirtschaftsnachteils von Bedeutung ist512. Eigentumsrelevant sei das 
Kurzarbeitergeld, das den Arbeitsplatz zu erhalten und zu stabilisieren dient, wenn dieser 
auf Grund von kurzfristigen konjunkturellen Schwankungen oder wirtschaftlichem Struk-
turwandel bedroht ist513. Dabei übten Arbeitgeber und Betriebsrat das Antragsrecht nur 
treuhänderisch für den berechtigten Arbeitnehmer aus und seien dazu gegenüber dem Ar-
beitnehmer – durch einen Schadensersatzanspruch sanktioniert – verpflichtet514. Dement-
sprechend stellt Papier fest, dass das Antragsrecht von Arbeitergeber und Betriebsrat nicht 
in ihrem Ermessen steht515. 
Der Schluss aus der Treuhandfunktion auf materiell-rechtliche Konsequenzen zuguns-
ten einer individuellen, verfügbaren Rechtsposition des Arbeitnehmers erscheint aber zwei-
felhaft. Ein Recht des Arbeitnehmers, vom Betriebsrat entweder die Anzeige des Ar-
beitsausfalls oder die Stellung des Antrags auf Kurzarbeitergeld gerichtlich zu erzwingen, 
ist dem Betriebsverfassungsgesetz nicht zu entnehmen516. Konsequent ist dann die Feststel-
lung, dass die durch die Anzeige eröffnete Kontrollmöglichkeit der Agentur für Arbeit, die 
in der Überprüfung des Arbeitsausfalls und der Erfüllung der betrieblichen Voraussetzung 
besteht, die Wirkung genommen werden würde, wenn ein Eigentumsschutz vor der Anzei-
ge des Arbeitsausfalls anerkannt würde. Eine erfolgreiche Anzeige wird nach § 173 Abs. 3 
SGB III durch schriftlichen Bescheid der Agentur für Arbeit festgestellt517. Nach § 169 Abs. 
1 Nr. 4 SGB III ist ein verfestigter Anspruch des Arbeitnehmers auf Kurzarbeitergeld nur 
dann gegeben, wenn der Arbeitsausfall der Agentur für Arbeit angezeigt worden ist; mit 
Erfüllung dieser Voraussetzung haben weder der Sozialversicherungsträger noch ein sons-
tiger Dritter die Möglichkeit, den Anfall des Leistungsanspruchs in der Person des Versi-
cherten zu verhindern518.  
Unklar ist beim Anspruch auf Kurzarbeitergeld, ob eine nicht unerhebliche Eigenleis-
tung vorliegt. Ohne die Voraussetzung der Wartezeiterfüllung könnte die Qualifikation des 
                                                 
511 Denck, BB 1987, S. 1598; Benda, Sozialrechtliche Eigentumspositionen im Arbeitskampf, S. 132; Papier, 
in: DVBl 1986, S. 577 (579); ders., in: Ruland, SRH, Rn. 64 m. w. N. Vgl. dazu Ditfurth, S. 60. 
512 Vgl. BSGE 50, 116 (118). 
513 Denck, BB 1987, S. 1598. 
514 Vgl. Denck, BB 1987, S. 1598; Benda, Sozialrechtliche Eigentumspositionen im Arbeitskampf, S. 132; 
Ditfurth, S. 60. 
515 Papier, DVBl 1986, S. 579. 
516 So auch Denck, BB 1987, S. 1598. 
517 In der Fassung vom 23.12.2003, in Kraft getreten am 1.1.2004. 
518 Vgl. Grüttner, S. 169; Neumann, DRV 1999, S. 394. 
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Anspruchs als konkret-individuelle Anwartschaft bezweifelt werden519. Hinsichtlich der 
Leistung des Kurzarbeitergeldes kann aber auf den Gedanken der Globaläquivalenz zu-
rückgegriffen werden, soweit diese Leistung durch Beiträge finanziert wird520. Anders als 
beim Insolvenz- und Winterausfallgeld zeigt sich die Eigenschaft der Lohnersatzleistung in 
der Bemessung des Kurzarbeitgeldes, die sich wie beim Arbeitslosengeld am individuellen 
Arbeitsentgelt orientiert521 (§ 179 Abs. 1 Satz 2 SGB III). Kurzarbeitergeld ist damit eine 
Versicherungsleistung, die auch nur beitragspflichtigen Arbeitnehmern zugute kommen 
soll522. Das Kriterium der nicht unerheblichen Eigenleistung ist damit erfüllt. 
bb) Existenzsichernde Bedeutung  
Weniger problematisch ist die existenzsichernde Bedeutung bei anderen Lohnersatz-
leistungen im SGB III. Sie stützt sich nach der Rechtsprechung darauf, dass der versicherte 
Arbeitnehmer sein dem Lebensunterhalt dienendes Einkommen in der Regel wesentlich 
aus seinem Arbeitslohn bezieht und den entsprechenden Leistungen ein Lohnersatzcharak-
ter zukomme523. Deutlich zeigt dies die Begründung in einem Beschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Eigentumsrelevanz der Ansprüche auf Arbeitslosengeld, die das Arbeits-
losengeld als der Existenzsicherung dienend anerkennt524: Danach kommt es nicht darauf 
an, dass das Arbeitslosengeld, etwa im Falle nur kurzfristiger Arbeitslosigkeit, nicht immer 
von einer derartigen Reichweite für den Berechtigten zu sein braucht, dass der Wegfall 
dieser Leistung existenzielle Bedeutung für den Berechtigten hätte und die freiheitssi-
chernde Funktion der Eigentumsgarantie wesentlich berühren würde. Dementsprechend 
ging das Bundesverfassungsgericht in einem späteren Beschluss davon ab, die existenzielle 
Bedeutung der öffentlich-rechtlichen Leistung nach der Größe des betroffenen Bevölke-
rungsanteils zu beurteilen525. So heißt es im Beschluss: „Da einem Versicherten in der Re-
gel neben der Teilnahme an der Maßnahme eine anderweitige Verwertung seiner Arbeits-
kraft nicht möglich und zumutbar ist, dient der Ersatz des Einkommens bei dessen Wegfall 
infolge und für die Zeit der Teilnahme an der Maßnahme seiner Existenzsicherung“526. 
Deshalb kann die existenzielle Bedeutung auch bei einer nur für kürzere Zeiträume ge-
                                                 
519 So wird die Leistung des Kurzarbeitergeldes nach Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des 
Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 38 f. als eine nicht unerhebliche Eigenleistung abgelehnt. 
520 Bejahend Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn. 153. 
521 Bejahend Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn. 153. 
522 Roeder, in: Niesel, SGB III, § 169 Rn. 5. 
523 BVerfGE 69, 272 (300 f.); 100, 1 (31 f.). 
524 BVerfGE 72, 9 (22). 
525 Über das frühere Unterhaltsgeld nach AFG durch das Haushaltsbegleitgesetz 1984, BVerfGE 76, 220 
(237). 
526 BVerfGE 76, 220 (237 ff.). 
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dachten Leistung – wie etwa dem Arbeitslosen-, Kurzarbeiter-, Schlechtwetter- oder Kon-
kursausfallgeld – bejaht werden527. 
f)  Problematik der Hinterbliebenenrente 
Die Diskussion um die vom Bundesverfassungsgericht entwickelte Kriterien des Eigen-
tumsschutzes erfährt eine Zuspitzung in der Frage, ob die Ansprüche bzw. Anwartschaften 
auf Hinterbliebenenrenten in den Schutzbereich des Eigentumsgrundrechts einzubeziehen 
sind. Es ist fraglich, ob die rentenversicherungsrechtliche Eigentümerposition auf die über-
lebenden Ehegatten sowie die Kinder und Verwandten der aufsteigenden Linie zu übertra-
gen ist. 
Das Bundesverfassungsgericht hat diese Frage in seinen früheren Entscheidungen528 of-
fen gelassen. In einem späteren Beschluss529 wird deutlich gemacht, dass Ansprüche in der 
gesetzlichen Rentenversicherung auf Versorgung von Hinterbliebenen nicht dem Eigen-
tumsschutz des Art. 14 Abs. 1 GG unterliegen. Danach ist die Privatnützigkeit beim An-
spruch auf die Witwenrente nicht gegeben, denn er hängt nicht allein vom Ablauf der War-
tezeit und dem Eintritt des Versicherungsfalls, sondern nach § 46 SGB VI von einer 
weiteren Voraussetzung, nämlich dem Fortbestand der Ehe im Zeitpunkt des Eintritts des 
Versicherungsfalls, ab530. Nach dieser Ansicht erstarkt die Anwartschaft auf die Witwen-
rente zum Vollrecht nur, wenn der Versicherte im Zeitpunkt des Todes in gültiger Ehe lebt. 
Das Erfordernis, der Versicherte müsse gerade bei Eintritt des Todes Ehegatte gewesen 
sein, steht der Gegebenheit einer Rentenanwartschaft auf Witwen- bzw. Witwerrente aber 
nicht etwa deshalb entgegen, weil die Ehe eines versicherten Ehegatten unter Umständen 
vor dessen Tod aufgelöst wird531. Dementsprechend wird im Schrifttum532 überwiegend an-
genommen, dass dem Anspruch auf die Hinterbliebenenrente verfassungsrechtlicher Ei-
gentumsschutz zuzuerkennen ist. Denn die Verkoppelung der eigentumsrelevanten Privat-
nützigkeit mit dem Bestehen der Ehe würde durch den Ausschluss des Eigentumsschutzes 
des geschiedenen Ehegatten zur Aushöhlung der Vermögen sichernden Funktion des Ver-
sorgungsausgleichs führen. Für die Einordnung als privatnützig kommt ein Vergleich mit 
                                                 
527 A. A. Katzenstein, FS-Zeidler, Bd. 1, S. 665 f.; Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 165. 
528 BVerfGE 55, 114 (131 f.); 69, 272 (299). 
529 BVerfGE 97, 271 ff. 
530 BVerfGE 97, 271 (284); Neumann, DRV 1999, S. 394. 
531 BSG Urteils vom 29.1.2004 - B 4 RA 29/03 R, Absatz-Nr. 69 = BSGE 92, 113 ff.; Mey, DAngVers 2004, 
S. 549.  
532  Katzenstein, FS-Zeidler, Bd. 1, S. 663; Stober, SGb 1989, S. 58; Ossenbühl, JZ 1998, S. 679; 
Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 339 f.; Krause, Eigentum, S. 104, 197 f.; Rüfner, in: Stober, Eigentums-
schutz sozialversicherungsrechtlicher Positionen, S. 164; Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 153, 198; Söllner, 
FS- Geiger, S. 262 (274); Schuler-Harms, NJW 1998, S. 3096; Ruland, DRV 1997, S. 103. 
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dem zivilrechtlichen Versorgungsausgleich bei Ehescheidung in Betracht533. Dabei werden 
die in der Ehe erworbenen Rentenanwartschaften im Wege des Versorgungsausgleichs   
übertragen, die ebenfalls zu Rentenansprüchen des Geschiedenen führen534. Denn bei wirt-
schaftlicher Betrachtungsweise sind Rentenanwartschaften aus der ehelichen Verbindung 
mit einem gesetzlich Versicherten gerade nicht an das Weiterbestehen dieser Ehe gebun-
den535. Ein Anrecht des Ehegatten auf Hinterbliebenenrente, die den Unterhalt auch nach 
dem Tode des Versicherten sichert, besteht somit schon während der Ehe.  
Fraglich ist weiterhin, ob den Hinterbliebenen gewährten Leistungen als „eigene“ Leis-
tung der Versicherten zugerechnet werden können. In Betracht kommt zuerst der Versuch, 
auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 GG Ehe bzw. Familie als eine Einheit anzusehen und 
die Hinterbliebenenrente als durch die Familie gemeinsam „erdientes“ Vermögensrecht 
abzuleiten und so einen personalen Bezug zu begründen536. Diese Ansicht lässt freilich au-
ßer Acht, dass es im Schrifttum wie in der Rechtsprechung abgelehnt wird, die konkreten 
Bindungen aus Art. 6 Abs. 1 GG herzuleiten537. Nicht überzeugend ist aber auch die An-
sicht des Bundesverfassungsgerichts, wonach die Hinterbliebenenversorgung als eine dem 
Versicherten zurechenbare Eigenleistung ablehnt wird538. Dies wird damit begründet, dass 
es zum einen an einem hinreichenden personalen Bezug zwischen der Beitragsleistung des 
Versicherten und der später an seine Hinterbliebenen geleisteten Rente fehle; zum anderen 
damit, dass die Hinterbliebenenrente eine vorwiegend fürsorgerisch motivierte Leistung 
darstellt539. Mit dieser Ansicht setzt sich das Bundesverfassungsgericht aber in Wider-
spruch zu einem früheren Urteil, wonach ein Sozialleistungsanspruch, der auch auf Ele-
menten des sozialen Ausgleichs beruht, z. B. eine aufgrund von Ausfallzeiten erworbene 
Anwartschaft, auch den Schutz des Art. 14 GG genießt540. Eine strenge Interpretation des 
Kriteriums der nicht unerhebliche Eigenleistung des Versicherten, die hohe Anforderungen 
an den von ihm tatsächlich erbachten eigenen Beitrag stellt, kann die Besonderheit der So-
zialversicherung, nämlich die Einheit von Risikosicherung und sozialem Ausgleich zerstö-
ren541. Richtig ist daher eher die Betrachtung, dass bei Bestehen des individuellen Versi-
                                                 
533 Katzenstein, FS-Zeidler, Bd. 1, S. 663; Schuler-Harms, NJW 1998, S. 3096; Papier, in: Maydell/Ruland, 
SRH, A. 3 Rn. 61. 
534 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 61. 
535 Schuler-Harms, NJW 1998, S. 3096. 
536 Herzog, NZA 1989, S. 3; Schmidt-De Caluwe, JA 1992, S. 131; Stober, SGb 1989, S. 57 m. w. N. 
537 BVerfGE 82, 60 (81); 105, S. 313 (348 f.); so auch Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 115;   
Wieland, VSSR 2003, S. 268; Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 90. Vgl. oben 4. Kapitel I. 3. 
538 BVerfGE 92, 365 (405); 97, 271 (285).  
539 BVerfGE 97, 271 (285). 
540 Vgl. BVerfGE 58, 81 (109). Vgl. dazu Bieback, ZSR 2000, S. 789; Kokemoor, SGb 1996, S. 413 ff. 
541 Bieback, ZSR 2000, S. 790; vgl. auch oben 4. Kapitel III. 1. c) bb) (4). 
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cherungsverhältnisses jedenfalls ein gewisser materieller Zusammenhang zwischen den 
Beiträgen des Versicherten und den Versicherungsleistungen zugunsten seiner Angehöri-
gen gegeben ist542. Das versicherte Gut der Rentenversicherung, die Erwerbs- und damit 
auch die Unterhaltsfähigkeit des Versicherten, wird durch das Risiko, gegen dessen Folgen 
gegebenenfalls die Versicherung durch „Leistungen“ Schutz gewährt, nämlich durch den 
Tod, für alle Unterhaltsberechtigten beseitigt543. Die vom Versicherten geleisteten Beiträge 
sind „Elemente“ oder „Berechnungsfaktoren“ auch für die Anwartschaft auf Versorgung 
der Hinterbliebenen und deren Ansprüche nach Eintritt des Versicherungsfalls544. In diesem 
Sinne kann die Begründung des Bundesverfassungsgerichts nicht überzeugen, die Hinter-
bliebenenrenten würden ohne eigene Beitragsleistung des Rentenempfängers und ohne er-
höhte Beitragsleistung des Versicherten gewährt545. Denn die Beiträge des Versicherten 
sind aufgrund des oben festgestellten Verständnisses der nicht unerheblichen Eigenleistung 
dem Rentenempfänger zuzurechnen: damit sind die Hinterbliebenenrenten ebenso wie die 
Versichertenrenten beitragsfinanzierte Versicherungsleistungen. Das Argument einer feh-
lenden Eigenleistung schlägt folglich nicht durch546. 
Sieht man das Risiko – der Wegfall der Unterhaltsleistungen mit dem Tode des Versi-
cherten – als „primäres“ soziales Risiko der gesetzlichen Rentenversicherung an, das durch 
die allgemeine Beitragszahlung mit aufgefangen werden soll547, ist die existenzsichernde 
Funktion ebenfalls nicht auf Versichertenrenten beschränkt; sie kann auch den Anspruch 
auf Hinterbliebenenrenten tragen548. Mit einem Wort, der durch die Eigentumsgarantie 
vermittelte Schutz wird maßgeblich von dem Wegfall der Unterhaltsleistungen mit dem 
Tode des Versicherten bestimmt549. So ist der überwiegenden Ansicht im Schrifttum zuzu-
stimmen, auch insoweit einen verfassungsrechtlichen Eigentumsschutz für die Anwart-
schaft des Hinterbliebenen anzuerkennen; denn eine solche „Garantie“ der eigenen An-
wartschaften wird der spezifischen Funktion des Renteneigentums in seiner durch die 
Verfassungsrechtsprechung erfahrenen Ausprägung am ehesten gerecht550. 
                                                 
542 Ditfurth, S. 110. 
543 BSG Urteils vom 29.1.2004 - B 4 RA 29/03 R, Absatz-Nr. 70 = BSGE 92, 113 ff.; Mey, DAngVers 2004, 
S. 549.  
544 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 105. 
545 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 105. 
546 Vgl. Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 105 m. w. N. In dieser Hinsicht könnten auch die Kran-
kenversicherungsleistungen für die Familienangehörigen nach § 10 SGB V, für die gemäß § 3 Satz 3 SGB 
V Beiträge nicht erhoben werden, eine Eigenleistung des Versicherten darstellen. A. A. allerdings Sodan, 
NZS 2003, S. 395. 
547 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 90. 
548 Ruland, VSSR 1997, S. 30. 
549 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 90. 
550 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 294; als Kernbestand unentziehbar, vgl. Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 153, 
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g)  Eigentumsschutzfähigkeit des Anspruchs auf Beitragserstattung? 
Nach § 210 Abs. 3 Satz 1 SGB VI werden Beiträge nur in der Höhe erstattet, in welcher 
der Versicherte sie getragen hat. Die Frage, ob ein Anspruch oder die Anwartschaft auf ei-
ne Beitragserstattung von Art. 14 Abs. 1 GG geschützt wird, hat das Bundesverfassungsge-
richt in einem Beschluss über die Verfassungsmäßigkeit dieser gesetzlichen Begrenzung 
offen gelassen551. Es ist der Meinung, dass selbst wenn man einen solchen Schutz bejahen 
sollte, in diese Rechtsposition nicht eingegriffen worden sei; denn seit Einfügung der Bei-
tragserstattung in die RVO 1957 sei die Erstattung auf die Hälfte der Beiträge begrenzt552. 
Geht man von der freiheitssichernden Funktion der Eigentumsgarantie aus, erscheint 
die Meinung im Schrifttum553 richtig, dass die Rechtsposition hinsichtlich der Beitragser-
stattung sowohl für den Arbeitnehmer- als auch für den Arbeitgeberanteil eigentumsrecht-
lich anerkannt wird. Ihr Tragen des Beitrags dient dem Zweck, das Versicherungsziel zu 
erreichen. Wenn dieses Ziel nicht erreicht werden kann, sind die durch hoheitlichen Akt 
eingeforderten Beiträge ungerechtfertigt in den Bereich des Sozialversicherungsträgers ge-
langt, so dass ein eigentumsrechtlicher Rückübertragungsanspruch besteht554. Dazu wird 
aber bezweifelt, ob die Anwartschaft auf Beitragserstattung ohne ausdrückliche Regelung 
aus dem Versicherungsverhältnis abgeleitet werden kann. Dies wird vom Bundessozialge-
richt in seinem Urteil im Jahre 2000 deutlich abgelehnt555. Es sah, dass das Schutzgut des 
Eigentumsgrundrechts nur ein rentenversicherungsgesetzlich ausgestalteter Anspruch oder 
eine Anwartschaft auf Geldzahlungen des Rentenversicherungsträgers sei, nicht aber die 
hierfür entrichteten Beiträge, die Berechnungs- und Bemessungsfaktoren für sozialversi-
cherungsrechtliche Leistungen seien556.  
Weiter ist beim Eigentumsschutz für die Beitragserstattung die Überlegung bedeutsam, 
inwieweit sie der Existenzsicherung des Versicherten dient. Hierfür spricht die Auffassung, 
dass der Erstattungsanspruch seiner Funktion nach eine kapitalisierte Rentenanwartschaft 
ist, der ebenso wie der Rentengewährung eine Lohnersatzfunktion zukommen kann557 . 
Wenn der noch so geringe Versichertenrentenanspruch unter die Eigentumsgarantie des 
Art. 14 GG falle, müsse Gleiches für den subsidiären, an die Stelle des Versichertenrenten-
                                                                                                                                                    
198. 
551 BVerfG, Beschluss vom 24.11.1986 – 1 BvR 772/85 = NJW 1988, S. 250 (252). 
552 Durch das Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz vom 23.2.1957, BGBl. I S. 45, vgl. BVerfG, 
Beschluss vom 24.11.1986 – 1 BvR 772/85 = NJW 1988, S. 250 (252). 
553 Sieveking, NJW 1988, S. 246 ff.; Einem, SozVers 1988, S. 222 f.; Drescher, DStR 2001, S. 1693 ff.; 
Schlegel, Schadensersatz und Sozialversicherungsbeiträge, S. 27 f. 
554 So Stober, SGb 1989, S. 55. 
555 BSG, Urteil vom 29.6.2000 - B 4 RA 57/98 R = NZS 2001, S. 370 (389). A. A. Stober, SGb 1989, S. 55. 
556 BSG, Urteil vom 29.6.2000 - B 4 RA 57/98 R = NZS 2001, S. 370 (389). 
557 Einem, SozVers 1988, S. 223. 
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anspruchs tretenden Erstattungsanspruch gelten558. Dagegen argumentierte das Bundessozi-
algericht überzeugend aus dem Versicherungsgedanken, dass die Beitragserstattung natur-
gemäß nicht selbst den Zweck der Unterhaltssicherung erfüllen kann559. Zur Rentenversi-
cherung als „echter“ Versicherung (nicht: Versorgung oder Fürsorge) gehöre wie zu jeder 
Versicherung auch das Risiko, bei Nichterfüllung der zeitlichen oder sonstigen Vorausset-
zungen den Versicherungsschutz zu verlieren bzw. bei Nichteintritt des Versicherungsfal-
les keine „Gegenleistung“ für die Versicherungsbeiträge zu erhalten560. Daraus folgt das 
dogmatisch konsequente Ergebnis, dass nur das Anwartschaftsrecht des Versicherten bei 
ständiger Gefahrtragung des Versicherungsschutzes für den verfassungsrechtlichen Eigen-
tumsschutz relevant ist561. Mittelbar wird diese Ansicht durch die in dem erwähnten Be-
schluss des Bundesverfassungsgerichts vertretene Haltung bestätigt, wonach sich die Rege-
lung der Beitragserstattung als eine besondere Billigkeitsregelung erweist, die dem 
Versicherten das Gefühl ersparen soll, seine Beiträge „umsonst“ geleistet zu haben562. Eine 
existenzsichernde Funktion und ein daraus abgeleiteter Eigentumsschutz werden beim An-
spruch auf Beitragserstattung folglich abgelehnt. 
h)  Zwischenergebnis 
Den Eigentumsschutz des Art. 14 Abs. 1 GG genießen nach den vom Bundesverfas-
sungsgericht entwickelten Kriterien die vermögenswerten Ansprüche und Anwartschaften 
in der Sozialversicherung, die eine dem Versicherten verfügbare, von ihm erdiente und 
seine Existenz sichernde Leistung darstellen. 
Als ein dem Versicherten zustehendes Ausschließlichkeitsrecht ist eine vermögenswer-
te Position bereits mit der Begründung des Versicherungsverhältnisses und der ersten Bei-
tragsleistung vorhanden. Der Schutz des Art. 14 Abs. 1 GG erstreckt sich nicht nur auf die 
Anwartschaft; eine geschützte Rechtsposition sind auch Berechnungsfaktoren wie die Al-
tersgrenze für den Rentenanspruch. 
Obwohl dem Gesetzgeber die Koppelung von Vorleistung und Versicherungsleistung 
vorbehalten ist, trägt nicht jede mögliche durch gesetzgeberische Gestaltung erschaffene 
Rechtsposition eine eigentumsrelevante freiheitssichernde Funktion. Darüber hinaus be-
schränkt das Bundesverfassungsgericht den Umfang des Eigentumsschutzes hauptsächlich 
                                                 
558 Einem, SozVers 1988, S. 223; Sieveking, NJW 1986, S. 246 ff. 
559 BSG, Urteil vom 29.6.2000 - B 4 RA 57/98 R = NZS 2001, S. 370 (390) unter Hinweis auf BVerfGE 22, 
349 (366). 
560 BSG, Urteil vom 29.6.2000 - B 4 RA 57/98 R = NZS 2001, S. 370 (389). 
561 Vgl. Gebler, S. 162. 
562 BVerfG, Beschluss vom 24.11.1986 - 1 BvR 772/85 = NJW 1988, S. 250 (251); vgl. BVerfGE 22, 349 
(366 f.). 
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durch das Kriterium der nicht unerheblichen Eigenleistung. Erfasst werden von diesem 
Kriterium die Leistungen, die durch die persönliche Arbeitsleistung des Versicherten mit-
bestimmt werden. Für die Anerkennung der Arbeitsleistung in der DDR-Zeit als vergleich-
bar zu Beitragsleistungen in der Solidargemeinschaft genügt dem Bundesverfassungsge-
richt der Einigungsvertrag. Fehlt ein solcher Transaktionsakt für die Rentenüberleitung, 
wie bei der Finanzierung der Fremdrenten aus Bundessteuermitteln, spricht dies dafür, dass 
der Gesetzgeber den Leistungsempfängern keine vom Versicherten erdiente, eigentumsre-
levante sozialversicherungsrechtliche Rechtsposition gewährleisten wollte. 
Das Kriterium der nicht unerheblichen Eigenleistung, das wesentlich zur Abgrenzung 
von steuerfinanzierten Leistungen dient, bezieht sich grundsätzlich auf die den Leistungs-
empfängern zuzurechnenden Arbeitsleistungen bzw. beitragsfinanzierten Versicherungs-
leistungen der Solidargemeinschaft. Danach erstreckt sich der Eigentumsschutz auf die 
Ansprüche und Anwartschaften, die sowohl auf der Beitragsleistung vom Arbeitnehmer als 
auch auf solchen von Arbeitgebern und Dritten beruhen. Angesichts der Ansprüche und 
Anwartschaften als Gesamt-Schutzgut schließt der Eigentumsschutz nicht vermögenswerte 
Rechtspositionen aus, die zum Teil auf beitragsfreien Zeiten beruhen. Er schließt auch ab-
geleitete Rentenleistungen ein, so die auf dem Gedanken des sozialen Ausgleichs beruhen-
den an die Hinterbliebenen. 
Die existenzsichernde Funktion, die langfristige Rentenleistungen nach der Rechtspre-
chung aufweisen, kommt auch kurzfristigen Lohnersatzleistungen zu. Eine existenzsi-
chernde Funktion und ein darauf beruhender Eigentumsschutz wird aber bei Ansprüchen 
auf Beitragserstattung abgelehnt. 
Nach den oben aufgeführten Kriterien genießen die Eigentumsgarantie insbesondere 
Ansprüche und Anwartschaften auf Renten bzw. Hinterbliebenrenten aus der Rentenversi-
cherung, auf Renten aus der Unfallversicherung, auf Kranken- und Sterbegeld für die Hin-
terbliebenen aus der Krankenversicherung und Ansprüche auf Arbeitslosen-, Teilarbeitslo-
sen- und Übergangsgeld aus der Arbeitslosenversicherung. Nicht von der 
Eigentumsgarantie erfasst werden indes die Ansprüche auf das Arbeitslosengeld bei beruf-
licher Weiterbildung vor der Bewilligung der Weiterbildung durch die Agentur für Arbeit, 
auf das Insolvenzgeld, das Winterausfallgeld, das Arbeitslosengeld II sowie auf Kurzarbei-
tergeld vor Erteilung der erfolgreichen Anzeige an die Agentur für Arbeit. 
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2.  Rechtfertigung der Leistungskürzungen 
a)  Leistungskürzung: Schrankenbestimmung oder Enteignung? 
Jede gesetzgeberische Maßnahme in der Sozialversicherung, welche den Versiche-
rungsschutz entwertet oder im Wert mindert, stellt sich aus Sicht des Versicherten als Ei-
gentumseingriff dar 563 . Beim Eingriff ist zu unterscheiden zwischen der Inhalts- und 
Schrankenbestimmung und der Enteignung. Bei der Inhalts- und Schrankenbestimmung 
nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG handelt es sich um die in die Zukunft gerichtete generelle 
und abstrakte Festlegung von Rechten und Pflichten564. Demgegenüber ist die Enteignung 
nach Art. 14 Abs. 3 GG darauf gerichtet, dass die durch Art. 14 Abs. 1 GG gewährleistete 
subjektive Eigentumsposition zur Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben vollständig 
oder teilweise entzogen wird565. 
Eine Enteignung ist in aller Regel in derselben Weise wie Sacheigentum einem Eigen-
tümer zugeordnet566. Daraus folgt die Ansicht, das Rechtsinstitut der Enteignung solle es 
erlauben, die konkrete Zuordnung einer Sache zum Eigentümer aufzubrechen, nicht aber, 
den Austausch einer Vermögensposition mit einem Surrogat567. Die Gewährleistung einer 
sozialversicherungsrechtlichen Vermögensposition schließe es danach geradezu aus, den 
Kernbestand im Wege der Enteignung fortzunehmen568. Weiterhin handelt es sich bei der 
Enteignung im überkommenen Sinne nach Art. 14 Abs. 3 GG um einen entzogenen Eigen-
tumsanteil, der als eine rechtlich abtrennbare, verselbstständigte Rechtsposition gedacht 
werden kann569. Eine solche Abtrennbarkeit ist jedoch bei der sozialversicherungsrechtli-
chen vermögenswerten Rechtsposition als einem Gesamt-Schutzobjekt des Art. 14 Abs. 1 
GG schwer vorstellbar570 – und somit ebenso wenig eine Enteignung von sozialversiche-
rungsrechtlichem Anspruch und Anwartschaft zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben. Sonst 
wären diese Vermögenspositionen dem Grundsatz nach nicht dem Schutz von Art. 14 Abs. 
1 GG unterstellt571. Dies ist wohl auch der Grund, weshalb in der Rechtsprechung bisher 
bei keiner Maßnahme eine Enteignung von sozialversicherungsrechtlichem Eigentum fest-
gestellt, sondern bei den Eingriffen regelmäßig von einer Inhalts- und Schrankenbestim-
                                                 
563 Gebler, S. 162. 
564 BVerfGE 52,1 (27); 58, 137 (144 ff.); 72, 66 (76); Wieland, in: Dreier, GG, Bd. 1, Art. 14 Rn. 74. 
565 BVerfGE 24, 367 (394); 56, 249 (270 ff.); 71, 137 (143); 72, 66 (76); 78, 58 (75); vgl. Wieland, in: Dreier, 
GG, Bd. 1, Art. 14 Rn.77. 
566 Vgl. BVerfGE 56, 249 (260); Wieland, in: Dreier, GG, Bd. 1, Art. 14 Rn. 79. 
567 Krause, Eigentum, S. 22, 77 ff. 
568 Krause, Eigentum, S. 22, 77 ff. 
569 BVerfGE 56, 249 (260). 
570 Vgl. Neumann, NZS 1998, S. 403.  
571 Krause, Eigentum, S. 22, 77 ff. 
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mung ausgegangen wurde572. 
Mit diesem vom Bundesverfassungsgericht bislang beschrittenen Weg wird der Eingriff 
in das Sozialeigentum dogmatisch als Inhalts- und Schrankenbestimmung klassifiziert. Die 
Richtigkeit dieser verallgemeinernden Ansicht wird bezweifelt, denn Eingriffe in sozial-
versicherungsrechtliche Positionen bewirken regelmäßig Teilentziehungen und können 
auch zu einem vollständigen Entzug des Anspruchs führen 573. Dies sind die Fälle, in denen 
der Gesetzgeber den Wert einer Rentenanwartschaft neu bestimmt, indem er die Renten-
formel neu definiert, das Rentenzugangsalter anhebt, Beitragszeiten neu bewertet, oder 
sich für eine andere, für den Versicherten ungünstigere Berechnung des aktuellen Renten-
werts entscheidet574. Beispiele dafür sind auch die Regelungen der Verdoppelung der An-
wartschaftszeiten für den Bezug von Arbeitslosengeld575 und des Ruhens des Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld bei pflichtwidrigem Meldeversäumnis576. 
Umstritten ist schließlich die rechtliche Qualifikation des Eingriffs in die Anwartschaft 
auf eine Erwerbs- und Berufsunfähigkeitsrente durch die Verschärfung der Anspruchs-
voraussetzungen der betreffenden Regelung577. Danach wurden die Renten wegen Berufs- 
oder Erwerbsunfähigkeit nur noch dann gewährt, wenn der Versicherte zuletzt vor Eintritt 
der Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit eine versicherungspflichtige Beschäftigung oder Tä-
tigkeit ausgeübt hat. Das hatte zur Folge, dass Versicherten die Anwartschaft, die vordem 
allein bei Eintritt des Versicherungsfalls zur Leistung geführt hätte, entzogen wird578. Diese 
Regelungen als eine Enteignung anzusehen, wie es im Schrifttum häufig geschieht579, wur-
de vom Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss vom 8. April 1987 abgelehnt. Es 
hat sie nur als die Modifikation einer Anwartschaft angesehen, weil die Anwartschaften 
durch Weiterzahlung von Beiträgen aufrechterhalten werden können580. 
Im Ergebnis zeigen die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, dass sich die 
konkrete Reichweite des Schutzes durch die Eigentumsgarantie erst aus der Bestimmung 
von Inhalt und Schranken des Eigentums ergibt, die nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG freilich 
                                                 
572 BVerfGE 58, 81 (109 f.); 75, 78 (97 f.); 76, 220 (239 ff.); 90, 226 (236). Vgl. Rolfs, Versicherungsprinzip, 
S. 169 f. 
573 Vgl. Neumann, NZS 1998, S. 403.  
574 Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 169 f. 
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SRH, A. 3 Rn. 67. 
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579 Neumann, DRV 1999, S. 395; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 104; Stober, SGb 1989, S. 53, 55. 
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Sache des Gesetzgebers ist581. Der Gesetzgeber darf die eigentumsrechtlich geschützten Po-
sitionen umgestalten. In solche Positionen eingreifende Regelungen sind aber nur zulässig, 
wenn sie durch Gründe des öffentlichen Interesses unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit gerechtfertigt sind582. D. h., wenn sie zur Erreichung des ange-
strebten Zieles geeignet und erforderlich sowie für den Betroffenen nicht unzumutbar 
sind583. 
b)  Überwiegende Gemeinwohlgründe von Seiten des Versicherungsträgers 
Art. 14 Abs. 2 GG verpflichtet den Gesetzgeber, sich bei der Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung des Eigentums am Wohl der Allgemeinheit zu orientieren. Dadurch wird es zu 
einem sozial gebundenen Privateigentum, das ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den 
Belangen der Gemeinschaft und den Individualinteressen des Eigentümers voraussetzt584. 
Das Bundesverfassungsgericht billigt dem Gesetzgeber jedoch einen weiten Gestal-
tungsspielraum zu, sozialversicherungsrechtliche Ansprüche und Anwartschaften zu be-
schränken: insbesondere bei den Regelungen zum Zweck der Sicherung der finanziellen 
Leistungsfähigkeit der öffentlichen Haushalte585 ist dies der Fall, um damit die „Funktions- 
und Leistungsfähigkeit des Versicherungssystems zu erhalten, zu verbessern oder verän-
derten wirtschaftlichen Bedingungen anzupassen“586. Ein weiterer Zweck der Leistungs-
kürzungen, der nach der Rechtsprechung zur Begründung ihrer Verfassungsmäßigkeit 
dient, ist die Umbruchs- und Neuordnungssituation in den neuen Ländern587.  
Mit solcher Zielsetzung wird das Allgemeininteresse betont, nicht aber das Interesse 
des Versicherten, auch nicht sein mittelbares588. Es lässt sich daher bezweifeln, ob eine sol-
che, gewissermaßen nur eindimensionale Abwägung zwischen öffentlichen und privaten 
Interessen dem Zweck von sozialen Rentenpositionen gerecht wird589. Denn dann könnte 
man mit überwiegenden Gemeinwohlgründen letztlich jegliche Eingriffe in soziale 
Rechtspositionen legitimieren590. Dementsprechend hat das Bundesverfassungsgericht auch 
fast keine gesetzgeberische Maßnahme im Rentenrecht wegen Verstoßes gegen Art. 14 
Abs. 1 GG für nichtig erklärt. Um diese Mängel der Argumentation zu beseitigen, ist nach 
                                                 
581 Vgl. BVerfGE 53, 257 (292); 58, 81 (109 f.); 72, 9 (22). 
582 BVerfGE 74, 203. 
583 Vgl. BVerfGE 53, 257 (293); 72, 9 (22); 100, 1 (37). 
584 Wieland, in: Dreier, GG, Bd. 1, Art. 14 Rn. 79. 
585 Speziell der Sozialversicherungsträger, vgl. BVerfGE 75, 78 (100); 76, 220 (238); vgl. auch 58, 81 (110); 
64, 87 (97); 70, 101 (112); Bieback, ZSR 2000, S. 791; ders., KJ 1998, S. 166. 
586 BVerfGE 53, 257 (293); 74, 203 (214). 
587 BVerfGE 84, 133 (152); 85, 360 (375); Bieback, KJ 1998, S. 167. 
588 Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 109. 
589 So Rische/Terwey, DRV 1983, S. 281; Rüfner, SGb 1982, S. 305. 
590 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 283; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 108 f. 
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Hebeler die Präzisierung des Rechtsguts der „Funktions- und Leistungsfähigkeit des Versi-
cherungssystems“ erforderlich591. Darüber hinaus sollte bei der Rechtfertigung einer ge-
setzgeberischen Maßnahme nicht nur allgemein auf die Befugnis des Gesetzgebers hinge-
wiesen werden, sondern auch das Interesse bestimmter Versichertengruppen an einer 
ungeminderten Versicherungsleistung berücksichtigt werden592.  
Beispielhaft ist dafür die Feststellung der Verfassungswidrigkeit des § 10 Abs. 1 Satz 2 
AAÜG593. Danach wird eine vorläufige Zahlbetragsbegrenzung für die in der DDR erwor-
benen und als Rechtspositionen der gesamtdeutschen Rechtsordnung anerkannten Renten-
ansprüche und -anwartschaften angeordnet. Das Bundesverfassungsgericht hatte beim Ge-
meinwohlbelang der Zahlbetragsbegrenzung nicht nur das Interesse aller an der Funktions- 
und Leistungsfähigkeit des gesetzlichen Rentenversicherungssystems überprüft, sondern 
auch den Vertrauensschutz der Betroffenen herangezogen. Dabei stellt es fest, dass dem 
Vertrauen auf die im Einigungsvertrag garantierten Zahlbeträge nach der Absicht der Ver-
tragsparteien Vorrang vor dem Abbau der überhöhten Leistungen einzuräumen ist594. 
c)  Prognosespielraum des Gesetzgebers bei Eignung und Erforderlichkeit des eingesetzten 
Mittels 
Das eingesetzte Mittel – die Beschränkung der sozialversicherungsrechtlichen Positio-
nen – muss geeignet sein, das mit ihr verfolgte Ziel zu erreichen595. Das benutzte Mittel 
muss nicht das bestmögliche oder geeignetste sein, um dem Prinzip der Geeignetheit zu 
genügen; ausreichend ist ein Beitrag zur Zielerreichung596. Dabei hat das Bundesverfas-
sungsgericht dem Gesetzgeber einen Prognosespielraum zuerkannt, wobei er nach politi-
schen Kriterien über die Ziele seiner Regelung entscheidet und eine Prognose über die Ge-
eignetheit der vom ihm gewählten Mittel trifft597. Das Bundesverfassungsgericht kann von 
einer anderen Einschätzung nur dann ausgehen, wenn der Gesetzgeber den von Verfas-
sungswegen an seine Prognose zu stellenden Anforderungen nicht gerecht wird598. Dies ist 
der Fall, wenn die Prognosen unvertretbar599 und unrealistisch600 sind. Ein Verstoß gegen 
                                                 
591 Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 109. 
592 Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 109. 
593 BVerfGE 100, 1 (40 ff.). 
594 BVerfGE 100, 1 (51). 
595 BVerfGE 72, 9 (23); 74, 203 (214). 
596 Jarass, NZS 1997, S. 547; ders., in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 20 Rn. 84; ähnlich bejaht Neumann, NZS 
1998, S. 404 mit dem Beispiel der Boxberg-Entscheidung (vgl. BVerfGE 74, 264 ff.) das Gemeinwohl als 
mittelbar zu verwirklichenden Enteignungszweck. 
597 Wieland, in: Dreier, GG, Bd. 1, Art. 14 Rn. 127; vgl. Neumann, DRV 1999, S. 398; ders., NZS 1998, 
S. 404; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 108. 
598 BVerfGE 50, 290 (332); vgl. auch BVerfGE 75, 78 (97). 
599 BVerfGE 50, 290 (332). 
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das Verhältnismäßigkeitsprinzip liegt daher nur bei dem eingesetzten Mittel vor, das „ob-
jektiv ungeeignet“ oder „schlechthin ungeeignet“ ist601. 
Des Weiteren darf die Eigentumsbestimmung den Eigentümer nicht mehr beeinträchti-
gen als es der gesetzgeberische Zweck erfordert602. Danach darf der Zweck des eingesetz-
ten Mittels nicht durch ein gleich wirksames, aber weniger belastendes Mittel erreichbar 
sein. Ob gerade das gewählte Mittel dafür erforderlich ist, liegt jedoch nach der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts auch im Rahmen der Gestaltungsbefugnis des Ge-
setzgebers. Regelungen sind demnach jedenfalls nicht deswegen zu beanstanden, „weil die 
durch das sofortige Inkrafttreten des Gesetzes ersparte Summe – gemessen an den gesam-
ten durch das Gesetz beabsichtigten Einsparungen – verhältnismäßig gering ist oder weil 
vorstellbar wäre, dass eine Einsparung in der hier in Betracht kommenden Höhe verfas-
sungsrechtlich unbedenklich auch in anderen von dem Gesetz erfassten Bereichen hätte er-
folgen können“603. Mit dieser Ansicht hat das Bundesverfassungsgericht die Erschwerung 
der Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug von Renten wegen Berufs- und Erwerbsun-
fähigkeit durch das Haushaltsbegleitgesetz 1984604, die die Verminderung der Rentenaus-
gaben um 2% zum Ziel hatte605, für erforderlich erklärt606.  
Dagegen hat der 11. Senat des Bundessozialgerichts in seiner Stellungnahme zu den 
Verfassungsbeschwerden darauf hingewiesen, dass gegenüber dieser erheblichen Verschär-
fung der Anspruchsvoraussetzungen ein milderes Mittel zur Verfügung steht. Er erkannte 
zuerst eine Fehlentwicklung bei Auslegung des Begriffs „berufsunfähig“ oder „erwerbsun-
fähig“ i. S. d. §§ 1246 Abs. 2, 1247 Abs. 2 RVO607, was durch den Übergang der Recht-
sprechung des Bundessozialgerichts von der „abstrakten“ 608  zur „konkreten“ Betrach-
tungsweise609 gefördert worden ist. So hätte der Gesetzgeber die erforderliche Einsparung 
dadurch erzielen können, dass er eine „abstrakte Betrachtungsweise“ als Voraussetzung 
                                                                                                                                                    
600 BVerfGE 76, 220; Neumann, DRV 1999, S. 398. 
601 Wieland, in: Dreier, GG, Bd. 1, Art. 14 Rn. 127. 
602 BVerfGE 21, 73 (86); 52, 1 (29 f.); 70, 278 (286). 
603 BVerfGE 72, 9 (23). 
604 § 1246 Abs. 1 und 2a, § 1247 Abs. 1 und 2a RVO; nunmehr § 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI – Erwerbsminde-
rungsrente. 
605 Vgl. BR-DR. 302/83, S. 52. 
606 BVerfGE 75, 78 ff. Kritisch dazu Neumann, NZS 1998, S. 404. 
607 Nunmehr „erwerbsgemindert“ i. S. d. § 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI.  
608 Es kommt danach nur auf den Gesundheitszustand des Versicherten an.  
609 Danach kommt es nach der sog. konkreten Betrachtungsweise auch auf die jeweilige Situation auf dem 
Arbeitsmarkt an, ob ihm der Arbeitsmarkt praktisch verschlossen sei. Dies ist der Fall, wenn dem Versi-
cherten innerhalb eines Jahres nach der Rentenantragsstellung kein zumutbarer (Teilzeit-)Arbeitsplatz an-
geboten wird, den er täglich von seiner Wohnung aus erreichen kann, und er einen solchen auch nicht in-
nehat. BSGE 30, 167 ff.; 30, 192 ff.; 43, 75 ff.; vgl. Joussen, NZS 2002, S. 296; Niemeyer, NZS 1998, S. 
106. 
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der Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit vorgeschrieben und weitere notwendige Einsparun-
gen auf alle Versicherten erstreckt hätte610. Diese dem Bundesverfassungsgericht vorgeleg-
te Frage, ob eine Regelung mit „abstrakter Betrachtungsweise“, wie es der 11. Senat des 
Bundessozialgericht sich vorstellt, den Inhaber der sozialversicherungsrechtlichen Rechts-
position weniger belasten würde, ist nicht entschieden611. 
Aufgrund der Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers ist vom Bundesverfassungs-
gericht offen gelassen worden, ob es richtiger gewesen wäre, der ansteigenden Inanspruch-
nahme der Renten wegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit in anderer Weise entgegenzutre-
ten bzw. ob andere Maßnahmen noch wirksamer oder besser geeignet gewesen wären612. 
Ausgeschlossen wird bei der Erforderlichkeitsprüfung auch, ob der Gesetzgeber bei Ein-
sparungen verpflichtet ist, vorrangig versicherungsfremde Leistungen zu streichen. Denn 
neben dem Versicherungsprinzip dient die Struktur der Sozialversicherung auch dem so-
zialen Ausgleich613 . Die Erforderlichkeit von Leistungskürzungen kann weiterhin nicht 
aufgrund der gesetzlichen Einstandspflicht des Bundes abgelehnt werden, denn der Ge-
setzgeber kann die Funktions- und Leistungsfähigkeit dadurch herstellen, dass er Leistun-
gen senkt oder Beiträge erhöht, soweit dem nicht die verfassungsrechtlich geschützten 
Rechte der Versicherten entgegenstehen614. Dass eine Erhöhung der Staatszuschüsse aber 
keine zulässige Alternative zu Einsparungen durch Leistungskürzung sein kann, folgt be-
reits aus dem allgemeinen Grundsatz, dass ein Mittel dann nicht mehr gleich geeignet ist, 
wenn es zu einer unangemessenen finanziellen Belastung des Staates führt615. 
Festzuhalten ist damit, dass das Bundesverfassungsgericht bisher keinen Eingriff in das 
sozialversicherungsrechtliche Eigentum an der Erforderlichkeit hat scheitern lassen. So 
ging es bei der Geeignetheit und Erforderlichkeit der getroffenen Maßnahmen grundsätz-
lich von der Einschätzung des Gesetzgebers aus und beschränkte sich bei der Prüfung der 
Zulässigkeit des Eingriffs auf eine Evidenzkontrolle616. Das Bundesverfassungsgericht be-
rücksichtigt danach nur evident weniger eingreifende Mittel; nicht geprüft wird indes, ob 
andere Maßnahmen in anderen Systemen das Ziel auch und schonender erreichen könn-
ten617. Dies gilt insbesondere für die Fälle, in denen die Erfüllung grundrechtlicher Pflich-
                                                 
610 Abgelehnt von BVerfGE 75, 78 (91f); vgl. Neumann, NZS 1998, S. 404.  
611 Zudem hält Neumann, NZS 1998, S. 405, dass das Bundesverfassungsgericht seine Kompetenz vernach-
lässigt hat, die alternative Kürzung als weniger grundrechtsrelevant zu beurteilen. 
612 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 28.1.1987 = JZ 1987, S. 407; BVerfGE 75, 78 (101). 
613 Neumann, NZS 1998, S. 405. 
614 BVerfGE 76, 220 (242) bezüglich 187 AFG a. F., nunmehr § 365 SGB III. 
615 Neumann, NZS 1998, S. 405; vgl. BVerfGE 77, 84 (110 f.); 81, 70 (91 f.) 
616 BVerfGE 75, 78 (100); 76, 220 (241); Neumann, NZS 1998, S. 405. 
617 BVerfGE 72, 9 (23); 75, 78, (91, 100); 76, 220 (240); Bieback, ZSR 2000, S. 793. 
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ten des Gesetzgebers von der Beurteilung tatsächlicher Verhältnisse abhängt618. Mit dieser 
Zurückhaltung will die Judikatur vermeiden, dass durch extensives Richterrecht neue 
Rechtsunsicherheit entsteht619.  
Von diesem Standpunkt aus könnte jedoch leicht die Schlussfolgerung gezogen werden, 
dass Maßnahmen erforderlich sind, soweit der Staat unter Konsolidierungszwang steht620. 
Befürchtet wird deshalb, dass die beiden Gebote der Geeignetheit und Erforderlichkeit re-
gelmäßig leer laufen würden621. 
d)  Abgestufte Zumutbarkeitsprüfung 
Die Einschränkung der sozialversicherungsrechtlichen Anwartschaft darf weiterhin den 
Betroffenen nicht übermäßig belasten und muss ihm zumutbar sein622. Hier geht es um die 
Abwägung zwischen der Schwere des Eingriffs für den Betroffenen und dem öffentlichen 
Interesse an der Regelung623. Die Belastung muss für den Inhaber der geschützten Position 
in einem angemessenen Verhältnis zu den mit der Regelung verfolgten Interessen stehen. 
aa) Sonderschutzwürdigkeit der durch bezahlte Beiträge erfolgten Eigenleistung 
Das Bundesverfassungsgericht knüpft an die Verschiedenartigkeit des Eigentumsschut-
zes an624. Es unterscheidet zwischen einem personalen Bezug und einem sozialen Bezug 
der Rechtsposition, nach deren Anteil der Spielraum des Gesetzgebers variiert625. Unter 
dem Aspekt der Leistungsfinanzierung folgt daraus: „Je höher der einem Anspruch zu-
grunde liegende Anteil eigener Leistung ist, desto stärker tritt der verfassungsrechtlich we-
sentliche personale Bezug und mit ihm ein tragender Grund des Eigentumsschutzes her-
vor“626. Umgekehrt vermittelt der soziale Bezug des Eigentums bzw. seine soziale Funktion 
dem Gesetzgeber eine größere Befugnis zur Inhalts- und Schrankenbestimmung627; so in 
dem Fall, dass dem Versicherten – ohne dass er dafür Beiträge bezahlt hat – Rechtspositio-
nen angerechnet werden sollen, die damit überwiegend auf staatlicher Gewährung beruhen 
                                                 
618 Hinsichtlich der Nachprüfung, ob das nach § 10 Abs. 2 BKGG gekürzte Kindergeld hinsichtlich seiner 
steuerlichen Entlastungsfunktion diesen verfassungsrechtlichen Mindestanforderungen gerecht wird, vgl. 
BVerfG 82, 60 (92)., auch BVerfGE 44, 249 (267); 77, 170 (214 f.); 77, 381 (405). 
619 Vgl. Jäger, SGb 1994, S. 117. 
620 So Jäger, SGb 1994, S. 116. 
621 Neumann, NZS 1998, S. 405. 
622 BVerfG 74, 203 (214 f.); Jarass, NZS 1997, S. 547. 
623 Katzenstein, SGb 1988, S. 185; Neumann, DRV 1999, S. 399. 
624 BVerfGE 83, 201 (212); vgl. dazu Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 105 m. w. N. 
625 BVerfGE 100, 1 (37). 
626 BVerfGE 58, 81 (112), auch BVerfGE 53, 257 (292). 
627 Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 168; vgl. auch BVerfGE 50, 290 (339 ff.); 58, 81 (112). Kritisch dazu 
Wendt, in: Sachs, GG, Art. 14 Rn. 89. 
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und Ausdruck besonderer staatlicher Fürsorge sind628. Dieser soziale Bezug ist insbesonde-
re bei durch Beitragsausfallzeiten zuerkannten Rentenpositionen gegeben. Dementspre-
chend hat das Bundesverfassungsgericht die Herabstufung der Ausbildungs-Ausfallzeiten 
nicht beanstandet629. 
Nach den aufgeführten Abstufungskriterien des Bundesverfassungsgerichts ist die Ei-
genleistung nicht nur hinsichtlich der Betroffenheit des Eigentumsschutzes von Bedeutung, 
sondern auch bei der Verhältnismäßigkeitsabwägung des Eingriffs 630 . Sie bildet einen 
durch die Leistungsäquivalenz geprägten Kernbereich der Rentenposition631, der die Be-
deutsamkeit der Eigentumsposition für die Sicherung der persönlichen Freiheit des Inha-
bers signalisiert. Dabei muss die gesetzgeberische Gestaltungsfreiheit enger beschränkt 
werden. In diesen Fällen kommt als legitimierender Eingriffsgrund nicht jeder Gemein-
wohlbelang in Betracht; vielmehr bedarf der Eingriff wegen des personalen Bezugs des 
Anteils eigener Leistung einer besonderen verfassungsrechtlichen Rechtfertigung632. 
bb) Vorrangiger Schutz für die primären Regel- und Pflichtleistungen  
Gegenüber der Kürzung von Leistungen, die sog. sekundäre Risikoabsicherung betref-
fend, unterliegt die Kürzung von „primären Regel- und Pflichtleistungen“ einem engeren 
Prüfungsmaßstab. Entsprechend hat das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss 
aus dem Jahre 1987 die Kürzung von Übergangs- und Unterhaltsgeld nach dem AFG – das 
dem Bereich „sekundärer Risiken“ zuzurechnen ist – durch das Haushaltsbegleitgesetz 
1984 für verfassungsmäßig erklärt, obwohl es annahm, dass Ansprüche auf Unterhalts- o-
der Übergangsgeld auf einer nicht unerheblichen Eigenleistung des Versicherten beruhen633. 
Das Bundesverfassungsgericht hat zuerst den Bemessungsunterschied erkannt, dass 
sich das Arbeitslosengeld in seiner Höhe grundsätzlich nach dem tatsächlichen erzielten 
Arbeitsentgelt richtet, während das Unterhalts- bzw. Übergangsgeld die Hälfte des fiktiven 
Arbeitsentgelts garantiert. Darüber hinaus, so sah es das Bundesverfassungsgericht, „muss-
te der Gesetzgeber entsprechend seiner Zielsetzung deutlich machen, dass er den Willen 
hatte und durchsetzen wollte, Einschränkungen vornehmlich in solchen Bereichen vorzu-
sehen, in denen sie am ehesten vertretbar erschienen“634. Demgemäß zeigt sich in der For-
mulierung des Bundesverfassungsgerichts, „dass Unterhaltsgeld und Übergangsgeld zwar 
                                                 
628 BVerfGE 58, 81 (112); vgl. auch BVerfGE 29, 283 (302); 50, 177 (187). 
629 BVerfGE 58, 81 (112 f.). 
630 Vgl. BVerfGE 58, 81 (112); 69, 272 (301); Brünneck, JZ 1990, S 994; Preis/Kellermann, SGb 1999, 
S. 339; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 104 f. 
631 Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 339. 
632 Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 339. 
633 BVerfGE 76, 220 ff. 
634 BVerfGE 76, 220 (244). 
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– wie ausgeführt – Lohnersatzleistungen, aber keine primären Regel- und Pflichtleistungen 
wie das Arbeitslosengeld sind, das den klassischen Versicherungsfall der Arbeitslosigkeit 
abdecken soll und für das in erster Linie Beiträge gezahlt werden. Insofern hat der Gesetz-
geber dabei einen weiteren Rahmen, in dem Eingriffe als zumutbar beurteilt werden kön-
nen“635. 
Im Vergleich mit dem Lohnausfall bei der Arbeitslosigkeit – das durch die Arbeitslo-
senversicherung primär abzudeckende Risiko – ist das Risiko bei Leistungen des Unter-
halts- und Übergangsgeldes, nämlich der Lohnausfall bei Teilnahme an einer berufsför-
dernden Maßnahme, sekundär. Der risikoorientierte Unterschied stellt dann einen 
Abstufungsmaßstab hinsichtlich des Eigentumsschutzes für die Lohnersatzleistungen dar. 
Diese als Rechtfertigungsgrund im Beschluss aus dem Jahre 1987 vertretene Risikobezo-
genheit ist einer im Schrifttum vertretenen Betrachtung bei der Kürzung der Leistung we-
gen beitragsfreier Zeiten ähnlich. Demnach haben die „echten Gegenleistungen“ hinsicht-
lich des Mindestschutzes der Sozialversicherung Vorrang vor Leistungen, die 
nichtelementare Lebensrisiken abdecken und die somit bei Kürzungen im Leistungssystem 
in erster Linie heranzuziehen sind. Eine echte Gegenleistung in der gesetzlichen Renten-
versicherung liegt vor, sofern es sich um die versicherungsmäßige Berücksichtigung eines 
Risikos handelt636. In dieser Weise werden die beitragsfreien Leistungen, die auf dem Ge-
danken des sozialen Ausgleichs beruhen, weiter differenziert637. So wird der Eigentums-
schutz für die Leistungen bei der Ersatzzeit wegen des Wehrdienstes (§ 250 Abs. 1 Nr. 1 
SGB VII) und bei der Anrechnungszeit wegen Ausbildung (§ 58 Abs. 1 Nr. 3a und 4 SGB 
VII) gegenüber der Anrechnungszeit bei Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit, Schwanger-
schaft und Arbeitslosigkeit (§ 58 Abs. 1 Nr. 1-3 VII SGB) schwächer geschützt638. Denn sie 
betreffen keine schicksalhafte Arbeitsunterbrechung, die zum Kreis der sozialversiche-
rungsrechtlichen Risiken gehört639, sondern beruhen auf der Wahrnehmung einer Chance, 
die zugleich die Möglichkeit vermittelt, beispielsweise im Fall der Ausbildungszeit, auf 
höherem Niveau in das Arbeits- und Versicherungsleben einzutreten640. Diese Argumenta-
tion mit dem schwächeren Eigentumsschutz bei der Leistung wegen des Lohnausfalls wäh-
rend der Ausbildungszeit korrespondiert mit der Begründung des Bundesverfassungsge-
                                                 
635  BVerfGE 76, 220 (242 f.). Als ein raffinierteren Ausdruck für „primäre Regel- und Pflichtleistun-
gen“ schlägt Jäger, SGb 1994, S. 116, „die Eigenanstrengung und Disposition durch Lebensplanung und 
Qualifikation solcherart erworbene Ansprüche mit einem ungleich höheren Besitzstandschutz“. 
636 Gebler, S. 174.  
637 Krause, Eigentum, S. 191; dagegen Blüggel, SozSich 2004, S. 64 f. 
638 Kreikebohm/von Koch/Krauß, in: Schulin, HS-RV, § 30 Rn. 4 ff. 
639 Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn. 145; Krause, Eigentum, S. 191. 
640 Krause, Eigentum, S. 191. 
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richts zur Kürzung des Unterhalts- und Übergangsgeldes im Beschluss aus dem Jahre 1987, 
indem es anführt, „dass der Gesetzgeber dort Einschränkungen vornimmt, wo es sich um 
eine auch unter arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten nicht unbedenkliche – frühere – 
Gewährung von Begünstigungen handelt“641. In diesem Sinne wirkt die Leistung der Lohn-
fortzahlung während der Ausbildungs- oder Weiterbildungszeit ähnlich wie eine Position 
aufgrund staatlicher Gewährung, die weniger bestandsfest ist642. Im Interesse der Einseh-
barkeit von Kürzungen sozialer Leistungen stellt die Kürzung der nichtelementare Lebens-
risiken betreffenden Leistungen einen weniger belastenden zumutbaren Eingriff für den 
Betroffenen zur Erhaltung der Funktions- und Leistungsfähigkeit der Sozialversicherung 
dar. 
Nicht weiter erklärt wird aber in diesem Beschluss, welche Rolle das Eigentum im so-
zialrechtlichen Sinne bei der Kürzung der Lohnersatzleistungen des Unterhalts- und Über-
gangsgeldes während der Weiterbildungszeit spielt. Fragwürdig ist hier die grundrechtliche 
Argumentation, aus welcher der auf die Eigentumsgarantie bezogene Anhaltspunkt herge-
leitet wird, dass die auf nichtelementare Lebensrisiken bezogenen Leistungen lediglich ei-
nes schwächeren Eigentumsschutzes bedürfen. Beim Eigentumsschutz steht der die 
Rechtsposition repräsentierende Vermögenswert im Vordergrund, der nach der Rechtspre-
chung durch die persönliche Leistung des Versicherten mitbestimmt und für die Sicherung 
der persönlichen Freiheit des Inhabers bedeutsam ist. Aus der freiheitssichernden Funktion 
der Eigentumsgarantie ist allerdings eine Abstufung der Versicherungsfälle schwer zu ent-
nehmen. Zumindest ist eine zweckorientierte Abstufung bei dem Privateigentum nicht er-
sichtlich. Die Darstellung des Bundesverfassungsgerichts verrät eher einen praktischen 
Hintergrund, indem es feststellt: „tatsächlich war die frühere Regelung sehr vorteilhaft“643. 
Das nach dem AFG gewährleistete Unterhalts- und Übergangsgeld war erheblich höher als 
die zuletzt bezogene Ausbildungsvergütung644 und musste daher als nicht unbedenkliche 
Begünstigung zurückgenommen werden. 
Mit diesem Ausgangspunkt ist bei der Anwendung der Argumentation mit der Bedeut-
samkeit des klassischen Versicherungsfalls, wie im Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts aus dem Jahre 1987 gezeigt, noch zu prüfen, ob eine vom AFG abgeleitete Differen-
zierung zwischen Arbeitslosen- und Unterhaltsgeld heutzutage noch ins Gewicht fällt. 
Dagegen zeigt eine Tendenz der Gesetzesänderungen durch die Hartz IV Reform, dass eine 
                                                 
641 BVerfGE 76, 220 (244).  
642 Neumann, NZS 1998, S. 406. 
643 BVerfGE 76, 220 (244). 
644 BVerfGE 76, 220 (244). 
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einheitliche Versicherungsleistung bei Arbeitslosigkeit und bei beruflicher Weiterbildung 
in Form der Pflichtleistung des Arbeitslosengeldes angestrebt wird645. Anzumerken ist da-
bei allerdings, dass nach der Gesetzesänderung die Eigentumsschutzrelevanz beim Arbeits-
losengeld bei beruflicher Weiterbildung als einer Ermessensleistung reduziert wird. Inso-
fern ist die Eigentumsrelevanz bei der auf der Eigenleistung des Versicherten beruhenden 
Lohnersatzleistung, wie im Fall des Übergangsgeldes, unverändert geblieben. Dementspre-
chend wäre ihre Kürzung aufgrund der vorrangigen Ausklammerung des nichtelementaren 
Risikos nur dann begründbar, wenn die Leistungsfähigkeit des Arbeitslosenversicherungs-
systems in dem Fall, dass sie ungekürzt bliebe, zur Abdeckung der primären Arbeitslosen-
geldleistung nicht mehr sichergestellt sein würde.  
cc) Nicht-Anrechnung der beitragsfreien Zeiten in der Rentenversicherung 
Mit der oben dargestellten Ansicht, die hinsichtlich des Eigentumsschutzes bei der 
Kürzung von Leistungen, die überwiegend auf staatlicher Gewährung beruhen, eine Abstu-
fung nach dem primären und sekundären Versicherungsfall vornimmt, ist zu erwarten, dass 
mit dem Abbau von Sozialleistungen in erster Linie eine Rückkehr zur Abdeckung elemen-
tarer Risiken durch die Sozialversicherung angesteuert wird.  
In diesem Sinne wäre es dann eigentumsrechtlich nicht zu beanstanden, wenn keine 
weitere Anrechnung der schulischen Ausbildungszeiten auf den Rentenwert bei der Ren-
tenberechnung aufgrund der Einführung des RV-Nachhaltigkeitsgesetzes erfolgt. Dies 
führt dazu, dass Rentner, die ab 2009 in Rente gehen und eine Hochschulausbildung absol-
viert haben, auf den Wert der Ausbildungszeiten ihrer Rente verzichten müssen646. Zwar 
stehen die beitragsfreien Ausbildungszeiten unter dem Schutzbereich des Eigentumsgrund-
rechtes und ihre Nichtanrechnung beeinträchtigt bei Inhabern von Anwartschaftsrechten 
deren Eigentumsgrundrecht. Ein eigentumsrechtlicher Sonderschutz wird jedoch grund-
sätzlich durch Beitragszahlung bzw. Arbeitsleistung indiziert und ist nur für die primären 
Regel- und Pflichtleistungen vorgesehen. Daher ist ein solcher Sonderschutz bei auf die 
Ausbildung bezogenen Versicherungsfremdleistungen nicht ersichtlich.  
dd) Abschwächung der Belastungswirkung 
Die Belastungswirkung von Rentenkürzungen kann durch den Umstand abgeschwächt 
werden, dass der Betroffene durch zusätzliche Beitragszahlung einen Anspruch auf unge-
kürzte Rentenzahlung erwerben kann. Beispielsweise zu nennen ist die Nachzahlung für 
                                                 
645 § 117 SGB III, in Kraft getreten am 1.1.2005. 
646 Nach heutigem Werte auf 59,79 Euro (51,68 Euro im Osten), vgl. Nürnberger/Stapf-Finé, SozSich 2004, 
S. 39 m. w. N. 
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Ausbildungszeiten für die Bewertung der Rentenanrechnungszeiten nach § 207 Abs. 3 
SGB VI. Dabei besitzt der davon Betroffene womöglich anderweitige finanzielle Möglich-
keiten, um den Eingriff auszugleichen. Die dafür notwendige Summe darf aber nicht so 
hoch liegen, dass die meisten Betroffenen diese nicht erbringen können647. Von diesem 
Standpunkt aus sah das Bundesverfassungsgericht, dass der Eingriff mit der „vorläufi-
gen“ Zahlbetragsbegrenzung nach § 10 Abs. 1 Satz 2 AAÜG erhebliches Gewicht hat; 
wenn eine spätere Nachzahlung gesetzlich nicht vorgesehen sei, werde in Wahrheit ein 
Teil des Gesamtzahlbetrags auf Dauer vorenthalten648. 
Der Umkehrschluss verbietet sich aber, dass Rentnern, die zur Nachzahlung finanziell 
in der Lage sind, der Rückgriff auf eigenes Vermögen zugemutet werden könnte, wenn der 
Gesetzgeber ihre wohlerworbenen Ansprüche kürzt649. Ein massiver Eingriff in ein Vermö-
gensrecht kann jedenfalls nicht durch das Vorsehen der Nachzahlung gerechtfertigt werden, 
soweit Rentenanwartschaften die Qualität eines Eigentumsrechts haben650. 
e)  Aufhebung der Renten wegen Arbeitslosigkeit 
Das frühere Ausscheiden aus dem Arbeitsprozess durch die Absenkung des Rentenal-
ters wurde von den früheren Bundesregierungen und den Tarifvertragsparteien in Zeiten 
hoher Arbeitslosigkeit als Mittel eingesetzt, um den Arbeitsmarkt zu entlasten und die Ar-
beitsmarktchancen der Jüngeren zu verbessern. Die Verlängerung der Rentenbezugsdauer 
führt aber dazu, dass die Rentenausgaben und mit ihnen der zu ihrer Finanzierung notwen-
dige Beitragssatz stark angestiegen ist und weiter ansteigen muss651. Das absehbare Bei-
tragsfinanzierungsproblem wurde durch die Anfang der neunziger Jahre massiv ausgewei-
tete Frühverrentungspraxis unter der Einbeziehung der Renten wegen Arbeitslosigkeit bzw. 
der Frührente für Frauen652 verschärft653. Dementsprechend wurde für diese vorzeitigen Al-
tersrenten ein zwölfjähriger Anhebungsprozess (vom 1. Januar 2001 bis 31. Dezember 
2012) des Eintrittsalters vom 60. auf die Vollendung des 65. Lebensjahres erstmals im 
Rentenreformgesetz 1992654 vorgesehen und durch das Wachstums- und Beschäftigungs-
                                                 
647 Jarass, NZS 1997, S. 547. 
648 BVerfGE 100, 1 (50); vgl. BVerfGE 100, 138 ff. 
649 Fuchs/Köhler, SGb 2002, S. 651. 
650 Fuchs/Köhler, SGb 2002, S. 651. 
651 Ruland, DRV 1997, S. 104. 
652 Zur Verfassungsmäßigkeit der Abschaffung des besonderen Zugangs von Frauen zur Altersrente nach 
dem Rentenreformgesetz 1999 (RRG 1999) vom 16.12.1997 (BGBl. I S. 2998), vgl. BVerfG, Beschluss 
vom 3.2.2004 - 1 BvR 2491/97 = NJW 2004, S. 2151 ff., auch oben 4. Kapitel II. 3. b) aa).  
653 Tennstedt, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 2 Rn. 97. 
654 Vom 18.12.1989, BGBl. I S. 2261; vgl. auch BT-Drucks. 11/4124, S. 144. 
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förderungsgesetz655 beschleunigt, so dass er bereits im Jahre 2009 vorzeitig beendet wird.  
Zudem wurde als Maßnahme zur Konsolidierung der finanziellen Situation der Renten-
versicherung die Regelung der Altersrente wegen Arbeitslosigkeit durch das Rentenre-
formgesetz 1999656  aufgehoben. Die Altersgrenze als Berechnungsfaktor der Rentenan-
sprüche657 wird, wie oben festgestellt, vom Eigentumsschutz der Renten miterfasst658. Die 
Aufhebung der Möglichkeit vorzeitigen Rentenbezugs stellt eine Inhalts- und Schranken-
bestimmung i. S. d. Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG der bestehenden Anwartschaft dar. Die Al-
tersgrenze des Rentenanspruchs steht zwar grundsätzlich zur Disposition des Gesetzge-
bers 659 , ihre Anhebung muss aber in einem angemessenen Verhältnis zu dem damit 
verfolgten Zweck stehen. Die Verfassungsmäßigkeit der Aufhebung der Regelung des § 38 
SGB VI stellt dann einen Gegenstand der oben dargestellten Verhältnismäßigkeitsprüfung 
dar. 
Ob sie ein geeignetes Mittel ist, das Ziel einer möglichst schnellen Konsolidierung der 
gesetzlichen Rentenversicherung zu erreichen, ist in der Literatur umstritten. Nach einer 
Ansicht wird dies bejaht, da mit der Aufhebung der Renten wegen Arbeitslosigkeit jeden-
falls eine Einsparung im Haushalt der Bundesagentur für Arbeit verbunden ist660. Die Ge-
genmeinung kann jedoch in der Aufhebung kein geeignetes Mittel zur Stabilisierung der 
Rentenkassen erkennen661. Eingewandt wird, dass diese Rentenart nur eine kleine Gruppe 
innerhalb der Versichertengemeinschaft betrifft und die Finanzierungsproblematik mit der 
wachsenden Lebenserwartung, ansteigendem Rentenniveau und einem früheren Rentenein-
trittsalter vielschichtig ist – so stieg etwa die durchschnittliche Bezugsdauer in der Zeit von 
1996 bis 2000 um ca. 6 Jahre –, womit das darin liegende Einsparpotenzial hinsichtlich der 
Gesamtbelastung der Rentenkassen verhältnismäßig gering ist662. Dennoch ist der erstge-
nannten Ansicht zuzustimmen. Denn als objektiv finanzwirksame Maßnahme steht das 
                                                 
655 Vom 25.9.1996, BGBl. I S. 1461. 
656 Vom 16.12.1997, BGBl. I S. 2998, vgl. Fuchs/Köhler, SGb 2002, S. 645; Tennstedt, in: Maydell/Ruland, 
SRH, A. 2 Rn. 98. 
657 Vgl. Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 113; Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, 
S. 222; Ruland, VSSR 1997, S. 35 f. 
658 Vgl. oben 4. Kapitel III. 1. b) dd). 
659 Wenner, SozSich 2004, S. 178. 
660 Vgl. Binne, DRV 1996, S. 148. 
661 Fuchs/Köhler, SGb 2002, S. 648 f. 
662 Vgl. dazu die Übersicht von Fuchs/Köhler, SGb 2002, S. 648 f. 
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prognostizierte geringe Einsparvolumen im Haushalt der Bundesagentur für Arbeit663 dem 
Kriterium der Geeignetheit nicht entgegen. Das Bundesverfassungsgericht billigt dem Ge-
setzgeber in solchen Fällen eine Einschätzungsprärogative zu664. Nach dem von ihn entwi-
ckelten Grundsatz der Evidenzkontrolle erfüllt die Aufhebung der Renten wegen Arbeits-
losigkeit auch das Kriterium der Erforderlichkeit, obwohl es andere noch wirksamere oder 
besser geeignete Alternativen gäbe, wie beispielsweise eine geringe Erhöhung der Bundes-
zuschüsse oder die Begrenzung der Rentenerhöhung im Anpassungsprozess665. 
Bei der Zumutbarkeitsprüfung geht es um die Frage, ob die Versicherten ausreichend 
Zeit bzw. in aller Regel auch die notwendigen finanziellen Möglichkeiten haben, um ihre 
weitere Lebensplanung auf die neue Rechtslage umstellen zu können. Bei der Aufhebung 
der Renten wegen Arbeitslosigkeit sind danach insbesondere die Berufschancen für die Be-
troffenen maßgebend. So geht man einerseits davon aus, dass die Versicherten zumeist in 
der Lage sein werden, über ihr 60. Lebensjahr hinaus weiter zu arbeiten666. Dagegen spricht 
aber der Umstand, dass nach Angaben des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) der (ehemaligen) Bundesanstalt für Arbeit Ende 2000 in 60% der deutschen Betriebe 
keine Beschäftigten gearbeitet haben, die älter als 50 Jahre sind667.  
f)  Zwischenergebnis 
Aufgrund des Prognosespielraums des Gesetzgebers bei Eignung und Erforderlichkeit 
der Leistungskürzungen sowie seiner Einschätzung über die Leistungsfähigkeit des Sozial-
versicherungssystems hat das Bundesverfassungsgericht bis jetzt nur in wenigen Fällen ge-
setzliche Regelungen für verfassungswidrig erklärt668. Daher gibt die verfassungsgerichtli-
che Rechtsprechung nicht ausreichend viele Anhaltspunkte für die konkrete Bestimmung 
einer eigentumsrechtlichen Grenze sozialversicherungsrechtlicher Leistungskürzungen. 
Der hohe und anspruchsvolle Ansatz am sozialen Eigentumsgrundrecht i. S. d. Art. 14 
Abs. 1 GG führt zu einer Einzelfallprüfung insbesondere nach den Maßstäben der Zumut-
barkeit und Billigkeit669. Hinsichtlich der Reichweite der Eigentumsgarantie werden zwar 
auch die nur zum Teil auf Beiträgen beruhenden sozialrechtlichen Rechtspositionen vom 
Bundesverfassungsgericht als Gesamtschutzgut verstanden, damit auch die auf sozialen 
Ausgleich beruhenden Leistungen vom Schutz dieses Sozialeigentums erfasst werden. Fol-
                                                 
663 BT-Drucks. 15/1204, S. 3. 
664 Vgl. 4. Kapitel, III. 2. c). 
665 So aber Fuchs/Köhler, SGb 2002, S. 650. 
666 Bejahend Binne, DRV 1996, S. 151. 
667 Fuchs/Köhler, SGb 2002, S. 651. 
668 Vgl. BVerfGE 71, 1 (11 f.); 72, 9 (18 ff.), 74, 203 ff.; 100, 1 ff. 
669 Papier, in: Ruland, SRH, 3 Rn. 54. 
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gerichtig wird keine strikt auf Beiträgen des Versicherten beruhende Leistung bei der Er-
füllung der nicht unerheblichen Eigenleistung gefordert. Nicht konsequent ist jedoch die 
Auffassung der Judikatur, dass bei der Rechtfertigung der Kürzungen nach der streng als 
eigene Beitragsleistung verstandenen Eigenleistungen des Versicherten unterschiedlich ab-
zustufen ist670. Die großzügige Einbeziehung sozialrechtlicher Positionen in den Schutzbe-
reich des Art. 14 Abs. 1 GG bleibt somit in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts ohne praktischen Effekt671. 
Hinsichtlich der Leistungsfähigkeit des Versicherungsträgers, der sich in einer Finan-
zierungskrise befindet, hat das Bundesverfassungsgericht in Lohnersatzleistungen, die 
nicht den klassischen elementaren Versicherungsfall abdecken, einen nicht unbedenklichen 
Vorteil des Versicherten erkannt. Daher hat es ihre Kürzung als verfassungsmäßig erklärt. 
Hingegen fällt eine solche risikoorientierte bzw. versicherungsmäßige Betrachtung bei der 
Einbeziehung solcher nichtelementare Risiken abdeckende Leistungen in die Sozialversi-
cherung, die sich dann als eine Beschränkung der gesetzgeberischen Gestaltungsfreiheit 
darstellen könnte, in der Rechtsprechung kaum ins Gewicht 672 . Hierin zeigt sich eine 
grundsätzliche Zurückhaltung der Judikatur gegenüber der gesetzgeberischen Entschei-
dung. Indem sie die Kürzung nicht elementarer Leistungen akzeptiert, während sie demge-
genüber trotz der Überforderung der Funktions- und Leistungsfähigkeit des Versicherungs-
systems zugleich die Einbeziehung solcher Leistungen in die Sozialversicherung toleriert, 
eröffnet sie dem Gesetzgeber einen weiten Gestaltungsspielraum. So ist der Respekt für die 
legislative Entscheidung in der Abwägung der Judikatur sowohl bei der Erstreckung des 
Versicherungsschutzes im Beitragsrecht als auch bei den Kürzungen im Leistungsrecht von 
großer Bedeutung. 
3.  Substanz der Eigentumsgarantie hinsichtlich sozialrechtlicher Rechtspositionen 
Die Eigentumsdogmatik der Judikatur entscheidet unmittelbar über die eigentums-
schutzwürdige Substanz der sozialrechtlichen Rechtsposition. Eine Bewertung dieser Me-
thodik und der Kritik gegenüber der Zurückhaltung des Bundesverfassungsgerichts setzt 
ein Verständnis für die Eigenschaft des Sozialeigentums nach dem Übergang vom libera-
len Abwehr- zum sozialen Teilhaberecht voraus. 
                                                 
670 Bieback, KJ 1998, S. 170; Kokemoor, SGb 1996, S.413 ff.; Hsu, S. 156. 
671 Depenheuer, AöR 1995, S. 441; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 54; Hase, Versicherungsprin-
zip und sozialer Ausgleich, S. 222 ff. 
672 Vgl. oben 3. Kapitel II. 2. b) cc). 
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a)  Übergang vom liberalen Abwehr- zum sozialen Teilhaberecht 
Je mehr der moderne Staat sich der sozialen Sicherung seiner Bürger zuwendet, desto 
stärker tritt im Verhältnis zwischen Bürger und Staat neben den Anspruch auf Schutz vor 
Eingriffen die Forderung nach Teilhabe an staatlichen Leistungen673. Durch Erstreckung 
auf sozialversicherungsrechtliche Positionen, insbesondere auf das Rentenrecht, erfährt die 
Eigentumsgarantie entsprechend einen erheblichen Wandel: aus einem liberalen Freiheits- 
bzw. Abwehrrecht wird ein soziales Teilhaberecht674. 
Unter dem Teilhaberecht versteht man die Berechtigung zur anteiligen Teilhabe an ei-
nem öffentlichen Leistungssystem, das die Verteilung gegenwärtiger wie zukünftiger sozi-
aler Handlungschancen vermittelt675. Dabei handelt es sich notwendigerweise nur um einen 
relativen, abstrakten Anspruch auf soziale Sicherheit, der grundsätzlich keinen dem Staat 
vorgegebenen, einklagbaren Leistungsanspruch garantiert676. Diese systembedingte Gege-
benheit des Teilhaberechts liegt dem Solidargrundrechtsverhältnis mit immanentem Finan-
zierungsvorbehalt zugrunde 677 . Durch den Umverteilungsprozess, das Umlageverfahren 
und die Unterstützung durch staatliche Zuschüsse neben der Beitragsfinanzierung, ist, wie 
die Kritik am Kriterium der nicht unerheblichen Eigenleistung678 beleuchtet, der nominelle 
Wert der Beiträge kein geeigneter Maßstab zur Gewinnung einer Größenordnung für den 
selbst finanzierten Anteil des sozialen Anrechts679. Dadurch verliert die Frage nach dem 
Eigenanteil des Versicherten, etwa in der Rentenversicherung an „seiner“ Rente, ihren 
Sinn680. So begründet ein sozialversicherungsrechtliches Anrecht nicht mehr als einen An-
spruch681 des gegenwärtigen Beitragszahlers, bei zukünftigen Umverteilungsprozessen als 
Leistungsempfänger angemessen beteiligt zu werden682. Das sozialversicherungsrechtliche 
Eigentum ist von vornherein eingefügt in einen Gesamtzusammenhang, der auf dem Ge-
danken der Solidargemeinschaft und des „Generationenvertrages“ beruht683 – weshalb der 
Sicherheitsanspruch an die „Entwicklung der Verhältnisse“, z. B. der Leistungsfähigkeit 
                                                 
673 Gitter/Nunius, in: Schulin, HS-UV, § 4 Rn. 22. 
674 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 52; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 111 m. w. N; Git-
ter/Nunius, in: Schulin, HS-UV, § 4 Rn. 22; Diemer, VSSR 1982, S. 351. 
675 Depenheuer, AöR 1995, S. 444; Blüggel, SozSich 2004, S. 63; Heine, DRV 1985, S. 359 f.; Gitter/Nunius, 
in: Schulin, HS-UV, § 4 Rn. 22. 
676 Depenheuer, AöR 1995, S. 439 f.; Gitter/Nunius, in: Schulin, HS-UV, § 4 Rn. 23. 
677 Vgl. BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1477). 
678 Vgl. oben 4. Kapitel III. 1. c) aa). 
679 BVerfGE 54, 11 (30). 
680 Depenheuer, AöR 1995, S. 429; Blüggel, SozSich 2004, S. 63. 
681 Vgl. Krause, Eigentum, S. 116. 
682 Ruland, DRV 1997, S. 103. 
683 BVerfGE 53, 257 (292); 58, 81 (109); 64, 87 (97); Söllner, FS-Geiger, S. 267; Depenheuer, AöR 1995, 
S. 439 f. 
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der jeweiligen Erwerbstätigen, gebunden ist684. 
Zwei Konsequenzen ergeben sich aus dem Teilhaberecht. Zu einen muss dem Gesetz-
geber die Gestaltungsbefugnis und Flexibilität zugestanden werden, den sich ändernden 
ökonomischen und sozialen Gegebenheiten685 stets Rechnung zu tragen. Sozialversiche-
rungsrechtliche Teilhaberechte können deshalb dem Gesetzgeber letztlich nur Abwägungs-
direktiven geben686 und es muss ihm im modernen Sozialstaat überlassen bleiben, ob und in 
welchem Umfang er soziale Teilhaberechte gewähren will687. Zum anderen entbehren sozi-
alversicherungsrechtliche Teilhaberechte folglich eines realen wirtschaftlichen Werts, der 
auf eine real greifbare Größe gerichtet ist688. So kommt die Ansicht der überwiegenden 
Meinung im Schrifttum689 nicht von ungefähr, dass weder eine bestimmte Leistungshöhe 
oder Leistungsart noch ein fixes Niveau der Leistungen oder eine bestimmte Rentenformel 
gewährleistet ist. 
aa) Schutz der abstrakten Teilhabeberechtigung oder der vom Versicherten erbrachten Ei-
genleistung? 
Von der Offenheit des Teilhaberechts ausgehend, werden in Rechtsprechung und Lite-
ratur unterschiedliche Meinungen zum Schutzniveau der Eigentumsgarantie vertreten. Dies 
zeigt sich insbesondere in der Diskussion um bzw. in der Kritik gegen die Abstufung nach 
der Intensität des sozialen und personalen Bezugs der Leistungen bei der Rechtfertigung 
des Eingriffs690. 
Die Argumentation des Bundesverfassungsgerichts, wonach die sozialversicherungs-
rechtliche Leistung aufgrund ihres „sozialen Bezugs“ einer erhöhten Sozialbindung unter-
liegt, enthält einen radikalen Bruch mit der liberalen Grundrechtsdogmatik691. In Frage 
steht hier auch die Rolle der vom Versicherten erbrachten Eigenleistung. Korrespondierte 
die Eigentumsschutzwürdigkeit nur mit der Eigenleistung des Versicherten, würde die im 
Umlageverfahren begründete abstrakte Teilhabeberechtigung auf einen eigentumskräftigen 
                                                 
684 BVerfGE 54, 11 (28); 58, 81 (123); 64, 87 (105); Bieback, ZSR 2000, S. 789; ders., KJ 1998, S. 170, Hei-
ne, DRV 1985, S. 358; Depenheuer, AöR 1995, S. 444; Söllner, FS-Geiger, S. 267. 
685 Ruland, VSSR 1997, S. 31; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 52; Schneider, S. 27.  
686 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 52. 
687 Ständige Entscheidung vgl. BVerfGE 69, 272 (314); 75, 348 (359 f.); 82, 60 (80); Depenheuer, AöR 1995, 
S. 439 f.; Gitter/Nunius, in: Schulin, HS-UV, § 4 Rn. 23 f. 
688 Depenheuer, AöR 1995, S. 429; Ruland, VSSR 1997, S. 28. Vgl. unten 4 Kapitel III. 3. b). 
689 Bieback, ZSR 2000, S. 789; Depenheuer, AöR 1995, 417 ff.; Hase, FS-Ridder, 1989, S. 259 ff.; ders., 
Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 259;, 428 ff.; Ruland, DRV 1997, S. 104; ders., VSSR 
1997, S. 33; Rische/Terwey, DRV 1983, S. 273; Schmidt-De Caluwe, S. 129; Scholz, NVwZ 1982, S. 349; 
Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 59; ders., in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn. 141; 
Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 338. 
690 Vgl. Depenheuer, AöR 1995, S. 429, 440; Ditfurth, S. 59 m. w. N.; Hase, FS-Ridder, 1989, S. 267; Mey-
er/Blüggel, NZS 2005, S. 8; Schmidt-De Caluwe, JA 1992, S. 133; auch oben 4. Kapitel III. 2. d) aa). 
691 Depenheuer, AöR 1995, S. 429, 440. 
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Anspruch auf Beitragserstattung herabgesetzt 692 . Die Funktion der Eigentumsgarantie 
könnte sich darauf reduzieren, die in der unterschiedlichen Höhe der Beiträge sich mani-
festierende primäre Einkommensverteilung auf dem jeweiligen Arbeitsmarkt zu gewähr-
leisten693. Nach der Anwendung der durch Beitragsleistungen charakterisierten „nicht uner-
heblichen Eigenleistungen“ in der Rechtsprechung erscheint der Eigentumsschutz 
sozialversicherungsrechtlicher Positionen als verfassungsrechtliche Bestätigung des Versi-
cherungsprinzips694. Eine solche Garantie der Sozialversicherungsleistungen durch Art. 14 
Abs. 1 GG wäre ein Schritt zur Vernachlässigung des Sozialen und eine Reduzierung auf 
„reine“, d. h. private Versicherung695. 
Die gleiche Eigentumsschutzwürdigkeit für die auf Beiträgen und auf beitragsfreien 
Zeiten beruhenden Leistungen könnte sich damit begründen lassen, dass der Begriff der 
Sozialversicherung i. S. d. Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG rein formal bestimmt ist und die Ver-
fassung dem Gesetzgeber damit das Vorrecht für die Gestaltung des Sozialversicherungs-
rechts, insbesondere für seine Verknüpfung von „Vorleistung“ und „Versicherungsleis-
tung“, einräumt696. Diese Ansicht ist aber hinsichtlich der Gefahr zukünftiger Blockierung 
der Gesetzgebung durch weit ausgedehnte versicherungsfremde Leistungen697 bedenklich. 
Plausibel erscheint eher die Meinung, dass beides vermögensmäßig durch die anrechenba-
ren Werteinheiten bei der Höhe der Lohnersatzleistungen gleichartig angeordnet ist698. In 
diesem Sinne bildet sich das Renteneigentum des Versicherten, der Inhalt seiner Eigentü-
merposition im Sinne von Art. 14 Abs. 1 GG, „kollektivistisch“699. Durch eine Zerlegung 
einer Rentenposition in einen durch eigene Leistung erworbenen und einen auf staatlicher 
Gewährung beruhenden Teil700 wird in der Sozialversicherung nicht der interne Ausgleich 
und die Umverteilung betont, sondern die Position der „Leistungsfähigen“ gestärkt und die 
„Nichtleistungsfähigen“ werden ausgegrenzt701. Die oben ausgeführte Gefahr – die Zerstö-
                                                 
692 Vgl. Katzenstein, in der abweichenden Meinung in BVerfGE 51, 1 (36). 
693 Bieback, KJ 1998, S. 170; in dieser Richtung auch Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, 
S. 232.  
694 Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 150. 
695 Bieback, KJ 1998, S. 171. 
696 So Blüggel, SozSich 2004, S. 67; Meyer/Blüggel, NZS 2005, S. 4, beispielsweise die Verwirklichung des 
Tatbestandes der schulischen Ausbildung als Vorleistung innerhalb der gesetzlichen Rentenversicherung. 
697 Vgl. oben 3. Kapitel II. 2. b). 
698 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 289 Fn. 111. Vgl. als Entgelt geltende Zeiten für die Berechnung des Ar-
beitslosengeldes nach § 134 SGB III a. F., die ab. 1.1.2005 aufgehoben ist. Sowie die Summe aller Ent-
geltpunkte für die Rente nach § 66 SGB VI, die den Kernbereich des sozialen Eigentum repräsentiert, vgl. 
unten 4. Kapitel III. 3. b) aa). 
699 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 289 Fn. 111. 
700 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 281. 
701 Bieback, KJ 1998, S. 170. 
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rung der Besonderheit der Sozialversicherung – ergibt sich daraus unvermeidlich702. So wä-
re das Kriterium „Eigenleistung“ für die Schutzwürdigkeit des sozialen Teilhaberechts ein 
falscher Ansatz. 
bb) Herausforderung für die Judikatur 
Die Teilhabestellung des Versicherten innerhalb der Solidargemeinschaft ist mit dem 
herkömmlichen verfassungsrechtlichen Verständnis von der Individualgarantie in Bezug 
auf das Eigentum nicht ausreichend und dogmatisch begründbar zu erfassen703. Die sozial-
staatliche Grundrechtserweiterung führt zugleich zur einer Anspruchsrelativierung oder -
minderung: die Ausdehnung des Eigentumsschutzes in der Breite ist mit einer Abflachung 
des Schutzes in der Gewährleistungstiefe oder -schärfe verknüpft704. In diesem Prozess 
wird der an der „individuellen grundrechtlichen Berechtigung“ ausgerichtete liberale Frei-
heitsbegriff lediglich durch ein „Recht“ ersetzt, das von vornherein unter „umfassendem 
Solidarvorbehalt“ steht705. Aus einem Freiheits- oder Abwehrrecht wird ein Teilhaberecht, 
dem naturgemäß nur eine geringere Stringenz, Unmittelbarkeit und Verbindlichkeit eigen 
sein kann706. Ein Ergebnis davon ist, dass der Gesetzgeber hierdurch nicht von vornherein 
gehindert wäre, erforderlichenfalls tief greifende Systemänderungen oder auch entschei-
dende Leistungskürzungen vorzunehmen707. 
Das Problem des sozialversicherungsrechtlichen Eigentumsschutzes ist die mangelnde 
zeitliche Identität von Vorleistung und Gegenleistung708. Je weiter der Umfang der Sub-
stanz des Eigentums sich erstreckt, desto stärker wird das einmal geschaffene Leistungsni-
veau verfestigt, und damit verliert der Gesetzgeber Anpassungsmöglichkeiten. Ein Renten-
system mit immanentem Finanzierungsvorbehalt könnte aber nicht so funktionieren, dass 
die jetzt Erwerbstätigen ein auslaufendes Rentenmodell zu finanzieren hätten, an dem sie 
selber gar nicht mehr teilhaben werden709. Gegen einen verfestigten Eigentumsschutz, der 
es dem Gesetzgeber unmöglich machen würde, sich den veränderten wirtschaftlichen Be-
dingungen anzupassen710, spricht, dass er mit der Staatszielbestimmung der Sozialstaatlich-
keit (Art. 20 Abs. 1 GG) und der verfassungsrechtlichen Verpflichtung zur Wahrung des 
                                                 
702 Siehe oben 4. Kapitel III. 1. c) aa). 
703 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 287. 
704 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 52. 
705 Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 222 ff. 
706 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 52. 
707 Diemer, VSSR 1982, S. 351. 
708 Ruland, VSSR 1997, S. 32; vgl. auch Rische/Terwey, DRV 1986, S. 275 (286); Gebler, S. 160. 
709 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 56. 
710 Ruland, VSSR 1997, S. 31; Schneider, S. 27. 
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gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts (Art. 109 Abs. 2 GG) unvereinbar wäre711. 
Angesichts der Ambivalenz des Teilhaberechts entsteht für die Judikatur die zwiespäl-
tige Aufgabe, den Schutzumfang des Art. 14 GG zu bestimmen, wobei die Systemeigen-
heit darin besteht, dessen Schutzintensität nicht starr zu fixieren. Ein Mittelweg wird von 
ihr dadurch gefunden, dass gegenüber den versicherungsfremden Leistungen, die aufgrund 
der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers zugelassen sind, für die Eigensicherung eine vom 
Abwehrrecht abgeleitete höhere Schutzqualität gewährt wird. Dies beruht auf der Intention 
des Bundesverfassungsgerichts, die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers nicht wegen des 
Eigentumsschutzes für versicherungsfremde Leistungen bei der Leistungskürzung völlig zu 
blockieren. Der danach gewährleistete Bestandsschutz sozialrechtlichen Eigentums, wo-
nach die Teilhabeberechtigung vorrangig nach der vom Versicherten verdienten Eigenleis-
tung zu bestimmen ist, ist insoweit schwer zu beanstanden, wie die Einbeziehung versiche-
rungsfremder Leistungen in der Sozialversicherung ebenfalls in der Praxis großzügig 
zugelassen sind. 
Ferner ist der Lösungsweg des Bundesverfassungsgerichts nicht sachfremd. Wenn man 
davon ausgeht, dass die persönliche Leistung stets als Legitimation für die besondere 
Schutzwürdigkeit des freiheitsverbürgenden Eigentums gewertet worden ist712, dann ist es 
im Hinblick auf die Abwehrfunktion des Art. 14 GG keineswegs bedeutungslos, ob die Po-
sition durch Eigenleistung oder durch staatliche Gewährung zustande kommt713. Der prin-
zipielle Schutz des Art. 14 GG muss hier bereits mit jeder Beitragszahlung einsetzen; diese 
dient zwar der Finanzierung aktueller Sozialversicherungsleistungen, sie kann aber nicht 
vom Zweck der eigenen sozialen „Absicherung“ für die Zukunft gelöst werden714. In die-
sem Sinne hat die Konzentration der Leistungen auf langjährige Beitragszahler zur Siche-
rung der Beitragsfinanzierung starke interne Legitimationskraft und rechtfertigt die Aus-
grenzung untypischer Mitglieder und die Abwertung von Leistungen, die nicht durch 
Beiträge begründet sind715. 
cc) Wandel der Eigenleistung beim rentenrechtlichen Eigentumsschutz 
Es ist offensichtlich, dass beim veränderten Beitrags-Leistungsverhältnis die versiche-
rungsfremden Leistungen durch die Beitragsfinanzierung in Rechnung gestellt werden 
                                                 
711 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 52. 
712 Hsu, S. 135, Benda/Krenzer, ZSR 1974, S. 8, zitiert von John Locks. 
713 Hsu, S. 135. 
714 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 89. 
715 Vgl. Bieback, KJ 1998, S. 166. 
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müssen. Eine zu weite Ausdehnung der versicherungsfremden Leistungen716 könnte zu ei-
ner Wertminderung der Eigenleistung führen. Dies beweist der Wandel der Eigenleis-
tungsquote in der Beitragsfinanzierung. 
Die oben dargestellte Kritik an der Abstufung des Eigentumsschutzes zwischen den ei-
gentlichen und versicherungsfremden Leistungen hat ihren Hintergrund im wirtschaftli-
chen Wachstum zu Beginn der achtziger Jahre717. Für das soziale Eigentum war in dieser 
Zeit der bemerkenswert geringe reale Eigenanteil des Versicherten718 gegenüber den erheb-
lichen Leistungen mit Elementen des sozialen Ausgleichs, insbesondere in der Rentenver-
sicherung719, unrepräsentativ. Nach Berechnungen aus dem Jahre 1980 wurde der Eigenan-
teil von Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeitrag noch mit lediglich rund 20-30% 720 
angegeben. Es wurde sogar befürchtet, dass die Rentenversicherung allmählich zur staatli-
chen Gewährung würde, da Versicherungsbeiträge durch Geldentwertung und Währungs-
reformen nach der Generation zu Null schrumpfen könnten721. Dabei wurden die Rentenan-
sprüche und -anwartschaften als Eigentum im verfassungsrechtlichen Sinne so hoch 
qualifiziert722, dass die Substanz des Renteneigentums sich nicht allein im Berechnungsfak-
tor Eigenanteil der Versicherten im Rahmen der Rentenformel erschöpfen dürfe723. Diese 
Ansicht wird heutzutage eher als Ausdruck guter Verfassungsästhetik angesehen, die von 
einem festen Glauben an immerwährende ökonomische Prosperität und gutgläubiger Ver-
drängung drohender demographischer Veränderungen juristisch untermauert sein mochte724. 
Eine ganz andere Situation zeigt die Gegenwart. Inzwischen ist ein verfassungsrechtlicher 
Ernst- und Spannungsfall größter Dimension eingetreten725. Nach den Angaben von Ru-
land 726  aus dem Jahr 1997 ergibt sich eine Eigenfinanzierungsquote für Männer von 
83,12% und für Frauen von 84,58% und demnächst von 86,58% für Männer und von 
88,11% für Frauen. Damit wird das künftige Problem der Rentenversicherung nicht eine zu 
niedrige Eigenfinanzierungsquote sein, sondern es wird darum gehen, dass eine Quote von 
                                                 
716 Vgl. oben 3. Kapitel II. 2. b) cc). 
717 Vgl. oben 1. Kapitel IV. 
718 Depenheuer, AöR 1995, S. 431. 
719 Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 98; ähnlich Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 149; Jarass, NZS 1997, 
S. 546; Strick, VSSR 2000, S. 45. 
720 Schneider, S. 20 f.; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 98; Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 149; Jarass, 
NZS 1997, S. 546; Strick, VSSR 2000, S. 45; Ruland, VSSR 1997, S. 28; Ditfurth, S. 129 ff. 
721 Stober, SGb 1989, S. 55. 
722 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 55. 
723 Depenheuer, AöR 1995, S. 431. 
724 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 55. 
725 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 55. 
726 Ruland, VSSR 1997, S. 28; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 55. 
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über 100% vermieden werden muss727. 
Angesichts der hohen Eigenfinanzierungsquoten bzw. der Beitragsbelastungen in der 
Rentenversicherung werden die verfassungsrechtlichen Schutzforderungen beim abstrakten 
sozialen Teilhaberecht für den solchermaßen selbst finanzierten Anteil sehr viel substan-
zieller728. Die Einstellung, dass die Eigenleistung die Substanz des Eigentums repräsentiert, 
ist folglich viel plausibler und wesentlicher als früher. In diesen Sinne versteht sich die 
vom Bundesverfassungsgericht entwickelte relative Eigentumsschutzintensität. Bezweckt 
wird damit, der zukünftigen Gesetzgebung gegen die Finanzierungskrise729 möglichst große 
finanzielle Anpassungs- und Gestaltungsmöglichkeiten bei der Teilhabeberechtigung vor-
zubehalten730. 
b)  Leistungsbedingter Kernbereich des Eigentumsschutzes 
Das abstrakte soziale Teilhaberecht gewährleitstet keine bestimmte fixe Leistungshöhe. 
Entsprechend der gegenwärtigen Finanzierungslage darf der Gesetzgeber das dynamische 
Rentenrecht zwar modifizieren, aber nicht die wesentlichen Leistungen der Sozialversiche-
rung in ihrer lohnersatzsichernden Funktion aushöhlen731. Korrespondiert für das Bundes-
verfassungsgericht der Kernbereich des Eigentums mit der persönlichen Eigenleistung der 
Versicherten, ist weiter zu beantworten, wie der Gesetzgeber bei Reformen diesen selbst 
finanzierten Anteil des Sozialanrechts beachten muss, und wieweit die Versicherten eine 
Reduzierung der Leistungshöhe abwehren können. 
aa) Der Schutz der Rangstelle des Versicherten 
Entbehren sozialversicherungsrechtliche Teilhaberechte eines realen wirtschaftlichen 
Wertes, ist einerseits der nominelle Wert der Beiträge kein geeigneter Maßstab für den 
selbst finanzierten Anteil des Rentenrechts732; jedoch darf andererseits dieser Anteil wegen 
seines wirtschaftlichen Gewichts nach der Rechtsprechung nicht unberücksichtigt bleiben. 
Die Untersuchung des Kernbereichs der Eigentumsgarantie muss dann von einer globalen 
Beitrag-Leistungsrelation, aus der das soziale Teilhaberecht entsteht, ausgehen. Der Bei-
tragsanteil von Einzelnen ist in Bezug auf die Gesamtheit der Beitragseinnahmen zu quan-
tifizieren, um das Gewicht dieses hinzuverdienten Anteils an den gesamten Leistungsaus-
gaben zu indizieren. 
                                                 
727 Ruland, VSSR 1997, S. 28 m. w. N.; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 55. 
728 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 55. 
729 Vgl. oben Einführung I. 
730 Mit den Worten von Bundesverfassungsrichterin Jäger, SGb 1994, S. 117 ausgedrückt: „Das Bundesver-
fassungsgericht mischt sich nicht ein“. 
731 Ruland, VSSR 1997, S. 31; ders., DRV 1986, 17 f.; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 105. 
732 BVerfGE 54, 11 (28). 
 
218 
Entscheidend hierfür ist dasjenige Wert- bzw. Anteilsverhältnis, welches sich im Ver-
gleich zu den Anwartschaftspositionen aller übrigen Versicherten ergibt733. Das ist die Re-
lation des Einkommens des Versicherten zu dem Durchschnittseinkommen der zeitgleich 
versichert gewesenen734, wonach Beiträge bemessen werden. Dauer und Höhe der Beitrags-
leistung begründen bei der Rentenberechnung die Summe der Entgeltpunkte, die Ausdruck 
des relativen Wertes der festgelegten Rangstelle des Versicherten ist735. Sie repräsentiert 
den relativen Vermögensbestand der Rentenposition in ihrem Verhältnis zu den jeweiligen 
höheren und niedrigeren Positionen anderer Rentner736. 
Zum leistungsbedingten Kernbereich des Eigentumsschutzes hat das Bundesverfas-
sungsgericht folgende Schlüsse gezogen: „Die absolute Höhe der Beiträge hat für die Höhe 
der Rente vielmehr nur noch insofern Bedeutung, als sie die Rangstelle des Versicherten 
innerhalb der Versichertengemeinschaft festlegt“737. Das Bundessozialgericht bestätigt die-
se Ansicht: „Der als Monatsbetrag der Rente (§ 64 SGB VI) zu beanspruchende Geldwert 
des Rechts auf Rente beruht gemäß § 64 SGB VI auf dem Produkt aus der die Rangstelle 
des Versicherten im Verhältnis zu den zeitgleich Versicherten abbildenden Summe der 
persönlichen Entgeltpunkte“738. Ein erworbenes subjektives Recht gegen den Versiche-
rungsträger ist dann darauf gerichtet, nach Eintritt des Versicherungsfalls die monatliche 
Zahlung eines Geldbetrages als Altersrente zu verlangen, deren Wert gemäß der individuell 
erlangten Rangstelle nach dem (im aktuellen Rentenwert konkretisierten) Alterslohnprinzip 
ausgestaltet ist739; d. h. eine gemäß der persönlichen Rangstelle am versicherten Durch-
schnittsentgelt der aktiven Arbeitnehmer und dessen Veränderungen bemessene Rente zu 
erhalten740. Dahingehend findet die Ansicht im Schrifttum Unterstützung, dass die durch 
Eigenleistungen des Versicherten erreichte Rangstelle den Kern des Rentenanspruchs und 
der Rentenanwartschaft bildet741. Danach hat der Versicherte hat einen Anspruch gegen die 
aus dem Umlageverfahren zur Verfügung stehende Finanzmasse in einem relativen Ver-
                                                 
733 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 289; Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Art 14 Rn. 141. 
734 Blüggel, SozSich 2004, S. 63. 
735 Vgl. BVerfGE 54, 11 (28); Rische/Terwey, DRV 1983, S. 289; Ruland, DRV 1986, S. 18.  
736 § 66 SGB VI, vgl. BVerfGE 54, 11 (28); BSGE 82, 83 (95); BSGE 86, 262 (301); Heine, DRV 1985, 
S. 359 f. 
737 BVerfGE 54,11 (28). 
738 BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1475). 
739 BSGE 83, 104 (108 f.); BSG, Vorlagebeschluss vom 16.12.1999 - B 4 RA 49/99 R. 
740 Vgl. BSGE 83, 104 (108 f.); BSG, Vorlagebeschluss vom 16.12.1999 - B 4 RA 49/99 R. 
741 Krause, Eigentum, S. 162; Ruland, DRV 1986, S. 18; Heine, DRV 1985, S. 359. Dagegen vertritt eine 
Mindermeinung, dass sich die Rangstelle nicht nur durch die Beitragszahlungen, wie in der Rechtspre-
chung bisher anerkannt, sondern auch durch die angerechneten beitragsfreien Zeiten ermittelt, vgl. Ri-
sche/Terwey, DRV 1983, S. 289 Fn. 111. 
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hältnis aller Beiträge742. 
In diesem Sinne ist durch eine Rangstellengarantie im Eigentumsschutz ein Gleichbe-
handlungsanspruch mitenthalten, der dem Gesetzgeber insoweit eine enge Bindung für die 
durch Beitrag erfolgte Eigenleistung auferlegt743. Die Prüfung der Verhältnismäßigkeit der 
Leistungskürzungen in Bezug auf den Eigentumsschutz wird inhaltlich über das Gebot der 
Gleichbehandlung gesteuert: Unverhältnismäßig ist, was der Gesetzgeber anderen in glei-
cher Lage nicht zumutet744. 
bb) Sozialhilfeschwelle 
Für die Einbeziehung sozialversicherungsrechtlicher Positionen in den Eigentums-
schutz der Verfassung spricht die Funktion des Grundrechts aus Art. 14 Abs. 1 GG, „einen 
Freiheitsraum im vermögensrechtlichen Bereich zu sichern und ihm [dem Bürger] dadurch 
eine eigenverantwortliche Gestaltung seines Lebens zu ermöglichen“745. Daher muss bei 
gesetzgeberischen Eingriffen beachtet werden, dass von den Versorgungsansprüchen und -
anwartschaften jedenfalls ein Leistungsrest erhalten bleibt, der den Zweck einer bedürftig-
keitsunabhängigen Sicherung nach einem vollen Versicherungsleben erfüllt746. Der Gesetz-
geber stößt erst dann an verfassungsrechtliche Grenzen, wenn er bei dieser freien Gestal-
tungsentscheidung etwa das Rentenniveau so weit absinken lässt, dass die Rente in ihrer 
Funktion als Freiheits- und Existenzsicherung in Frage gestellt würde747. Dies ist der Fall, 
wenn die Anwartschaften auf die Lohnersatzleistungen von Rente oder Arbeitslosengeld 
bis auf die Sozialhilfeschwelle abgesenkt würden. 
Man könnte zwar argumentieren, eine Durchschnittsrente in Höhe des Sozialhilfesatzes 
wäre noch mehr als das verfassungsrechtlich gewährleistete Existenzminimum748, soweit 
der Rentenberechtigte nicht verpflichtet ist, sein Vermögen und sein anderweitiges Ein-
kommen vorrangig einzusetzen oder gar Unterhaltsansprüche geltend zu machen749. Das 
Absinken unter Sozialhilfeniveau entwertet jedoch die Eigenleistung und entzieht der Ren-
te als Lohnersatzleistung die eigentumsrechtliche Existenzsicherungsfunktion 750 . Diese 
Funktion darf aber nicht auf eine nachrangige staatliche Sicherung des Existenzminimums 
                                                 
742 Heine, DRV 1985, S. 359; Ruland, DRV 1986, S. 18; Rische/Terwey, DRV 1983, S. 290. 
743 Ruland, DRV 1986, S. 18; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 111; Rische/Terwey, DRV 1983, S. 290. 
744 Bieback, KJ 1998, S. 165; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 51 ff. 
745 BVerfGE 53, 257; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 51. 
746 BVerfGE 100, 138 (182), mit Hinweis auf Bieback, NZS 1994, S. 200; ferner Heintzen, VSSR 1995, 
S. 22 f. 
747 Ruland, DRV 1986, S. 18. 
748 Neumann, NZS 1998, S. 406. 
749 Neumann, NZS 1998, S. 406. 
750 Neumann, DRV 1999, S. 404. 
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reduziert werden751. Denn dann würden die Renten vorrangig der Entlastung der steuerfi-
nanzierten Sozialhilfe dienen752. 
Die Beiträge aus Arbeitsentgelt, das wesentlich über dem Sozialhilfeniveau liegt, füh-
ren zu Rentenleistungen753. Das Gebot der Sicherung eines angemessenen Lebensstandards 
verlangt es deshalb, dass in Ansehung der Sozialhilfeschwelle aus der Eigenleistung ein 
Abstandsgebot und aus der Existenzfunktion ein Unterschreitungsverbot folgen 754 . Ein 
konkretes Ergebnis für die Zumutbarkeitsprüfung von Kürzungen in sozialrechtliches Ei-
gentum liefert das Bundessozialgericht. Es bejaht die Zumutbarkeit solange, wie es einem 
Arbeitslosen, der ein mittleres Arbeitseinkommen erzielt hat, möglich ist, seinen Lebens-
unterhalt ohne Inanspruchnahme von Sozialhilfe zu bestreiten755. In dieser Richtung führt 
das Bundesverfassungsgericht aus: „Müssten Versorgungsberechtigte zusätzlich andere 
Sozialleistungen in Anspruch nehmen, so hätte es bereits an der Geeignetheit der Regelung 
gefehlt. Denn im Ergebnis tritt keine Entlastung der öffentlichen Haushalte ein, wenn die 
bei der Rentenzahlung eingesparten Mittel beispielsweise als Sozialhilfe und Wohngeld 
wieder ausgegeben werden müssen“756. 
Festzustellen ist damit, dass aufgrund der Basissicherung der Sozialversicherung757 die 
Sozialhilfeschwelle als die „letzte Auffangposition“ eine praktische Relevanz hat758. Die 
gekürzten Lohnersatzleistungen von Renten und Arbeitslosengeld dürfen nach langfristiger 
Beitragszahlung nicht auf ein Niveau abgesenkt werden, dass von dem der Sozialhilfe 
kaum zu unterscheiden ist759. 
c)  Verminderung des Rentenniveaus durch das Nachhaltigkeitsgesetz 
Das Teilhaberecht der Rentner bezieht sich darauf, dass die Rentnergeneration propor-
tional zur Generation der Erwerbstätigen an deren Einkommenszuwachs teilnimmt. Der 
Effekt dieser dynamischen Renten wird durch die Rentenanpassung erreicht760. Die Prob-
lematik der Rentendynamisierung wird durch das RV-Nachhaltigkeitsgesetz vom 11. März 
2004761 hervorgehoben. Darin werden die Modalitäten der Rentenanpassung geändert, die 
                                                 
751 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 63; Neumann, DRV 1999, S. 404. 
752 Neumann, DRV 1999, S. 404. 
753 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 35; Rische/Terwey, DRV 1983, S. 289. 
754 Neumann, DRV 1999, S. 405. 
755 BSG, Urteil vom 8.2.1996 = SozR 3 - 4100 § 111 Nr. 12, S. 39. 
756 BVerfGE 100, 138 (182). 
757 Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 112 m. w. N. 
758 Neumann, NZS 1998, S. 406. 
759 Schmähl, SF 2001, S. 3. 
760 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 331. 
761 In Kraft getreten am 1.1.2005, BT-Drucks. 15/2149. 
 
221 
zur Senkung der aktuellen Rentenwerte führen. Es wäre vorstellbar, dass der Wert der Ren-
ten dadurch allmählich nicht mehr deutlich über dem Sozialhilfeniveau liegt. 
aa) Die Modalitäten des Rentenwertes im Wandel 
Die Rentenberechnung beruht auf folgender Grundformel762: 
Entgeltpunkte x Rentenartfaktor x aktueller Rentenwert = Monatsrente 
Unter den Faktoren der Rentenformel ist neben den persönlichen Entgeltpunkten und 
dem Rentenartfaktor763 noch der aktuelle Rentenwert (AR) entscheidend. Der aktuelle Ren-
tenwert ist der Betrag, der einer monatlichen Rente entspricht, wenn für ein Kalenderjahr 
Beiträge aufgrund des Durchschnittsentgelts gezahlt worden sind. Dieser Wert wird seit 
dem Rentenreformgesetz 1957764 zum 1. Juli eines jeden Jahres angepasst. Entsprechend 
der Entwicklung des Durchschnittsentgelts wird dabei gemäß §§ 63 Abs. 7, 65 SGB VI der 
Faktor für die Veränderung des Beitragssatzes zur Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten (RVB) berücksichtigt. Davon weicht allerdings die Rentenanpassung vom 1. 
Juli 2000765 ab. Die allgemeinen Fortschreibungsregeln des aktuellen Rentenwerts Ost (§§ 
68, 255a SGB VI für Ost) wurden durch die Einführung einer neuen Anpassungsmodalität 
– der Inflationsrate766 – außer Kraft gesetzt. 
Eine weitere bedeutsame Änderung der Rentenformel resultiert aus der Rentenreform 
2001767 mit der modifizierten Bruttoanpassung für die Zeit vom 1. Juli 2001 bis zum 1. Juli 
2011 (§ 255e SGB VI). Im Unterschied zur vorherigen Nettoanpassung lässt die Fort-
schreibung des aktuellen Rentenwertes die Faktoren für die Veränderungen der beitrags-
pflichtigen Bruttolohn- und Gehaltssumme (BE)768 und des Altersvorsorgeanteils (AVA) 
bei der Ermittlung des RVB Einfluss haben. Mit dem Altersvorsorgeanteil wird der Ein-
fluss des Anstiegs der steuerlich geförderten Beiträge zur privaten Alterssicherung auf die 
Rentenanpassung berücksichtigt769. Dementsprechend wurde die Anpassung der Renten 
                                                 
762 Vgl. § 63, Abs. 6 SGB VI; Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 329. 
763  Er betrifft die für unterschiedliche Versicherungsfälle vorgesehene Rentengattung, beispielsweise die 
Rente wegen Erwerbsminderung (§ 67 SGB VI).  
764 Gesetz zur Neuregelung des Rechts der Rentenversicherung der Angestellten - Angestelltenversicherungs-
Neuregelungsgesetz vom 23.2.1957, BGBl. I S. 88. 
765 Nach § 255c Abs. 1 SGB VI in der Fassung des Gesetzes zur Sanierung des Bundeshaushalts vom 
22.12.1999, vgl. BGBl. I S. 2534. 
766 Vgl. BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1477). 
767 BT-Drucks. 14/4595, S. 82. 
768 § 68 Abs. 2 und Abs. 5 SGB VI. Zur Problematik eingehend Ruland, NZS 2002, S. 505 ff.; Schmähl, SF 
2001, S. 2. 
769 BT-Drucks. 14/4595, S. 82. Ruland, NZS 2001, S. 394. 
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zum 1. Juli 2004770 ausgesetzt, wobei der aktuelle Rentenwert nicht verändert wurde. Durch 
die Einführung des Nachhaltigkeitsfaktors (RQ) 771  durch das RV-Nachhaltigkeitsgesetz 
wird das Verhältnis des erwerbstätigen Anteils der Bevölkerung zu den Rentnern bei der 
Rentenanpassung berücksichtigt. Damit soll der Beitragssatz von derzeit 19,5% bis 2030 
nicht über 22% steigen. 
Entsprechend der oben aufgeführten modifizierten Anpassungsmodalitäten wird nach 
den Veränderungen in den vergangenen und vorvergangenen Jahren der aktuelle Renten-
wert für das Jahr (t) nach folgender Formel ermittelt: 
Bisheriger Rentenwert x BEt x (1 – RVBt – AVAt) x ((1 – RQt) x a + 1)) = Aktueller Rentenwert
772 
Für die einzelnen reformierten Anpassungsmodalitäten ergeben sich unterschiedliche 
Auswirkungen bei der Veränderung der Rentenwerte. Während eine Absenkung des aktu-
ellen Rentenwerts durch die Einführung des Altersvorsorgeanteils in der Rentenanpassung 
bis 2030 um 3,5% erfolgt773, wird dieser mit der Berücksichtigung des Nachhaltigkeitsfak-
tors noch stärker, nämlich um 7,6% vermindert774. Bis zum Jahr 2040 verliert der sog. 
Standardrentner 9,7% seines Rentenbetrags im Vergleich zum Rechtsstand vor der Renten-
reform 2001775. 
Daraus folgt eine verstärkte Verminderung des Rentenniveaus, welches durch das Ver-
hältnis zwischen der durchschnittlichen Rente und dem aktiven Durchschnittsverdienst be-
schrieben wird. Dabei wirkt sich der Nachhaltigkeitsfaktor, wie in folgender Tabelle776 dar-
gestellt, am stärksten aus. Der Rentenwert wurde nach der Formel der Rentenanpassung im 
Jahr 1957 für einen Bruttojahresarbeitsentgelt-Durchschnittsverdienst nach 45 Arbeitsjah-
ren (Eckrentner) auf 60% gesetzt. Im Jahr 2005 lag das mit dem Nachhaltigkeitsfaktor be-
rechnete Bruttorentenniveau nur 0,1% (von 46,8% auf 46,7%) niedriger als es nach dem 
vorherigen geltenden Recht wäre. Es wird sich aber im Jahr 2030 um 2,9% (von 41,9% auf 
39,0%) vermindern.  
                                                 
770 Nach Art. 2 des Gesetzes über die Aussetzung der Anpassung 2004 vom 27.12.2003, BGBl. I S. 3013. 
771 „Rentnerquotient“, vgl. § 68 Abs. 4 SGB VI. 
772 Der Parameter Alpha beträgt 0,25 nach § 68 SGB VI. 
773 Ruland, SGb 2004, S. 331. 
774 Ruland, SGb 2004, S. 331. 
775 Nürnberger/Stapf-Finé, SozSich 2004, S. 39, 41. 
776 Vgl. Nürnberger/Stapf-Finé, SozSich 2004, S. 41 gemäß den Annahmen der Oktober-Schätzung (2003) 
des Verband Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR). 
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Verminderung des Rentenniveaus 
Rechtsstand Kenngröße 2005 (in Prozent) 2030 (in Prozent) 
Vorherig geltendes Recht (Ein-
schließlich der Wirkung von Rentenreform 
2001) 
Bruttorentenniveau 46,8 41,9 
 Steuerbereinigtes Nettorenten-
niveau 
51,6 46,6 
RV-Nachhaltigkeitsgesetz Bruttorentenniveau 46,7 39,0 
 Steuerbereinigtes Nettorenten-
niveau 
51,5 43,0 
bb) Renditeforderung gegen ein vermindertes Renteniveau? 
Das sinkende Rentenniveau durch die Einführung des Nachhaltigkeitsfaktors wird kriti-
siert, da die mit ihm berechneten Rentenpanassungen im Vergleich mit einer kapitalmarkt-
analogen Berechnung zu einer reduzierten Rendite der Rentenversicherung führt.  
Interne Rendite in der gesetzlichen RV für Rentenzugänge in den Jahren 2004 bis 2040
777
 
Männer*, ledig 
Renteneintritt 1. 1. 2004 1. 1. 2010 1. 1. 2020 1. 1. 2030 1. 1. 2040 
Laufzeit der Rente in Jahren 15,8 16,8 17,5 18,2 18,9 
Rendite nach RV-Nachhaltigkeitsgesetz 4,0% 3,6% 3,1% 3,0% 3,0% 
Rendite nach derzeitigem Recht 4,1% 3,7% 3,3% 3,2% 3,2% 
Frauen* 
Renteneintritt  1. 1. 2004 1. 1. 2010 1. 1. 2020 1. 1. 2030 1. 1. 2040 
Laufzeit der Rente in Jahren  19,4 20,6% 21,4% 22,2 22,9 
Rendite nach RV-Nachhaltigkeitsgesetz 4,6% 4,2% 3,7% 3,6% 3,6% 
Rendite nach derzeitigem Recht  4,8% 4,4% 3,9% 3,8% 3,7% 
Hinweis: Die Rendite für verheiratete Männer entspricht in etwa der Rendite für Frauen. 
* Standardrente auf Basis von 45 Versicherungsjahren mit Durchschnittsverdienst, Renteneintritt mit 65 Jahren; Rentenanpassungen und 
Lebenserwartung nach Finanzmodell (Schätzungen 11/2003) und 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung. 
Nach der obigen Tabelle erzielen die Eckrentner nach der mit dem Nachhaltigkeitsfak-
tor berechneten Rentenanpassung im Jahre 2004 Renditen zwischen 4,6% für Frauen und 
4,0% für Männer; allerdings sind diese viel geringer als 1997 mit 7%778. Aufgrund der neu-
en Regelung fällt der Unterschied in der Höhe der Rendite mit 0,1 Prozentpunkten bei 
Männern und 0,2 bei Frauen im Jahre 2005 nur gering aus779. Für künftige Rentenzugänge 
bis zum Jahr 2040 wird die Rendite bis zu einem Prozent geringer sein als derzeit. Ein 
Eckrentner, der 45 Jahre lang ein Durchschnittseinkommen bezogen und entsprechende 
Beiträge gezahlt hat, stünde allerdings bei einer privatrechtlichen Anlage des eingesetzten 
Kapitals im Ergebnis besser da. Teilweise wird eine „kapitalmarktanaloge Rendite der 
Rentenversicherung“ gefordert, d. h. die vom einzelnen Versicherten erworbene Rente 
muss sich wie bei der Privatlebensversicherung mindestens nach dem um Zins und Zin-
                                                 
777 Ohsmann/Stolz, DAngVers 2004, S. 62. 
778 Initiative neue soziale Marktwirtschaft, Grundgesetzwidrige Tendenzen – Verfassungsaufgabe Rentenre-
form, vgl. www.insm.de/Soziales/Verfassungsaufgabe_Rentenreform.html. 
779 Ohsmann/Stolz, DAngVers 2004, S. 62. 
 
224 
senszins erhöhten Nominalwert der Beiträge berechnen780. Dies bezieht sich auf die Ge-
währleistung des Gewinns der bezahlten Beiträge, was aufgrund der Äquivalenz von Bei-
trag und Leistung eine bestimmte Rentenhöhe fordert. 
Das Rentenanrecht im gesetzlichen Rentensystem ist dagegen anders als die private 
Lebens- und Alterssicherung. Die öffentlich-rechtliche Beitragspflicht im System der ge-
setzlichen Rentenversicherung beruht gerade auch auf der verfassungsrechtlich legitimen 
Einbeziehung des oben als Beispiel dargestellten Eckrentners in eine gesetzlich begründete 
Solidargemeinschaft, d. h. auf der gesetzlichen Auferlegung solidarischer Einstandspflich-
ten für diejenigen, die zu angemessener privater Eigensicherung gegen die solidarisch an-
gegangenen Risiken nicht in der Lage wären781. Entsprechend weicht sowohl die Gestal-
tung des Beitrags als auch der Leistung im Rahmen der gesetzlichen Rentenversicherung 
vom Äquivalenzprinzip ab782. Daher kann der Rentner nicht von dem ökonomischen Risiko 
einer reduzierten Rendite der bezahlten Beiträge befreit werden, wenn sich diese aus dem 
Generationenvertrag ergeben783. Die Renditeforderung kann nicht als Grenze der Verhält-
nismäßigkeit gegen das verminderte Rentenniveau angeführt werden784. 
cc) Eigentumsschutzwürdigkeit der Rentenanpassung 
Der Kernfrage bei der Verminderung des Rentenniveaus, ob und inwieweit die Renten-
anpassung von dem Schutz nach Art. 14 Abs. 1 GG erfasst wird, ist im Schrifttum umstrit-
ten. Gegen eine konkrete privatnützige Rechtsstellung bei dem Anspruch des Rentners auf 
Anpassung seiner Rente spricht zuerst die Feststellung, dass sie den Erlass eines Gesetzes 
voraussetzt785. Auf eine solche bestimmte Verteilungs- und Zuteilungsentscheidung des 
Gesetzgebers hat der einzelne Versicherte allerdings keinen Anspruch786. Weiterhin ent-
spricht die Rentenanpassung nicht dem Kriterium der auf einer nicht unerheblichen Eigen-
leistung des Versicherten beruhenden Leistung. Der Rentner ist nur auf den Bestand der 
durch Beiträge vermittelten Rangstelle innerhalb der Versicherungsgemeinschaft angewie-
sen. Darauf hat die Rentenanpassung hingegen keinen Einfluss787. Geht es um den Be-
standsschutz der durch Beiträge finanzierten rentenrechtlichen Position als Gegenstand der 
                                                 
780 Vgl. Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 209. 
781 Papier, Verfassungsrecht und Rentenversicherungsrecht, S. 5. 
782 Vgl. oben 2. Kapitel III; 4. Kapitel II. 2. c) aa) und III. 3. a) aa) 
783 Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 112 m. w. N.  
784 Papier, Verfassungsrecht und Rentenversicherungsrecht, S. 5. Härtefälle sind eher Gegenstand der Ver-
fassungsmäßigkeitsprüfung der Beitragserhebung – Disproportionalität der Beitragspflicht und Leistung 
nach Art. 2 Abs. 1 GG, vgl. oben 3. Kapitel III. 2. c) aa). 
785 Badura, SGb 1984, S. 398 (400); Hsu, S. 144; Rische/Terwey, DRV 1983, S. 290; Stober, SGb 1989, 
S.  61. 
786 Stober, SGb 1989, S. 61; vgl. auch Badura, SGb 1984, S. 398 (400); Rische/Terwey, DRV 1983, S. 290. 
787 Rische/Terwey, DRV 1983, S. 290. 
 
225 
Eigentumsgarantie, scheidet schon begrifflich die Rentenanpassung aus, die von der Pro-
duktivität und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der zukünftig aktiven Generation 
abhängig ist788. 
Demgegenüber wird die Eigentumsschutzwürdigkeit der Rentenanpassung im Schrift-
tum mit der Sicherungsfunktion der Renten untermauert. Die Dynamisierung, die seit 1957 
zu den Wesensmerkmalen der gesetzlichen Rentenversicherung gehört789, ist eine Konse-
quenz der Beitragsfinanzierung im Umlageverfahren und damit Bestandteil des Generatio-
nenvertrages790. Ökonomisch wird die Anpassung als eine Verzinsung der eingezahlten 
Beiträge betrachtet791. Bei der Änderung der Rentenformel muss damit stetes gewährleistet 
sein, dass die Beiträge nicht so entwertet werden, dass sie sich nicht mehr auswirken und 
deshalb als umsonst gezahlt erscheinen792. In diesem Sinne ist die Rentenanpassung ein 
Werterhaltungsmechanismus der Eigenleistung. Um zu verhindern, dass die durch die Ren-
te vermittelte einkommensabhängige soziale Sicherung leer läuft793, dient die Einbeziehung 
der Rentenanpassung in den Schutzbereich des Art. 14 Abs. 1 GG794 dazu, dem Gesetzge-
ber eine schwer überwindliche Beschränkung gegen eine Vernachlässigung der gesetzli-
chen Rentenanpassung aufzuerlegen.  
Ob die Rentenanpassung die verfassungsgerichtlichen Kriterien für die Eigentums-
schutzwürdigkeit erfüllt, hat das Bundesverfassungsgericht indes offen gelassen795. Als In-
diz für eine verfassungsgerichtliche Anerkennung der eigentumsschutzwürdigen Renten-
anpassung in Richtung ihrer Wertsicherungsfunktion ziehen einige Autoren im 
Schrifttum796 den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 28. April 1999 über die 
Verfassungswidrigkeit der Regelung des § 10 Abs. 1 Satz 2 AAÜG797 heran. 
Durch diese Regelung mit der vorläufigen Zahlbetragsbegrenzung für die Bezieher hö-
herer in der DDR erworbenen Zusatzversorgungen würde eine fortlaufende Wertverringe-
rung des Rentenanrechts vor dem Hintergrund der jährlichen Inflationsraten eintreten, 
wenn der Rentenanspruch aufgrund eines nominal gleich bleibenden Zahlbetrags von der 
übrigen Rentenanpassung ausgeschlossen wird. Da es sich hier gleichzeitig um eine Un-
                                                 
788 BVerfGE 64, 87 (105); Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 129. 
789 BVerfGE 100, 1 (42); Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 221. Ausführlich zum Hin-
tergrund der bundesverfassungsgerichtlichen Äußerung, Lenze, NZS 2003, S. 507 f.  
790 Hebeler, ZfSH/SGB 2001, S. 534. 
791 Ruland, VSSR 1997, S. 33. 
792 Gitter, NZA 1984, S. 141. 
793 Hebeler, ZfSH/SGB 2001, S. 534; Ruland, VSSR 1997, S. 32; ders., DAngVers 2000, S. 171; ders., DRV 
1986, S. 18; Neumann, DRV 1999, S. 394; Scholz, NVwZ 1982, S. 349. 
794 Scholz, NVwZ 1982, S. 349; Krause, Eigentum, S. 196. 
795 BVerfGE 64, 87 (97 f.); 100, 1 (44). 
796 So Hebeler, ZfSH/SGb 2001, S. 534; Mey, DAngVers 2003, S. 186. 
797 BVerfGE 100, 1 ff. 
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gleichbehandlung einer bestimmten Versichertengruppe handelt, folgt das verfassungswid-
rige Ergebnis der strittigen Regelung nicht allein aus der eigentumsrechtlichen Prüfung, 
sondern ergibt sich in Verbindung mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz nach Art. 3 Abs. 
1 GG. Durch die Zahlbetragsbegrenzung der bestimmten Versichertengruppe wird mittel-
bar ihre erworbene „Rangstelle“ des Rentenrechts in der Solidargemeinschaft geändert, 
was folglich den Kern der eigentumsrechtlich geschützten Rechtspositionen betrifft798. Die 
Erfüllung der Schutz- und Ausgleichsfunktion, die der im Einigungsvertrag enthaltenen 
Zahlbetragsgarantie zugedacht wurde, steht hier in Frage799. Die Zahlbetragsbegrenzung 
stellt damit einen schwerwiegenden, verfassungsrechtlich nicht hinzunehmenden gesetzge-
berischen Eingriff dar800.  
Diese Umstände sind allerdings ein Ausnahmefall, da die Rentenanpassung nur punk-
tuell für bestimmte Versicherte innerhalb der jeweiligen Rentnergeneration ausgesetzt 
wird801. Über die Frage der Einbeziehung der Rentenanpassung in den Schutzbereich des 
Art. 14 GG, die im Gegensatz zu diesem Ausnahmefall die aktuellen Rentenwerte der All-
gemeinheit der Versicherten betrifft, hat das Bundesverfassungsgericht nach wie vor nicht 
ausdrücklich entschieden. 
(1)  Geldwertsicherung des Rentenrechts 
Das Bundessozialgericht hat mit seinem Beschluss vom 31. Juli 2002 zur Berücksichti-
gung der Inflationsrate in der Rentenanpassung 2000802 eine in das System eingebundene, 
gesetzlich intendierte Wertsicherungsfunktion der Grundrechte für die Rentenanpassung 
anerkannt. Damit hat es diese Problematik ins Licht gerückt und eine Diskussion angeregt.  
Wie oben gezeigt, wird diese Haltung zwar von Einigen im Schrifttum vom Grundsatz 
her geteilt. Methodisch anders hingegen unterscheidet das Bundessozialgericht zwischen 
der realwerterhaltenden und realwertsteigernden Wirkung der lohn- und gehaltsorientierten 
Rentenanpassung. Die lohn- und gehaltsorientierte Rentenanpassung sei danach teilweise 
zum Schutz des realen Geldwertes des Rechts auf Rente eigentumsgeschützt. Und zwar in-
soweit, wie sie innerhalb der Systemgrenzen der gesetzlichen Rentenversicherung dem 
Schutz bereits erworbener geldwerter Rechte vor inflationsbedingten Einbußen und damit 
                                                 
798 Vgl. Lenze, NJW 2003, S. 1429. 
799 BVerfGE 100, 1 (38). 
800 Durch die schlechtere Behandlung der Berechtigten aus den Zusatz- und Sonderversorgungssystemen, die 
noch im Zeitpunkt des Beitritts etwa das Achtfache einer Durchschnittsrente bezogen, wäre diese schließ-
lich auf das 1,8fache herabgestuft, BVerfGE 100, 1 (43); Lenze, NZS 2003, S. 507. 
801 BVerfGE 100, 1 (42), vgl. auch Lenze, NZS 2003, S. 509 Fn. 508. 
802 BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 ff. Dazu Stoew/Schwitzer, DAngVers 2003, S. 312 ff. 
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dem Schutz des realen Geldwertes des Rechts auf Rente zu dienen bestimmt ist803. Die auf 
der Rentenanpassung beruhende werterhaltende Sicherungsposition trägt danach die we-
sentlichen Merkmale verfassungsrechtlich geschützten Eigentums. Demgegenüber ist die 
weitergehende Chance auf Beteiligung an wertsteigenden Realeinkünften der aktiven Bei-
tragszahler und Beitragstragenden nach Ansicht des Bundessozialgerichts vom Eigentums-
schutz ausgeschlossen. Damit kommt es zu dem Ergebnis, dass durchgreifende verfas-
sungsrechtliche Bedenken gegen die Anpassung an die Inflationsrate nicht bestehen804. 
(2)  Aufgabe der Eigentumsgarantie gegen Inflationseinbußen? 
Fraglich ist freilich, woraus sich das Gebot der Erhaltung des realen Rentenwertes ent-
nehmen lässt. Das Bundessozialgericht begründet es damit, dass das Rentenrecht als sozia-
les Teilhaberecht auch eine individual-schützende Abwehrkomponente enthält. Aus dieser 
Eigenschaft folge der Erhalt der geldwerten Substanz des im Sinne von Art. 14 Abs. 1 GG 
bereits „Erworbenen“ durch die Rentenanpassung805. Nach dieser Auffassung wehrt der 
Bestandsschutz des Rentenrechts den inflationsbedingten realen Wertverlust ab.  
Wenn dies aber tatsächlich der Fall wäre, müsste man allerdings den Zustand der ge-
setzlichen Rentenversicherung bis zur Reform 1957, wonach der Wert der Renten an den 
Nominalwert früherer Beiträge oder versicherter Entgelte gebunden wurde, als verfas-
sungsrechtlich bedenklich bezeichnen806. Denn nach dem Nominalprinzip wird eine auf ei-
ne bestimmte Summe lautende Geldforderung durch die Leistung genau der ursprünglich 
vereinbarten Zahl nominaler Geldeinheiten erfüllt. Dabei spielt die Geldentwertung durch 
Inflation keine Rolle807. Durch die Berücksichtigung der Inflationsrate in der Rentenanpas-
sung ändert sich demgegenüber der aktuelle Rentenwert nach der Veränderung des Preis-
index für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte im Bundesgebiet zwischen dem je-
weils vergangenen und vorvergangenen Kalenderjahr808. Dass der Gesetzgeber eine solche 
werterhaltende Anpassung beachten muss, kann jedoch nicht schon aus dem Art. 14 Abs. 1 
GG im Hinblick auf das Teilhaberecht abgeleitet werden. Infolge des seit 1957 geübten 
Umlageverfahrens ist die Rententeilhabe mit der lohn- und gehaltsbedingten Steigerung 
des Lebensstandards der Aktiven verbunden. Dementsprechend ist das im Sinne von Art. 
14 Abs. 1 GG bereits „Erworbene“ durch die Rentenanpassung unter den immanenten Fi-
nanzierungsvorbehalt steigender Löhne und Gehälter gestellt, der nicht als ein Teil des 
                                                 
803 BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1477). 
804 BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1477). 
805 BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1477). 
806 In dieser Richtung, Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 155. 
807 Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 155 f. 
808 Vgl. BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1477). 
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subjektiven öffentlichen Rechts ausgestaltet ist. Nicht zu übersehen ist hier, dass eine posi-
tive Wirkung der Rentenanpassung nicht in jedem Fall gegeben ist. Der Teilhabeprozess 
durch Rentenanpassung schließt auch das Risiko von Anpassungen nicht aus, bei denen der 
Rentenwert zu Lasten der Rechtsinhaber einen Kaufkraftverlust erleidet. In diesem Sinne 
steht das Argument mit dem Erhalt der geldwerten Substanz als durch Art. 14 Abs. 1 GG 
geschütztem bereits „Erworbenen“ in Frage. 
Der Ansicht des Bundessozialgerichts, dass eine Abwehrwirkung gegen den inflations-
bedingten realen Wertverlust aus der Eigentumsgarantie herzuleiten ist, wird sowohl in der 
Literatur als auch in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts mit Skepsis be-
gegnet. Denn danach genießt beim rentenrechtlichen wie bei allen anderen Vermögenswer-
ten nur der Nominalwert der Rentenanwartschaft den Schutz des Art. 14 Abs. 1 GG, der 
keine Geldwert- bzw. Kaufkraftgarantie enthält809. Dies zeigt sich in der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts, wonach Art. 14 GG weder eine staatliche Wertgarantie des 
Geldes noch das währungs- und wirtschaftliche Leitbild enthält, die Vorstellung eines sta-
bilen Geldwertes zu verwirklichen810. Genauso wenig wie den Wert von Vermögen oder 
die Stabilität der Währung kann die Eigentumsgarantie aber auch den Wert von Sozialver-
sicherungsansprüchen schützen811. Als Abwehrrecht begründet die Eigentumsgarantie da-
mit keine positiven Handlungspflichten des Staates zur Inschutznahme der Eigentümer ge-
gen „störendes“ gesellschaftliches Verhalten812 und auch keine gesetzliche Verpflichtung 
durch einen jährlichen Anpassungsprozess den inflationsbedingten Wertverlust des Versi-
cherten auszugleichen. Das Argument des Bundessozialgerichts mit der Unterscheidung 
zwischen realwerterhaltender und -steigernder Rentenanpassung für die Einbeziehung in 
Art. 14 GG ist folglich unhaltbar. 
Soweit es bei einer Rentenanpassung um die Ermittelung des aktuellen Rentenwerts 
geht, ist die Rentenanpassung als weiter gehende Chance auf die Beteiligung an steigenden 
Realeinkünften der aktiven Beitragszahler und Beitragstragenden nicht eigentumsge-
schützt813. Die Beschreibung des Bundessozialgerichts der ungewissen Wirkung der Ren-
tenanpassung, die sich zwar auf die steigernde Funktion bezieht, gilt aber auch in dem vom 
ihm höher bewertete realwerterhaltende Sinne: „Der aktuelle Rentenwert folgt der Lohn- 
                                                 
809 P. Kirchhof, FS-Leisner, S. 644; Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 155. 
810 BVerfG, Beschluss vom 16.5.1969 - 1 BvR 162/69 = HFR 1969, S. 347. 
811 Storr, SGb 2004, S. 286. 
812 Nach Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn. 187 könnte Art. 14 GG maximal nur ausnahms-
weise gegen inflationsverursachendes Staatsverhalten mobilisieren; zustimmend Rolfs, Versicherungs-
prinzip, S. 155. 
813 Rohrbach, SGb 2003, S. 476. 
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und Gehaltsentwicklung der Aktiven und trägt damit die Möglichkeit des Sinkens in sich. 
Wegen seiner Bindung an die Nominalwerte der Einkünfte der Aktiven ist ein festgestellter 
Geldwert nur bis zur nächsten Anpassung ‚änderungsfest’. Für danach liegende Rentenbe-
zugszeiträume ist offen, ob es bei dem bindend festgestellten Geldwert des Rechts bleibt 
oder ob er anzuheben oder zu senken ist“814. 
(3)  Systemkontinuität der Lohnersatzfunktion  
Wenn der Eigentumsschutz hinsichtlich der Verminderung des Rentenniveaus, wie er 
nach allgemein anerkannter Auffassung besteht, nur die Absenkung der Rentenhöhe auf 
Sozialhilfeniveau abwehrt, ist zweifelhaft, welche praktische Bedeutung des Eigentums-
schutzes die beitragsfinanzierten Leistungen gegenüber der steuerfinanzierten Sozialhilfe 
haben, die vom Eigentumsschutz ausgeschlossen ist.  
Aufschlussreich dazu hat das Bundessozialgericht im eben diskutierten Beschluss das 
Alterslohnprinzip beschrieben815. Die Rente solle nicht Zuschuss zum Lebensunterhalt sein, 
sondern den durch versichertes Arbeitsentgelt oder -einkommen erworbenen (also nicht 
aus anderen Quellen erlangten) Anteil des Lebensstandards nach Maß der eigenen Vorleis-
tung bewahren. Die Altersrentner sollen „aus der Nähe des Fürsorgeempfängers in die 
Nachbarschaft des Lohnempfängers“ gerückt werden816. Bezweckt ist die „Teilnahme auch 
des Rentners an der wirtschaftlichen Entwicklung“, damit „die Stellung des einzelnen im 
Sozialgefüge so bleibt, wie es dem vorausgegangenen Arbeitsleben entspricht“817. Insoweit 
ziele das Alterslohnprinzip nicht allein auf die Teilhabe der Rentner an steigenden Arbeits-
verdiensten, sondern vorrangig auf die Sicherung des realen Geldwertes818. 
In der aktuellen Phase der Leistungsminderungen in der Rentenversicherung mehren 
sich auch die Stimmen im Schrifttum, die eine Kürzung der Renten unter das Niveau der 
zuvor vom Versicherten aufgebrachten Beiträge als Grundrechtsverstoß ansehen819. Den 
jeweils Finanzierungs- und Abgabepflichtigen müssen danach grundsätzlich Anwartschaf-
ten bzw. Rentenrechte gesichert sein, die dem von ihnen durch Beiträge während ihrer ak-
tiven Zeit der Erwerbstätigkeit finanzierten Versicherungssystem vergleichbar sind und ei-
nen angemessenen Lebensunterhalt am Maßstab des – späteren – Lohn- und Preisniveaus 
gewährleisten 820 . Aus der Verfassung folge die Gewährleistung der „Lohnersatzfunkti-
                                                 
814 BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1476). 
815 BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1477). 
816 BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1477) unter Hinweis auf BT-Drucks. 2437 vom 5.6.1956, S 57 f. 
817 BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1477) unter Hinweis auf BT-Drucks. 2437 vom 5.6.1956, S 58, 61. 
818 BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1477). 
819 F. Kirchhof, NZS 2004, S. 6. 
820 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 44, 62; ders., in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn 184, 
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on“ der Renten; diese haben sich im Grundsatz sowohl als Zugangs- wie auch als Be-
standsrenten am jeweiligen allgemeinen Lohnniveau zu orientieren821.  
Ein eigentumsrechtliches Gebot für die Höhe der Lohnersatzleistungen würde aber da-
zu führen, dass Art. 14 Abs. 1 GG völlig in ein Teilhaberecht uminterpretiert würde und 
eine Gewähr für die stetige Koppelung zwischen Rentenniveau und Versicherteneinkom-
men enthielte822. Der Leistungsschutz des gesetzlichen Rentensystems dient jedoch nur ei-
ner der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung angemessenen Alterssiche-
rung. Er wird in der Regel über eine auf kontinuierliche Sicherung des Lebensunterhalts 
angelegte Erwerbsarbeit vermittelt823. Als Teil des Solidarausgleichs gehört für die Versi-
cherten auch die Übernahme des Risikos, dass sich die versicherten Gefahren für einzelne 
Mitglieder oder die gesamte Versichertengemeinschaft wesentlich erhöhen oder sich in 
weitergehendem Umfang als kalkuliert realisieren824. Dabei ist mit Minderungen des Ren-
tenniveaus und auch mit einer Aussetzung der Dynamisierung zu rechnen825. Gegen die 
Regelung der Aussetzung der Anpassung der Renten verwehrt sich Art. 14 GG folglich 
nicht826. Somit ist eine Rechtspflicht zur Koppelung der Renten und der Rentenanpassung 
an das Lohnniveau und an das jeweilige Maß des Volkseinkommens mit dieser Grund-
rechtsnorm nicht zu begründen. Vielmehr ist die jährliche Rentenanpassung lediglich 
durch eine gesetzgeberische Zusage nach § 65 SGB VI gedeckt. Eine entsprechende Er-
wartung auf Beteiligung an steigenden Realeinkünften der aktiven Beitragszahler und Bei-
tragstragenden genießt nach dem Bundessozialgericht entsprechend „Schutz auf Grund der 
früheren Vorleistung der Versicherten sowie der rechtsstaatlichen Gewährleistungsfunkti-
on von Parlamentsgesetzen (Grundsatz der Verlässlichkeit des Gesetzes)“ und ist damit 
„Schutzgegenstand von Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 3 Abs. 1 GG sowie mit dem Rechts-
staatsprinzip“827.  
Art. 14 GG ist daher der falsche grundrechtliche Ansatz für die Wertsicherung des Ren-
tenrechts. Stattdessen wird in der Literatur der Grundsatz des Vertrauensschutzes828, das 
                                                                                                                                                    
ders., SGb 1984, S. 411. 
821 Papier, in: Ruland, SRH, 3 Rn. 62. 
822 Papier, in: Ruland, SRH, 3 Rn. 62. 
823 Vgl. BVerfGE 75, 78 (102); Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 81. 
824 BVerfGE 58, 81 (123); vgl. auch BVerfGE 71, 1 (16); Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 210 f. 
825 So Stober, SGb 1989, S. 61; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 112 m. w. N. 
826 Schneider, S. 27 f. A. A. Stober, SGb 1989, S. 61; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 112 m. w. N. 
827 BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 (1476). 
828 Hsu, S. 145 m. w. N.; Storr, SGB 2004, S. 286. Allerdings hat das Bundesverfassungsgericht bisher einen 
Vertrauensschutztatbestand durch den Modus der bisherigen Anpassung nicht angenommen, vgl. dazu 
Rohrbach, SGb 2003, S. 475. 
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Gleichbehandlungsgebot des Art. 3 GG und das allgemeine Sozialstaatsprinzip829 herange-
zogen. In dieser Hinsicht ist die oben angeführte Ansicht von Papier relevant, der die Er-
haltung der Lohnersatzfunktion der Renten mit der allgemein-rechtsstaatlichen Kontinui-
tätsverpflichtung des sozialgestaltenden Gesetzgebers begründet 830 . Danach muss 
zugunsten der jeweils Beitragspflichtigen eine gewisse Systemkontinuität gewahrt und ih-
nen ein Sicherungssystem bereitgestellt werden, das dem entspricht oder gleichwertig ist, 
welches sie selbst mit ihren Beiträgen finanzieren müssen bzw. mussten831. Die Werterhal-
tung der beitragsbezogenen Eigenleistung für ein relatives abstraktes Rentenrecht ist nur 
unter der Betrachtung der Erhaltung der Lohnersatzfunktion gegen die Verminderung des 
Rentenniveaus verfahrensrechtlich relevant. 
Das Ziel der Rentenanpassung, die Substanz des Eigentums von gesellschaftlichen und 
ökonomischen Rahmenbedingungen beeinflussbar und nicht zeitresistent sein zu lassen832, 
entspricht eher einer allein sozialpolitisch motivierten Überlegung des Gesetzgebers833 als 
einer Aufgabe der freiheitssichernden Eigentumsgarantie. Der Gesetzgeber wird dabei 
durch Art. 14 GG nicht auf ganz bestimmte Anpassungsmodalitäten, -größen, -formeln und 
-zeitpunkte festgelegt834. Diese sind vielmehr von Einflüssen abhängig, die nicht in der 
Sphäre der Versicherten liegen und gehören somit nicht zum Schutzgut des vom Versicher-
ten erworbenen Rentenanrechts. Die Fragen, ob die Renten brutto- oder nettolohnbezogen 
anzupassen sind und welche Faktoren – wie etwa die bis jetzt eingeführte Inflationsrate, 
der Altersvorsorgeanteil oder der Nachhaltigkeitsfaktor – dabei berücksichtigt werden, ste-
hen daher zur freien Entscheidung des Gesetzgebers835, soweit nur dem Gebot des kontinu-
ierlichen Lohnersatzes genügt wird836. 
d)  Zwischenergebnis 
Die nach personalem und sozialem Bezug abgestufte Eigentumsschutzintensität, wie 
sie sich in den bisherigen Judikaten zeigt, ist ein Übergangsprodukt, während sich das so-
ziale Anrecht vom liberalen Abwehr- zum sozialen Teilhaberecht wandelt. Die Substanz 
                                                 
829 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 62; Rische/Terwey, DRV 1983, S. 290. 
830 Papier, in: Ruland, SRH, 3 Rn. 62; vgl. oben 4. Kapitel II. 2. c) cc). 
831 Papier, in: Ruland, SRH, 3 Rn. 62. Diese Ansicht liegt nicht weit entfernt vom Teilergebnis des oben auf-
geführten Beschlusses des Bundessozialgerichts, der sich aber auf die „wertsteigende“ Rentenanpassung 
beschränkt, vgl. BSGE 90, 11 ff. = NJW 2003, S. 1474 ff. 
832 Hebeler, 112. 
833 Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 156. 
834 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 63. 
835 Ruland, VSSR 1997, S. 32 f.; Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 222 Fn. 275; Papier, 
in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 62; ders., in: Maunz/Dürig, GG, Bd. 2, Art. 14 Rn 184 f. Für Nettoan-
passung, Heine, in: Ruland, HDR, 5 Rn. 41, 81. Gegenthese: Boecken, DRV 1999, S. 465 ff. 
836 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 63. 
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der Eigentumsgarantie beruht danach auf der individuellen Beitragszahlung und der relati-
ven Rangstelle der Rentner in der Solidargemeinschaft. In dieser Rangstellengarantie und 
dem damit verbunden Gleichbehandlungsanspruch besteht die positive Funktion des Ei-
gentumsschutzes. Dies birgt jedoch die Gefahr der Zementierung der Sozialausgaben und 
der daraus folgenden Blockierung des Gesetzgebers in einer Finanzierungskrise der Ren-
tenkassen. 
Bei der Rentenanpassung liegen die Unsicherheiten in der demografischen Entwicklung, 
den drastischen Erhöhungen der Rentenlaufzeiten sowie den Arbeitsmarktproblemen837. Ihr 
Eigentumsschutz wird nach der bisherigen Rechtsprechung abgelehnt. Die Rechtspflicht 
zur Koppelung der Renten an das Lohnniveau und zum Gebot der Rentendynamisierung 
beruht vielmehr auf einer allgemein-rechtsstaatlichen Kontinuitätsverpflichtung des sozial-
gestaltenden Gesetzgebers. Vom Teilhaberecht ausgehend ist beim Rentenanrecht eben-
falls ein Eigentumsschutz für die kapitalmarktanaloge Rendite ausgeschlossen. Eine dras-
tisch reduzierte Rendite stellt eher ein Indiz für einen übermäßigen Beitragssatz nach Art. 2 
Abs. 1 GG dar.  
4.  Ergebnis  
Der Streit über die Reichweite des sozialen Eigentumsschutzes geht um die grundsätz-
liche Frage, ob der Eigentumsschutz nach den vom Bundesverfassungsgericht entwickelten 
Kriterien, insbesondere der Privatnützigkeit und der nicht unerheblichen Eigenleistung, zu 
begrenzen ist oder sich an dem Grundgedanken der freiheitssichernden Funktion des sozia-
len Anrechts orientieren soll. Dabei wird allerdings das Kriterium der nicht unerheblichen 
Eigenleistung vom Bundesverfassungsgericht unter der Berücksichtigung der sozialen Bei-
tragsäquivalenz korrigiert. Diese seit 80 Jahren viel diskutierte Frage wird durch die eigen-
tumsrechtliche Anerkennung der Rentenanpassung, wie sie der erwähnte Beschuss des 
Bundessozialgerichts im Jahre 2002 darstellt, verschärft. Abzuwarten bleibt, ob und wie 
das Bundesverfassungsgericht diese in der Praxis ungelöste Problematik mittels seiner 
entwickelten Kriterien in der Zukunft behandeln wird.  
Der Bestandsschutz der Sozialversicherungsleistungen wird nach der Abstufung des 
Eigentumsschutzes von der Teilhabeberechtigung auf die Abwehrfunktion des Art. 14 GG 
– dem Schutz der vom Versicherten verdienten Eigenleistung – herabgesetzt. Der leis-
tungsbedingte Kernbereich des Eigentumsschutzes betrifft folglich die Wahrung der Teil-
habeäquivalenz (Rangstellengarantie). Soweit der gesetzgeberische Eingriff nicht diesen 
                                                 
837 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 55. 
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Bereich betrifft, überwiegt der Respekt vor der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers für 
die Leistungsausgestaltung und -kürzung in der Abwägung der Judikatur. Vor einer durch-
geführten Leistungskürzung bewahrt Art. 14 Abs. 1 GG den Leistungsempfänger in der 
Weise, dass der Gesetzgeber verhältnismäßig und vorrangig zum Zweck der Einsparung 
und Beitragsentlastung die nicht beitragsgedeckten versicherungsfremden Leistungen ab-
bauen kann. 
Eine Erklärung dafür findet man in der Unbestimmtheit und Offenheit des abstrakten 
sozialen Teilhaberechts. Eine erkennbare Schwelle für die Leistungshöhe ist nur das Sozi-
alhilfeniveau. Solange nach einem kürzenden Eingriff noch eine Lebensstandardsicherung 
über Sozialhilfeniveau gegeben ist, würde die prinzipielle „Lohnersatzfunktion“ der Rente 
nicht evident verfehlt838. In diesen Sinne hat die Judikatur beim verfassungsrechtlichen 
Schutz der sozialversicherungsrechtlichen Positionen dem Gesetzgeber nur die äußerste 
allgemeine rechtsstaatliche Grenze des Übermaßverbots gesetzt839.  
IV.  Grundsatz des Vertrauensschutzes  
1.  Grundlagen  
Wird eine sozialrechtliche (Eigentums-)Position entzogen oder verkürzt und hatte der 
Betroffene im Vertrauen auf den Fortbestand dieser Position bestimmte Dispositionen ge-
troffen, kann sich eine weitere verfassungsrechtliche Grenze für solche Eingriffe aus dem 
Vertrauensschutz ergeben840. Dieser wurde ursprünglich strikt an die „Rückwirkung von 
Gesetzen“ gekoppelt und auf das Rechtsstaatsprinzip zurückgeführt841. Der Bürger muss 
darauf vertrauen können, dass die Rechtsordnung beständig bleibt, und dass sein mit der 
geltenden Rechtslage konformes Handeln von der Rechtsordnung mit allen ursprünglich 
damit verbundenen Rechtsfolgen anerkannt wird842. Dazu verbürgt das Rechtsstaatsprinzip 
als eines der elementaren Prinzipien des Grundgesetzes die Grundsätze der Rechtssicher-
heit und des Vertrauensschutzes. Das entsprechende Vertrauen wird enttäuscht, wenn das 
Gesetz einen entwertenden Eingriff vornimmt, mit dem der Berechtigte nicht zu rechnen 
brauchte und den er bei seinen Dispositionen nicht berücksichtigen konnte843. 
Für den allgemeinen rechtsstaatlichen Vertrauensschutzgrundsatz ist die Unterschei-
                                                 
838 Wallerath, in: Ruland, HDR, 11 Rn. 35. 
839 Brünneck, JZ 1990, S. 996; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 53; Neumann, NZS 1998, S. 411. 
840 BVerfGE 58, 81 (121 f.) – Vertrauen auf den Fortbestand der Aussicht auf eine beitragsfreie Krankenver-
sicherung als Rentner; auch BVerfGE 69, 272 (313); 76, 256 (350); Jarass, NZS 1997, S. 548; Rüfner, JZ 
1984, S. 801, 803; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 114. 
841 So BVerfGE 36, 73 (82 ff.); vgl. BVerfGE 69, 272 (309); Jarass, NZS 1997, S. 548. 
842 Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 94. 
843 Vgl. BVerfGE 51, 356 (363); 69, 272 (309); Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 123. 
 
234 
dung von „echter“ und „unechter“ Rückwirkung wesentlich844. Bei öffentlich-rechtlichen 
Anspruchsnormen liegt eine echte Rückwirkung vor, wenn im Zeitpunkt der Verkündung 
die Anspruchsvoraussetzungen bereits vollständig erfüllt sind; dagegen kommt es nicht auf 
den Erlass des Bewilligungsbescheides an845. Demgegenüber handelt es sich um eine un-
echte Rückwirkung, wenn eine Norm auf gegenwärtige, noch nicht abgeschlossene Sach-
verhalte für die Zukunft einwirkt und damit die betroffene Rechtsposition nachträglich 
entwertet846. Entscheidend ist deshalb nicht, ob der von der Rückwirkung betroffene Sach-
verhalt in der Vergangenheit, d. h. vor Verkündung des Gesetzes, begonnen hat, sondern 
ob er bereits abgeschlossen war847. Wendet man diese Differenzierung auf die Kürzung von 
Lohnersatzleistungen an, dann zeigt sich deutlich, dass es sich bei den Gesetzesänderungen, 
deren Folgen meistens in der Zukunft liegen, um unechte Rückwirkung handelt848. Dies gilt 
selbst auch für die noch festzulegenden Renten in künftigen Jahren an Personen, die bereits 
Rente beziehen849. Eine echte Rückwirkung wäre nur dann gegeben, wenn bereits fällige 
Rentenleistungen gekürzt würden850.  
Umbau und Kürzungen im Sozialleistungssystem lassen schon ausgezahlte Leistungen 
meist unberührt und ändern nur künftige Leistungen und Gestaltungsmöglichkeiten851. Da-
her beschränkt sich der Umfang der folgenden dogmatischen Untersuchung auf den Ver-
trauensschutz bezüglich der unechten Rückwirkung von Gesetzen. 
a)  Dogmatische Herleitung  
Es ergibt sich die verfassungsrechtliche Frage, ob sich der Grundsatz des Vertrauens-
schutzes bei Rentenanwartschaften aus Art. 14 Abs. 1 GG ergibt oder aus dem Rechts-
staatsprinzip herzuleiten ist852. Das aus dem Rechtsstaatsprinzip hergeleitete Gebot der 
Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes bietet dem Bürger wenig Schutz vor sozialer 
Umgestaltung entsprechend der gesellschaftspolitischen Veränderungen und der Belast-
barkeit der Solidargemeinschaft853. Bei einer unechten Rückwirkung des Gesetzes lässt sich 
aus dem Rechtsstaatsprinzip kein generelles Verbot rückwirkender Gesetze bzw. kein all-
                                                 
844 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 122. 
845 Jarass, NZS 1997, S. 548. 
846 Vgl. BVerfGE 51, 356 (362); 64, 87 (104); 69, 272 (309 ff.); Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler 
Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 109. 
847 Jarass, NZS 1997, S. 548. 
848 Jarass, NZS 1997, S. 548. 
849 Jarass, NZS 1997, S. 548. 
850 Jarass, NZS 1997, S. 548. 
851 Bieback, KJ 1998, S. 163. 
852 Beispielsweise aus Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 20 Abs. 3 GG, vgl. BVerfGE 67, 1 (14 f.). A. A. aus Art. 20 
Abs. 1 GG, vgl. Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 331. 
853 Vgl. BVerfGE 51, 356 (363); Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 331; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 
3 Rn. 127; auch oben 4. Kapitel I. 1. a) und b). 
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gemeiner Anspruch auf den Fortbestand einer bestimmten Regelung ableiten854. Der Bürger 
kann im Allgemeinen nicht darauf vertrauen, eine ihm günstige Gesetzeslage werde unver-
ändert erhalten bleiben855. „Der Einzelne kann sich nicht auf den Vertrauensschutz berufen, 
wenn sein Vertrauen eine Rücksichtnahme durch den Gesetzgeber billigerweise nicht be-
anspruchen kann“856. Darüber hinaus sind Normen, die eine unechte Rückwirkung enthal-
ten, nach dem Rechtsstaatsprinzip grundsätzlich verfassungsrechtlich zulässig; Einschrän-
kungen gelten nur dann, wenn eine Güterabwägung ergibt, dass das Vertrauen auf die 
Sicherheit der bestehenden Lage Vorrang verdient857. 
Daher ist zu verstehen, dass das Bundesverfassungsgericht in den Fällen von enttäusch-
tem Vertrauen auf den Fortbestand einer vermögenswerten Rechtsposition allein Art. 14 
GG anwendet858. Es geht davon aus, dass es eine wesentliche Funktion der Eigentumsga-
rantie sei, dem Bürger Rechtssicherheit hinsichtlich der durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG 
geschützten Güter zu gewährleisten und das Vertrauen auf das durch die verfassungsmäßi-
gen Gesetze ausgeformte Eigentum zu schützen859. Der vom Rechtsstaatsprinzip umfasste 
Grundsatz des Vertrauensschutzes wird für vermögenswerte Güter durch die Eigentumsga-
rantie des Art. 14 GG konkretisiert860. Für diese habe der Vertrauensschutz im Eigentums-
grundrecht eine eigene Ausprägung und verfassungsrechtliche Ordnung erfahren861. 
Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG gehe in Bezug auf die ihm unterfallenden vermögenswerten 
Rechte des Einzelnen über den rechtsstaatlichen Vertrauensschutz hinaus862. Damit bietet 
Art. 14 GG die Möglichkeit, dass sich der Grundsatz des Vertrauensschutzes vom Rück-
wirkungsbegriff vorsichtig löst und auf eine eher materielle Basis im Sinne einer subjekti-
ven Berechtigung gegenüber dem objektiv-rechtlichen Rechtsstaatsprinzip gestellt wird863. 
Die Meinung des Bundesverfassungsgerichts stimmt deshalb mit der Ansicht im Schrift-
tum überein, die den besonderen grundrechtlichen Schutz gegenüber dem allgemeinen 
Vertrauensschutz als lex specialis ansieht864. Die frühere nur auf das objektiv-rechtliche 
                                                 
854 Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 331; Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsför-
derungsrechts, § 39 Rn. 110. 
855 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 123. 
856 Vgl. BVerfGE 51, 356 (363) m. w. N.; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 129. 
857 Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 332. 
858 BVerfGE 64, 87, (104); 76, 220 (244). Vgl. dazu Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 115. 
859 Vgl. BVerfGE 45, 142 (168); 53, 257 (309); 58, 81 (120); 70, 101 (114); 76, 220 (244); Preis/Kellermann, 
SGb 1999, S. 340. 
860 Brünneck, JZ 1990, S. 995. 
861 Vgl. BVerfGE 45, 142 (168); 53, 257 (309); 58, 81 (120); 70, 101 (114); 76, 220 (244); Neumann, NZS 
1998, S. 407; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 115; Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 340. 
862 BVerfGE 58, 81 (121); Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 120; Jarass, NZS 1997, S. 548. 
863 Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 127. 
864 Bieback, KJ 1998, S. 163; Hebeler, Generationengerechtigkeit, S. 115. 
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Rechtsstaatsprinzip gestützte Judikatur der 70er Jahre865 ist damit wegen des unzureichen-
den Vertrauensschutzes überholt866. Für die sozialen Vermögensrechte wird der Grundsatz 
des Vertrauensschutzes thematisch zunehmend aus Art. 14 GG entnommen867.  
b)  Schutzwürdigkeit des Vertrauens auf den Fortbestand von Sozialversicherungsleistun-
gen 
Die Gewährleistung des Vertrauensschutzes richtet sich danach, inwieweit eine Geset-
zesänderung vorhersehbar war 868 , und der Betroffene mit ihr rechnen konnte. Hierfür 
kommt es nicht auf seine subjektive Vorstellung und individuelle Situation an, sondern 
darauf, ob die bisherige Regelung bei objektiver Betrachtung geeignet war, ein Vertrauen 
der Betroffenen auf ihren Fortbestand zu begründen869. 
Diesbezüglich ist im Rentenversicherungsrecht besonderes Vertrauen begründet, da 
langfristige Beitragsverpflichtungen der Versicherten erst sehr viel später zu Leistungen 
führen870. In diesem Sinne bringt der Vertrauensschutz den Zeitfaktor in die Eigentumsga-
rantie871. So liegt darin, dass jeder Versicherte grundsätzlich darauf vertrauen können muss, 
dass er im Alter eine seiner Erwerbsleistung entsprechende Rente erhält – und damit in der 
Eigenleistung des Versicherten – das eigentliche Vertrauenskapital und Fundament dieses 
Versicherungszweigs872. Eine Disposition mit langfristigen Auswirkungen und dabei be-
gründetem Vertrauen auf den Fortbestand der Rechtslage betrifft auch Ausländer mit 
Wohnsitz im Ausland, die vordem ihr Recht auf freiwillige Rentenversicherung wahrge-
nommen hatten, und nach der Neuregelung des Rentenreformgesetzes 1972 keine weiteren 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung mehr leisten dürfen873. Ebenso begründet 
sich der Vertrauensschutz auf den Fortbestand des Arbeitslosengeldes; denn die Versicher-
ten müssen darauf vertrauen können, dass die bezahlten Beiträge zur Existenzsicherung 
während des Lohnausfalls im Fall von Arbeitslosigkeit verwendet werden874. Das Vertrau-
en auf eine unveränderte Anspruchsvoraussetzung des Arbeitslosengeldes, beispielsweise 
eine kurze halbjährige Anwartschaftszeit, kann sich auch durch Zeitablauf der seit langem 
                                                 
865 BVerfGE 36, 73 (82 ff.). 
866 Brünneck, JZ 1990, S. 995. 
867 Ist Art. 14 Abs. 1 GG nicht betroffen, wird eine subjektiv-rechtliche Ausrichtung des Vertrauensschutzes 
in jedem Fall dann über das allgemeine Freiheitsrecht des Art. 2 GG hergestellt, vgl. Papier, in: May-
dell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 127. 
868 BVerfGE 76, 256 (350). 
869 BVerfGE 76, 256 (350). 
870 BVerfGE 63, 152 (175); 69, 272 (309); Strick, VSSR 2000, S. 53. 
871 Maurer, in: Isensee/Kirchhof, HStR, § 60 Rn. 49. 
872 Vgl. Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 135. 
873 BVerfGE 51, 356 (363); dazu Rosche/Terwey, DRV 1983, S. 277; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 
Rn. 129. 
874 Vgl. Mayer, SozSich 2003, S. 244.  
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durchgeführten Regelungen verstärken875.  
Gegenüber der Kürzung der Renten, die eine schon laufende, durch frühere Beitrags-
zahlungen „erdiente“ Dauerleistung betrifft und einen erheblich stärkeren Eingriff darstellt, 
ist die geringere Schutzwürdigkeit des Vertrauens auf Fortbestand des Übergangsgeldes für 
berufliche Bildungsmaßnahmen damit zu begründen, dass es sich dabei um kurzfristige, 
zeitlich begrenzte Leistungen handelt876. Für solche Leistungen, die eigentlich von ihrem 
Wesen her nicht als Dauerleistung angelegt waren, werden die Beiträge nicht in erster Li-
nie gezahlt877. Der aus Art. 14 Abs. 1 GG gebotene Vertrauensschutz wird dann entspre-
chend der nach der Beitragszahlung abgestuften Eigentumsschutzintensität relativiert. In 
diesem Zusammenhang könnte die Ausprägung, die der Vertrauensschutz in Art. 14 Abs. 1 
GG erfahren hat, auf eine Verkürzung dieses rechtsstaatlichen Grundsatzes hinaus laufen878. 
c)  Herausnahme des Vertrauensschutzes aus der Dogmatik des Art. 14 GG? 
Es wird daher dafür plädiert, dass der Vertrauensschutz nicht in die Verhältnismäßig-
keitsprüfung integriert wird, sondern eine selbstständige grundrechtsimmanente Schranke 
bildet 879 . Mit einer solchen Schranke wird versucht, die Gefahren, welche durch die 
Schutzbedürfnisse des auf eine spätere Leistung vertrauenden Versicherten im Spannungs-
feld zwischen Besitzstandsschutz und Sozialanpassung liegen, zum Zweck der Sicherung 
der Funktionsfähigkeit der Alterssicherung zurückzudrängen880. 
Die Vorstellung des Vertrauensschutzes als eine grundrechtsimmanente Schranke setzt 
daher voraus, dass deren Gegenstand mittels der Anlehnung an einzelne Grundrechte ver-
fassungsrechtlich vorgegeben bzw. bestimmt ist881. Denn der Vertrauensschutz gilt nicht 
absolut, sondern nur insoweit, wie er sich – gegebenenfalls im Zusammenwirken mit ande-
ren Komponenten – innerhalb der verfassungsrechtlichen Direktiven im konkreten Fall 
durchzusetzen vermag882. Dementsprechend erhält der Vertrauensschutz seine grundrechts-
spezifische Bedeutung dadurch, dass er eine Komponente im Bereich des Eigentumsschut-
zes ist883. Beide Auffassungen, nach denen der Vertrauensschutz entweder der Verhältnis-
mäßigkeitsprüfung im Rahmen des Art. 14 GG unterliegt oder grundrechtsimmanente 
                                                 
875 Vgl. BVerfGE 72, 9 (23 f) 
876 Dazu zählen das Arbeitslosengeld bei der beruflichen Weiterbildung sowie Übergangsgeld und Kranken-
geld. Vgl. BVerfGE 76, 220 ff.; Bieback, ZSR 2000, S. 801; Preis/Kellermann, SGb 1999, S. 801 f. 
877 BVerfGE 76, 220 ff.; Neumann NZS 1998, S. 407; Jäger, SGb 1994, S. 116. 
878 So Neumann NZS 1998, S. 407. 
879 Neumann, NZS 1998, S. 408; Pieroth, JZ 1990, S. 281 f. 
880 H. Bogs, FS-Zacher, S. 65 f., 79 f. 
881 Maurer, in: Isensee/Kirchhof, HStR, § 60 Rn. 50. 
882 Maurer, in: Isensee/Kirchhof, HStR, § 60 Rn. 50. 
883 Maurer, in: Isensee/Kirchhof, HStR, § 60 Rn. 50. 
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Schranke ist, führen letztlich zur gleichen Frage nach den Grenzen der Beschränkbarkeit 
des Eingriffs884. Die Herausnahme des Vertrauensschutzes aus der Dogmatik des Art. 14 
GG hat daher wenig praktische Bedeutung.  
Festzustellen ist somit, dass Änderungen von sozialen Rechtspositionen, die Eingriffe 
in ein Grundrecht, insbesondere das aus Art. 14 GG sind, und der dadurch verursachte Ver-
trauensschaden voll am Verhältnismäßigkeitsprinzip zu überprüfen sind885. Dementspre-
chend wird der Grad der Betroffenheit durch die unterschiedlichen Umstände beeinflusst, 
dass die gekürzte Eigentumsposition in einem Anspruch, einer Anwartschaft, oder in der 
bloßen Aussicht auf künftige Leistung besteht886.  
2.  Verpflichtung des Gesetzgebers zur Schaffung von Übergangsrecht  
Nach dem Verhältnismäßigkeitsprinzip muss bei einer Gesetzesänderung im Leistungs-
recht eine Güter- oder Interessenabwägung zwischen dem Ausmaß des Vertrauensschadens 
des einzelnen und der Bedeutung des gesetzlichen Anliegens für das Wohl der Allgemein-
heit vorgenommen werden887. Daraus kann abgeleitet werden, dass der Gesetzgeber den 
Eingriff in schutzwürdige Vertrauenstatbestände durch eine angemessene Übergangsrege-
lung abmildern oder ausgleichen muss888. So könnte er die alte Rechtslage für eine gewisse 
Übergangszeit fortgelten lassen, um die Überleitung der Altfälle in die neue, zumeist 
schlechtere Rechtlage abzufedern889.  
Ohne einen im konkreten Einzelfall verfassungsrechtlich gewährten Vertrauensschutz 
würde es mithin keine grundgesetzliche Verpflichtung zur Schaffung von Übergangsrecht 
geben890. Entsprechend hat das Bundesverfassungsgericht die oben erwähnte Regelung in 
der Fassung des Rentenreformgesetzes 1972, wonach bestimmte ausländische Versicherte 
übergangslos von der freiwilligen Versicherung ausgeschlossen wurden, für verfassungs-
widrig erklärt891. In dem Urteil wird die Schaffung von Übergangsrecht als eine Verpflich-
tung des Gesetzgebers angesehen, soweit er in vorhandene Besitzstände unzumutbar ein-
greift 892 . Mit dem gleichen Tenor sowie der langen Tradition für den Bezug von 
Arbeitslosengeld und der fehlenden Übergangsfrist hielt das Bundesverfassungsgericht die 
Regelung in der Fassung des Arbeitsförderungs-Konsolidierungsgesetzes 1981 über die 
                                                 
884 Maurer, in: Isensee/Kirchhof, HStR, § 60 Rn. 50. 
885 Vgl. BVerfGE 58, 81 (121); Bieback, KJ 1998, S. 163; Maurer, in: Isensee/Kirchhof, HStR, § 60 Rn. 49. 
886 Jarass, NZS 1997, S. 547. 
887 Vgl. BVerfGE 24, 220 (230 f.); 64, 87 (104); 70, 101 (114). 
888 BVerfGE 76, 256 (359); Mayer, SozSich 2003, S. 245. 
889 Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungsrechts, § 39 Rn. 112. 
890 Papier, SGb 1994, S. 106. 
891 BVerfGE 51, 356 (368); Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 121. 
892 BVerfGE 51, 356 (368). 
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Verdoppelung der Anwartschaftszeit für unvereinbar mit Art. 14 GG893.  
Dieser Ausgangspunkt des Vertrauensschutzes für seit langem durchgeführte Regelun-
gen gilt auch bei der Abwägung der Belastungswirkungen der Verkürzung der Anspruchs-
dauer des Arbeitslosengeldes nach der Hartz IV Reform (§ 127 SGB III)894. Die verlängerte 
maximale Bezugsdauer, die schon seit 1984 besteht, ist seit 1. Januar 2004 von 32 auf 18 
Monate verkürzt und besteht nur für Arbeitnehmer, die das 55. Lebensjahr vollendet ha-
ben895. Das gesetzgeberische Bestreben besteht darin, die Belastungen durch die Neurege-
lung mit einer verbesserten Arbeitsvermittlung und Beschäftigung von älteren Arbeitneh-
mern ab 50 Jahren abzufedern896. Daher stellt sich die Frage nach den Belastungswirkungen 
durch die neue Regelung des § 127 SGB III. Denn die 20-jährige Praxis einer altersgestaf-
felten Bezugsdauer hatte ihren Grund in den schlechten Arbeitsmarktchancen für ältere 
Arbeitslose897. Neben dem entsprechenden Vertrauen der Versicherten auf längere Bezugs-
zeiten für Ältere müssen auch weitere Gesetzesänderungen berücksichtigt werden. So kann 
sich eine zusätzliche Belastung durch die Änderungen im Kündigungsschutzgesetz, insbe-
sondere der Einführung einer Abfindungsregelung bei betriebsbedingter Kündigung, erge-
ben; denn danach besteht die Gefahr, dass ältere Arbeitnehmer verstärkt aus dem aktiven 
Erwerbsleben verdrängt werden898. Diese Belastungswirkung wird allerdings durch eine 
Übergangsregelung nach § 434j SGB III, wonach die bis zum 31. Dezember 2003 geltende 
Fassung weiterhin für Personen anzuwenden ist, deren Anspruch auf Arbeitslosengeld bis 
zum 31. Januar 2006 entstanden ist, gemildert899. 
Eine ähnliche Situation des Vertrauensschutzes für seit langem durchgeführte Regelun-
gen stellt die oben ausgeführte Aufhebung der Rente wegen Arbeitslosigkeit durch das 
Rentenreformgesetz 1999 dar900. Ein weitergehender Vertrauensschutz hätte indes zu Folge, 
dass kein Einspareffekt für das Rentenversicherungssystem zu erzielen sein würde901. Mit 
der Aufhebung des § 38 SGB VI endet die Geschichte dieser Rentenart 70 Jahre nach ihrer 
                                                 
893 BVerfGE 72, 9 (23 f.). 
894 Durch Art. 3 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24.12.2003, BGBl. 
I S. 2954. 
895 Durch Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt (sog. Agenda 2010) – Art. 3 des Gesetzes zur Einordnung 
des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch vom 27.12.2003, BGBl. I S. 3022. 
896 BT-Drucks. 15/1204, S. 1. Im Hintergrund steht, dass die Regelungen über Überwälzung des Kostenrisi-
kos auf die Arbeitgeber durch die Erstattungspflicht nach § 147a SGB III seit 1993 wenig effektiv war. 
Nur bei einem Prozent der Frühverrentungsfälle können die Kosten für das Arbeitslosengeld tatsächlich 
von den Arbeitgebern eingetrieben werden, Mayer, SozSich 2003, S. 243. 
897 Mayer, SozSich 2003, S. 244. 
898 Mayer, SozSich 2003, S. 244 f. 
899 Dagegen ist diese auf zwei Jahre begrenzte Übergangsfrist nach Mayer, SozSich 2003, S. 244 f. ange-
sichts der Schwere des Eingriffs nicht hinnehmbar. 
900 Vom 16.12.1997, BGBl. I S. 2998, vgl. oben 4. Kapitel II. 2. e). 
901 Vgl. Ruland, DRV 1997, S. 107. 
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erstmaligen Einführung im Jahre 1929902. Betroffen sind dabei nicht nur die Angestellten, 
die seit dieser Zeit nach dem AVG diese Art von Renten erhalten können, sondern auch die 
Arbeiter, denen erst im Zuge der Rentenreform 1957 ein Anspruch auf Altersrente wegen 
Arbeitslosigkeit eingeräumt wurde903. Durch das Übergangsrecht nach § 237 Abs. 5 SGB 
VI, wonach eine Rente wegen Arbeitslosigkeit noch für diejenigen gilt, die am 1. Januar 
2004 arbeitslos waren, wird das Vertrauen all derjenigen geschützt, die auf Grundlage des 
geltenden Rechts ihr Ausscheiden aus dem Erwerbsleben „geplant“ haben.  
3.  Erwägungen des Gemeinwohls und das Vertrauen auf das soziale Teilhaberecht 
Bei der oben genannten Güterabwägung kann das Gemeinwohl unter dem Aspekt der 
bezweckten Konsolidierung der Finanzlage des Versicherungsträgers überwiegen904. Da-
nach wäre bei der dramatisch verschlechterten finanziellen Lage der öffentlichen Haushalte 
eine notwendige, schnelle Sanierung auch um den Preis einer Enttäuschung des Vertrauens 
der älteren Mitbürger möglich905. So war die Kürzung des Unterhalts- und des Übergangs-
geldes durch das Haushaltsbegleitgesetz 1984 hinsichtlich der geringeren Schutzwürdigkeit 
des Vertrauens auf kurzfristige Leistungen, wie oben geschildert, zur Erreichung des da-
maligen Sparziels verhältnismäßig906. Dabei hat das Bundesverfassungsgericht allerdings 
offen gelassen, ob im Hinblick auf die häufigen gesetzlichen Änderungen überhaupt ein 
schutzwürdiges Vertrauen bestand907.  
Hinsichtlich des Vertrauens auf ein soziales Teilhaberecht hat das Bundesverfassungs-
gericht in einem Beschluss aus dem Jahre 1981 betont, dass die gesetzliche Rentenversi-
cherung eine Solidargemeinschaft ist, deren Rechte und Verpflichtungen im Laufe der Zeit 
vielfachen Veränderungen unterliegen können908. Insoweit ist ihm auch darin beizupflich-
ten, dass der kollektive, sozialpolitische Bezug der Rentenanwartschaften dem Gesetzgeber 
einen großen Gestaltungsspielraum sichern muss909. Daraus folgt, wie an Hand der Recht-
sprechung dargestellt, dass das öffentliche Interesse an rasch greifenden Maßnahmen ge-
gen die sich drastisch verschlechternde Finanzlage des Versicherungsträgers höher zu be-
werten ist als das Interesse der Versicherten, Kürzungen ihrer Leistungen zu vermeiden910. 
Unter dem Aspekt des Vertrauensschutzes ist außerdem die Argumentation der gerin-
                                                 
902 Fuchs/Köhler, SGb 2002, S. 645. 
903 Fuchs/Köhler, SGb 2002, S. 645. 
904 Vgl. Bieback, ZSR 2000, S. 801; Neumann, NZS 1998, S. 407 f. 
905 Ruland, VSSR 1997, S. 35. 
906 BVerfGE 76, 220 ff. 
907 BVerfGE 76, 220 (245 ff.). Vgl. auch BSG SozR 3-7833 § 1 Nr. 17, S. 84; Bieback, ZSR 2000, S. 801. 
908 BVerfGE 58, 81 (110).  
909 Bieback, ZSR 2000, S. 801. 
910 BVerfGE 76, 220 (245 f.); Neumann, NZS 1998, S. 407. 
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geren Schutzwürdigkeit der freiwillig Versicherten bedeutsam. So zeigt der oben genannte 
Beschluss des Bundesverfassungsgerichts, dass die übergangslose Abwertung der Ausbil-
dungsausfallzeiten bei der Rentenanpassung im Zuge der Rentenreform 1972 für den Per-
sonenkreis, der auf Antrag der Pflichtversicherung beigetreten ist, unter dem Gesichtspunkt 
des Art. 14 GG nicht übermäßig ist911. Das Gericht erkannte zunächst in der nach der vor-
herigen Regelung günstigen Bewertung der Ausbildungsausfallzeiten einen unberechtigten 
Vorteil für die freiwillig Versicherten. Unter Berücksichtigung des darauf begründeten 
Vertrauens hat es weiterhin festgestellt: „Wer sich zur Pflichtversicherung auf Antrag ent-
schließt und Beiträge nachentrichtet, kann nicht erwarten, dass er grundsätzlich besser ge-
schützt wird als derjenige Versicherte, der aufgrund seiner abhängigen Beschäftigung 
pflichtversichert ist“912. Insoweit unterscheidet sich danach die Zugehörigkeit zu einem sol-
chen Sozialversicherungssystem deutlich von Positionen, die aus im Rahmen der Vertrags-
freiheit geschlossenen Privatversicherungsverträgen folgen. Mit Rücksicht auf diesen Aus-
gangspunkt und die Leistungsfähigfähigkeit des Versicherungsträgers ist der Gesetzgeber 
grundsätzlich nicht verpflichtet, eine Übergangsregelung zu schaffen, die auch dem Ver-
trauensschutz des freiwillig Versicherten auf Fortbestand der Rentenanpassungsformel 
Rechnung trägt.  
Im Gegensatz zum Ergebnis des Beschlusses aus dem Jahre 1981 wurde Art. 14 Abs. 1 
GG unter dem Aspekt des Vertrauensschutzes nach einem Beschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts aus dem Jahre 1985 durch eine übergangslose Abwertung der Ausbildungs-
Ausfallzeiten nach dem Rentenanpassungsgesetz von 1977 verletzt913. Danach wiegt hier 
der Schutz des Vertrauens der Betroffenen schwerer als das öffentliche Interesse – aller-
dings nur insofern, als dem auf Antrag der Pflichtversicherung Beigetretenen nicht die 
Möglichkeit eröffnet wurde, die Pflichtversicherung wieder zu beenden. 
Das Vertrauen auf den Fortbestand der Sozialversicherungsleistung ist daher doppel-
wertig914: einerseits ist das Interesse der Versicherten am Fortbestand eines über lange Zeit 
bestehenden Rechtszustandes grundsätzlich hoch einzuschätzen915; andererseits ist gerade 
im sozialen Teilhaberecht von vornherein die Möglichkeit zur Anpassung an geänderte 
Verhältnisse angelegt916.  
                                                 
911 BVerfGE 58, 81 ff.  
912 BVerfGE 58, 81 (122). Kritisch dazu Katzenstein in seiner abweichende Meinung in BVerfGE 58, 81 
(129 ff.); Plagemann, NJW 1982, S. 560. 
913 BVerfGE 71, 1 ff.; Papier, in: Maydell/Ruland, SRH, A. 3 Rn. 121. 
914 BVerfGE 97, 271 (289); Bieback, ZSR 2000, S. 801. 
915 Vgl. BVerfGE 51, 356 (363). Vgl. Katenstein in seiner abweichenden Meinung, in BVerfGE 58, 81 
(129 ff.).  
916 Vgl. BVerfGE 69, 272 (309); 70, 101 (111); 97, 271 (289). 
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4.  Ergebnis 
Der vom Rechtsstaatsprinzip umfasste Grundsatz des Vertrauensschutzes wird für die 
sozialen Vermögensrechte durch die Eigentumsgarantie konkretisiert. Dementsprechend 
wird dieser Grundsatz thematisch vorrangig aus Art. 14 GG entnommen. Die Ansicht, dass 
der Vertrauensschutz eine selbstständige grundrechtsimmanente Schranke bilde, wird ab-
gelehnt. 
Die Schutzwürdigkeit des Vertrauens wird durch die Methodik des Bundesverfas-
sungsgerichts – wonach es Abstufungen hinsichtlich des Eigentumsschutzes gibt – beein-
flusst. Danach ist der Vertrauensschutz höher anzusiedeln: wenn in Rechte und nicht nur in 
Anwartschaften eingegriffen wird; wenn Ansprüche bereits zugebilligt sind und zudem de-
ren genauer Umfang bereits feststeht; wenn in Ansehung des Rechts Dispositionen mit 
langfristigen Auswirkungen getroffen worden sind. Tendenziell nimmt der Vertrauens-
schutz dagegen ab: je erheblicher die finanziellen Interessen des Staates sind; wenn die ge-
kürzte Eigentumsposition in einer bloßen Aussicht besteht; wenn es um den Abbau unbe-
rechtigter Vorteile geht; wenn die Bekämpfung von Missbrauch bezweckt wird oder 
Unklarheiten beseitigt werden sollen917.  
Bei der Frage, ob der Gesetzgeber zur Schaffung von Übergangsrecht verpflichtet ist, 
sind nach dieser Rechtsprechung folgende Aspekte zu berücksichtigen: eine lange Traditi-
on für den Bezug von Lohnersatzleistungen, die geringere Schutzwürdigkeit des Vertrau-
ens der freiwillig Versicherten, sowie der Umstand, dass dem Betroffenen hinsichtlich der 
Leistungskürzung nicht die Möglichkeit eröffnet wurde, die Benachteiligung abzumildern.  
Angesichts der sich ändernden sozialversicherungsrechtlichen Rahmenbedingungen, 
wie wechselnder Interessenlagen oder abnehmender Belastbarkeit der Solidargemeinschaft, 
ist es nicht zu vermeiden, dass das – grundsätzlich aufgrund der langfristigen Auswirkun-
gen zu Recht bestehende – Vertrauen auf eine angemessene Rentenleistung jedoch nur eine 
durch Art. 14 GG vermittelte Garantie des auf eigener Beitragsleistung beruhenden Versi-
cherungsschutzes des Pflichtversicherten zu verschaffen vermag918. 
V.  Folgerung 
Durch Erstreckung des Eigentumsschutzes auf die freiheitssichernden sozialen Vermö-
gensrechte wird neben dem Abwehrrecht vor Eingriffen eine Forderung nach Teilhabe an 
staatlichen sozialen Leistungen begründet. Bei der Rechtfertigung der Leistungskürzungen 
                                                 
917 So Jäger, SGb 1994, S. 115; Spellbrink, in: Spellbrink/Eicher, Kassler Handbuch des Arbeitsförderungs-
rechts, § 39 Rn. 111. 
918 Vgl. Rolfs, Versicherungsprinzip, S. 135; Neumann, NZS 1998, S. 407. 
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spielen aber nach der Rechtsprechung die Kriterien des personalen Bezugs – der Eigenleis-
tung des Versicherten und des sozialen Bezugs – sowie der sozialen Umverteilung eine 
zentrale Rolle. Die Eigentumsgarantie und der daraus gebotene Vertrauensschutz wird 
dann entsprechend der nach der Beitragszahlung abgestuften Prüfungsintensität relativiert.  
Dies hängt mit der Feststellung zusammen, dass die Grundprinzipien der Sozialversi-
cherung – Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich – weder eindeutig sind noch ihr 
Verhältnis zueinander klar genug ist, um aus ihnen eine konkrete Forderung auf den Fort-
bestand von Sozialleistungen zu entnehmen. Je genereller Leistungskürzungen vorgenom-
men und die Belastungswirkungen in der Solidargemeinschaft verteilt werden, umso 
schwieriger wird es, eine sachwidrige Ungleichbehandlung festzustellen. Die positive 
Funktion des Grundrechtsschutzes besteht nur in der Förderungspflicht des Staates für die 
Gleichbehandlung von Kindererziehenden gegenüber den Versicherten ohne Kinder und 
für die Gleichbehandlung der Geschlechter.  
So wird beim Sozialabbau und -umbau der Aspekt der sozialen Grundsicherung, für die 
in erster Linie Beiträge gezahlt werden, herangezogen. Danach werden grundrechtlich 
stärker geschützt: die Pflichtversicherten gegenüber den freiwillig Versicherten in der Ren-
tenversicherung, die Sachleistungen gegenüber den Geldleistungen in der Krankenversi-
cherung, die Lohnersatzleistungen wegen Arbeitslosigkeit gegenüber denen wegen berufli-
cher Weiterbildung in der Arbeitslosenversicherung, sowie der auf Beiträgen und 
Kindererziehungszeiten beruhende Rentenanteil gegenüber dem Rentenanteil wegen der 
Anrechnung der schulischen Ausbildung. Art. 3 Abs. 1 GG eignet sich wie Art. 14 Abs. 1 
GG lediglich in relativer Hinsicht, also in Beziehung zu anderen „Schutzbedürftigen“ dazu, 
eine soziale Position zu bewahren oder auszubauen919. Unmittelbare Ansprüche auf konkre-
te Leistungen lassen sich aus ihnen dagegen nicht ableiten. 
Eine erkennbare verfassungsrechtliche Schutzgrenze ist folglich nur ein aus der Ab-
wehrfunktion der Grundrechte abgeleiteter negativer Bestandsschutz gegen übermäßige 
staatliche Eingriffe. Er bezieht sich auf den Kernbereich des Bestandsschutzes, der auf der 
eigenen Leistung des Versicherten beruht, und die Absenkungsgrenze, die über der Sozial-
hilfeschwelle liegt. Dementsprechend überwiegt der Respekt des Bundesverfassungsge-
richts vor dem gesetzgeberischen Einschätzungsspielraum für die Erhaltung der Leistungs-
fähigkeit des Versicherungsträgers in seiner Güterabwägung zwischen dem Gemeinwohl 
und den Individualinteressen des Versicherten. Der Grundrechtsschutz hinsichtlich des 
Teilhaberechts an Sozialleistungen ist damit in der Tat nicht wesentlich mehr als eine „weit 
                                                 
919 Bieback, KJ 1998, S. 176. 
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verstandene Missbrauchskontrolle gegenüber dem Gesetzgeber“920. 
Zur Anpassung an veränderte volkswirtschaftliche Rahmenbedingungen unterliegt die 
Sozialversicherung zwar einer gewissen Wandelbarkeit, doch kann sie nicht abrupt geän-
dert werden; zumindest muss für die jeweils Beitragspflichtigen eine gewisse Systemkon-
tinuität gewahrt und ihnen ein den eigenen Löhnen vergleichbares Sicherungssystem be-
reitgestellt werden. 
                                                 
920 Neumann, NZS 1998, S. 411. 
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Zusammenfassung in Leitsätzen und Thesen 
I.  Grundrechtsschutz der Sozialleistungen in Theorie und Praxis 
1. Ein Recht auf eine konkrete sozialversicherungsrechtliche Leistung kann weder aus 
dem Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) bzw. der immanenten Schutzpflicht des Staa-
tes aus Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG noch aus der Familienlastenausgleichs-
förderung aus Art. 6 Abs. 1 GG abgeleitet werden (4. Kapitel I.). Der Schutz der beitrags-
finanzierten Sozialleistungen gegen den Sozialumbau beruht hauptsächlich auf der 
Eigentumsgarantie nach Art. 14 Abs. 1 GG, dem daraus entnommene Vertrauensschutz 
und dem Gleichheitsrecht nach Art. 3 Abs. 1 GG. 
2. Die Gewährleistung der Lohnersatzleistungen durch die Beitragsfinanzierung und 
darauf gegründete öffentlich-rechtliche Ansprüche sind Grundpfeiler des Sozialversiche-
rungssystems, das auf Bismarcks Reform zurückzuführen ist (1. Kapitel). Zwischen Leis-
tungsansprüchen und Beitragspflicht besteht eine Wechselbeziehung: Der Leistungsan-
spruch ist nicht an die Beitragszahlung, sondern an die Ausübung einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung gebunden. Hinsichtlich der Abhängigkeit von er-
zielten Arbeitseinkünften des Versicherten haben die vermögensrechtlichen Ansprüche ei-
ne Lohnersatzfunktion (2 Kapitel II, III.). Dabei handelt sich um eine abstrakte, flexible 
Berechtigung zur anteiligen zukünftigen Teilhabe an einem öffentlichen Leistungssystem. 
3. Durch Erstreckung auf sozialversicherungsrechtliche Positionen erfährt die Eigen-
tumsgarantie entsprechend einen erheblichen Wandel: aus einem liberalen Freiheits- bzw. 
Abwehrrecht wird ein soziales Teilhaberecht (4. Kapitel III. 3. a)).  
a) Nach der Vorstellung der Teilhabeberechtigung sollte die sozialversicherungsrechtli-
che Vermögensposition insoweit grundsätzlich dem Schutz von Art. 14 Abs. 1 GG unter-
stellt werden, wie sie eine eigentumsrelevante freiheitssichernde Funktion trägt (4. Kapitel 
III. 1. c) aa)). In diesem Sinne hätten die Versicherten schon durch die Zusage des Gesetz-
gebers eine eigentumsrelevante sozialrechtliche Position erworben. Die Verfassungsmä-
ßigkeit der Einschränkung einer solchen Position wäre danach ohne Differenzierung nach 
der Versichertenart, der damit abgedeckten Risikoart und des Grundes der Beitragszahlung 
nach gleichen Maßstäben zu beurteilen, soweit solche Unterschiede durch die verfas-
sungsmäßige Beitragserhebung egalisiert werden (3. Kapitel IV., 4. Kapitel III. 3 a) aa)) 
und die Gewährleistung dieses Versicherungsschutzes der Erfüllung der Sozialversiche-
rungsaufgabe dient.  
b) Hinsichtlich der freiheitssichernden Bedeutung der Sozialversicherungsleistung wäre 
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bei der Rechtfertigung von Leistungskürzungen nach Art. 3 Abs. 1 GG zu berücksichtigen, 
dass dem Gesetzgeber eine engere Grenze gegenüber dem im Allgemeinen weiten Gestal-
tungsspielraum des Gesetzgebers gesetzt werden müsste, wenn bei diesen nach Versicher-
tengruppen differenziert wird oder es sich um Eingriffe in durch die Eigentumsgarantie ge-
schützte Rechtspositionen handelt (3. Kapitel III. 1. a), 4. Kapitel II. 1.). 
4. In der Praxis zeigt sich dagegen ein anderes Bild: Das hoch geschätzte soziale Teil-
haberecht wird durch das Abstufungskriterium des Bundesverfassungsgerichts auf eine 
abwehrsichernde Wirkung – zum Schutz der vom Versicherten durch Beiträge verdienten 
Sozialleistungen – reduziert (4. Kapitel III. 3., IV.).  
a) Das Bundesverfassungsgericht beschränkt den Umfang des Eigentumsschutzes auf 
die vermögenswerten Ansprüche und Anwartschaften, die eine dem Versicherten verfüg-
bare, von ihm erdiente und seine Existenz sichernde Leistung darstellen. Bei der Recht-
fertigung der Leistungskürzungen wird die auf Beiträgen beruhende Leistung nach dem 
Versicherungsprinzip höher bewertet. Je weiter der Gesetzgeber den Kreis von Sozialleis-
tungen zieht, die nicht auf Beiträgen beruhen, desto weniger fest ist der eigentumsrechtli-
che Bestands- und Vertrauensschutz in Bezug auf diese Leistungen (4. Kapitel III. 1-2.).  
b) Der Ausschluss einer vermögenswerten Rechtsposition oder die Leistungskürzungen 
bei bestimmen Personengruppen ist nach Art. 3 Abs. 1 GG nicht zu beanstanden, soweit 
dafür ein sachlicher Grund besteht. Art. 3 Abs. 1 GG eignet sich wie Art. 14 Abs. 1 GG 
lediglich in relativer Hinsicht, also in Beziehung zu anderen „Schutzbedürftigen“ dazu, 
eine soziale Position zu bewahren oder auszubauen (4. Kapitel II. 4).  
So überwiegen bei der Rechtfertigung der Leistungskürzungen nach der Rechtspre-
chung folgende Argumente: die systembedingte Ungleichbehandlung zwischen Pflichtver-
sicherten und freiwillig Versicherten sowie zwischen den Versicherten und den Hinterblie-
benen, die Verwaltungspraktikabilität und die Erhaltung der Leistungsfähigkeit des 
Versicherungsträgers im Gemeinwohlinteresse und schließlich der Respekt für den Pro-
gnosespielraum des Gesetzgebers hinsichtlich Eignung und Erforderlichkeit des eingesetz-
ten Mittels. Demnach zielt die Aufgabe der Judikatur in Bezug auf die Finanzierungskrise 
des Versicherungsträgers auf die Bewahrung eines auf eigener Beitragsleistung beruhen-
den „Mindestschutzes“ der Pflichtversicherten gegen die elementaren Versicherungsrisiken 
(4. Kapitel II. 1. a) und 2., III. 2. b)-c), V). 
5. Mitursächlich für eine lediglich begrenzte Schutzwirkung der Grundrechte gegen den 
Sozialumbau ist weiterhin die Feststellung, dass sich aus dem Gleichheitsrecht des Art. 3 
Abs. 1 GG grundsätzlich keine konkrete Forderung auf Gewährleistung und Erhaltung 
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einer bestimmten Versicherungsleistung entnehmen lässt. Die positive teilhaberechtliche 
Funktion des Grundrechtsschutzes besteht nach der Rechtsprechung nur aus Art. 3 Abs. 1 
i. V. m. Art. 6 Abs. 1 GG als Förderungspflicht des Staats für die Gleichbehandlung der 
Kindererziehenden gegenüber Versicherten ohne Kinder, und aus Art. 3 Abs. 2 GG für die 
Gleichbehandlung der Geschlechter, sowie aus Art. 14 Abs. 1 GG hinsichtlich einer Rang-
stellengarantie des Versicherten innerhalb der Solidargemeinschaft (4. Kapitel II. 3. a)-b), 
III. 3. b)). 
II.  Sozialleistungen im Sozialausbau und -umbau 
1. Zwischen der Gewährleistung und der Kürzung von Sozialversicherungsleistungen 
besteht eine Inkongruenz hinsichtlich der verfassungsgerichtlichen Rechtfertigungs-
methode. Bei der Gewährleistung dominiert die Schutzbedürftigkeit des Versicherten. So 
lassen sich die nicht beitragsgedeckten Leistungen durch die weite Gestaltungsfreiheit der 
Sozialversicherung mit dem Gedanken des sozialen Ausgleichs rechtfertigen (3. Kapitel II. 
2. b), III. 1. b) aa)). Bei den Kürzungen wird demgegenüber vor allem auf die finanzielle 
Leistungsfähigkeit der Versicherungsträger abgestellt und der dem Versicherungsprinzip 
entsprechende Aspekt der Grundsicherung, für die in erster Linie Beiträge gezahlt werden, 
betont (4. Kapitel III. 2. d)). Beide Ansätze führen jedoch zur gleichen Folge: Aufgabe der 
Judikatur ist danach nur, vor einer übermäßigen Änderung der gesetzgeberischen Leis-
tungsgestaltung zu schützen (3. Kapitel IV., 4. Kapitel III. 4.).  
2. Zu erkennen ist damit, dass die Judikatur zwar den Bestandsschutz der sozialversi-
cherungsrechtlichen Rechtspositionen den Grundrechten von Art. 14 Abs. 1 und Art. 3 Abs. 
1 GG unterstellt, ihre Haltung in dieser Frage aber zugleich von der Furcht vor einer Ein-
mischung in die Sozialpolitik und einer Blockierung des Gesetzgebers geprägt ist.  
Die Gefahr, dass der Bestandsschutz des sozialen Teilhaberechts zum Status quo der 
staatlichen Ausgaben führen könnte, hängt eher mit der Problematik der Ausdehnung der 
nicht beitragsgedeckten versicherungsfremden Leistungen zusammen. Die Verlagerung 
von staatlichen Aufgaben auf Leistungen mit Elementen des sozialen Ausgleichs ist eine 
Konsequenz des weiten Gattungsgebegriffs Sozialversicherung, der im Rahmen der Kom-
petenz des Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG gilt (3. Kapitel II.). 
3. Die Großzügigkeit des Bundesverfassungsgerichts hinsichtlich der Einschätzung des 
Gesetzgebers über die Leistungsfähigkeit des Sozialversicherungssystems bei der Ein-
beziehung und Kürzung versicherungsfremder Leistungen kann damit begründet werden, 
dass durch eine (lediglich) dezente verfassungsgerichtliche Kontrolle dem zukünftigen 
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Gesetzgeber in Bezug auf den Gesellschaftswandel größere Anpassungsmöglichkeiten zur 
Verfügung stehen sollen. Der Gesetzgeber darf zum Zweck der Einsparung und Beitrags-
entlastung verhältnismäßig und vorrangig die versicherungsfremden Leistungen abbauen.  
4. Bedenklich ist aber die Selbstbeschränkung der Judikatur, wonach sie das Problem 
der Ausdehnung der versicherungsfremden Leistungen und die daraus resultierende Folge 
einer Finanzierungskrise und erforderlichem Sozialumbau weitestgehend der sozialpoliti-
schen Verantwortung des Gesetzgebers überlässt. Dadurch richtet sich die Grenze der Bei-
tragserhöhungen sowie der Leistungskürzungen grundsätzlich nach den wechselnden Inte-
ressenlagen oder der abnehmenden Belastbarkeit der Solidargemeinschaft. 
Hinsichtlich der kritischen Finanzierungslage des Versicherungssystems könnte das 
Vertrauen des Versicherten, insbesondere der freiwillig Versicherten auf Fortbestand der 
Leistungen kaum Vorrang erhalten. Der Beitragszahler, insbesondere in der Rentenver-
sicherung wird zwar wegen der versicherungsfremden Leistungen zusätzlich belastet, doch 
vermag sein Vertrauen auf eine angemessene Lohnersatzleistung nur eine Garantie des auf 
eigener Beitragsleistung beruhenden Versicherungsschutzes zu verschaffen. Festzustellen 
ist damit schließlich, dass das Interesse des Versicherten beim Vorgang des Sozialaufbaus 
und -umbaus nicht ausreichend berücksichtigt wird (4. Kapitel IV.). 
III.  Stellungnahme 
1. Das Sozialversicherungssystem garantiert in Bezug auf spätere Lohnersatzleistungen 
kein bestimmtes Leistungsniveau (4. Kapitel II. 2. c) cc)). Die drastisch reduzierte Renten-
rendite stellt nur ein Indiz für einen übermäßigen Beitragssatz dar. Verfassungswidrig auf-
grund eines Verstoßes gegen Art. 2 Abs. 1 GG wäre dieser unter der Voraussetzung, dass 
hinsichtlich der Höhe des Beitragssatzes gegenüber den reduzierten Versicherungsleis-
tungen eine Disproportionalität in der Zweck-Mittel-Relation besteht (3. Kapitel III. 2. c) 
aa), d)).  
2. Der Grundrechtsschutz gegen eine Reduzierung des Leistungsniveaus könnte im An-
schluss an im Schrifttum vorgeschlagene Maßnahmen, folgendermaßen zu verstärken sein: 
— Durch eine stärkere Betonung der Lohnersatzfunktion der Renten; womit sich der Wert 
dieser Leistungen am jeweiligen allgemeinen Lohnniveau zu orientieren hätte. Zuzu-
stimmen ist der Ansicht Papiers, wonach dieser Gedanke eine verfassungsrechtliche 
Stütze in dem rechtsstaatlichen Prinzip der Systemkontinuität findet. Der sozialgestal-
tende Gesetzgeber hat danach dem jeweils Beitragspflichtigen gegenüber die Ver-
pflichtung, eine mit Eingriffen verbundene sozialversicherungsrechtliche Zielsetzung 
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in seinen Grundgedanken insoweit kontinuierlich weiterzuverfolgen, als diese nicht ab-
rupt und übergangslos aufgegeben werden dürfen (4. Kapitel III. 3. c) cc) (3)). 
— Durch einen strengen gleichheitsrechtlichen Prüfungsmaßstab bei der Beschränkung 
der freiheitssichernden vermögenswerten Rechtspositionen, wie insbesondere Jarass 
fordert. Ebenfalls erfordert der Gleichheitssatz bei der Leistungskürzung einen über die 
Evidenzkontrolle hinausgehenden sachlichen Differenzierungsgrund für die Recht-
mäßigkeit einer unterschiedlichen Behandlung der verschiedenen Versichertengruppen. 
Größerer Schutz vor einer (einseitigen) übermäßigen Belastungswirkung kann damit 
durch Vornahme genereller Leistungskürzungen im Sinne einer gleichmäßigen Kos-
tenverteilung beim Sozialabbau in der Solidargemeinschaft erreicht werden (4. Kapitel 
II. 2. e)).  
3. Die Problematik der reduzierten Substanz des Eigentumsschutzes nach Art. 14 Abs. 
1 GG kann ferner nicht von der Bedrohung der Stabilität des Systems der Beitragsfinan-
zierung durch die Ausweitung der versicherungsfremden Leistungen getrennt werden. Um 
den verfassungsrechtlichen Schutz des sozialen Teilhaberechts zu realisieren, ist eine fi-
nanzverfassungsrechtliche Klarheit darüber erforderlich, was zum beitragsfinanzierten 
Versicherungsschutz in der Solidargemeinschaft zu rechnen ist. Ein Mittel, das dazu bei-
tragen kann, ist eine sachlich-gegenständliche Kompetenzprüfung und die daraus folgende 
materielle Zweckbindung der Beiträge, bei der die elementaren Merkmale – Risikokollek-
tivierung durch Beitragsfinanzierung im Vorsorgesystem – für ihre Zuordnung zur Sozial-
versicherung maßgebend sind (3. Kapitel II. 2. b) cc)).  
4. Um die Verhältnismäßigkeit der Einbeziehung wie auch der Kürzung von Sozialver-
sicherungsleistungen zu begründen, genügt es nicht, ausschließlich auf die Gestaltungs-
freiheit des Gesetzgebers zu verweisen. Zwischen der Einmischung der Verfassungs-
gerichtsbarkeit in streitige Fragen der Sozialpolitik und der zurückhaltenden 
Evidenzkontrolle bei der Prüfung der kompetenzrechtlichen Zulässigkeit sowie der Erfor-
derlichkeit und Geeignetheit der gesetzgeberischen Eingriffe gibt es noch Umstände, die 
mittels der vorgeschlagenen Maßnahmen inhaltlich hinsichtlich der Grundrechtsrelevanz 
der sozialen Rechtspositionen verfassungsrechtlich klargestellt werden müssen. Damit ist 
es zu erwarten, dass der Sozialumbau unter einer effektiveren verfassungsgerichtlichen 
Kontrolle steht, und somit essenzielle soziale Rechte gegenüber drastischen gesetzgeberi-
schen Einschnitten besser geschützt sind. 
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